
Zeitung des Deutschen Kulturrates

Nr. 04/11 · Juli – August 2011		 www.kulturrat.de                                           3,00 E · ISSN 1619-4217 · B 58 662

Editorial
Demografiegerechtigkeit

puk-preis 2011
Vor wenigen Wochen wurde 
der politik und kultur-
Journalistenpreis 2011 
vergeben. Lesen Sie, wer 
mit einem der diesjährigen 
Preise ausgezeichnet wurde.
Seiten 7 bis 12

kulturfinanzierung
Viele Länder und Kommu-
nen sind nach wie vor mit 
knappen Kassen konfron-
tiert. Ist die kulturelle Grund-
versorgung in Deutschland 
noch zu retten?
Seiten 1 bis 3

Bilanz: Aktionstag
Das Feld der kulturellen Viel-
falt wird seit Jahren von der 
UNESCO-Kommission be-
stellt. Der Deutsche Kulturrat 
nimmt sich des Themas mit 
einem Aktionstag an. 
Seiten 4 und 5

aus den ländern
Kultur ist (auch) Ländersa-
che. Wir gehen weiter der 
Frage nach: wie sind die 
Bundesländer in Sachen 
Kultur aufgestellt? Politische 
Einsichten und Weitsicht(en). 
Seiten 18 und 19

interkultur
50 Jahre türkische Migrati-
on: „Wir riefen Arbeiter, es 
kamen Menschen.“ Ein oft 
zitierter Satz, dessen Sinn 
aber nach wie vor zu selten 
nachgespürt wird. 
Beilage Seiten 1 bis 12

Kultur-Mensch
Heiner B. Lendermann

Weiter auf Seite 2

Beilage: 50 Jahre  

türkische Migration

© Kommissariat der deutschen Bi-
schöfe - Katholisches Büro in Berlin
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Bunter, älter, weniger – an die­
sem Slogan kommt seit einigen 

 Jahren niemand vorbei. Er fasst den 
demografischen Wandel zusammen. 
Konkret bedeutet dieser Slogan 
für die westlichen Industriegesell­
schaften, dass in ihnen weniger 
Menschen leben, also die Bevölke­
rungszahl schrumpft, dass in ihnen 
mehr ältere als jüngere Menschen 
leben, also die Bevölkerungszu­
sammensetzung sich mit Blick auf  
die Altersstruktur ändert und dass 
in ihnen mehr Menschen mit Migra­
tionshintergrund leben, sich folglich 
die Bevölkerung auch hinsicht- 
lich der kulturellen Herkünfte ver­
ändert.

Dieser zitierte, eher fröhlich da­
her kommende Slogan bringt eine 
Veränderung auf den Punkt, die für 
alle Akteure des Kulturbereichs – egal 
ob Künstler, ob Kulturverwerter, ob 
Kultureinrichtung, ob Kulturverein 
– einschneidend ist. Sie bedeutet 
nichts anderes als das Ende der 
Wachstumslogik im Kulturbereich. 
Über Jahrzehnte hinweg bedeutete 
Kulturförderung immer ein Plus. 
Neue Vorhaben, neue Institutionen, 
neue Projekte wurden zusätzlich zu 
den Bestehenden unterstützt. Dieses 
bedeutete auch für Künstler und 
andere Kulturakteure veränderte 
Entwicklungs-, Absatz- und vor al­
lem Verdienstchancen. 

Der demografische Wandel wird 
die Kulturpolitik zwingen, Entschei­
dungen über die künftige kulturelle 
Infrastruktur zu treffen und diese 
Entscheidungen werden unmittel­
bare Auswirkungen auf die Erwerbs­
möglichkeiten von Künstlern und 
die Kulturwirtschaft im Allgemeinen 
haben. 

Wenn sehr viel weniger Men­
schen in einigen Regionen leben, 
wird sich die Frage stellen, ob nicht 
auch die kulturelle Infrastruktur vor 
Ort zurückgefahren werden muss. 
Für Künstler heißt dies, dass sie weni­
ger Auftritts- oder Ausstellungsmög­
lichkeiten haben. Wenn sich die Be­
völkerungszusammensetzung und 
damit auch die Nachfrage nach kul­
turellen Angeboten ändern, müssen 
die bewährten Förderstrukturen auf 
den Prüfstand. 

Kulturelle Vielfalt darf in diesem 
Zusammenhang keine beliebige 
Aussage sein, sondern die Förde­
rung kultureller Vielfalt bedeutet  
bei tendenziell eher sinkenden Kul- 
turfördermitteln, dass der Kuchen 
der Kulturförderung neu, also de- 
mografiegerecht, geteilt werden 
muss. 

Olaf Zimmermann,  Geschäfts- 
führer des Deutschen Kulturrates,   

Herausgeber von politik und  
kultur 

Schuldenabbau ohne Raubbau
Kulturförderung in Zeiten der Schuldenbremse • Von Jürgen Trittin

Das Theater Rudolstadt lud am 3. März, zeitlich zusammenfallend mit dem Auftakt des Aktionstages, Politiker zur „Schick-
salssinfonie“ ein. Im Stück sieht sich ein Orchester in seiner Existenz bedroht und versucht, Alternativen zu entwerfen.       

Foto: Peter Scholz

Angesichts der Rekordverschuldung 
der öffentlichen Haushalte ist Schul-
denbegrenzung die einzig richtige 
Konsequenz. Bund, Länder und Kom- 
munen müssen von ihren Schulden- 
bergen herunterkommen, nicht zu- 
letzt damit nachfolgende Generati-
onen noch Gestaltungsspielräume 
haben. Dieser Grundgedanke bleibt 
absolut unterstützenswert. 

Mit dem starren Instrument der 
Schuldenbremse indes geben 

wir unseren Kindern eine große ge­
sellschaftliche Hypothek mit auf den 
Weg. Künftige Generationen erben 
zwar vielleicht keine massive Schul­
denberge, aber sie leben unter Um­
ständen in einer kulturell verarmten 
Gesellschaft. Was im Kulturbetrieb 
einmal dem Rotstift zum Opfer gefal­
len ist, bleibt oft unwiederbringlich 
verloren. Ein paar schlechte Jahre 
können für einen radikalen Kahl­
schlag in der Szene sorgen, denn 
einmal geschlossene Einrichtungen 
öffnen in der Regel nicht wieder. Kul­
tur gehört aber wesentlich zum Fun­
dament unserer Gesellschaft. Wenn 
die Schuldenbremse in den kom­
menden Jahren dazu führt, dass die 
kulturelle Infrastruktur geschwächt 
oder in Teilen gar ganz abgewickelt 
wird, wird dieses Fundament nach­
haltig beschädigt. So gesehen ist 
die Schuldenbremse ein vergiftetes 
Geschenk an künftige Generationen.

Der Deutsche Kulturrat hatte 
schon 2009 davor gewarnt, die Ge­

staltungs- und Handlungsspielräume 
der Kulturpolitik durch die Schulden­
bremse weiter einzuschränken, und 
sich gegen deren Einführung stark 
gemacht – ohne Erfolg. Die Schul­
denbremse wurde im Grundgesetz 
verankert, und nun müssen wir mit 
ihr leben. Denn dass sich eine Zwei­

drittelmehrheit in Bundestag und 
Bundesrat findet, mit der die Schul­
denbremse wieder aus dem Grundge­
setz gestrichen oder verändern wird, 
ist unwahrscheinlich. 

Wenn Bund und Länder sparen 
müssen, geben sie diesen Spardruck 
gern „nach unten“ weiter – an die 
Kommunen. Gerade in den Städten 
und Gemeinden findet aber ein 
Großteil der öffentlichen Kulturförde­
rung statt, dort lauert also die größte 
Gefahr für den Erhalt der kulturellen 
Infrastruktur in Zeiten der Schulden­
bremse. Wenn es den Kommunen 
finanziell an den Kragen geht, dauert 
es – so die Erfahrung – nicht lange, 
und die Förderung von Kultur und 
kultureller Bildung landet unter dem 
Rotstift. Man würde den Haushalts­
politikern vor Ort jedoch Unrecht 
tun, wenn man unterstellte, sie seien 
allesamt Kulturbanausen. Vielmehr 
sind sie gezwungen, zunächst die 
staatlichen Pflichtaufgaben zu erfül­
len, dazu zählen vor allem Soziallei­
stungen und Personalausgaben. Die 
Kulturförderung ist ebenso wie der 
Erhalt von Jugendeinrichtungen, 
Schwimmbädern oder Beratungs­
stellen eine sogenannte freiwillige 
Aufgabe. Theoretisch sollen Kommu­
nen frei entscheiden können, welche 
Leistungen sie anbieten möchten 
und in welcher Form. In der Realität 
stehen für die freiwilligen Aufgaben in 
den kommunalen Haushalten meist 
nur sehr geringe Mittel zur Verfügung, 
und so stellt sich oft ganz brutal die 
Frage: Freibad oder Bücherbus, Stadt­
theater oder Suchtberatungsstelle? 

Nicht selten zieht die Kultur dabei 
den Kürzeren. Es ist jedoch ausge­
sprochen kurzsichtig, Kultur als Sah­
nehäubchen zu sehen, auf das man in 
schlechten Zeiten leichter verzichten 
kann als auf andere Dinge. Kultu­
relle Vielfalt und kulturelle Bildung 
sorgen dafür, dass eine Gesellschaft 
nicht auseinanderbricht, sie wirken 
sozialer und ethnischer Spaltung ent­
gegen und stärken damit Gesellschaft 
und Demokratie insgesamt. Kultur 
fördert und fordert Kreativität und 
Gestaltungskompetenz, Eigeniniti­
ative und Engagement. Das zeigen 
viele tausende erfolgreiche Projekte 
und Programme im ganzen Land. 
Sie verdienen nicht weniger, sondern 
mehr Förderung.

Kultur zu stärken statt zu be­
schneiden, ist auch ein Gebot ökono­
mischer Vernunft. Denn Kultur ist ein 
wichtiger Wirtschaftszweig für unser 
Land. 2009 hat der deutsche Kultur­
betrieb nach Berechnungen des Bun­
deswirtschaftsministeriums knapp 
63 Milliarden Euro erwirtschaftet. 
In Kultur, Film und Medien, Design, 
Werbung, Software- und Computer­
spielindustrie arbeiten mehr als eine 
Million Menschen in Deutschland. 
Mit seinen kreativen Erzeugnissen, 
Produkten und Projekten leistet der 

Wer bei Heiner Lendermanns freund-
lichem Lächeln, seinem überaus sym- 
pathischen Auftreten und seiner zu-
gänglichen Art denkt, ein „Leichtge-
wicht“ vor sich zu haben, wird schnell 
eines besseren belehrt. Lendermann 

versteht es sehr genau, die Interessen 
der Katholischen Kirche durchzuset-
zen. Das Staatskirchenrecht, sein 
Spezialgebiet, weiß er sehr geschickt 
einzusetzen, um für das Kommissa-
riat der Deutschen Bischöfe aktiv zu 
werden.

Dabei ist er keineswegs verbohrt, 
ganz im Gegenteil. Im besten Sinne 
rheinisch, ist er neugierig auf andere 
Menschen und Positionen, geht auf 
sie zu, weiß durch die Kraft der Ar-
gumente und seine unnachahmliche 
Art zu überzeugen. Bei Fragen des 
bürgerschaftlichen Engagements oder 
auch dem Verhältnis von Kultur und 
Kirche war er in der letzten Jahren 
ein verlässlicher Partner, der, seinen 
nahestehenden Ruhestand vor Augen, 
den Stab sukzessive an Nachfolgende 
weitergegeben hat. Im Juli wird Heiner 
B. Lendermann in den Ruhestand ge- 
hen und Berlin adé sagen. 
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Kulturbetrieb einen unverzichtbaren 
Beitrag zur gesellschaftlichen Inno­
vation. 

Kultur ist ein Besucher-Magnet. 
Auch und gerade wirtschaftlich 
schwächere Regionen profitieren 
vom reichhaltigen kulturellen Erbe 
Deutschlands, das Jahr für Jahr mehr 
Touristen anzieht. Kultur- und Städ­
tetourismus boomen mit einem jähr­
lichen Bruttoumsatz von 82 Milli­
arden Euro. Kultur und Kreativität 
machen aber nicht nur für Touristen 
die Attraktivität von Standorten aus, 
sondern auch für kreative Köpfe und 
junge Unternehmen, die eine Ansied­
lungsentscheidung zu treffen haben. 
In der Entscheidung, was Städte und 
Regionen lebenswert macht, rangiert 
ein breites und vielfältiges kulturelles 
Angebot ganz oben. Mehr als genug 
Gründe also, Kultur in ihrer Vielfalt 
auch in Zeiten der Schuldenbremse zu 
erhalten oder besser noch: zu fördern. 

Wie aber ist das zu schaffen? Zu­
nächst muss der enge Investitionsbe­
griff im Rahmen der Schuldenbremse 
erweitert werden. Zwar gestattet die 
Schuldenbremse Kredite für nachhal­
tige Investitionen aufzunehmen. Aber 
weder Kultur- noch Bildungsausgaben 
fallen unter die Definition „nachhal­
tig“. Das ist extrem kurzsichtig, denn 
Investitionen in Kultur und Bildung 
steigern eindeutig das Vermögen 
unseres Landes. Schon geringe In­
vestitionen im Kulturbereich haben 
oftmals einen großen und nachhal­
tigen Mehrwert für die nachfolgenden 
Generationen.

Der Bund hat wenig Möglich­
keiten, die Kommunen als Hauptträ­
ger der Kulturförderung unmittelbar 

zu unterstützen. Direkt fördern darf 
er nur Kultureinrichtungen von „bun­
desstaatlicher Bedeutung“ wie die 
Bayreuther Festspiele oder die Bre­
mer Kunsthalle, obendrein fehlt eine 
transparente und nachvollziehbare 
Definition, was diese bundesstaat­
liche Bedeutung ausmacht. Um- 
so wichtiger ist es, dass der Bund 
gemeinsam mit den Ländern für eine 
aufgabengerechte Finanzausstattung 
der Kommunen sorgt und ihnen nicht 
weiter das Wasser abgräbt, wie beim 
Mövenpick-Rabatt für die Mehrwert­
steuer geschehen. 

Mit der längst überfälligen Re­
form der Gemeindesteuern könnte 
der Bund die Kommunen in die Lage 
versetzen, ihre Einnahmen zu stabi­
lisieren. Durch eine Reform der Erb­
schaftssteuer, beispielsweise durch 
Absenkung der Freibeträge, könnte 
der Bund die Einnahmesituation der 
Länder verbessern. Diese finanzi­
elle Entlastung könnten die Länder 
nutzen, um in eine bessere Kultur­
förderung zu investieren, beispiels­
weise könnten Kulturfonds aufgelegt 
werden. 

Die Kommunen selbst müssen 
ihre Spielräume voll ausschöpfen, 
um Einnahmen zu generieren. So 
haben einige Kommunen als Reaktion 
auf die Mehrwertsteuersenkung für 
Hotelübernachtungen eine Betten­
steuer eingeführt, die teilweise direkt 
in die Kulturförderung fließt, andere 
erheben eine Citymaut. Die Reform 
der Grunderwerbssteuer könnte in 
den kommunalen Haushalten neue 
Handlungsspielräume für die Kultur­
förderung schaffen. 

Wir Grüne suchen darüber hinaus 
neue Finanzierungsmodelle und In­
strumente, um die knappen Gelder so 
zu verteilen, dass der Sparzwang nicht 
zu Lasten der kulturellen Infrastruktur 
geht. So könnte die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau analog zu dem seit 

2009 existierenden „Wirtschaftsfonds 
Deutschland“ für von der Schließung 
bedrohte kommunale Wirtschafts­
unternehmen ein Sonderprogramm 
„Kulturförderung“ auflegen, aus dem 
Kultur-Kredite für in Not geratene 
kommunale Kultureinrichtungen ver­
geben werden. Damit käme der Bund 
seiner Verantwortung für den Erhalt 
der kulturellen Infrastruktur ebenso 
nach wie dem grundgesetzlichen 
Gebot der Schaffung und Wahrung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet. Bei der Entwicklung 
eines solchen Programms, bei der 
Schwerpunktsetzung und bei der Aus­
wahl der Einrichtungen, die gefördert 
werden, wollen wir eng mit Ländern, 
Kommunen und Bundeskulturver­
bänden zusammen arbeiten.

Nicht selten sind Kultureinrich­
tungen in ihrer Existenz bedroht, 
weil das Gebäude, in dem sie sich 
befinden, in einem beklagenswerten 
Zustand ist. Hier könnte Abhilfe 
geschaffen werden, indem Teile des 
CO2-Gebäudesanierungsprogramms 
und verschiedener Programme der 
Städtebauförderung auf Kulturge­
bäude ausgedehnt werden. Städte 
und Gemeinden könnten auf diesem 
Weg finanzielle Unterstützung für die 
Sanierung und den Erhalt von Kultur­
gebäuden erhalten. 

Insgesamt müssen bestehende 
Projektfördermittel und Finanzie­
rungshilfen, auch aus EU-Töpfen, 
weiterentwickelt und besser kom­
muniziert werden. So können öf­
fentliche und private Bühnen und 
Kulturfestivals, der Erhalt von Kunst­
schätzen und Welterbe-Stätten und 
nicht zuletzt auch die freie Szene und 
selbstständige Kulturschaffende bes­
ser und effektiver gefördert werden. 
Die Vielfalt des kulturellen Angebots 
in unserem Land muss sich auch in 
den Förderprogrammen und Fonds 
widerspiegeln. Deshalb fordern wir 

langfristig eine Erhöhung der Mittel 
des Fonds Soziokultur durch den 
Bund um 25 Prozent. Die Förderung 
von „nicht-investiven“ Maßnahmen 
im Bund-Länder-Programm „Soziale 
Stadt“ muss erhalten bleiben.
Unsere Vorschläge haben wir mit 
Kulturschaffenden und Vertreter­
innen und Vertretern von Kulturor­
ganisationen diskutiert und in den 
Bundestag eingebracht. Dass die 
Bundesregierung unsere Vorschläge 
aufgreift, ist nicht wahrscheinlich. 

Wir lassen deshalb aber nicht locker, 
sondern arbeiten weiter an kreativen 
und praktikablen Lösungen, damit 
die Kultur in diesem Land nicht unter 
die Räder kommt. Dabei setzen wir 
weiter auf die Zusammenarbeit mit 
Vertreterinnen und Vertretern des Kul- 
turbereichs und erhoffen uns von ih­
nen Impulse für unsere Arbeit.

Der Verfasser ist Fraktionsvorsitzen-
der von Bündnis 90/Die Grünen im 

Deutschen Bundestag 

Jürgen Trittin	    			             Foto: www.rainer.rosenow.de
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Was stört mich mein Geschwätz von gestern
Oder: wie die Haushaltssanierung auf einmal sekundär wird • Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Was war das für eine Kraftanstren-
gung und Aufregung in der letzten 
Wahlperiode: Die Große Koalition 
hatte sich vorgenommen mit den 
Föderalismusreformen I und II nicht 
nur die Zuständigkeiten von Bund 
und Ländern klarzustellen, sondern 
wollte mit der Verankerung der Schul-
denbremse im Grundgesetz auch die 
Haushaltssanierung vorantreiben. 
Große Ziele wurden sich vorgenom-
men und mit den beiden Föderalis-
musreformen auch umgesetzt.

Jetzt, im Sommer 2011, in dem fast 
täglich Nachrichten von Rettungs­

schirmen für Griechenland, von 
drohenden Dominoeffekten für Por­
tugal, Spanien, Irland und vielleicht 
sogar Italien, wenn ja Griechenland 
der Staatsbankrott droht, kündigt die 
Bundesregierung Steuersenkungen 
an. Jeder halbwegs vernünftige Bür­
ger reibt sich verwundert die Augen. 
Haben wir nicht alle langsam verstan­
den, dass es darum gehen muss, die 
immensen Schuldenberge von Bund, 
Ländern und Kommunen abzubauen? 
Dass ein Leben auf Pump dauerhaft 
nicht möglich ist. Sehen wir doch in 
den Kommunen, die unter der Haus­
haltssicherung stehen, deren Haushalt 
also von einer übergeordneten Instanz 
wie der Bezirksregierung oder dem 
Innenministerium genehmigt werden, 
was für verheerende Auswirkungen 
die Überschuldung der Städte hat. 
Spüren wir nicht, dass Kürzungen im 
Kulturetat – in der Regel – nicht aus 
Kulturfeindlichkeit erfolgen, sondern 
weil die Kommunen zuerst ihren 
Pflichtaufgaben und dann erst den 
freiwilligen Leistungen nachkommen 
müssen? Und haben sich nicht zuletzt 
die Länder Berlin, Bremen, Saarland 
und Schleswig-Holstein auf einen 

harten Sparkurs einschwören lassen, 
damit sie die Konsolidierungshilfen 
der anderen Länder bekommen?

Mit Verabschiedung der soge­
nannten Schuldenbremse im Grund­
gesetz wurde auch der Stabilitätsrat 
etabliert. Er wurde zum 1. Januar 
2010 eingesetzt. Ihm gehören der 
Bundesfinanzminister, der Bundes­
wirtschaftsminister und die Landesfi­
nanzminister an. Seine Aufgabe ist die 
regelmäßige Überwachung der Haus­
halte von Bund und Ländern. Bund 
und Länder müssen regelmäßige 
Fortschrittsberichte vorlegen, in de­
nen ihre Konsolidierungsmaßnahmen 
beschrieben und die Fortschritte 
verzeichnet sind. Die Länder Berlin, 
Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein erhalten Kon­
solidierungshilfen. Erst im Mai 2011 
wurde die Haushaltsnotlage für Berlin, 
Bremen, Saarland und Schleswig-
Holstein festgestellt.

Vor einem solchen Hintergrund 
prescht die Bundesregierung kurz 
vor der Parlamentarischen Sommer­
pause mit der Nachricht vor, dass die 
Einkommenssteuer, insbesondere bei 
niedrigen und mittleren Einkommen, 
soll gesenkt werden. Nun, wer freut 
sich nicht über ein paar Euro mehr 
im Geldbeutel. Dennoch bleibt mehr 
als ein Staunen, mehr als ein ungutes 
Gefühl zurück. War die Warnung vor 
den explodierenden Schulden der 
öffentlichen Hände in der letzten 
Legislaturperiode nur Panikmache? 
Ist die Krise der öffentlichen Finanzen 
längst überwunden?

Mitnichten ist dieses der Fall. Nach 
wie vor drücken Bund, Länder und 
Kommunen riesige Schuldenlasten. 
Nach wie vor müssen Schwimmbäder, 
Bibliotheken, Jugendeinrichtungen 
schließen oder ihr Angebot einschrän­

ken. Weiterhin sind die Pro-Kopf-
Kulturausgaben unter denen des 
Jahres 1995. 

Letztendlich geht es um etwas an­
deres. Der Ruf nach Steuersenkungen 
ist nicht nur das Mantra einer der 
Regierungsparteien, der vermeintlich 
nichts anderes einfällt, er offenbart 
vielmehr eine politische Überzeu­
gung, nämlich privat vor Staat. 

Der Staat lebt von den Zahlungen 
seiner Bürger und Unternehmen. Die 
Steuern sind sein Einkommen. Wenn 
dieses Einkommen dauerhaft und im­
mer wieder gesenkt wird, muss er sich 
entweder immer weiter verschulden 
oder aber seine Ausgaben massiv re­
duzieren. Bereits seit zwei Jahrzehnten 
hat sich die Vorstellung des schlanken 
Staats durchgesetzt. Angefangen von 
Neuen Steuerungsmodellen zur Ver­
besserung von Verwaltungsabläufen 
bis hin zum Konzern Stadt, der keinen 
Haushalt, sondern eine Bilanz vorlegt. 
Doch der Staat ist kein Unternehmen. 
Der Staat braucht keinen Gewinn er­
wirtschaften. Der Staat sind wir alle, 
die wir hier in Deutschland leben. 
Und es geht tatsächlich um die Frage, 
welchen Staat wollen wir.

Ganz sicher sind Modelle des 
fürsorgenden Staates überholt. Mit 
Sicherheit brauchen wir auch keinen 
Staat, der seine Bürger motiviert und 
aktiviert, damit sie endlich bürger­
schaftlich aktiv werden, wie es bei der 
SPD immer wieder durchscheint. Wir 
brauchen aber einen Staat, der in der 
Lage ist, eine kommunale Infrastruk­
tur aufrecht zu erhalten, in der Kultur 
ein wesentlicher Bestandteil ist. Der 
Kulturbereich kann kein Interesse 
an einem armen Staat haben. Zwar 
sind, wie die Enquête-Kommission 
des Deutschen Bundestags „Kultur in 
Deutschland“ festgestellt hat, die Bür­

ger die wichtigsten Kulturfinanzierer 
und zwar zuerst als Marktteilnehmer, 
dann als Engagierte und erst zum 
Schluss als Steuerzahler, doch sind 
wir mal ehrlich, dieser Slogan ist zwar 
sehr schön, weil er die öffentliche Kul­
turfinanzierung relativiert, dennoch 
ist ohne eine staatliche Kulturfinan­
zierung die kulturelle Infrastruktur in 
Deutschland in der bestehenden Form 
nicht zu erhalten. Beim bundesweiten 
„Aktionstag Kultur gut stärken“ des 
Deutschen Kulturrates am 21. Mai 
dieses Jahres konnten wir feststel­
len, dass in Schleswig-Holstein im 
Vergleich zu anderen Ländern relativ 
wenige Veranstaltungen stattfanden 
und dass, obwohl gerade hier im 
letzten Jahr massive Einsparungen 
im Kulturbereich vorgenommen 
wurden und daher Protestpotenzial 
da sein müsste. Aber vielleicht waren 
diese Einsparungen, die insbesonde­
re auch bei der Verbandsförderung 
vorgenommen wurden, einer der 
Gründe für die geringere Beteiligung 
von Organisationen aus Schleswig-
Holstein. Wir haben beim Aktionstag 
die Erfahrung gesammelt, dass die 
Verbände ein wesentlicher Kommuni­
kations- und Organisationsfaktor für 
Veranstaltungen waren. Sie haben die 
flächendeckende Durchführung eines 
solchen Aktionstags erst ermöglicht, 
wenn sie als wichtige Mediatoren weg­
fallen, können weniger Informationen 
an die Akteure vor Ort weitergegeben 
werden, ebenso erfahren wir auf der 
Bundesebene weniger, wo der Schuh 
tatsächlich drückt. D.h. auch bürger­
schaftliches Engagement braucht Un­
terstützung durch finanzielle Mittel, 
die durch Mitgliedsbeiträge alleine 
oftmals nicht geleistet werden kann.

Was wir jetzt brauchen, sind keine 
aus der Hüfte geschossenen Steu­

ersenkungen, sondern eine solide 
Finanzpolitik, die Luft für die Zeit 
schafft, in denen die Konjunktur nicht 
mehr so brummt. Wer die biblische 
Josefsgeschichte noch dunkel in Er­
innerung hat, weiß, dass Josef für den 
Pharao in den sieben guten Jahren 
Vorräte für die sieben schlechten Jahre 
anlegte. Ägypten war für die Miss­
ernten der sieben dürren Jahre gerü­
stet. Eine von einer christlichen Partei 
geführte Bundesregierung sollte diese 
allseits bekannte biblische Geschichte 
eigentlich im Hinterkopf haben.

Aber auch der Kulturbereich wird 
seine Hausaufgaben machen müssen, 
ob mit oder ohne Steuersenkungen. 
Eine demografiegerechte Kulturpolitik 
muss jetzt die Strukturen überprüfen, 
damit morgen eine adäquate kultu­
relle Infrastruktur vorhanden ist.

In Thüringen passiert dieses gerade 
mit den von der Landesregierung vor­
gelegten Leitlinien, die vom Thüringer 
Kulturrat kritisch hinterfragt werden. 
In Sachsen-Anhalt soll laut Koalitions­
vertrag ein Kulturkonvent eingerichtet 
werden, der Empfehlungen zur kultu­
rellen Infrastruktur aussprechen soll. 
In Nordrhein-Westfalen soll ein Gesetz 
zur Kunst, Kultur und kulturellen Bil­
dung auf den Weg gebracht werden, 
in dem Fördergrundsätze beschrie­
ben und Sicherungsmaßnahmen zur 
kulturellen Infrastruktur vorgesehen 
sind. Das sind alles sehr spannende 
Prozesse, die gerade die Kulturver­
bände fordern werden, mitzuarbeiten 
an einer zukunftsfähigen kulturellen 
Infrastruktur.

Olaf Zimmermann ist Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 

Kulturrates 
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Dankeschön – und auf Wiedersehen 2012
Impressionen und Fakten zum Aktionstag „Kultur gut stärken“ • Von Stefanie Ernst 
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Wieso lassen sich Brautpaare mit 
einem großen K-Buchstaben auf 
dem Standsamt fotografieren? Was 
bringt Menschen dazu, Litfasssäulen 
zu bekleben, Menschenketten zu 
bilden, ein überdimensionales Netz 
aus Teebeuteln zu knüpfen oder 
trommelnd durch die Straßen zu 
ziehen? Die Antwort: Kultur. Kultur 
regt an, Kultur verbindet und Kultur 
macht Spaß, dass zeigten die Ver-
anstaltungen, die im Rahmen des 
Aktionstages „Kultur gut stärken“ 
stattfanden, auf eine sehr bemer-
kenswerte Weise. 

Die Idee zum Aktionstag entstand 
in Folge der anhaltenden Mel­

dungen über Kürzungen und Schlie­
ßungen, denen der Kulturbereich 
seit Mitte 2010 ausgesetzt war. Die 
vorausgegangene Finanz- und Wirt­
schaftskrise begann sich zu diesem 
Zeitpunkt stark auf den Kultursektor 
auszuwirken. Hilferufe von „bedroh­
ten“ Kultureinrichtungen, wie den 
Hamburger Bücherhallen oder dem 
Altonaer Museum häuften sich. 

Um auf die akute Bedrohungslage 
adäquat reagieren zu können, reich­
ten vereinzelte Pressemitteilungen, 
in denen wir uns für den Erhalt der 
Einrichtungen einsetzten, bald nicht 
mehr aus. Eine Weiterführung dieser 
Kommunikationsstrategie war auch 
insofern nicht angemessen, da wir 
uns nicht für jede einzelne Kulturein­
richtung hätten adäquat stark machen 
können.

Aus diesem Grunde beschlos­
sen Mitgliederversammlung und 
Sprecherrat des Deutschen Kultur­
rates im September 2010 eine andere 
Möglichkeit der Meinungsäußerung 
und des Einsatzes für den Erhalt der 
kulturellen Infrastruktur zu wählen. 
Am 01.10.2010 riefen wir den bundes­
weiten Aktionstag „Kultur gut stärken“ 
aus. In der entsprechenden Meldung 
heißt es: „Der Deutsche Kulturrat ruft 
wegen der Zunahme des Kulturabbaus 
in Deutschland zum öffentlichen 
Protest auf. Am 21. Mai 2011, dem 
Welttag der kulturellen Vielfalt, pla­
nen wir ferner einen bundesweiten 
Aktionstag zum Schutz der kulturellen 
Infrastruktur. An diesem Tag sollen 
gezielte Aktionen in Städten und Ge­
meinden stattfinden. Der Aktionstag 
im kommenden Mai ist als ein Hö­
hepunkt der landauf/landab bereits 
stattfindenden, vielfältigen Aktivitäten 
gegen den Kulturabbau geplant.“(PM 
DKR vom 01.10.2010)

Die Vorlaufzeit für den ersten 
Aktionstag fiel, das lassen die vor­
ausgeschickten Sätze erahnen, sehr 
knapp aus. Umso erfreulicher, dass 
in kürzester Zeit zahlreiche Mitstreiter 
für die kulturelle Vielfalt gewonnen 
werden konnten. Mit der Kultur­
stiftung des Bundes stand uns ein 
starker Partner zur Seite, aber auch 

das große Engagement unserer Mit­
gliedsverbände und Organisationen, 
die uns bzw. der Sache nahe stehen, 
war beeindruckend. 

Insgesamt fanden bundesweit 751 
Veranstaltungen anlässlich des Akti­
onstages statt. Diese Summe übertraf 
die Erwartungen, was die Anzahl an 
Mitstreitern zum ersten Aktionstag 
betraf, bei weitem, bedenkt man, dass 
viele Kulturinstitutionen relativ lange 
planerische Vorlaufzeiten haben und 
der Aufruf zur Teilnahme erst Anfang 
März erging. Die Art der Teilnahme 
konnte a) als spezielle Veranstaltung 
zum Aktionstag und b) als bereits ge­
plante Veranstaltung, die unter dem 
Motto des Aktionstages steht, erfolgen. 

Hinsichtlich einer Einteilung nach 
Bundesländern ergab sich folgende 
Reihenfolge: Mit Abstand die meisten 
Veranstaltungen waren in NRW zu ver­
zeichnen (150). Baden-Württemberg 
und Berlin folgten auf Rang 2 und 
3 mit 105 bzw. 80 Veranstaltungen. 
In der Mehrzahl der Bundessländer 
wurden zwischen 30 und 55 Veranstal­
tungen ausgerichtet (Brandenburg, 
Sachsen, Hessen, Sachsen-Anhalt, 
Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und 
Bayern). Im Norden Deutschlands 
war die Bereitschaft zur Teilnahme 
am Aktionstag eher verhalten. Wobei 
Hamburg und Bremen womöglich 
eine Sonderstellung als Stadtstaaten 
zugesprochen werden könnte. Im 
direkten Vergleich zu Berlin schnei­

Kultur ja, aber wie in Zeiten knapper Kassen und leerer Geldbeutel?  ver.di brachte zum Aktionstag ein Kulturnotgeld für Deutschland auf den Markt.                ©  ver.di

det Hamburg zum Beispiel dennoch 
schlecht ab. So fanden in Berlin auch 
70 Veranstaltungen mehr statt als in 
Bremen. Das Saarland als kleinstes 
Bundesland meldete ebenfalls ledig­
lich 2 Veranstaltungen. Generell ist die 
Anzahl der erreichten Veranstaltungen 
als sehr positiv einzuschätzen. Weiße 
Flecken auf der Landkarte gab es 
keine, auch wenn im Norden vorbe­
reitend zum nächsten Jahr verstärkt 
für unser Anliegen geworben werden 
muss.

Betrachtet man die Veranstal­
tungen hinsichtlich der Sparte, der 
sie zugeordnet wurden, so ist auffällig, 
dass die Bereiche Musik, Bildende 
Kunst, Literatur, Theater und kultu­
relle Bildung mit deutlichem Abstand 
an der Spitze stehen. Ein breites Mit­
telfeld hingegen ist nicht zu verzeich­
nen. Eine eher verhaltene Beteiligung 
weisen die Sparten Film, Soziokultur, 
Museum, Architektur, Brauchtum, 
Design sowie Denkmalpflege auf. 
Auch hier gilt es, für die Zukunft eine 
erhöhte Akzeptanz des Aktionstages 
zu erreichen. 

Ein dezidierter Stadt-Land-Ver­
gleich wurde in der Auswertung zum 
Aktionstag nicht vorgenommen. 
Beachtlich war, dass es in Städten 
wie Madgeburg oder Aachen zu einer 
spartenübergreifenden Beteiligung 
kam und sich mehrere Aktive zu­
sammenschlossen, um so vereint für 
die Anliegen der Aktion einzutreten. 

Zudem taten sich immer wieder Ein­
zelpersonen hervor, die mit Elan und 
sehr großem Engagement für die Kul­
tur den Aktionstag vor Ort zu einem 
Ereignis werden ließen. Exemplarisch 
für den Einsatz vieler sei an dieser 
Stelle auf Nürnberg verwiesen. Dort 
wurde unter der Ägide von Sebastian 
Rocholl am 21. Mai ein Kornmarkt 
mit anschließender Kundgebung „pro 
Kultur“ veranstaltet. 

Die Veranstaltungen konzen­
trierten sich dabei jedoch keinesfalls 
nur auf größere Städte. Im Gegenteil, 
viele Menschen im sogenannten 
ländlichen Raum nahmen das Motto 
„Kultur gut stärken“ auf und setzten 
es um. So entstammen die eingangs 
angeführten Brautpaare dem Alt­
kreis Burgdorf nahe Hannover. Dort 
motivierte die Künstlerin Susanne 
Schumacher Burgdorfer Bürgerinnen 
und Bürger sich für die Kultur einzu­
setzen – und das mit großem Erfolg. 
Nicht nur Braut und Bräutigam setzen 
sich für die kulturelle Vielfalt ein, viele 
Burgdorfer ließen sich mit dem K, dem 
Kampagnenbuchstaben von „Kultur 
gut stärken“, ablichten. 

Einen Fokus auf die Kultur ab­
seits der Metropolen legte auch die 
Sondersendung von 3sat Kulturzeit, 
die den Titel „Macht. Vielfalt. Glück. 
Kultur zwischen Hysterie und Hava­
rie“ trug und anlässlich des Aktions­
tages produziert und ausgestrahlt 
wurde. Die Redakteure von Kulturzeit 

gingen der Frage nach, wozu eine 
Gesellschaft Kultur braucht und was 
diese ihr Wert sei. Beeindruckenden 
Einsatz für gelebte und gepflegte 
Kultur stöberten die Kameras in dem 
19.000-Seelen-Städtchen Haldensle­
ben auf. „Wer kommt der bleibt!“, mit 
diesem Slogan wirbt Haldensleben, 
das zwischen Magdeburger Börde, 
Colbitz-Letzlinger Heide und Elbaue 
eingebettet ist, für sich. Ein abwechse­
lungsreiches kulturelles Angebot, das 
haben die Verantwortlichen erkannt, 
ist mitunter der ausschlaggebende 
Standortfaktor. Im Rahmen des Akti­
onstages veranstaltete die KulturFa­
brik der Stadt einen Tag der offenen 
Tür mit Bücherflohmarkt, Infos über 
kulturelle Einrichtungen in Haldens­
leben, Kulturquiz, einer Bastelstraße 
für Kinder, musikalischen Darbietung 
und vielem mehr.

Nicht nur 3sat griff den Aktionstag 
auf. Sondersendungen liefen im WDR, 
im ZDF und auf PHOENIX. Insgesamt 
konnten neun Meldungen bzw. Sen­
dungen im Fernsehen gezählt werden. 
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
informierte in immerhin 28 Beiträgen 
zudem über seine Radiowellen vom 
bevorstehenden Aktionstag. Die Aus­
wertung der Presseberichte im Print­
bereich gab ebenfalls Grund zur etwai­
gen Zufriedenheit. 784 Presseberichte 
zum Aktionstag wurden veröffentlicht. 
Im Online-Bereich griffen knapp 300 
Websites, Blogs u.ä. den Aktionstag 
auf. Was die Tonalität der Beiträge 
betrifft, ist diese als durchweg positiv 
einzustufen. Interessant zu sehen, 
dass die Zeitungen, die über „Kultur 
gut stärken“ berichteten, allesamt 
Regional- bzw. Lokalzeitungen waren. 

Anders verhielt es sich bei den 
Printprodukten, die eine kostenlose 
Anzeige abdruckten. Von Die Zeit, 
über brand eins, Prinz bis hin zu den 
Fachmagazinen aus dem Kulturbe­
reich zeigten über 30 Medien, dass 
ihnen das Anliegen und die Verbrei­
tung der Idee des Aktionstages eine 
Freianzeige wert war. 

Über die mediale Berichterstat­
tung in Print, Funk und Fernsehen 
hinaus informierte der eigens einge­
richtete Blog „www.kulturstimmen.
de“ über die Geschehnisse rund 
um den 21. Mai. Mitgestalter des 
Aktionstages konnten hier selbst 
Kalendereinträge vornehmen und, 
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über den Umweg über die Redak­
tion, ihre Veranstaltung mit aus­
führlichem Text und Bild auf der 
Startseite ankündigen. Die Nutzung 
des Blogs nahm nach einer kurzen 
Einführungsphase kontinuierlich 
zu. Neben den Einträgen von Ver­
anstaltungen und der Nutzung der 
Seite um detaillierte Informationen 
zum Aktionstag zu erhalten, konnte 
über www.kulturstimmen.de das Ak­
tionsmaterial angerufen werden. Dies 
geschah in beachtlicher Weise. Nicht 
nur 40.000 Plakate wurden im Mas­
sen- wie Einzelversand verschickt, 
auch auf Buttons, Aufkleber und ein 
Edelstahlanstecker wurde zahlreich 
zurückgegriffen. 

Einen Interessentenkreis über die 
„üblichen Verdächtigen“ hinaus ge­
wannen wir durch eine Kooperation 
mit Electronic Arts (EA). Gemeinsam 
mit Electronic Arts riefen wir die 
Gruppe der Videospieler auf, uns ihre 
Meinung zur Frage „Warum stärken 
Videospiele Kultur?“ mitzuteilen. 
Ziel dieser besonderen Aktion war es, 
eine wichtige neue Gruppe für Kultur 
zu begeistern oder vielmehr stärker 
als Teil der digitalen Kultur in die 
Diskussion mit einzubeziehen und 
ihnen Raum zu geben. EA entwickelte 
hierfür eine spezielle Komponente 
eines grafischen Fenstersystems im 
Internet, Widget genannt, auf der 
die Meinungen „gepostet“ werden 
konnten. Wie der gesamte Aktions­
tag wurde auch diese Einzelaktion 

über die Social Media Kanäle beider 
beteiligter Organisationen gespielt, 
natürlich stets flankiert durch klas­
sische Pressearbeit. 

Eine solche Aktion verbreitert nicht 
nur den Kreis der Beteiligten, sie liefern 
nicht zuletzt wichtige Erkenntnisse 
einer speziellen Sicht auf die Kultur. 
Hier einige Antworten auf die Frage, 
warum Spiele Kultur stärken, weil ...
·· „die Leitmedien des letzten Jahr­
hunderts (Buch, CD, DVD) ausge­
dient haben.“ (ML)

·· „sie eingeschliffene Konzepte von 
Kultur in Frage stellen, neue Bedeu­
tung erschaffen, uns spielerisch mit 
dynamischen Systemen umgehen 
lassen und damit den Blick auf 
unsere Welt verändern können.“ 
(Christian Huberts)

·· „der Mensch nur da ganz Mensch 
ist, wo er spielt (meint zumindest 
mein alter Spielpartner Schiller). 
Sind wir nicht alle ein bisschen 
Homo ludens?“ (Jürgen)

Summa summarum war der Akti­
onstag ein voller Erfolg. Das Anliegen 
konnte transportiert und eine große 
Zahl an Mitstreitern gewonnen wer­
den. Unser herzlicher Dank an alle, 
die den Aktionstag mit Leben und 
Inhalt gefüllt und bereichert haben! 
Das K-Team des Deutschen Kultur­
rates freut sich auf den kommenden 
Aktionstag im Jahr 2012 und auf Ihre 
Projekte.
·· Unser DANK gilt den über 751 Kul­
tureinrichtungen und -vereinen 
bzw. Künstlern und Kulturschaf­
fenden, die dem Aktionstag durch 
ihre vielfältigen Veranstaltungen 

Leben eingehaucht haben. (http://
kulturstimmen.de/)

·· Unser DANK gilt den 152 Kultur­
menschen, die zu wertvollen Stüt­
zen der Aktion wurden. (http://kul­
turstimmen.de/kulturmenschen/)

·· Unser DANK gilt der Kulturstiftung 
des Bundes für die Unterstützung 
und die gute Zusammenarbeit.

·· Unser DANK gilt allen Förderern 
und Medienpartnern, die durch 
ihre Unterstützung den Aktionstag 
ermöglicht haben. (http://kultur­
stimmen.de/foerderer/)

·· Unser DANK gilt dem Kulturstaats­
minister und dem Ausschuss für 
Kultur und Medien des Bundes­
tages, der Deutschen UNESCO-
Kommission sowie allen Politikern 
und Politikerinnen für ihr weitrei­
chendes Engagement.

·· Unser DANK gilt der ausführlichen 
Berichterstattung in den Medien.

Und nicht zuletzt möchten wir 
allen Besuchern der Veranstaltungen 
unseren DANK für ihr Interesse an 
kultureller Vielfalt aussprechen.

Wir sind überwältigt von der 
Einsatzbereitschaft für Kultur und 
kulturelle Vielfalt, die wir im Rahmen 
des Aktionstages „Kultur gut stärken“ 
in ganz Deutschland erfahren durf­
ten. Das Engagement vieler – großer 
wie kleiner Kultureinrichtungen und 
Kulturschaffender – hat den Aktions­
tag zu diesem großen Erfolg werden 
lassen. Gleichzeitig unterstreicht ein 
solcher Erfolg den Wunsch in der 
Gesellschaft nach einem Feiertag für 
die Kultur. Deshalb laden wir schon 
jetzt ein, den Tag für kulturelle Vielfalt 

und gegen Kulturabbau im nächsten 
Jahr erneut zu feiern. 

Schließen möchte ich nicht mit 
einer ultimativen Lobhudelei, wie sie 
Götz Alsmann und Christine Wester­
mann bei „Zimmer Frei“ ihren Gästen 
zuteil werden lassen. Vielmehr gilt 
es bei aller Freude über Gelungenes 
auch anzumerken, was im nächsten 
Jahr verbessert werden könnte. Um 
sich der Schwachstellen gewiss zu 
werden, haben wir an alle Beteili­
gten Evaluationsbögen gesandt. Die 
Antworten gaben Auskünfte über 
die Wünsche der Akteure vor Ort. 
Besondere Flyer, kleinere Plakate und 
eine leichtere Navigation des Inter­

netauftritts wurden angeregt. Seien 
Sie gewiss: Wir arbeiten dran und 
nehmen alle Vorschläge sehr ernst! 

Eine Neuerung kann bereits ver­
kündet werden. Der Blog www.kul­
turstimmen.de wird zur aktiven 
Diskussionsplattform und steht ab 
sofort allen Interessierten offen, um 
Meinungen und Beiträge zur kultu­
rellen Vielfalt und dem Erhalt von 
Kultur zu tätigen. Auch hier unser 
auffordernder Appell: Mischen Sie 
sich ein! 

Die Verfasserin ist Referentin für 
Öffentlichkeitsarbeit beim 

Deutschen Kulturrat 

Brautpaar mit Künstlerin – Andrea und Dirk Salewski treten gemeinsam mit Su-
sanne Schumacher für die kulturelle Vielfalt ein                   Foto: Lars Schumacher
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Kulturstimmen.de
Die neue Rubrik Kulturstimmen.de 
lässt Raum für Reaktionen auf Artikel 
von politik und kultur. Zur letzten 
puk-Ausgabe erreichten uns Le-
serbriefe zum Themenschwerpunkt 
„Kunstmarkt“ (Klaus Gerrit Friese: 
„Was sich alles ändern muss“). Zwei 
Repliken sind stellvertretend abge-
druckt. Beziehen auch Sie Stellung 
und senden uns Ihre Leserbriefe oder 
nutzen Sie die Möglichkeit auf der 
neuen Diskussionsplattform www.
kulturstimmen.de, direkt auf Beiträ-
ge zu antworten und mit dem Ver-
fasser bzw. mit den Verfassern von 
Kommentaren in Dialog zu treten. 
Ein Anspruch auf Veröffentlichung 
von Leserbriefen besteht nicht. Die 
Redaktion behält sich Kürzungen bei 
Leserbriefen vor.

Was sich alles ändern muss – Eine Replik 
Eine Künstlersicht auf eine Galeristensicht • Von Ulla Walter

Der Auftakt in der letzten puk-Aus-
gabe verspricht fast „alles“, hält 
aber dieses Versprechen nicht, und 
so scheint es, als ob in der Haupt-
sache staatliche Fördermaßnahmen 
und deren Vergabepolitik den Autor 
Klaus Gerrit Friese verärgert haben. 
Nur so lässt sich die Unausgewo-
genheit seines Plädoyers erklären. 
Dabei geht es ihm um die akuten 
Problemsituationen der, von ihm so 
bezeichneten großen Zahl, sich nur 
mit Mühe selbst reproduzierender 
Galerien. Als Galerist äußert er sich 
verständlicherweise nur behutsam 
zum Bewusstsein der Sammler. Wes- 
halb benennt er aber die Finanza-
krobaten und die Spekulanten nicht 
– diesen eigentlichen Keim – mitten 
im ganz großen, vollkommen unge-
hemmten, Kunstmarkttreiben? 

Sicher ist, und hier möchte ich ihm 
beipflichten: mehr kulturpolitische 

Pflege für die seriöse, kunstfördernde 
Galeristenarbeit wäre wünschens-
wert. Dass man aber dann nur noch 
zugreifen müsse, um im Kunstmarkt 
substantiell das Bessere zu bewirken, 
wie der Autor schreibt, lässt sich 
schwer glauben – denkt man allein 
über den Filz in dieser Geldumwälz-
maschine nach, der kaum einen 
fairen Wettbewerb zu ermöglichen 
scheint. Dort gibt es Anzeichen von 
Schwarzen Löchern, die, mit erstaun-
lichem, gesellschaftlichen Beifall, 
obskure Summen schlucken. Vom 
„erwirtschafteten“ Gewinn des auf-
gepeitschten Hochpreismarkts fließt 
im Verhältnis viel zu wenig in die ge-
samte Kunstlandschaft ein. Es ist eine 
kontraproduktive Kluft entstanden, 
und es gibt keine Gesetzesauflage, 
die weitere Eskalation reguliert. Der 
Staat, da er ja milliardenschwer die 
Fahrlässigkeit von Banken stützt und 
zusehends verarmt, streicht in der 
Kunst- und Kulturförderung Mittel. 
Überraschend wird von Klaus Gerrit 
Friese ein merkwürdiger Gegenvor-
schlag unterbreitet. Als staatliche 
Geldreserve fällt ihm dazu ausgerech-
net die Künstlersozialkasse ein – die, 
nach seiner Ansicht, die ohnehin 
evidenten strukturellen Probleme des 
Kunstmarkts, nur belaste. Mit grob-
gestricktem und recht arrogantem 
Pauschalurteil fordert er die Abschaf-
fung dieser absolut notwendigen und 
vorbildlichen Einrichtung für die 
Kulturschaffenden – lässt sich somit 
zum Futterneid verleiten – wobei er 
andererseits die Hochpreisgalerien 
hofiert. Die fatale Zuordnung: Nur, 
wer erfolgreich ist, sei ein guter Künst-
ler, wurde von ehrgeizigen Händlern 
geschürt. Doch der Satz taugt nichts, 
und Künstler bleiben auch dann 
Künstler, wenn sie damit keinen 
Cent verdienen; denn sie gehören 
ebenfalls zu den „gnadenlosen Indi-
vidualisten“ und „schlechten Unter-
nehmern“, wie es Olaf Zimmermann 

in „Mehr Gerechtigkeit für Galerien!“ 
schreibt. Das Interview mit Michael 
Werner zum Thema zeigt außerdem 
die Gratwanderung, mit der er, als 
leidenschaftlicher Galerist, zuvor un-
bekannte Künstler ins „Kunst-Licht“ 
holte, und dafür waren beidseitig 
gezielte Strategien nötig. Ein „gesun-
der“ Kunstmarkt, da hat Klaus Gerrit 
Friese recht, funktioniert demzufolge 
nur miteinander. 

Unsere eigentliche Misere ist aber 
die Preis- und Imagedroge, die eine 
enorme Aufmerksamkeit auf sich 
zieht. Und es ist kein Wunder, wenn 
immer neue Galerien und Kunstkäu-
fer – hier lässt sich schließlich nicht 
vom wahrhaften Sammler ausgehen 
– aus dem gewinnversprechenden 
Boden schießen, die aber (möglichst) 
weggelenkt und unbeeindruckt von 
selten gewordenen, wirklich fun-
dierten Kunst- und Qualitätskriterien 
agieren. 

Ehrbare Galeristen und Kunst-
schaffende schmerzt es jedoch glei-
chermaßen, sich die Beliebigkeits-
schwemme im Kunstangebot der 
letzten Jahre anzusehen – und, mag 
es auch dazwischen erfrischende und 
witzige Ideen geben – flackern diese 
oft nur kurz im Design-Effekt. Kunst 
hat nur noch selten mit nachhaltiger 
Tiefe zu tun. Vordergründig interes-
sieren die kaum nachvollziehbaren 
Wertsteigerungen auf schwindeler-
regenden Auktionen, die Klaus Gerrit 
Friese leider nicht in ihren augenfäl-
ligen Zusammenhängen thematisiert. 

Zitiert sei dafür eine Szene aus 
dem Film „Super Art Market“ mit Mar-
tin Eder: „… warum Kunst nichts mit 
Kunst zu tun hat … fiel mir zum ersten 
Mal auf, als ich auf einer Kunstmesse 
war … die Menschen rennen wie ver-
rückt auf die Stände zu ... Jetzt könnte 
man ja denken, das ist total positiv… 
wenn man dann so mitkriegt, dass 

Impressionen zur ART COLOGNE 2011, Eingang Süd mit Skulpturen von Paul McCarthy (Apple Tree Boy, Apple Tree Girl), 
Galerie Hauser & Wirth									               Foto: Art Cologne

Kunstwerke von Leuten, die man 
kennt, für wenig Geld gekauft und 
dann fürs Dreihundertfache verkauft 
werden, und man … kriegt die Stra-
tegien mit … dann wird eben Kunst 
ganz schnell zur Handtasche, zum Ac-
cessoire … das ist sehr frustrierend für 
jemanden, der etwas herstellen will. 
Diese Art von Welt muss man sich hy-
gienisch, wie Zahnbelag, fernhalten. “ 

Diese Hochpreiskunst, mit ihrem 
Druck auf Budgets, hat bereits man-
chem Museumsdirektor Bereiche 
seines ureigenen Spielraums „abge-
kauft“ und hat ihm stattdessen auf-
zuwertende Händlerware in seinen 
zuvor noch unantastbaren Tempel 
geladen. Möglicherweise können 
daher nur engagierte, qualitätsinte-
ressierte Kunstkritik und fundierte 
Kunsthandelskenntnisse dem irr-
witzigen Hype eine solide Schulung 

verabreichen, damit er sich, sinnvoll 
sortiert, endlich im Überschaubaren 
wiederfindet. Der Galerist Friese ließ 
hierzu, wie er schreibt, im Sinne der 
Initiative zur Kreativwirtschaft, eine 
Ausbildung im Kunsthandelsstudium 
als Projektidee entstehen, um „den 
Humus der Kultur bildenden große 
Zahl der sogenannten kleinen Gale-
rien“ zu stärken, der „den wenigen 
zurecht hocherfolgreichen Galerien“ 
gegenübersteht. Das klingt sehr ver-
nünftig und, diese Idee zu nutzen, 
wäre überlegenswert. Noch mehr 
wäre es dann aber die Anmerkung 
im Folgeartikel von Hans-Joachim 
Otto „Fokus auf den Kunstmarkt“, 
wonach schon die Kunststudenten 
zu Strategien zur Selbstvermarktung 
und zur Präsentation während ihres 
Studiums angeleitet werden. Für die 
Ausschüttungen von Jungkünstlern 

durch die Hochschulen und die 
Entwicklung der Bildenden Kunst 
in Deutschland und in der Welt und 
auch für den Gewinn für die Ge-
sellschaft, bleibt selbstverständlich 
weiterhin die Dynamik von Galerien 
unverzichtbar. Aber der eigentliche 
Humus des Kunstbetriebs wird immer 
– ohne hier noch einmal auf sich da-
zwischen gemengte „Nichtkünstler“ 
oder Grabredner einzugehen – die 
große Zahl der ernsthaft arbeitenden 
Künstler sein! Der Trend, das zu über-
sehen, lässt sich vermutlich mit dem 
Generationenwechsel von Galeristen 
erklären. Und auch dieses Übersehen 
ist es, was es zu verändern gilt.

Die Verfasserin ist freiberufliche 
Künstlerin und Mitglied der Fach-

gruppe Bildende Kunst in ver.di/
Berlin-Brandenburg 

Wer gegen wen?
Eine Antwort auf einen Text von Klaus Gerrit Friese in puk 3/2011 • Von Werner Schaub 

In der Ausgabe 03/2011 von poli-
tik und kultur war ein Artikel vom 
Vorsitzenden des Bundesverbandes 
Deutscher Galerien und Editionen, 
Klaus Gerrit Friese zu lesen: „Was 
sich alles ändern muss.“ 

Klaus Gerrit Friese bemängelt in 
seinem Text, dass im Rahmen der 

„Initiative Kultur- und Kreativwirt-
schaft“ der Bundesregierung unter 
der Federführung des Wirtschaftsmi-
nisteriums die Szene der Galerien so 
gut wie nicht vorkommt. Schließlich 
sei der Kunsthandel ein nicht un-
wesentlicher Wirtschaftsfaktor, und 
deshalb sei es völlig unverständlich, 
weshalb sämtliche Anträge von Gale-
rien bei entsprechenden regionalen 
wie überregionalen Wettbewerben 
nicht zum Zuge kamen – im Gegensatz 
zu „Kunsthandwerkern und Spitzen-
klöpplerinnen“. Vor allem echauffiert 
sich Friese über die Begründung, mit 
der ein Studienprojekt des Galeristen-
verbandes BVDG abgelehnt wur-
de: „Das ist Bildung, zu wenig Wirt-
schaft…“ Die Aufregung von Klaus 
Gerrit Friese ist verständlich, und er 
hat in diesem Punkt völlig Recht: nicht 
nur dass der Kunsthandel ein nicht zu 
unterschätzender Wirtschaftsfaktor 
ist, auch eine breit angelegte Bildung 
ist Voraussetzung für eine florierende 
Wirtschaft. Frieses Vorschlag, „die 
Galerien und ihren Verband an den 
Wirtschaftsförderprogrammen der 
Bundesregierung zu beteiligen“ geht 
in die richtige Richtung.

Indes steht der Galerist Friese 
nicht allein mit seiner Kritik: Auch die 
Künstlerinnen und Künstler finden 
sich kaum wieder in der Initiative 
Kultur- und Kreativwirtschaft. Viel 

Wirtschaft, aber wenig Kultur. Das 
kann man in diesem Zusammenhang 
geltend machen für alle kulturellen 
Sparten. Entsprechend – wenn auch 
etwas zaghaft – hat der Deutsche 
Kulturrat reagiert in seiner Stellung-
nahme zum Grünbuch der EU zur 
Kultur- und Kreativwirtschaft. Denn 
Kultur schafft Werte, die nicht allein 
mit den Parametern rein wirtschaft-
lichen Erfolges zu bewerten sind.

Bis hierhin kann man Klaus Gerrit 
Friese nur zustimmen. Aber nicht 
weiter! Natürlich ist es verständlich, 
wenn der Vorsitzende des Bundes-
verbandes Deutscher Galerien und 
Editionen dazu neigt, die Rolle der 
Galerien in der Kunstszene besonders 
herauszustellen. Aber er versteigt 
sich zu Behauptungen, die mit der 
Realität kaum kongruent sind: „Die 
Entwicklung der Bildenden Kunst in 
Deutschland – und in der Welt – ist 
ohne die Dynamik von Galerien un-
denkbar.“ Und: „Der internationale 
Erfolg deutscher Kunst seit den 1960er 
Jahren beruht im Wesentlichen auf der 
Arbeit der Galerien.“ 

Als gäbe es nicht das Engagement 
hunderter Kunstvereine in Deutsch-
land. Als gäbe es nicht die Konzepte 
für zeitgenössische Kunst unzähliger 
kommunaler Galerien. Als gäbe es 
nicht Einrichtungen wie etwa Kunst-
hallen, die der Öffentlichkeit aktuelle 
Kunst vermitteln. Und schließlich: 
als gäbe es keine Künstlerinnen und 
Künstler, diejenigen also, die in der 
„Wertschöpfungskette“ immerhin 
den Anfang bilden und ohne deren 
Arbeit sämtliche Galerien überflüssig 
wären. Eine Binsenweisheit, stimmt. 
Nicht wirklich weiterführend, stimmt 
auch. Wahr ist: beide, Künstler wie 

Galeristen, sitzen im gleichen Boot. 
Und beide rudern. Man muss sich nur 
abstimmen, in welche Richtung. Aber: 
„Statt einer gemeinsamen klaren Linie 
des Miteinander wurde ein künst-
liches schädliches Gegeneinander 
aufgebaut“, meint Klaus Gerrit Friese. 

Dass dieses „Gegeneinander“ 
schädlich ist, stimmt ohne Zweifel. 
Dass es auch künstlich sei, mag man 
bezweifeln. Aber dass dieses „Gegen-
einander“ konkret ist, dafür liefert der 
Beitrag von Klaus Gerrit Friese den 
besten Beweis: So wird etwa die Künst-
lersozialkasse infrage gestellt, weil sie 
angeblich den Kunstmarkt belastet.

Auch das Folgerecht wird abge-
lehnt, das die Künstlerinnen und 
Künstler an entsprechender Steige-
rung des Wertes ihrer Werke prozentual 
beteiligt – wenn auch nur marginal. Da 
das Folgerecht inzwischen in der EU 
zwingend eingeführt wird, liegt Klaus 
Gerrit Friese auch falsch, wenn er hier 
von einer Wettbewerbsverzerrung im 
europäischen Kontext schreibt.

Dass Galeristen nicht in die Jurys 
 bei Kunst am Bau berufen werden, ist 
nicht den Künstlerinnen und Künst-
lern anzulasten, sondern den Auslo-
bern. Diese ihrerseits begründen diese 
Praxis damit, dass sie Interessenskon-
flikte ausschließen möchten. Damit 
liegen sie ja nicht so falsch. Regelmäßig 
aber sind neben Kunstschaffenden 
selbst etwa Kunsthistoriker, Museums-
direktoren, Leiter von Kunstvereinen 
und andere „Sachverständige“ in den 
Preisgerichten vertreten. Es ist nicht 
so, dass ausschließlich Galeristen 
urteilsfähig wären, was gute Kunst ist.

Wie Frieses Forderung auszu-
legen ist, „Künstlerstipendienpro-
gramme auf Galerien auszuweiten“, 

erschließt sich aus dem Text nicht. 
Künstlerstipendien sind nun mal für 
Künstlerinnen und Künstler gedacht, 
sonst würden sie anders heißen. Oder 
könnte etwa gemeint sein, dass Gale-
risten darüber entscheiden sollten, an 
welche Künstlerinnen und Künstler 
Stipendien vergeben werden dürfen?

Derartige Forderungen jedenfalls 
sind nicht geeignet, das „schädliche 
Gegeneinander“ abzubauen, vielmehr 
legt Klaus Gerrit Friese mit seinem 
Beitrag noch ordentlich nach. Hilf-
reich ist das nicht für die geforderte 
„gemeinsame Linie des Miteinander.“

Die Feststellung Frieses, das Bild 
des reichen Galeristen sei nur ein Zerr-
bild der Realität, das der Mühsal des 
Täglichen in keiner Weise entspreche, 
trifft ganz sicher zu. Es entspricht in-
des auch vollkommen dem gängigen 
Zerrbild des Künstlers, der erst gegen 
Mittag aufsteht, nach dem Brunch 
einige geniale Pinselstriche auf die 
Leinwand zaubert, und am Abend 
von einem Sammler einen dicken 
Scheck dafür bekommt. Oder gar 
Bares in der dicken Aktentasche, wie 
sich das manche Finanzbeamten ge-
legentlich so vorstellen. Die Realität 
sieht aber ganz anders aus. Das weiß 
auch Klaus Gerrit Friese. 

Und deshalb gibt es die Künstler-
sozialkasse. Zum Beispiel.  

Herr Friese, Klaus Gerrit, lassen 
Sie uns die von Ihnen beschworene 
„gemeinsame Linie des Miteinander“ 
finden. Wenn nicht im Gleichschritt, 
so doch wenigstens in die gleiche 
Richtung. 

Der Verfasser ist Vorsitzender und 
Sprecher des Bundesverbandes Bil-

dender Künstlerinnen und Künstler  
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puk-Preis im verflixten siebten Jahr
„Fördern, was es schwer hat“ – Berichterstattung über kulturpolitische Themen • Von Max Fuchs

Der politik und kultur-Journalisten-
preis, puk-Preis, so wie wir ihn kurz 
nennen, wird heute zum siebten Mal 
vom Deutschen Kulturrat in Koopera-
tion mit Deutschlandradio verliehen. 
Für die gute Zusammenarbeit über 
diese vielen Jahre hinweg möchte 
ich herzlich danken. 

Ich wohne in Wuppertal. Dies wäre 
an sich keine bemerkenswerte 

Information, wenn Wuppertal nicht 
eine gewisse Bedeutsamkeit in der 
Kulturpolitik hätte. Ich meine dabei 
ausnahmsweise nicht, dass das Thea
ter von Wuppertal in seiner Existenz 
immer noch nicht gesichert ist, ich 
meine vielmehr, dass Wuppertal 
der Sitz einer bemerkenswerten 
Fördereinrichtung ist, nämlich dem 
Kultursekretariat Wuppertal. Anders 
als es der Name vermuten lässt, ist es 
keine kommunale Fördereinrichtung, 
sondern es werden mit Landesmit-
teln überregional interessante Kultur-
projekte gefördert. Bemerkenswert 
ist diese Fördereinrichtung vor allen 
Dingen wegen der Förderpolitik. Di-
ese orientiert sich nämlich an dem 
Motto: „Fördern, was es schwer hat!“. 
Es geht dabei um Kunstprojekte, die 
jenseits des Mainstreams liegen und 
die nicht so leicht zugänglich sind, 
die es daher schwer haben, ein Pu-
blikum oder auch eine Finanzierung 
zu finden. 

Dieses Motto, nämlich zu fördern, 
was es schwer hat, gilt durchaus auch 
für die Berichterstattung über die 
Kulturpolitik. Es gilt in besonderer 
Weise dann, wenn Kulturpolitik sich 
nicht mit Personalfragen befasst oder 
mit interessanten Kulturprojekten, 
sondern wenn es um Rahmenbe-
dingungen geht. Dies betrifft in 
besonderer Weise den Deutschen 
Kulturrat, denn die Erhaltung und 
Weiterentwicklung guter Rahmenbe-
dingungen für das kulturelle Leben in 

Deutschland ist eine seiner zentralen 
Aufgaben. Es geht hierbei etwa um 
Urheberrecht und um „Dienstlei-
stungen von allgemeinem Interes-
se“. Man muss es einfach sagen, so 
wie es in Berlin ja auch verstanden 
wird: Diese Themen sind einfach 
nicht sexy. Wir hatten daher die Idee 
eines Aktionstages, der unter dem 
Motto „Kultur gut stärken“ stattfin-
den sollte. Ausgesucht haben wir 
dabei den internationalen Tag der 
kulturellen Vielfalt, nämlich den 
21. Mai 2011. Wir hatten die Idee, 
diesen Tag nicht durch eine Zen-
tralveranstaltung mit prominenten 
Politikern und Künstlern in Berlin 
zu begehen, sondern wir haben 
diesen Tag ganz bewusst dezentral 
angelegt: In vielen Projekten vor Ort 
sollten Künstlerinnen und Künstler, 
sollten Kultureinrichtungen aktiv 
werden, um den Menschen in ihrer 
Umgebung zu zeigen, worin ihre 
Leistungsfähigkeit und ihre Bedeu-
tung für die Kommune besteht. Es 
ging um eine Beteiligung derjenigen 
Menschen, die nicht nur die Kultur
einrichtungen nutzen sollten, son-
dern die letztlich auch die Kulturein-
richtungen bezahlen müssen. Heute 
sind wir sehr zufrieden mit dem 
Ertrag dieses Tages. Denn obwohl 
wir nur 2 ½ Monate Zeit hatten, gab 
es hunderte von Projekten und Ein-
zelaktionen. Die Resonanz sowohl in 
den kulturellen Fachszenen als auch 
in der öffentlichen Berichterstattung 
war ausgesprochen positiv. Es ist uns 
auch gelungen, dass in vielen Pro-
jekten nicht bloß gute künstlerische 
Ideen vorgestellt werden konnten, 
sondern dass man immer wieder 
auf die Notwendigkeit geeigneter 
Rahmenbedingungen zu sprechen 
kam. Es konnte veranschaulicht 
werden, dass auch Künstlerinnen und 
Künstler ein gewisses Einkommen 
brauchen, um überleben zu können. 

Es konnte deutlich gemacht werden, 
dass auch Kultureinrichtungen eine 
gewisse Sicherheit brauchen, wenn 
sie in Zukunft ein qualifiziertes Kul-
turangebot unterbreiten wollen. Die 
Medienresonanz war beachtlich, wir 
hatten sehr viele Berichterstattungen 
in Radio und Fernsehen. Auch die 
lokalen und regionalen Printmedien, 
also die Zeitungen und Zeitschriften, 
gingen zum Teil sehr detailliert auf 
den Aktionstag und seine Ideen ein. 
An einer Stelle müssen wir allerdings 
feststellen, dass es einen weißen 
Fleck gibt: Dieser betrifft die großen 
Flagschiffe der Printmedien, also 
die bedeutenden überregionalen 
Tageszeitungen. Hier wurde dieser 
Tag komplett ignoriert, sodass wir uns 

irritiert fragen, warum dies wohl der 
Fall war. Eine Antwort haben wir bis 
heute nicht gefunden. 

Nun kann man nicht immer ein 
solches Event organisieren, um die 
Notwendigkeit guter Rahmenbedin-
gungen ins Gespräch zu bringen. Wir 
brauchen eine kontinuierliche Be-
richterstattung, die eben nicht bloß 
wie das Feuilleton über interessante 
Kunstwerke und wichtige Kultur-
aktionen berichtet, sondern in der 
auch allgemein verständlich immer 
wieder Rahmenbedingungen eine 
Rolle spielen. Aus diesem Grund ha-
ben wir den puk-Preis eingerichtet. 
Er soll Journalisten ermutigen, sich 
auch auf das etwas trockene Thema 
der Kulturpolitik einzulassen. Im 

inzwischen siebten Jahr können wir 
feststellen: Der Preis ist in der Praxis 
angekommen. Jedes Jahr wächst die 
Zahl der Einsendungen erheblich. 
Man kann dies etwa daran erken-
nen, dass die Jury-Mitglieder einige 
Wochen vor der Preisverleihung 
mehrere große Pakete mit vielen 
dicken Aktenordnern bekommen, in 
denen inzwischen nicht bloß Artikel 
und Texte zu finden sind, sondern 
die auch sehr viele DVDs enthalten.

In diesem Sinne freuen wir uns 
auf die Preisträger in diesem Jahr und 
sind gespannt auf die im nächsten.

Der Verfasser ist Präsident des Deut-
schen Kulturrates und gehört der Jury 

des puk-Preises an  

Prof. Dr. Max Fuchs, Präsident des Deutschen Kulturrates, begrüßt die Gäste bei der Verleihung des puk-Preises  
  										             Foto: Günter Meißner

Herausragender Journalismus statt Massenattraktivität
Ausdrücklicher Auftrag: Information, Kultur und Bildung • Von Willi Steul

Da ist einmal unser Haus: es steht 
unter Denkmalschutz. Es ist mit 
seiner Rundung und seiner sehr klar 
gegliederten Fassade ein Musterbei-
spiel Berliner Architektur der 1920er 
Jahre. Aber erst 1938 bis 1941 nach 
den Plänen des Architekten Walter 
Borchard gebaut – als Verwaltungs-
gebäude. Und der Architekt konnte 
sich erfolgreich den sogenannten 
„ästhetischen Vorgaben“ der Nazi-
Planer widersetzen, die auch an 
diesem Haus heroisierende Säulen 
und bombastische Fensterstürze 
vorschreiben wollten.

Die US-Militärregierung gründete 
hier 1946 den DIAS, den „Draht-

funk im amerikanischen Sektor“. Weil 
die sowjetische Besatzungsmacht 
den anderen alliierten Siegermächten 
keine Sendezeit im Berliner Rund-
funk einräumten. Der DIAS wurde im 
Herbst 1946 auf Rundfunk umgestellt 
und in RIAS („Rundfunk im ameri-
kanischen Sektor“) umbenannt. Das 
Gebäude wurde instand gesetzt, um-
gebaut und im Juli 1948 als Funkhaus 
eröffnet. 

Wir befinden uns hier im ehe-
maligen großen Studio 7, wenn Sie 
sich umdrehen, sehen Sie da oben 
das Regiefenster und noch den Hin-
weis „Ruhe“. Hans Rosenthal hat 
hier seine großen Quizsendungen 
vor Publikum veranstaltet, die live 
übertragen wurden. Aber auch John 
Hendrik hat von hier seine beliebten 
Jazz-Sendungen live ausgestrahlt.

Apropos Hans Rosenthal: die „Kuf- 
steiner Straße Nr. 69“ wurde 1994 auf 
Initiative von Deutschlandradio in 
„Hans Rosenthal Platz“ umbenannt 

– in Gedenken an den großen Hör-
funk- und Fernsehstar, der in diesem 
Haus seine Karriere begann. 

Das Deutschlandradio nutzt die- 
ses Gebäude seit dem 1. Januar 1994. 
Damals ging das heutige „Deutsch-
landradio Kultur“ auf Sendung, ent-
standen aus der Fusion von RIAS 
Berlin und DS Kultur, dem Nachfolger 
eines ehemaligen DDR-Senders. 
Es ist das „Berliner Funkhaus“ von 
Deutschlandradio neben unserem 
„Deutschlandfunk“ in Köln. 

Das Gebäude steht inklusive der 
alten RIAS-Leuchtschrift auf dem 
Dach unter Denkmalschutz. Wenn 
Sie mit detektivischem Blick durch 
das Haus gehen, können Sie noch 
Spuren der Amerikaner finden: etwa 
die Beschriftungen„Fire Exit“. 

Aber mehr noch freut es mich, 
Sie heute hier zu begrüßen, weil 
Deutschlandradio und der Deutsche 
Kulturrat so gut zusammen passen.

Es ist ein Privileg – und dessen 
bin ich mir sehr bewusst – dass wir 
im Deutschlandradio mit Deutsch-
landfunk, Deutschlandradio Kultur 
und DRadio Wissen bundesweit 
Programme veranstalten dürfen, die 
nicht in der Konkurrenz der Massen-
programme stehen.

Es ist unser ausdrücklicher Auf-
trag, uns ganz dem Kern des Öf-
fentlich-Rechtlichen zu widmen, 
sozusagen „hard core“-Programmen: 
Information, Kultur, Bildung.

Dies ist – ich kann es nur wieder-
holen – ein Privileg. 

Auch wir arbeiten selbstverständ-
lich daran, so viel Menschen wie 
möglich mit unseren Programmen zu 
erreichen. Wir tun das auch: es sind 

trotz einer unzureichenden UKW-
Versorgung 1,5 Millionen Menschen 
täglich mit Deutschlandfunk und 
450.000 täglich mit Deutschlandra-
dio Kultur. Und im vergangenen Jahr 
wurden unsere Sendungen 120 Milli-
onen Mal zur zeitsouveränen Zweit-
Nutzung über das Internet herunter 
geladen. Eine bemerkenswerte Zahl! 

Und sie steigt in diesem Jahr noch 
weiter! Aber unser Auftrag gestattet 
die Konzentration auf die Dinge, die 
deutlich weniger in der Konkurrenz 
stehen. Die Kolleginnen und Kollegen 
der ARD haben es hier vom Auftrag 
her durchaus schwerer, sie müssen 
zwangsläufig oft den Spagat zur 
Massen-Attraktivität gehen.

Ich weiß das Privileg Deutschlandra-
dio zu schätzen. Und deshalb freue 
ich mich auch, heute Ihr Gastgeber 
sein zu dürfen.  

Der Verfasser ist Intendant von 
Deutschlandradio und gehört 
der Jury des puk-Journalisten- 

preises an 

Begrüßung durch den Gastgeber Dr. Willi Steul, Intendant von Deutschlandradio 		                   Foto: Günter Meißner



politik und kultur  ·  Juli – August 2011  ·  Seite 8 puk-preis 2011

Werbung und Politik in Schockbilder eingefangen
Laudatio von Agnes Krumwiede auf Peter Scharf

Was lässt einen Beitrag aus der 
Masse der vielen hervorragenden 
eingereichten Beiträgen für den puk-
Journalistenpreis herausstechen? Es 
gibt allgemeingültige Kriterien: Ein 
interessantes Thema, hochprofes-
sionelles journalistisches Handwerk 
und den Bezug zur Kulturpolitik. Mein 
persönliches Hauptkriterium ist, dass 
mir ein Beitrag neue Horizonte und 
Perspektiven eröffnen sollte. 

Den Fotografen Oliviero Toscani 
hatte ich vor Peter Scharfs Film 

in eine Schublade gesteckt: Oliviero 
Toscani, der berüchtigte Fotograf der 
Benetton Kampagnen, der diesem 
Konzern 16 Jahre lang durch scho-
ckierende Fotos zu großer Aufmerk-
samkeit verholfen hat – Kommerz auf 
Kosten des Leidens in der Welt.

Peter Scharfs Film hat nicht nur 
mein Denken über Oliviero Toscani 
grundlegend verändert, sondern 
auch meinen Blick auf das Medium 
Werbung. Werbung ist Kunst. Und 
Oliviero Toscanis Fotos zeigen Schat-
tenseiten unserer Wirklichkeit, die in 
der rosarot heilen Welt des Konsums 
irritierend wirken. „Schockbilder 
– Der Mann, der mit Werbung Po-
litik macht“ – so der Titel von Peter 
Scharfs eingereichtem Beitrag in der 
Kategorie Fernsehen – nimmt den 
Zuschauer vom ersten Augenblick an 
mit auf eine Reise durch das Schaffen 
und Denken Oliviero Toscanis. Eines 
Mannes, der bis heute nicht aufhört 
mit seinem künstlerischen Medium, 
der Fotografie, zu werben für mehr 
Menschlichkeit, gegen Krieg und 
Rassismus. Gegen die Einfältigkeit 
des Denkens. Peter Scharfs Blick 
auf Oliviero Toscani verknüpft die 
Gegenwart des Films bei Fotoshoo-
tings im Westjordanland mit einem 
Rückblick auf die Kampagnen des 
Fotografen. Die Mischung zwischen 
Einblendungen der Porträtfotos 
von Palästinensern und Juden so-
wie den Momentaufnahmen und 
Interviews im Westjordanland gibt 
einen faszinierenden Einblick in die 
Gesichter einer Stadt im alltäglichen 
Ausnahmezustand. Getragen wird 

Der Preisträger in der Kategorie Fernsehen, Peter Scharf   				                    Foto: Günter Meißner

Peter Scharfs Film auch durch die 
hervorragenden O-Töne. 

Fotoshooting im Westjordanland: 
Eine Leinwand wird aufgestellt, Men-
schen auf der Straße angesprochen, 
ob sie fotografiert werden wollen. 
Toscani sagt, durch die Fotos in 
einem Projekt vereint, „zerstören 
wir den Checkpoint und holen alle 
in einen Raum.“ Analog dazu ein 
Rückblick auf Toscanis Benetton-
Kampagne „Black an White“. Die 
Motive: Menschen mit schwarzer und 
weißer Haut in zärtlicher Umarmung, 
eine Nonne in weißer Tracht küsst 
einen Mönch in schwarzer Kutte. 
Die Kampagne war in Teilen der USA 
und in Südafrika verboten. Oliviero 
Toscani sagt in Peter Scharfs Film: 
„Es gibt für mich keine menschlichen 
Rassen, es gibt eine Rasse mit Farben 
und Unterschieden. Darin liegt die 
Schönheit.“ Und: „Wir haben Angst 
vor dem Anderssein, wir wollen das 
Anderssein der Menschen nicht 
akzeptieren. Dabei sind die Unter-
schiede die Grundlage der Kultur 
und der Kunst. Die Unterschiede sind 
alles, was wir für eine gute, demokra-
tische Gesellschaft brauchen.“ 

Magersucht, Todesstrafe, Krieg 
in Form eines Fotos der blutdurch-
tränkten Kleidung eines getöteten 
Soldaten, Aids – das sind die Themen, 
die Toscani in den 1990er-Jahren für 
Benetton-Kampagnen in seinen Fotos 
zeigte. Seine Fotos verstörten die Welt. 
Weil sie auftauchten im Raum der 
Werbung, der zuvor einzig und allein 
für konsumorientierte Manipulation 
durch rosarote-Brillen-Ästhetik reser-
viert war. Die kreativen Grenzen der 
künstlerischen Freiheit der Werbung 
sind engmaschig begrenzt. Oliviero 
Toscani hat diese Grenzen gesprengt. 
Es ist auch Peter Scharfs Film zu 
verdanken, dass Toscanis Message 
im Gesamtkontext plastisch und ver-
ständlich wird. Toscani verdeutlicht 
seine Motivation, Werbung aus dem 
Dunstkreis der heilen Welt zu befreien, 
in Peter Scharfs Film mit den Worten: 
„Es gibt nicht auf der einen Seite die 
Welt des Konsums und auf der an-
deren die Welt der Tragödie. Es gibt 

nur eine Welt“. Und an einer anderen 
Stelle sagt Toscani, dass sich sein Kopf 
nicht abschrauben lässt und sich der 
gleiche Kopf, der sich mit Perfektion 
in der Fotografie auseinander setzt, 
auch mit Gesellschaft und Politik 
auseinandersetzt.

Peter Scharfs Film beleuchtet 
die facettenreichen Dimensionen in 
Toscanis Schaffen parallel zum zeitge-
schichtlichen und politischen Gesche-
hen. Im Gedächtnis bleibt auch die 
Wein-Performance unter der Leitung 
Toscanis im sizilianischen Dorf Sale-
mi: Tänzerinnen und Tänzer perfor-
men im Wein-Bad, um anzuprangern, 
dass der Wein der Region zu billig und 
in zu großen Mengen produziert wird 
– auch der Weinhandel in Sizilien be-
findet sich größtenteils in den Händen 
der Mafia. Toscani ist Stadtrat für Krea
tivität und kämpft gegen die Mafia, 
indem er Kinder eines Mafiadorfes 
durch Fotos verewigt. Als Reaktion 
auf seinen Einsatz erreichten ihn ein 
abgeschnittener Schweinekopf und 
ein toter Hund in der Schuhschach-
tel. Am Ort der Tanzperformance im 
Wein-Bad geht am späteren Abend ein 
Molotow-Cocktail hoch.

Es gibt viele solche Sequenzen, 
die in Peter Scharfs Beitrag Toscanis 
Überzeugung filmisch unterstreichen. 
Nämlich: Dass Kunst und Politik 
zusammengehören, weil sich Kunst 
nicht vom gesamtgesellschaftlichen 
Kontext trennen lässt. Auch nicht in 

der Werbebranche. In Peter Scharfs 
Film provoziert Toscani mit der Aussa-
ge: „Bilder, die niemand braucht, kom-
men ins Museum. Meine Bilder sollen 
in Zeitschriften, damit Menschen über 
die Probleme nachdenken.“ 

Peter Scharf lässt Toscani auch 
jene Fotos kommentieren, die zum 
endgültigen Bruch mit Benetton ge-
führt haben. Porträts von Straftätern 
in den Todeszellen der USA. Toscani 
im Kampf gegen die Todesstrafe: 
„Wenn wir Gewalt benutzen, um 
Gewalt zu bekämpfen, befinden wir 
uns im Kreislauf der Gewalt.“ 400 
Benetton-Geschäftsstellen mussten 
damals aufgrund dieser Kampagne 
in den USA schließen, der Benetton-
Chef bittet um Entschuldigung – und 
Toscani reicht es: Er ist der Meinung, 
dass man sich nicht dafür entschul-
digen muss, gegen die Todesstrafe zu 
kämpfen. Dem ökonomischen Duktus 
der Werbebranche möchte Toscani 
seine Überzeugungen nicht länger 
ausliefern. 

Peter Scharfs Wettbewerbsbeitrag 
ist mutig, denn er setzt ein Zeichen für 
einen unbequemen Querdenker, ein 
Zeichen gegen das Schubladenden-
ken. Die Perspektive des Films zeugt 
von tiefem Einfühlungsvermögen in 
die Welt eines Menschen, der nicht 
aufhört, seine Kunst und seine Pro-
minenz dafür zu nutzen, Missstände 
anzuprangern und seine Meinung 
lautstark kund zu tun. 

In einer der letzten Ausgaben des 
Stern ist ein Interview mit Oliviero 
Toscani zu lesen. Es unterstreicht die 
Aktualität und Brisanz unseres Preis-
träger-Films. Auf die Foto-Collagen 
für den Stern zum Thema „Rückkehr 
des Faschismus nach Italien“ an-
gesprochen, sagt Toscani im Stern-
Interview: „Ich sehe ihn (Berlusconi) 
in einer Klapsmühle und würde ihm 
eine Zwangsjacke anziehen – das wäre 
meine Collage. Denn er hat den Ver-
stand verloren. Er ist eingeschlossen 
in seiner Welt aus Lügen. Italien ist in 
der Hand eines Verrückten.“

Ich freue mich, dass wir mit Pe-
ter Scharfs Beitrag einen bild- und 
sprachgewaltigen Film auszeich-
nen, welcher der Welt der Lügen 
und Klischees in Form von Toscanis 
künstlerisch-politischem Kosmos ein 
Stück Wahrhaftigkeit entgegensetzt. 
„Schockbilder – Der Mann, der mit 
Werbung Politik macht“ sollte man 
unbedingt gesehen haben, denn die-
ser Film ist mehr als ein Dokument 
unserer Zeit. Er macht Mut zum 
Perspektiv-Wechsel, zur Veränderung 
des Denkens. Mein absoluter Favorit 
in diesem Jahr – herzlichen Glück-
wunsch!

Die Laudatorin ist die Kulturpoli-
tische Sprecherin der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen im Deutschen 
Bundestag und Jurymitglied des 

puk-Preises 

Ein Plakat als Auslöser
Dankesworte von Peter Scharf

Vielen Dank und schön, dass Sie und 
die Presse alle hier sind. Vielen Dank 
an den Deutschen Kulturrat, der mir 
diesen Preis verliehen hat. Vielen 
Dank auch an Frau Krumwiede für die- 
se Laudatio. Ich hätte es nicht an-
satzweise so gut hin bekommen die 
Ideen und Grundzüge des Kosmos 
Toscani so zu beschreiben. Es wurde 
eben ein kleiner Filmausschnitt aus 
meinem Film gezeigt. 

Am Anfang war ein bestimmtes 
Benetton-Plakat zu sehen, an das 

sich vielleicht die meisten erinnern. 
Auf dem ist die Kleidung eines getö-
teten Soldaten zu sehen. Man sieht 
ein blutiges T-Shirt und eine blutige 
Hose. Dieses Plakat war wahrschein-
lich eine der legendärsten Benetton-
Kampagnen. Ich erinnere mich noch 
sehr gut da dran, es war zu Anfang 
der 1990er als dieses Plakat heraus 
kam und mein damals und heute 
noch engster und bester Freund zu 
Besuch nach Köln kam. Ich hatte 
ihn ein zwei Jahre nicht gesehen, 
holte ihn von der U-Bahn ab und 
direkt an dem U-Bahn-Aufgang hing 
dieses Plakat. Das Erste, was er sagte 
war: „Was für ein Plakat, was für ein 
Hammer“, irgendwie so was in der 
Richtung. Ich fühlte mich direkt 
provoziert, weil das eigentlich zu 
unseren Grundspielchen gehörte, 
dass wir einander provozierten. Also 
ich sagte dann: „Das Plakat ist doch 

wirklich total geschmacklos, also 
ich meine, das geht so irgendwie 
gar nicht“. Daraufhin setzte er mir 
auseinander, warum der politische 
Blackout dieses Plakates interessant 
ist, warum es im Rahmen der Wer-
bung so radikal ist, so ein Plakat zu 
benutzen. Er fand sogar Worte, da er 
Kunsthistoriker war, die ähnlich den 
Worten von Toscani waren, der das 
Foto ja auch als Reliquie beschreibt. 
Ich konnte natürlich nicht wirklich 
gegen diesen Redestrom angehen. 
Er hatte schon zu dem Zeitpunkt 
studiert, ich hatte eigentlich nur 
ab und zu studiert, ein bisschen 
Musik gemacht. Es verging eine 
halbe Stunde, es verging eine drei-
viertel Stunde. Wir standen an der 
U-Bahn und stritten und stritten 
und stritten und als mir dann gar 
nichts mehr, überhaupt nichts mehr 
einfiel, sagte ich zu ihm: „Aber die 
Benetton-Klamotten, die sind doch 
total uncool oder?“ Darauf sagte er: 
„Ja, die Klamotten von Benetton 
sind wirklich total uncool“ und dann 
konnten wir Kölsch trinken und die 
Sache vergessen. Ich bedanke mich 
bei allen, die an dem Film mitgewirkt 
haben als Produzentin, Birgit Schulz 
vom „Bildersturm“, natürlich dem 
ganzen Team des WDR. Allen, die 
dazu gehören, vielen, vielen Dank 
und noch einen schönen Abend! 

 
Der Verfasser ist Filmemacher 
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Alles Picobello
Laudatio von Wolfgang Börnsen auf die Redaktion „Kakadu“

Vorbemerkung: Die Laudatio ist ein 
Zwiegespräch zwischen der Hand-
puppe Picobello und ihrem „Puppen-
spieler“ Wolfgang Börnsen. 

Pico: Ich bin Picobello. Ich bin 7 Jahre 
alt. Ich verstehe hier nur Bahnhof. 
Was soll das denn sein, ein Kakadu?
Wolfgang Börnsen: Die Kakadus ge-
hören zur Vogelfamilie der Papageien. 
Sie leben in Papua/Australien.
Pico: Was, in Australien? Das ist ja 
weit weg! Warum kein Kuckuck aus 
Köpenick?
Börnsen: Den Redakteuren ist ein 
Kuckuck aus Köpenick vielleicht zu 
kleinkariert. Die wollen die große 
weite Welt ins Kinderzimmer holen.
Pico: Und warum sagen sie „Kaka-
du“?
Börnsen: Weil der Vogel bunt, laut, 
lustig, lärmend und eine richtige 
Quasselstrippe ist.
Pico: Als ob wir Kinder alle quasselig 

oder Wiederholer sind. Nee, ich nicht. 
Ich bin kein Papagei. Ich will wissen, 
was Sache ist.
Börnsen: Kakadu ist ein Radiopro-
gramm für Kinder zwischen 6-12, mit 
Reportagen, mit Berichten und vielen 
guten Geschichten. Kakadu kommt 
jeden Tag!
Pico: Mann, sind die fleißig! Und alles 
für uns Kids?
Börnsen: Im Gegenteil – jede gute 
Kindersendung, so sagen diese Ra-
diomacher, ist auch eine Sendung für 
Erwachsene, so wie bei der Sendung 
mit der Maus.
Pico: Jeu, Jeu, Jeu. Die Sache mit der 
Maus, die kenn‘ ich. Klasse ist die: 
aber warum willst du mir die Kakadu-
Sendung aufschwatzen?
Börnsen: Weil ich die toll finde. Beim 
Radio, wo du nur die Ohren benötigst, 
du die Augen schließen kannst, da 
siehst du dann viele schöne Bilder. 
Wer fleißig Radio hört, der ist voller 

Phantasie. Und Träume machen das 
Leben reicher!
Pico: Du bist mir vielleicht ein Schna-
cker! Wenn ich die Augen schließe, 
denken alle, ich bin müde und muss 
gleich ins Bett. Nein, das will ich 
nicht.
Börnsen: Picobello, du bist heute 
wieder sehr widerborstig. Kakadu 
ist ein Radioprogramm mit Pfiff. Die 
Macher – Kinder wie Erwachsene – 
sprechen eine verständliche Sprache, 
machen es spannend, locker und 
abwechslungsreich. Langweilig wird 
Kakadu nie. Auch bei schwieriger Kost 
für Kinder finden sie den richtigen 
Ton. Das gilt auch für die Reportage 
über Martin Luther.
Pico: Ach, der Name tauchte doch im 
Vorspann auf. Dieser Martin Luther 
hat doch auch gesagt: „Die Lüge ist 
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wie ein Schneeball: Je länger man sie 
fortwälzt, je größer wird sie.“
Börnsen: Pico, du bist ja gebildet! 
Klasse! Und über diesen Luther hat es 
eine eindrucksvolle Sendung gegeben 
– ganz auf Kinder zugeschnitten, mit 
dem Titel „Frischer Wind im Kirchen-
schiff“, ein Kulturbeitrag!
Pico: Na und? Frischer Wind tut über-
all gut. Auch hier beim Deutschland-
radio und auch bei dir im Bundestag 
– nicht nur in der Kirche! Und was 
hat das mit Kultur zu tun? Das fragt 
sich sicher auch die Frau Berggreen-
Merkel, die heute hier ist. Die ist 
doch die Stellvertreterin von diesem 
Bundeskultur-Zeus Bernd Neumann.
Börnsen: Nun, Luther hat mit sei-
ner Reformation einen Teil der Welt 
verändert, die Gesellschaft umge-
krempelt, hat die deutsche Sprache 
auf einen Nenner gebracht, hat viele 
wunderbare Lieder komponiert, hat 
Menschen stark gemacht.
Pico: Ja, und dann hat er auch viele 
Sprüche gekloppt! „Singen ist eine 
edle Kunst…“ oder auch „Anstren-
gungen und Übung machen gesund 
und stark“ – aber ohne mich! Ich 
brauch‘ die Pause! Und dafür erhalten 
die Radioreporter jetzt einen Preis?
Börnsen: Ja, weil das Kakadu-Team 
eine rundum spannende und lehr-
reiche Sendung geschaffen hat – mit 
vielen Kindern dabei. Und auch 
sonst sind diese Radioprofis vielsei-
tig. Donnerstag zum Beispiel ist der 
Rauskriegtag, Freitag der Quasseltag.
Pico: Quasseltag? Gibt es an dem Tag 
immer eine Direktschaltung zu dir in 
den Deutschen Bundestag?
Börnsen: Nee, du kleiner Klugschei-
ßer. Der Freitag ist ein Mitschnacker 
Tag – da kannst du auch deinen Senf 
dazu geben.
Pico: Man, so viel Mitwirkung für 
Kinder imponiert mir. Wir werden ja 
richtig ernst genommen. Wie heißen 
denn diese tollen Typen von Kakadu-
Leuten?
Börnsen: Claudia König-Suckel, Ro-
land Krüger, Christina Schumann, 
Anette Weiß und Thomas Fuchs, ein 
Fußball-Experte auf Zeit.
Pico: Jo, jo, jo, wenn die jetzt ausge-
zeichnet werden, da muss doch ihr 
Chef mächtig stolz sein. Werden die 
jetzt auch sofort befördert?
Börnsen: Das kannst Du ihm selbst 
gleich vorschlagen. Er sitzt da in der 
ersten Reihe. Er ist der Intendant. Er 
heißt Willi Steul. Ein Name, den man 
sich merken sollte. Der für die Kultur 
und die Kinder ein großes Herz hat.
Pico: Hallo Willi Steul! Du bist also der 
Boss hier. Ich finde, wer kernige Kin-
dersendungen macht, der soll auch 
ganz viel Geld kriegen. Bitte Beifall, 
wer auch dafür ist!
Börnsen: Also Pico, so schnell schie-
ßen die Preußen nicht, auch nicht 
beim Deutschlandradio. Ein Inten-
dant ist kein Radio-König. Der muss 
viele Leute fragen, bevor er mehr Geld 
ausgibt. Und dann gibt es Tarifver-
träge und den Rundfunkänderungs-
staatsvertrag und…
Pico: Du bist vielleicht ein Besserwis-
ser und wie geschraubt Du sprichst! 
Aber sicher bekommen die Radio-
leute zum puk-Preis auch Knete. Da 
wird sich der Kulturrat doch nicht 
lumpen lassen.
Börnsen: Fehlanzeige. Der Preis 
besteht nur aus Ehre: aus ganz viel 
Ehre, 2011 die beste Kindersendungs-
Redaktion Deutschlands zu sein. Das 
Deutschlandradio ist damit beim 
Kinderrundfunk Nr. 1.
Pico: Naja, das ist wenigstens etwas. 
Aber ein bisschen trocken ist es doch. 
Bei mir zu Hause sagt man: is man een 
beeden dröög. Was hältst Du davon, 
wenn ich diesem Mann da vorne, 
diesem fröhlich-freundlichen Olaf, der 
so freigiebig aussieht, vorschlage, dass 
er mit dem „Quintett“ Eis essen geht!
Börnsen: Prima Idee. Aber beim 
Kakadu-Team gibt es keine Alleinent-
scheidung. Jeder wird gefragt, jede 
Meinung wird ernst genommen. Lass‘ 

Jurymitglied Wolfgang Börnsen, MdB,  würdigte die Preisträger der Redaktion Kakadu zusammen mit seiner Handpuppe 
Picobello 									                          Foto: Günter Meißner

doch die Leute hier entscheiden!
Pico: Also Leute, wer dafür ist, dass 
Olaf für die Fünf Eis spendiert, der 
hebe die rechte Hand. – Das war ein-
stimmig! Danke. Und wer will, dass 
ich auch Eis bekomme, weil meine 
Stimme ganz trocken ist, der darf sich 
noch einmal melden!
Börnsen: So, Pico, nun ist Schluss. 
Mehr Eis wird nicht verteilt. Sonst 
verliert Olaf noch sein fröhlich-
freundliches Aussehen. Dazu darf es 
nicht kommen. Dieser Kultur-Goliath 
wird noch gebraucht.
Pico: Okay, aber eine Anregung 
möchte ich ihm noch mit auf dem 
Weg geben. 
Börnsen: Da bin ich aber gespannt!
Pico: Seine Zeitung heißt doch „poli-
tik und kultur“?
Börnsen: Ja.
Pico: Aber warum hat diese Werbe-
zeitung für die Kultur eigentlich noch 
keine Kinderseite?
Börnsen: Die Frage wird sicher Max 
Fuchs, der Chef im Ring, beantwor-
ten. Der ist als Professor nie um eine 
Antwort verlegen. Der wird jetzt auch 
den Preis an die Kakadu-Kadetten 
überreichen. Komm Pico, wir müssen 
gehen, auf zur Eiszeit mit Olaf!

Der Laudator ist Kulturpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag und Jurymit-

glied des puk-Preises 

Wissensdurst löschen im Radio 
Dankesrede Kakadu von Claudia König-Suckel

Im Namen der Kakadu-Redaktion 
bedanke ich mich für den Preis und 
die Ehre. Wir haben uns sehr ge-
freut, denn es ist nicht immer ganz 
leicht, mit Sendungen für Kinder, 
die Aufmerksamkeit zu erlangen, 
wie sie Journalisten finden, die in 
den sogenannten „erwachsenen 
Bereichen“ tätig sind.

Doch beklagen wollen wir uns 
nicht, haben wir doch im Pro-

gramm von Deutschlandradio Kultur 
einen täglichen Sendeplatz (sonntags 
sind es sogar zwei), der alles andere als 
nur ein „Feigenblatt“ darstellt. Und wir 
haben auch das Gefühl von den Mit-
streitern im Hause ernst genommen 
zu werden.

gramms sein. Vielleicht sollte man 
hier besser sagen: Die nicht selten 
froh sind über besonders klare 
und einfache Erklärungen auch 
komplexer Sachverhalte – sei es 
im aktuell politischen, im kultu-
rellen, musikalischen oder auch 
wissenschaftlichen Bereich. Doch es 
bleibt unser Anspruch, dass Kinder 
unsere Angebote von Beiträgen, Ge-
sprächen, Features und Hörspielen 
mit Genuss und Gewinn verstehen 
können – ohne jede Hilfe. 

Eine Erfahrung haben wir immer 
wieder gemacht, und diese Erfah-
rung macht Mut: dass es nämlich 
möglich ist, Kinder für sehr viele 
Themen zu interessieren. Einen klei-
nen Ausschnitt aus unserem Reper-

Zu danken ist unseren Moderatoren 
und den freien Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, zu danken ist den Kol-
legen aus der aktuellen Nachrichten-
redaktion und im Hauptstadtstudio, 
die mit immer größerer Begeisterung 
Hintergrundsinformationen für un-
sere täglichen „Kakadu-Nachrichten“ 
schreiben – dieser heutige Preis ist 
also auch eine Auszeichnung ihrer 
Arbeit. 

Dass wir auch generationsü-
bergreifend senden und vor allem 
wohl wirken, zeigen uns viele Briefe, 
E-Mails und Anrufe  von erwachse-
nen Hörern, die nicht selten froh 
sind über klare und verständliche 
Erklärungen. Klar und verständ- 
lich sollten  ja alle Beiträge des Pro- 

Wie man mit „Kacknazis“ Preise gewinnt
Laudatio auf die Redaktion „Entweder Broder“ von Reiner Deutschmann 

Glauben Sie mir: Eine Laudatio auf 
etwas zu halten, bei dem Henryk M. 
Broder seine Finger mit im Spiel hat-
te, ist eine echte Herausforderung. 
Witzig sollte es sein, geschliffen, 
wortgewaltig, ruhig ein bisschen 
provokant und natürlich auch nach-
denklich. Kurzum, man kann eigent-
lich nur scheitern! Darum lassen Sie 
mich den Versuch unternehmen, 
sachlich zu begründen, warum ge-
rade die „Deutschlandsafari“ den 
puk-Journalistenpreis, also quasi 
einen Journalisten-Nobelpreis des 
Deutschen Kulturrates, verdient hat.

Henryk M. Broder sagt uns in der 
Produktion folgendes: „Der Weg 

zur Hölle ist mit guten Absichten ge-
pflastert.“ Und: Die guten Absichten 
finden sich zur Genüge auf dieser 
Deutschlandsafari. Die Friedens-
bewegung, die Weltreligionen, das 
ritualisierte Holocaust-Gedenken, 
die Integration oder die ehemaligen 
DDR-Funktionäre – gute Absichten 
überall. Henryk M. Broder und 
Hamed Abdel-Samad nehmen diese 
Vorlage gern auf und streuen kräftig 
Salz in die Wunde. Dabei erleben wir 
als Zuschauer ein Deutschland, was 
wir in unserem täglichen Leben häu-
fig nicht mehr wahrnehmen. 

Broder und Samad – die beiden 
„Beutedeutschen“ – haben diese 

Expedition stellvertretend für uns auf 
sich genommen und dabei Erstaun-
liches zutage gefördert. So entde-
cken sie den türkischen Bäcker, der 
raucht und trinkt und sich integriert 
fühlt, aber gleichwohl ein archaisches 
Frauenbild hat. „Der Chip ist noch im 
Kopf“ schlussfolgert Hamed Abdel-
Samad. Genau so offenbaren sie bei 
einem gespenstischen Treffen mit 
betagten DDR-Funktionären den Chip 
in deren Köpfen. Wenn es sein muss, 
entlarven beide eben auch maßvoll, 
zurückhaltend und blitzgescheit solch 
Unfassbares, wie die Gleichsetzung 
von Mauertoten und S-Bahn-Surfern 
als „Jurassic-Park“ der DDR im Gebäu-
de des Neuen Deutschlands.

Ein Araber und ein Jude reisen 
durch Deutschland. Was verrückt und 
unerhört daher kommt, ist tatsäch-
lich ein „Perfect Match“. Hier passen 
Topf und Deckel zu hundert Prozent 
aufeinander. Eine Besonderheit dabei 
ist, dass der eine meint, persönlich 
dafür verantwortlich zu sein, dass der 
Messias nicht kommt, da er dies mit 
dem Essen von Schweinefleisch aktiv 
verhindere und der andere billigend 
in Kauf nimmt, von der eigenen ara-
bischen Verwandtschaft zumindest 
verstoßen zu werden, weil er sich 
um die Hygiene des Hundes „von 
einem Juden“, nämlich Broders Hund 
Wilma, gekümmert hat. Es ist die 

Jurymitglieder Siegmund Ehrmann, MdB, und  Rainer Deutschmann, MdB, der die 
Laudation hielt auf  die Redaktion „Politik und Gesellschaft“ des HR, die für die 
Doku-Serie „Entweder Broder “ ausgezeichnet wurde.               Foto: Günter Meißner

Weiter auf Seite 10

toire gab es während der Verleihung 
zu hören. Wer Kinder ernst nimmt 
und dabei ihre Sprache spricht: der 
findet – meistens – auch ein sehr 
offenes Ohr. Das „Weltwissen der 
Siebenjährigen“, von dem Donata 
Eschenbroich schreibt, sucht ständig 
neue Nahrung – diesen Wissensdurst 
ernsthaft und fröhlich, immer unter-
haltend zu stillen, haben wir uns zur 
Aufgabe gemacht. Und anregendere, 
klügere, neugierigere und phantasie-
vollere Verbündete als die Kinder sel-
ber, können wir uns nicht vorstellen. 
Deshalb machen wir auch weiterhin 
mit Freude Radio für Kinder.

Die Verfasserin ist Redakteurin von 
Kakadu  

grandiose Mischung aus kalkulierter 
Respektlosigkeit, publizistischer Di-
stanz und gnadenloser Ehrlichkeit, 
die uns offenbart, dass wir es bei 
Broder und Abdel-Samad mit Zeitgei-
stern und Zeitzeugen mit Rückgrat zu 
tun haben. So hinterfragen sie auch 
den bedingungslosen Pazifismus. Für 
Broder und Samad bleibt Krieg Krieg, 
egal wo er stattfindet. Sie messen 
nicht mit zweierlei Elle. Und Unfrei-

heit bleibt Unfreiheit. Daran erinnern 
uns die beiden Deutschlandfahrer 
in witziger, aber zum Teil auch in 
bedrückender Art und Weise wie z.B. 
durch das Treffen mit dem iranischen 
Filmemacher Daryush Shokof.

Henryk M. Broder und Hamed 
Abdel-Samad zeigen uns in zweiein-



politik und kultur  ·  Juli – August 2011  ·  Seite 10 puk-preis 2011

Fortsetzung von Seite 9

Laudatio Deutschmann

halb Stunden, wie Deutschland tickt. 
Das erfordert bisweilen auch Mut, wie 
etwa den, sich in eine Versammlung 
der Berliner NPD zu begeben und dort 
die Auseinandersetzung zu suchen.  
Mit der Feststellung, dass der NPD-
Funktionär Storr in Kairo problem-
los als Ägypter durchgehen würde 
und dessen erzwungenes Bekennt-
nis, es habe im Dritten Reich Ge-
walt und Mord gegen Juden gege-
ben, entlarven Abdel-Samad und 
Broder die „Kacknazis“ womöglich 
wirkungsvoller, als so manch gut 
gemeintes Anti-Rechts-Projekt. 
Ehre, wem Ehre gebührt. Dies gilt 
auch und vor allem den Redaktionen 
der begleitenden Rundfunkanstalten. 
Ohne Zweifel: hier wurden Gebühren-
gelder sinnvoll und gewinnbringend 
eingesetzt. Wenn dann „Entweder 
Broder“ gleich nach der Tagesschau 
gelaufen wäre und nicht erst um 23.30 

Uhr, gäbe es glatt nichts zu mäkeln. 
Mit der Fortsetzung im kommenden 
Herbst besteht die Chance dies zu 
ändern. 

Man muss die Positionen Broders 
und Abdel-Samads nicht in jedem 
Punkt teilen. Ich bin aber froh und 
erleichtert, dass es die mediale Klasse 
Deutschlands schafft, derart kritische 
Köpfe hervorzubringen, zu veröf-
fentlichen und auszuhalten. Mehr 
davon bitte! 

Sie, verehrter Herr Abdel-Samad 
und Sie verehrter Herr Broder halten 
den Spiegel vor. Sie, verehrte Verant-
wortliche des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, hatten den Mut, diese 
Sendung im Hauptprogramm der 
ARD auszustrahlen, anstatt sie in 
einer der zahlreich vorhandenen 
Nischen zu versenken.

Und ohne die Autoren Tobias 
Streck und Joachim Schroeder wäre 
„Entweder Broder“ niemals entstan-
den. Dafür gebührt ihnen unsere 
ganz besondere Anerkennung und 
unser Dank. Zusammen mit den Pro-
tagonisten Broder und Abdel-Samad 
zeigen Sie uns, wie wichtig es ist, die 
Dinge nicht einfach hinzunehmen. 
Es ist vielmehr wichtig, Dinge immer 
wieder zu hinterfragen und immer 
kritisch zu sein.

Das Ende einer Laudatio auf 
„Entweder-Broder“ ist eine heikle 
Sache. Ich flüchte mich deshalb in 
ein Zitat aus Broders Buch „Kritik 
der reinen Toleranz“. Er meint darin: 
„Ich bin bei Lesungen aus diesem 
Buch oft gefragt worden, ob Toleranz 
gegenüber Intoleranten am Ende 
nicht doch besser wäre als Intole-
ranz im Dienste der Freiheit. Ob an 
dem Satz „Der Klügere gibt nach“ 
nicht doch was dran wäre. „Nein“, so 
Broder, „Es haben sich schon genug 
Dumme durchgesetzt“. 

Ihnen allen vielen Dank und den 
Preisträgern meinen herzlichsten 
Glückwunsch.

Der Verfasser ist Kulturpolitischer 
Sprecher der FDP-Fraktion 

im  Deutschen Bundestag und 
gehört der Jury des  puk-Preises 

an  

Die Reise wird fortgesetzt
Dankesrede von Esther Schapira

Vielen Dank. Wir sind, ich sage es 
offen, ebenso erfreut wie überrascht 
und auch ein wenig verunsichert. 
Seit wir die Nachricht erhalten ha-
ben, fragen wir uns: Sind wir wirklich 
richtig verstanden worden? Haben 
wir etwas falsch gemacht?

Da ringt sich die ARD mal durch 
und ist mutig und dann das! 

Statt der erwarteten Prügel von allen 
Seiten, hagelt es Lob und gute Quo-
ten und nun sogar noch einen Preis! 
Und was für einen! Nicht irgendein 
obskurer Splitterverein mit bizarrem 
Humorverständnis, sondern alle 
im Bundestag vertretenen Parteien 
sind sich einig. Schon das muss eine 
erfahrene Demokratin alarmieren, 
denn das gibt es doch eigentlich nur 
in Zeiten nationalen Notstands.

Sie alle, verehrte Damen und 
Herren, halten „Entweder Broder“ 
also für preiswürdig. Und nun fra-
gen wir uns: Ist unser Publikum 
intelligenter als die Einschaltquoten 
zuweilen befürchten lassen? Mitt-
lerweile drängt mehr als die Hälfte 
eines Jahrgangs auf die Uni. Erle-
ben wir vielleicht gerade eine junge 
Kulturrevolution? Andererseits sind 
die ARD-Zuschauer im Schnitt der 
Rente bekanntlich näher als dem Abi 
und tatsächlich sind die „Entweder 
Broder“-Fans in allen Generationen 
zu finden, wie wir aus den Zuschriften 
und Facebook Einträgen und der 
Marktforschung wissen. In allen Ge-
nerationen und offensichtlich auch 

in allen Parteien. Also: Es bleibt ein 
Rätsel.

Sollte diese Republik doch reifer, 
gelassener, humorvoller und tole-
ranter sein als vermutet? Sollten der 
„Deutschland-Safari“ vielleicht sogar 
bald die Ziele ausgehen?

Diese Sorge ist zum Glück unbe-
gründet, wie wir gerade erleben bei 
den Dreharbeiten für die nächste 
Staffel, die ab 12. September in der 
ARD laufen wird. Ein genauer Blick 
aus unserem Autofenster zeigt: An 
Themen wird es noch lange nicht 
mangeln.

Immerhin leben wir in einer 
Republik, die sich mal vor Gurken 
und mal vor Sojasprossen fürchtet 
und den Tod eines Massenmörders 
wie Bin Landen betrauert, die aber 
merkwürdig gelassen zusieht, wie 
etwa gerade in Syrien die Bevölke-
rung abgeknallt wird, wenn sie für 
die Freiheit auf die Straße geht. Und 
engagierte deutsche Friedensfreunde 
stechen mit der Gaza-Hilfsflotte in 
See – nicht um Freiheit für Gilad 
Schalit zu fordern, sondern um eine 
Blockade zu brechen, die de facto 
nicht mehr existiert, was durchaus 
den Verdacht nahelegt, dass es weni-
ger um die Einfuhr von Milch- als von 
Schießpulver geht.

Genug Stoff also für beherztes 
Eingreifen durch unsere beiden 
Fernfahrer. Und wenn unsere Sender 
– hr, br, sr – ebenso beherzt hinter 
einem Projekt stehen, dessen Ende 
immer offen, immer überraschend 

und immer quer ist, dann wird uns 
nicht bange.

Außerdem liegt die Feuerprobe 
schon hinter uns und unsere Häuser 
entspannen langsam. Das war anfangs 
durchaus nicht immer der Fall. Da 
wurde gern mal der „Stand der Dinge“ 
abgefragt – aber dennoch ließ man uns 
tapfer gewähren. Keineswegs selbst-
verständlich angesichts des bekannt 
unberechenbaren Fahrers Henryk 
M. Broder. Hamed Abdel-Samad war 
vielen damals noch weitgehend un-
bekannt und wirkte eher beruhigend. 
Der Moslem wird den Juden schon 
zähmen. Heute wissen wir: Henryk 
und Hamed – das gibt zweimal Grund 
zur Unruhe. Ganz abgesehen von dem 
anarchischem Potenzial der Autoren 
Tobias Streck und Joachim Schröder. 
Manchmal wirkte die Produktion 
wie eine Geisterfahrt, die uns allen, 
einschließlich der beteiligten Redak-
tionen, aber immer viel Spaß gemacht 
hat, weshalb wir die Reise auch gern 
fortsetzen.

Dass es ein Erfolg werden würde, 
war aber letztlich klar, als Wilma mit 
an Bord kam. Denn eines steht fest: 
der Deutschen liebste Kinder sind das 
Auto und der Hund. Und da hatten 
wir mit Volvo Kurt und Terrierdame 
Wilma einfach eine sichere Bank, 
wie nicht zuletzt der Preis zeigt. Des 
Erfolgs-Rätsels Lösung hat also ver-
mutlich vier Pfoten: Danke Wilma!

Die Verfasserin ist Redakteurin von 
„Entweder Broder“ 

Fesseln sprengen
Dankesrede von Hamed Abdel-Samad

Vorbemerkung: Zu Beginn seines 
Danks spricht Hamed Abdel-Samad 
arabisch. 

Ich dachte, wenn man hier mit ei-
ner Puppe eine Rede halten kann, 

dann kann man auch auf Arabisch 
sprechen. Journalisten sollten auch 
Arabisch lernen. Das kann Ihnen 
irgendwann auch das Leben retten, 
glaube ich. Ich habe so viele Attribute 
heute gehört für die Auszeichnung, 
die auf uns gar nicht passen. Ich 
war überrascht, dass Broder und ich 
hier als Brückenbauer, Vermittler, 
Zeichensetzer, Querdenker genannt 
wurden. All das sind wir ganz si-
cherlich nicht. Wir wollten weder 
aufklären noch Kultur schaffen. Ich 
glaube, Kultur kann man auch nicht 
schaffen. Kultur kann mindestens 
abgeschafft werden, aber nicht ge-
schaffen. Kultur ist da, wo Menschen 
sind, wo Menschen am natürlichsten 
sind. Das letzte Mal, als ich wirklich 
Kultur gesehen habe, war auf dem 
Tahrir-Platz in Kairo. Da ist eine Kultur 
entstanden ohne Vordenker, ohne 
Kulturschaffende. Die Kulturschaf-
fenden waren sehr überrascht und 
mussten klein mitlaufen. Als wir das 
Angebot bekommen haben, die Serie 
zu machen, hatten wir ganz sicherlich 
nicht vor, Toleranz zu predigen oder 
aufzuklären oder Vorurteile abzu-
bauen. Ich liebe Vorurteile, Sie auch! 
Die meisten Journalisten lieben sie! 
Ich glaube, die meisten Journalisten 
in Deutschland sind genau wie un-
sere Wilma: sie haben einen guten 
Riecher und wissen, wo eine gute 

Wir brauchen keinen Mut
Dankesworte von Henryk M. Broder

Scheibe Wurst versteckt ist und gehen 
dort hin. Aber da, wo es eigentlich 
am interessantesten ist, sind diese 
Journalisten auf einmal nicht mehr zu 
sehen. Deshalb hören wir auch ganz 
selten etwas über Syrien, Ägypten, 
Tunesien oder das Jemen. Da, wo es 
vermeintlich am interessantesten in 
der Welt ist, da sind die meisten Me-
dien zu finden und beschäftigen sich 
mit dem Mainstream. Ich erinnere 
mich genau, als ich aus Kairo zurück-
kam, da war Kairo hier in den Medien 
schon durch. Man redete über die 
Doktorarbeit von Herrn zu Guttenberg 
und über die Frauenquote und danach 
auch kurz über die allerwichtigsten 
Probleme, die die Republik und die 
Welt hat mit EHEC und Sprossen und 
Gurken. Ich frage mich, in so einer 
komplizierten Zeit des Umbruchs in 
dieser arabischen Welt, braucht man 
wirklich Mut und Brücken oder muss 
man eher die Brücken zerstören, in 
die Luft jagen? Die Brücken, die eher 
Fesseln sind? Ich glaube, manchmal 
sind die kulturellen Brücken eher 
kulturelle Fesseln, die man sprengen 
sollte. Und deshalb halte ich diese 
Entweder-Broder-Geschichte für ein 
anarchistisches Projekt, das nur diese 
Brücken und diese Fesseln in unseren 
beiden Köpfen erstmal zerstört hatte. 
Wir wollten nur spielen und wir hatten 
dabei Spaß, wir durften reisen, haben 
dabei Geld verdient und jetzt werden 
wir mit einem Journalistenpreis ge-
ehrt. Ich verstehe die Welt nicht mehr! 

Der Verfasser ist einer der  Protago-
nisten von „Entweder-Broder” 

Ich kann nur jedes Wort unterschrei-
ben, was Hamed gerade gesagt hat. 
Ich muss zugeben, als ich die Lau-
dationes hörte, kam ich mir ein biss-
chen vor wie auf dem Evangelischen 
Kirchentag bei einem Workshop mit 
Margot Käßmann. 

Mich schaudert es immer ein 
bisschen, weil Hamed und ich 

– ich gebe Ihnen mein großes zionis-
tisches Ehrenwort – vor allem unseren 
Spaß haben wollten. Wir wollten die 
Sau raus lassen. Wir hatten uns vor-
genommen, jede Geschmacklosigkeit, 
die sich auf dem Weg anbot, mitzu-
nehmen und dabei keinen Fettnapf 
auszulassen. Und als wir dann die 

Bilanz nach den fünf Folgen zogen, 
haben wir gemerkt, es sind doch 
noch paar Geschmacklosigkeiten 
unbenutzt liegen geblieben, und die 
werden jetzt in der zweiten Staffel 
alle nachholt. Denn wir sind keine 
Brückenbauer. Ich finde auch, dass 
Journalisten etwas mehr Demut gut zu 
Gesicht stehen würde. Wir sind wirk-
lich alle Angehörige der schwätzenden 
Klasse. Wir werden gut bezahlt, uns 
geht es gut und wir brauchen vor allem 
eins nicht: wir brauchen keinen Mut. 
Und wenn ich wirklich eine Bitte an 
die Kulturschaffenden äußern darf, 
streichen Sie doch bitte den Begriff 
„Mut“, „mutig“ und „engagiert“ aus 
Ihrem Wörterbuch! Das sind alles Ad-

jektive, die gelten für die Menschen, 
die in Kairo und jetzt in Syrien auf die 
Straße gehen. Das gilt für die Men-
schen im Jemen, aber nicht für unser 
Gewerbe! So, und ansonsten wollte 
ich mich natürlich bedanken. Dieser 
Preis wird wesentlich dazu beitragen, 
mein Ansehen zu erhöhen, vor allem 
in meiner Familie. Ich danke Ihnen 
sehr und ich finde es auch schön, dass 
„Entweder-Broder“ abends um 23.30 
Uhr läuft, das ist völlig okay so. Ich 
arbeite gerne für die Schlaflosen, die 
Somnambulen, die Taxifahrer und die 
Straßenmädchen. 

Der Verfasser ist einer der  Protago-
nisten von „Entweder-Broder” 

Das Team von „Entweder Broder“ samt Hund Wilma und Laudator                                                                                     Foto: Günter Meißner
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Beispielhaft
Laudatio von Willi Steul auf Reinhard Baumgarten

Es ist mir eine ganz persönliche, 
große Freude – und eine Ehre – heu- 
te hier die Laudatio für die ausge-
zeichnete Leistung des Hörfunkkol-
legen Reinhard Baumgarten halten 
zu dürfen. 

Ich zitiere aus der Mitteilung des 
Deutschen Kulturrates: „Reinhard 

Baumgarten, Hörfunkjournalist des 
Südwestrundfunks SWR, wird für 
seine Hörfunkreihe „Gesichter des 
Islam“ ausgezeichnet. Das vierteilige 
Hörfunkfeature geht mit gut recher-
chiertem Hintergrundwissen und 
journalistischem Handwerk an das 
Thema Islam und seine verschie-
denen Ausprägungen heran, ohne 
den Islam nur durch eine westlich-
christliche Brille zu betrachten. Mit 
dieser Hörfunkreihe wird ein Stück 
beispielhafte journalistische Religi-
ons- und Kulturaufklärung betrieben, 
so die Jury“. 

Übrigens, als zusätzliche Infor-
mation: diese Reihe des Hörfunk-
journalisten Reinhard Baumgarten 
hat er danach im Team mit Fern-
sehkollegen des Südwestrundfunks 
dann auch zu einer Fernseh-Fea-
ture-Reihe für das ARD-Programm 
verarbeitet.

Weshalb ich mich so sehr freue, 
das hat auch einen ganz persönlichen 
Hintergrund. Ich erinnere nicht 
genau, wann dies war. Ich fuhr auf 
der Autobahn und hörte Radio. Ein 
exzellentes Feature über Sufis, die 
Mystiker des Islams.

Ein faszinierendes Thema. Jahre 
zuvor hatte mich damit die große 
alte Dame der Islamwissenschaften, 
meine verehrte Freundin Annemarie 
Schimmel, vertraut gemacht.

Am nächsten Tag habe ich her
umtelefoniert, um den Autor zu 

finden: Reinhard Baumgarten. Es 
wurde ein langes Telefonat und un-
ser kollegialer Kontakt ist seit dieser 
Zeit niemals wirklich abgerissen. 
Wenige Tage später weise ich voller 
Begeisterung einen Freund auf das 
Sufi-Feature hin, Prof. Stefan Wild 
von der Universität Bonn. Da sagt 
der: „Du, den kenne ich, der hat bei 
mir Magister gemacht. Aus dem hätte 
was werden können. Aber er ist Jour-
nalist geworden.“

Ich habe laut gelacht und Stefan 
sagte ganz schnell, so hätte er es ja 
nicht gemeint.

Reinhard Baumgarten ist ein 
ausgebildeter, studierter Islamwis-
senschaftler mit den Kenntnissen 
der relevanten Literatur und eigener 
Kenntnis islamischer Länder. Er 
hat den Koran auch im arabischen 
Urtext gelesen. Ein kluger Journalist 
mit einem abgewogenen Urteil. Und 
ein mit dem Handwerk des Hörfunks 
bestens vertrauter Kollege. Der weiß, 
dass die Kunst auch in der Klarheit 
und Einfachheit der Sprache liegt. 
Und er ist bei allem Können ein 
bemerkenswert bescheidener, ein 
unaufdringlicher, kluger Gesprächs-
partner.

Der Journalist Reinhard Baumgar-
ten ist ein Glücksfall für den SWR und 
die ARD. Dies hat er auch in seiner 
Zeit in Kairo als ARD-Korrespondent 
für die arabischen Länder unter Be-
weis gestellt. 

Lieber Reinhard Baumgarten, 
ich freue mich sehr, dass ich Sie im 
Namen des Deutschen Kulturrates 
mit dem puk-Journalistenpreis 2011 
auszeichnen darf. 

Der Verfasser ist Intendant 
von Deutschlandradio und 

gehört der Jury des puk-Preises an 

Appell für eine offene Gesellschaft
Dankesrede von Reinhard Baumgarten 

Zunächst und zuallererst möchte 
ich mich für den Preis bedanken. Ich 
freue mich über diesen Preis. Nor-
malerweise bekommen hierzulande 
„Islamkritiker“ Preise. Normalerwei-
se werden Autoren und Publizisten 
ausgezeichnet, die Muslime und den 
Islam als rückständig, unverbesser-
lich und gefährlich darstellen. 

Ich bestelle das Feld Nahost/Islam 
journalistisch seit dem Ende der 

1980er Jahre. Während dieser Zeit habe 
ich viele islamische Länder bereist – 
etliche mehrfach. In Ägypten habe ich 
mehrere Jahre mit Familie unter Mus-
limen und christlichen Kopten gelebt. 
Meine Begegnungen mit Muslimen 
haben mir eine große islamische Viel-
falt aufgezeigt. Im Mittelpunkt meiner 
Reisen standen immer Menschen. 
Journalismus funktioniert nicht, wenn 
nicht das Leben und Wirken von Men-
schen im Mittelpunkt steht. Es wäre/
ist ein kalter Journalismus.

Ich bekomme diesen Preis für das 
ARD-Projekt „Gesichter des Islams“ – 
das waren vier Filme, ein Internetauf-
tritt, ein gedrucktes Buch und eben die 
hier vorgestellten vier Hörfunkfeature. 
„Gesichter des Islams“ das waren viele 
Begegnungen mit Menschen, viele 
Gespräche mit Frauen und Männern 
jeglichen Alters und jeglicher Bildung. 
Es war ein weltumspannendes Projekt 
mit Schauplätzen, die von Marokko im 
Westen u.a. über Spanien, Ägypten, 
die Türkei und den Iran bis nach In-
donesien reichten. Der Islam hat viele 
Gesichter – deshalb dieser Aufwand. 

Der Islam ist Vielfalt. Die Darstel-
lung des Islams und der Muslime hier-
zulande ist oft das Gegenteil: Einfalt. 
Der Blickwinkel ist verengt. Muslime 
werden auf Probleme reduziert. Es gibt 
viele Probleme. Daran gibt es nichts 

zu deuten. Auch Probleme, die für 
uns auch eine ernsthafte Bedrohung 
darstellen. Terrorismus, Fanatismus, 
Gewalt. Und am schlimmsten: Der 
verengte Blick auf die Welt – gepaart 
mit der Überzeugung, auf jeden Fall 
im Besitz der endgültigen Wahrheit 
zu sein. Diesen verengten Blick auf die 
„westliche Welt“ habe ich im Orient 
gefunden. Ich finde ihn auch hier im 
Okzident, wenn es um Islam und um 
Muslime geht. Radikale Minderheiten 
auf beiden Seiten geben den Ton an, 
prägen die Diskussion und profitieren 
auf ihre jeweilige Art und Weise davon. 
„Islamkritik“ ist hierzulande zu einem 
lukrativen Business geworden, von 
dem einige gut leben können. 

„Gesichter des Islams“, das möch-
te ich hier ausdrücklich betonen, 
ist nicht der Versuch, den Islam zu 
verklären und schön zu färben. Das 
Projekt richtet sich an Nichtmuslime 
und Muslime gleichermaßen. Ich 
beziehe mit diesen Sendungen eine 
klare Position: die Grundlage für ein 
gedeihliches Miteinander muss und 

kann nur eine offene Gesellschaft sein. 
Die in unserem Grundgesetz festge-
schriebene Glaubensfreiheit schließt 
auch ein, dass ich nicht glaube. Die 
offene Gesellschaft wird von fanati-
sierten Gläubigen in Frage gestellt. Sie 
sind eine Minderheit unter hiesigen 
Muslimen, sie sind weltweit eine 
Minderheit. Die offene Gesellschaft 
wird auch von jenen in Frage gestellt, 
die Muslime per se als Gefahr, als rück-
ständig und unbelehrbar darstellen. 

Deutschland hat kein Ausländer-
problem, hat Ignaz Bubis einmal zu 
mir in Stuttgart gesagt. Deutschland 
hat ein Problem mit dem Fremden. 
Seit vielen Jahren versuche ich als 
Journalist, Korrespondent und Redak-
teur, die Angst vor dem Fremden ab-
bauen zu helfen, indem ich versuche, 
diese Fremdheit zu erklären. Ich sehe 
diesen Preis als Ermutigung, genau 
damit fortzufahren. 

Der Verfasser ist Redakteur im 
Ressort Religion, Kirche und Gesell-

schaft beim Südwestrundfunk 

Reinhard Baumgarten wurde für sein Hörfunkfeature „Gesichter des Islam“ 
ausgezeichnet, das u.a. beim SWR ausgestrahlt wurde.         Foto: Günter Meißner

Von Ossis, Wessis und einem Schwaben
Laudatio von Lukrezia Jochimsen auf Daniel Gräfe 

Jurymitglied Dr. Lukrezia Jochimsen, MdB,  bei ihrer Laudatio auf den Preisträ-
ger Daniel Gräfe .                                                                                       Foto: Günter Meißner

Im Herbst 1989, als die Mauer fiel, 
war Daniel Gräfe 18 Jahre alt. Was 
weiß ein achtzehnjähriger Schwabe 
1989/90 vom Osten? „Der Osten ist 
für mich eine gebleichte Dauerwelle, 
deren Besitzerin Elke heißt. Sie trägt 
selbst geschneiderte Jeans und die 
Plastiktüte eines West-Discounters 
sorgsam durchs verregnete Magde-
burg. Der Geruch von Braunkohle 
liegt in der Luft und Schaum auf der 
Elbe; die Häuser sind verfallen, die 
Fahrräder Fossilien und das Klopa-
pier ein Reibeisen. So fühlt es sich 
also an, denke ich im April 1990“, 
schreibt Daniel Gräfe in seinem 
Artikel „Was vom Osten übrig blieb“ 
2011. Und hält Reiseführerin Elke 
für die typische Ostdeutsche. 

Wir alle kennen die Bilder, die 
sich als nahezu unverrückbare 

Klischees in den Köpfen West festge-
setzt haben: Menschentrauben vor 
den deutschen Botschaften, ein: Ach 
Gott, wie die aussehen, das einem 
1989 noch ganz politisch unkorrekt 
entfährt, endlose Reihen von Papp
autos an den Grenzübergängen, 
Ostdeutsche beim Schlange stehen, 
nun im Westen, die Bananen und das 
Begrüßungsgeld. Den Ossi gab es nur 
im Plural. Den Osten nur als Klischee. 
Für die Generation der 1989/90 
18-jährigen (West) war die Teilung 
Deutschlands ein Fakt. Deutschland, 
das waren zwei Staaten. So war das 
eben. Kaum ein Grund da nachzufra-
gen. Einen Leidensdruck Ost gab es 
nicht. Der Osten, das war ein graues 
Land, von dem man eigentlich nichts 
wusste. Außer besagten Bildern, den 
lustigen Autos, das harte Klopapier, 
das Päckchen mit Kaffee und Oran-
gen zu Weihnachten. Daniel Gräfe 

aber ist neugierig. Als die Grenzen 
offen sind, fährt er hin. Und stellt fest, 
dass sein Eindruck vom Osten, von 
der Reiseführerin Elke, ein Missver-
ständnis ist: „Denn Elke imitiert den 
Westen, der jetzt offen ist. Ich dage-
gen imitiere den Osten: Ich versuche 
nicht aufzufallen, was schon wegen 
meiner Kleidung eine lächerliche 
Absicht ist.“ 

Gräfe bleibt dann doch erstmal 
die nächsten zehn Jahre im Westen, 
studiert erst in Tübingen, dann in 
London. Der Osten aber lässt ihn 
nicht los. 1997 zieht er nach Dresden, 
arbeitet die nächsten zehn Jahre erst 
in Magdeburg, dann in Chemnitz als 
Journalist.

2011 – wieder im Westen – schreibt 
er von seiner Reise durch ein „unvoll-
endetes Land“, von „20 Jahren Wie-
dervereinigung“, von dem „was vom 
Osten übrig blieb“. Und er schreibt so, 
dass es uns, der Jury, aus all den Ord-
ner füllenden Einsendungen auffiel. 
Denn es ist auch heute nicht leicht, 
die inzwischen zwanzigjährige Ein-
heit in neutrale Worte zu fassen, nicht 
in die Ost- bzw. West-Falle zu tappen, 
im Netz der eigenen Stereotype hän-
gen zu bleiben. Daniel Gräfe umgeht 
das geschickt: Er versucht gar nicht 
der unvoreingenommene Betrachter 
zu sein, er schreibt „eine persönliche 
Zeitreise“. Sein Text präsentiert uns 
den Blick von „außen“ und verhehlt 
das an keiner Stelle. Beim Lesen ent-
steht der Eindruck, dass hier jemand 
den Osten wirklich beobachtet hat 
und ihn nicht, wie so oft, wenn einer 
von außen kommt, und im Falle 
von Gräfe, aus dem „besseren“, weil 
freiheitlichen Außen, nachlässig 
und von oben herab betrachtet. Hier 
gibt es einen sehr konkreten Zug der 

Erinnerungen, in dem die kleinen, 
lebendigen Details aufbewahrt sind. 
Der Artikel ist subjektiv und dennoch 
ausbalanciert. Das hat ihn für uns 
besonders gemacht. 

Der Journalist Daniel Gräfe war 
und ist, weil er sich entschieden 
hat, zehn Jahre im Osten zu leben, 
Teil des ostdeutschen Wandels. Und 
er skizziert freundlich und sach-
lich die Löchrigkeit des deutschen 
Einheitsgedankens. Er bemerkt die 
unterschiedlichen Startbedingungen 
der Menschen in diesem Aufbruch. 
Die „eine“ Einheit zwischen Ost und 
West ist eine Illusion. Die fast schon 
traurige Qualität dieses Textes liegt 
auch darin, diese augenfällige Tat-
sache auszusprechen. Die deutsche 
Einheit besteht aus vielen Varianten. 
Die einen haben sie sich erkämpft, 
den anderen fiel sie zu. Die einen 
müssen die neuen Sprachen lernen, 
die des Kapitalismus, des Rechts und 
der Behörden – die anderen nicht. 
Im Rückblick des Autors erscheint 
der Gedanke des Scheiterns in dem 
Projekt Aufbau Ost eingeschrieben. 
Wir fanden das einen in seiner Offen-
heit neuen und sehr sympathischen 
Gedanken. Er beschreibt etwas, wo-
ran die meisten vor 20 Jahren nicht 
gedacht haben und was die meisten 
auch heute in ihrem Denken nicht 
zulassen, die einfache Möglichkeit 
des Scheiterns. Dass Menschen, 
die etwas Neues wagen, scheitern 
können. Und so ergibt sich das Fazit: 
Einheit die Unvollendete. Gräfe kom-
mentiert das nicht weiter, er lässt die 
Zahlen für sich sprechen: „Laut einer 
aktuellen Studie, dem Sozialreport 
2010 der Volkssolidarität, sehen nur 
47 Prozent der Befragten im Westen 
die Einheit als vollendet an, lediglich 

17 Prozent im Osten. Rund jeder 
Zehnte in Ost wie West möchte gar 
die Mauer wiederhaben. Einig sind 
sich zwei Drittel der Befragten, dass 
es um die soziale Gerechtigkeit heute 
schlechter bestellt ist als 1990.“

2011 macht es keinen Unter-
schied mehr, ob jemand aus dem 
Osten oder aus dem Westen kommt. 
Auch diesen Gedanken entzaubert 
Gräfe ganz unprätentiös. Sein Ver-
such, im Osten nicht als einer aus 
dem Westen aufzufallen, entpuppt 
sich als lächerlich. 1990 durch die 
verräterische Kleidung und später, 
auf einer Geburtstagsfeier, durch 
die nicht geteilten Erinnerungen. 
Erst hier wird Gräfe wirklich be-
wusst, dass Ost und West immer 
etwas fremdeln werden. Weil die 
Erinnerungen nicht wirklich teilbar 
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sind. „Ich habe bisher das Übliche 
von dem kennengelernt, was noch 
übrig ist: Neunerlei aus dem Erz-
gebirge, Lauterbacher Magenbitter 
und Rotkäppchen-Sekt. Ich kenne 
die Platte „Fröhliche Weihnachten“ 
mit Frank Schöbel und habe mir 
von Aufenthalten im Stasi-Knast und 
Mai-Aufmärschen erzählen lassen. 
Doch der emotionale Bezug fehlt. … 
Ich fühle mich nicht als Teil der Run-
de. Als Wessi-Kind bleibt man immer 
auch Zuschauer und Zuhörer.“

Und noch einen Unterschied 
zwischen Wessis und Ossis stellt der 
Autor fest: Die Wessis haben den Lu-
xus eines unverstellten Blicks auf ihre 
Herkunft, gewissermaßen eine Erin-
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nerungskiste im Keller, deren Inhalt 
man jederzeit herzeigen kann, die 
Ossis haben eine solche Kiste nicht, 
weil es das Land, aus dem die Kiste 
stammt, nicht mehr gibt. Mit jedem 
neuen Jahr, das es die DDR nicht 
mehr gibt, scheinen sich die Dinge in 
der Kiste immer weiter in Luft aufzu-
lösen. Und so kann es passieren, dass 
die Alltagserinnerungen des Ossis 
auf ein Ampelmännchen reduziert 
werden. Den Schrecken, der sich 
aus diesem Gedanken ergibt, hat der 
Autor nicht weiter ausgeführt, aber 
er mahnt: Als Wessi aber sollte man 
den Wunsch nach Kontinuität und 
gemeinsamen Erfahrungen begreifen.

Für uns, die Jury, liegt die zu 
prämierende Qualität des Artikels 

darin, dass der Autor dem Osten auf 
gleicher Augenhöhe begegnet. Hier 
scheint jemand zu verstehen, was es 
heißt, aus dem Osten zu kommen. 
Und entdeckt so das Ergebnis eines 
unreflektierten Einheitsvorhabens. 
Einheit als Angleichung an den We-
sten lässt am Ende nur noch das 
Ampelmännchen leuchten und die 
Rotkäppchensektkorken knallen. Ein 
wahrhaft trauriger Gedanke. 

Aber so trostlos soll es nicht en-
den, denn trostlos ist Ihr Artikel, 
lieber Daniel Gräfe, in keiner Weise, 
im Gegenteil, er macht Mut. Mut, 
offen für unsere vielfältige Einheit 
zu sein bzw. zu werden! Und dafür: 
Vielen Dank!

Der Verfasserin ist Kulturpolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke 

im Deutschen Bundestag 
gehört der Jury des puk-

Preises an   

Vermittler zwischen Ost und West
Dankesrede von Daniel Gräfe

Ich freue mich sehr, dass mit dem 
Artikel auch der Versuch ausgezeich-
net worden ist, zwischen Ost und 
West zu vermitteln.

Aber als Journalist ist man ja nicht 
nur Brückenbauer, sondern im 

Grunde des Herzens auch ein Zyni-
ker. Und da gebe ich zu, dass ich das 
Zusammenwachsen zwischen Ost 
und West etwas skeptischer sehe, als 
es im Artikel anklingt. 

Beim Thema Wiedervereinigung 
muss ich vor allem an eine arrangier-
te Ehe denken. In einer normalen 
Ehe ist es ja so, dass man sich zuerst 
kennenlernt und verliebt und dann 
heiratet – bis die Gefühle oft wieder 
etwas abflauen und man sich am Ende 

Richter fragt, warum sich das Paar 
erst jetzt scheiden lasse, wenn man 
schon seit Jahren nicht mehr mitei-
nander gesprochen habe. Und das 
Paar antwortet: „Wir wollten warten, 
bis die Kinder tot sind.“

Deshalb glaube ich, dass man 
nach wie vor den Dialog zwischen 
Ost und West suchen muss. Und dass 
dieser Dialog im Alltag beginnen und 
ständig neu geführt werden sollte. 
Den Preis empfinde ich als Ermuti-
gung für diese Gespräche. Und als 
Ermutigung für die „Stuttgarter Nach-
richten“, sich auch weiterhin kultur-
politischen Themen zu widmen.

Der Verfasser ist Redakteur der Stutt-
garter Nachrichten 

Eine hörbare Stimme in der Gesellschaft
Laudatio von Siegmund Ehrmann auf Radio Corax

Zeitnah, voreingenommen, unein-
sichtig, laut – mit diesen Worten 
stellt sich das Halle-Forum auf 
Radio CORAX seinen Zuhörern vor 
und liefert damit, wie ich finde, 
eine treffende Selbstbeschreibung. 
Zeitnah – Woche für Woche werden 
in dieser Sendung aktuelle Themen 
aus der Region Halle aufgegriffen. 
Das Redaktionsteam ist unabhängig, 
aber voreingenommen. Es ergreift 
für die Positionen Partei, die es 
für richtig hält und setzt sich für 
Menschen ein, die Unterstützung 
brauchen. Uneinsichtig, das heißt 
kritisch. Die Macherinnen und Ma-
cher des Halle Forums stehen zu 
ihren Überzeugungen und schwim-
men dafür auch gegen den Strom. 
Und sie sind laut. Sie mischen sich 
selbstbewusst ein. Sie wollen eine 
hörbare Stimme in der Gesellschaft 
sein. Und die hohen Zuhörerzahlen 
beweisen: Sie sind es auch.

Einmal in der Woche strahlt der 
nichtkommerzielle Radiosender 

Corax live das Halle Forum aus. Die 
Gesprächssendung greift vielfältige 
Themen aus Kultur, Politik und Ge-
sellschaft auf, die meist Halle oder die 
Region betreffen. Eine Stunde lang 
geht es mal um ein Filmprojekt, für 
das unter dem Titel „Leben in Halle“ 
privates Filmmaterial aus sechs Jahr-
zehnten gesammelt wurde, mal um 
die Händelfestspiele, mal um Gewalt 
in der Halleschen Fußballszene. Im 
Studio begegnen sich Künstlerinnen 
und Künstler, politische Entschei-
dungsträger, zivilgesellschaftliche 
Akteure, betroffene Bürger und viele 
mehr… Die Zuhörer können sich per 
Anruf oder über das Internet aktiv 
am Gespräch beteiligen. Wer eine 
Sendung noch einmal nachhören 
will, kann das im Internet tun und im 
Blog weiter mitdiskutieren.

Redaktion, Moderation und 
Technik – das Halle Forum ent-
steht allein durch die Arbeit von 
Ehrenamtlichen – wie alle Sendungen 
des freien Senders Radio Corax.  
Es ist leider so, dass Journalistinnen 
und Journalisten heute unter ver-
schlechterten Bedingungen arbeiten 
müssen. Die gegebenen zeitlichen 
und wirtschaftlichen Vorgaben ma-
chen es immer schwieriger, die Qua-
lität zu liefern, die eigentlich wün-
schenswert ist. Gerade vor diesem 
Hintergrund finde ich es bemerkens-
wert, dass in Halle ein Vollprogramm 
ausgestrahlt wird, das allein von 
bürgerschaftlichem Engagement 
lebt. Ein Sender, der gut recherchierte 
Beiträge bringt und seine Hörer nicht 
mit den „größten Hits der 70er, 80er 
und dem Besten von heute“ abspeist. 
Die Bereitschaft, bei Corax Verant-
wortung zu übernehmen, ist groß: Vor 
elf Jahren begann der Sender mit 20 
ehrenamtlichen Radiomacherinnen 

Lust auf Radio
Dankesrede von Nadja Hagen

Ich muss etwas sagen, weil ich 
sonst bei Radio Corax moderiere. 
Deshalb wurde gesagt, du sprichst 
ja sonst auch immer, du musst es 
jetzt machen. 

Ich habe schon eingangs festge-
stellt, dass ich völlig falsch vorbe-

reitet bin, ich habe keinen Zettel mit. 
Ich habe mir keinen Namen gemerkt, 
den ich jetzt aufzählen müsste, um 
mich zu bedanken. Ich bedanke 
mich also bei der Jury und eigentlich 
müsste ich mich bei den ganzen 
Leuten bedanken, die das sozusagen 
hier möglich machen. Vorhin wurde 
gesagt, wir verdienen ja eigentlich alle 
ganz gut als Journalisten. Deshalb ha-
ben wir wahrscheinlich den Sonder-
preis, wir verdienen nämlich nichts, 
nur Ruhm und Ehre und das mit gro-
ßer Freude und großer Begeisterung, 
jede Woche neu! Das Halle-Forum 
lebt davon, dass die Leute meistens 
so sind, wie ich hier gerade stehe, 
nämlich ein bisschen überrascht und 
ein bisschen unwissend und vor allen 
Dingen auch ein bisschen neugierig 

darauf was so passiert?  Was wird 
denn jetzt hier überhaupt gefragt? 
Was muss ich denn sagen? Und so 
ergibt es sich, dass wir meistens mehr 
als eine Stunde über Sachen reden, 
die in Halle früher oder später irgend-
wann ankommen. Gewalt im Fußball, 
Kinderarmut oder Arbeitslose. Wir 
diskutieren bundesweite Probleme, 
auf einer Ebene in Halle und zwar 
so, dass Leute in Halle mitreden, die 
sich wahrscheinlich bei bundespo-
litischen Diskussionen überhaupt 
nicht beteiligen würden. Und zwar 
einfach, weil sie im Chat mitreden 
können in einer Sprache, in der sie 
nun mal reden. Sie können vorher 
im Halle-Forum im Online-Magazin 
zu einem Artikel, der vorher erschie-
nen ist, Kommentare abgegeben, die 
dann mit in die Diskussion einge-
hen, sie können anrufen, was ganz 
herkömmlich ist und wer Lust hat, 
der darf sogar ins Studio kommen, 
wenn noch ein Platz frei ist – so groß 
sind wir nämlich nicht – und das ist 
eigentlich das Schöne, dass wir so – 
ich benutze das Wort lokal – verankert 

sind. Das sagt man immer, wenn man 
von Lokalradios spricht und von den 
freien Radios. Das macht es möglich, 
dass wir eben so nah dran sind, dass 
wir eben genau mit den Leuten vor 
Ort sprechen, dass wir zum Beispiel 
mittlerweile auch Dank mobilem 
Radio einfach raus gehen, die Leute 
nicht mehr ins Studio holen, sondern 
vom Marktplatz senden und Leute 
befragen, Diskussionen führen. Auf 
einmal ist der Marktplatz nämlich 
wieder das, was er ja ursprünglich 
auch einmal war, nämlich ein Ort, ein 
Treffpunkt, um sich auszutauschen 
und zu diskutieren. Nur dass es bei 
uns mittlerweile so ist, dass die Leute, 
die gerade nicht auf dem Marktplatz 
sind, trotzdem mit dabei sind, näm-
lich über das Radio und, auch wenn 
die Frequenz nicht so groß ist, Gott 
sei Dank auch über den Livestream. 
Und ich hoffe, dass wir das auch im 
Rahmen des Halle-Forums noch ganz 
lange machen können.

Die Verfasserin ist Redakteurin und 
Moderatorin bei Radio Corax 
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und Radiomachern. Inzwischen sind 
es schon über 200.

Radio Corax spricht ein breites 
Publikum an – von der Grundschü-
lerin über den Heavy Metal-Fan bis 
zum Lyrik-Liebhaber. Auch unter den 
Programmmachern selbst herrscht 
eine große Vielfalt. Schülerrepor-
ter gestalten ein Kinderprogramm. 
Erwerbslose bringen Hintergrund-
berichte über ihre Situation und 
geben Tipps zu Rechtsfragen. Es kann 
passieren, dass man einschaltet und 
plötzlich auf eine portugiesische Sen-
dung stößt. Oder auf eine arabische. 
Insgesamt elf verschiedene Sprachen 
haben Platz im Programm. Neben 
Wortsendungen gibt es natürlich 
auch mehrere Musiksendungen. In 
ihnen werden bevorzugt Künstler 
und Genres vorgestellt, die in anderen 
Medien kaum Beachtung finden.

Eines der wichtigsten Ziele von 
Radio Corax ist es, dass vor allem 
soziale Minderheiten ein Podium 
bekommen. Dafür braucht es einen 
niederschwelligen Zugang. Jedes Jahr 
werden 20 Radioworkshops angebo-
ten, bei denen jeder das Handwerks-
zeug erlernt, das er braucht, um eine 
Sendung zu gestalten. Für Migrant
innen und Migranten werden auch 
mehrsprachige Workshops durchge-
führt, damit auch sie teilhaben kön-
nen. Das Herumexperimentieren mit 
Texten, Musik und Mikrofon macht 
natürlich Spaß. Und es bildet. Stellen 
Sie sich vor, wie ein junger Mensch 
mit Medien umgeht, wenn er selbst 
schon einmal eine Sendung gestaltet 
hat. Er hört viel bewusster zu und 
ist kritischer. Es gibt keine bessere 
Möglichkeit, Medienkompetenz zu 
vermitteln. 

Radio Corax ist ein Ort der Be-
gegnung, des Austausches, ein An-
laufpunkt. Hier treffen Menschen 
aufeinander, die eigentlich im Leben 
nicht viel gemeinsam haben und die 
sich woanders vermutlich nicht be-
gegnen würden. Menschen jeden Al-
ters und mit ganz unterschiedlichem 
kulturellen und sozialen Hintergrund 
– und ich kann mir vorstellen, oft sehr 
unterschiedlichem Musikgeschmack. 
Aber sie haben ein gemeinsames 
Projekt, das sie verbindet, nämlich 
Radio Corax. Dass es immer wieder 
zu Diskussionen kommt, wenn so 
viele unterschiedliche Menschen ge-
meinsam ein Programm gestalten, ist 
ja klar. Das ist doch gerade das Tolle. 
Sie sind im Gespräch.

Heute Abend zeichnen wir Jour-
nalisten und Redaktionen aus, die 
sich in besonderer Weise um die 
verständliche Vermittlung kulturpo-
litischer Themen verdient gemacht 
haben. Mit der Verleihung des Son-
derpreises an die Redaktion Halle Fo-
rum von Radio Corax würdigt die Jury 
aber nicht nur ein Radioprogramm, 
sondern auch eine Begegnungsstätte, 

ein Jugendzentrum, eine Integrati-
onsstelle, eine Bildungseinrichtung… 
einen wichtigen kulturellen Akteur in 
der Region Halle, bei dem Vielfalt und 
Teilhabe großgeschrieben werden. 
In erster Linie wollen wir das Enga-
gement der Menschen würdigen, 
die Halle Forum und Radio Corax 
ermöglichen und lebendig machen. 

Stellvertretend für die vielen Ehren-
amtlichen sind heute Abend Nadja 
Hagen, Helen Hahmann und Gesine 
Leyk anwesend. Ich wünsche dem 
gesamten Team, dass sie weiter so 
viel Erfolg und Freude mit ihrem 
Programm haben. Wenn ich mir die 
bisherige Entwicklung anschaue, 
habe ich da allerdings keine Beden-

vielleicht nur noch wenig zu sagen hat, 
aber immerhin. 

Bei der Wiedervereinigung war es 
anders. Da war die Ehe schon vollzo-
gen und – so steht es im Grundgesetz 
– gar vollendet, bevor man sich über-
haupt kennenlernen konnte.

Nach der arrangierten Eheschlie-
ßung wacht man also morgens auf 
und weiß nicht so recht, was man 
mit dem neuen Partner anfangen soll. 
Irgendwie rauft man sich zusammen, 
wechselt ein paar nette Floskeln, 
zieht dann vor allem die Kinder groß 
und hat sich sonst nicht mehr viel 
zu sagen. 

Das ist im Grunde wie in dem al-
ten Witz, als das 90 Jahre alte Ehepaar 
vor dem Scheidungsrichter steht: Der 

ken. Es bleibt zu hoffen, dass das 
Beispiel von Radio Corax und dem 
Halle Forum sich auch auf andere 
Städte ausbreitet. 

Der Verfasser ist Kulturpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion im Deut-
schen Bundestag und gehört der Jury 

des puk-Preises an 

Gruppenbild der Preisträger, Laudatoren und Ausrichtenden des puk-Journalistenpreises 2011           Foto: Günter Meißner
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Max Fuchs spricht bei der Konferenz in Irland über Perspektiven der deutschen Auswärtigen Kulturpolitik und über Kul-
tur- und Kreativwirtschaft.							                               Foto: Goethe-Institut Irland

Deutsche auswärtige Kulturpolitik im europäischen Kontext
Themen und Trends • Von Max Fuchs

Einen guten Überblick über deutsche 
auswärtige Kultur- und Bildungspo-
litik erhält man durch den letzten 
offiziellen Bericht des Auswärtigen 
Amtes: „Bericht der Bundesregie-
rung zur auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik 2009/2010“. 

Drei Punkte will ich hierbei zu-
nächst hervorheben: Es sind 

zunächst einmal die Ziele der aus-
wärtigen Kulturpolitik. Die Schlüs-
selkonzepte sind Dialog, Austausch 
von Kunst und Künstlern, Menschen-
rechte und die Darstellung eines 
realistischen Bildes von Deutschland. 
Diese Ziele sind eher defensiv und 
haben nichts zu tun mit kulturellem 
Imperialismus oder mit Propaganda. 
Ein zweiter wichtiger Punkt, den man 
diesem Bericht entnehmen kann, ist 
die Tatsache, dass auswärtige Kultur-
politik nicht allein in der Verantwor-
tung des Auswärtigen Amtes liegt, 
sondern, dass viele andere Ministerien 
beteiligt sind. Und trotz des Artikels 32 
des Grundgesetzes, der festlegt, dass 
die Verantwortung für die Außenpoli-
tik beim Bund liegt, sind gerade in der 
auswärtigen Kultur- und Bildungspoli-
tik sowohl die Länder und Gemeinden 
als auch große zivilgesellschaftliche 
Organisationen beteiligt. Der letzte 
wichtige Punkt besteht darin, dass 
anders als in anderen Ländern eher 
unabhängige „Mittlerorganisationen“ 
wie etwa das Goethe-Institut oder an-
dere verantwortlich für die praktische 
Durchführung sind. All dies bestätigt, 
dass auswärtige Kulturpolitik in der 
Tat die dritte Säule der Außenpoli-
tik neben klassischen Feldern wie 
Diplomatie oder auswärtiger Wirt-
schaftspolitik ist. Wie ist es zu dieser 
Entwicklung gekommen?

Einige Hinweise zur histo-
rischen Entwicklung

Die Geschichte startet in den Jahren 
vor dem Ersten Weltkrieg. In dieser 
Zeit muss die Politik aller großen 
Nationen unter der Perspektive des 
damals dominierenden Imperialis-
mus betrachtet werden. Jedes große 
Land war im Wettbewerb mit anderen 
Ländern, bei dem es um die Hegemo-
nie in politischen, ökonomischen, 
militärischen und auch in kulturellen 
Fragen ging. Wie wichtig das Kultu-
relle bei diesem Prozess ist, kann man 
daran erkennen, dass als wichtige 
Ursachen für den Ersten Weltkrieg 
auch kulturelle genannt werden: Fast 
alle Debatten in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts lassen sich auf 
einen bewusst forcierten Gegensatz 
zwischen dem deutschen Wort „Kul-
tur“ und dem französischen bzw. 
englischen „civilisation“ zurückfüh-
ren. Terry Eagelton hat also Recht, 
wenn er sagt, dass Kultur so wichtig 
ist, dass Menschen bereit sind dafür 
zu sterben. 

Nach dem Ersten Weltkrieg, in 
der Weimarer Republik, gab es einen 
ersten Paradigmenwechsel, dass 
nämlich Kultur in der Außenpolitik 
weniger als Machtmittel, sondern 
eher als sympathische Präsentati-
on des Staates verstanden werden 
sollte. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
war es eine zentrale außenpolitische 
Aufgabe, ein neues Vertrauen in das 
neue demokratisch organisierte 
Deutschland zu entwickeln. In die-
ser Nachkriegszeit gab es zwei große 
Paradigmenwechsel: Der erste fand 
statt im Kontext der sozial-liberalen 
Koalition seit 1969. Ralf Dahrendorf 
und Hildegard Hamm-Brücher wa-
ren hierfür verantwortlich. Wich-
tig war hierbei, dass sich auch der 
Deutsche Bundestag als Parlament 
einmischte und eine groß angelegte 
Enquête-Kommission „Auswärtige 
Kulturpolitik“ einberief. Dies ist des-
halb bemerkenswert, weil in jedem 
Handbuch zur Außenpolitik vermerkt 

ist, dass gerade dieses Politikfeld das 
ausschließliche Recht der Regierung 
ist. Die Rolle des Parlamentes in 
diesem Feld ist es höchstens, Dis-
kussionen oder Debatten zu führen. 
Wichtig war, dass die wesentlichen 
Ideen dieser Bundestags-Enquête 
speziell unter Verantwortung von 
Hildegard Hamm-Brücher, damals 
Staatsministerin im Auswärtigen Amt, 
aufgenommen wurden. Ein zentraler 
Punkt war ein Wechsel in dem Ver-
ständnis von Kultur: Nämlich weg 
von einem engen Konzept von Kultur 
(Kultur als traditionelle Künste) hin 
zu einem erweiterten Konzept von 
Kultur. Nunmehr spielten Dialog, 
wechselseitiger Austausch und die 
Präsentation aktueller sozialer Pro-
bleme und Konflikte der deutschen 
Gesellschaft eine wichtige Rolle. Ein 
zweiter Paradigmenwechsel fand rund 
um die berühmte Konzeption 2000 
unter der Verantwortung des grünen 
Außenministers Joschka Fischer am 
Ende des letzten Jahrhunderts statt. 
Neue Ziele waren nunmehr Konflikt-
prävention, Menschenrechte und 
kulturelle Vielfalt. Diese Konzeption 
ist immer noch die konzeptionelle 
Grundlage für die deutsche auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik. 

Ein anderer wichtiger Punkt des 
oben genannten Berichtes zur Au-
ßen-Kulturpolitik ist die Tatsache 
der geteilten Verantwortlichkeiten: 
Neben dem Außenministerium gibt 
es nämlich noch das Jugendmini-
sterium, das Kulturministerium, das 
Entwicklungshilfeministerium und 
das Wirtschaftsministerium, die alle 
in diesem Feld involviert sind. Das 
einzige wissenschaftliche Handbuch 
in diesem Bereich spricht hier von 
einer „Führerschaft ohne Monopol“. 
Das klingt zunächst einmal harmo-
nisch, doch wer weiß, dass durch 
unser Grundgesetz jedem Minister 
garantiert ist, dass er mit großer Au-
tonomie sein Arbeitsfeld bearbeitet, 
kann sich vorstellen, dass es in der 
Praxis häufiger Konflikte gibt. Ein 
solches Konfliktfeld besteht etwa 
darin, dass die Rolle des Staates in 
den verschiedenen genannten Politik-
feldern (Jugend-, Kultur-, Wirtschafts-, 
Entwicklungs- oder Bildungspolitik) 
erhebliche Unterschiede aufweist. 
Während etwa die Bildungspolitik 
nahezu absolut in der Hand des 
Staates ist, haben in der Jugend- oder 
Kulturpolitik außerstaatliche Träger 
eine entscheidende Rolle. Wir lesen 
außerdem in diesem Bericht, dass 
die sogenannten Mittlerinstitutionen 
weitgehend unabhängig ihre Arbeit 
verrichten: Das Goethe-Institut, der 
Deutsche Akademische Auslands-
dienst, die Alexander-von-Humboldt-
Stiftung, das Institut für Auslands-
beziehungen etc. All diese Partner 
können aufgrund ihrer Rechtsform 
als Stiftungen bzw. als eingetragene 
Vereine zu den sogenannten NGO’s 
(Nicht-Regierungs-Organisationen) 
gerechnet werden. Realistischer ist 
es allerdings, diese Organisationen 
Quangos zu nennen (Quasi-Nicht-
Regierungs-Organisationen). Dieser 
reduzierte Status als Quango kann 
leicht gezeigt werden an zwei wich-
tigen Punkten: dem Haushalt und der 
Rekrutierung des Leitungspersonals. 
Beide Felder sind fest in der Hand der 
Regierung.

Einige Probleme und 
Spannungen

Die ersten beiden Teile dieses Textes 
können als Erfolgsgeschichte der 
auswärtigen Kultur- und Bildungs-
politik Deutschlands gelesen werden. 
Ich will hier wenigstens vier Punkte 
benennen, bei denen es zu Span-
nungen, vielleicht sogar zu Konflikten 
kommen könnte.

Die Notwendigkeit einer kohä-
renten externen auswärtigen Kul-

tur- und Bildungspolitik. Oben ist 
die Pluralität der Akteure und der 
Verantwortlichkeiten in der auswär-
tigen Kultur- und Bildungspolitik 
benannt worden. Es wurde auch da-
rauf hingewiesen, dass viele Akteure 
weitgehend unabhängig voneinander 
arbeiten. Gelegentlich arbeiten die 
Akteure nicht nur unabhängig von-
einander, sondern sie arbeiten auch 
gegeneinander. Ein Beispiel: Als ich 
vor einigen Jahren Caracas besuchte, 
konnte man feststellen, dass es einen 
erheblichen Wettbewerb zwischen 
der Botschaft, dem Goethe-Institut 
und den Projekten der GTZ (Gesell-
schaft für technische Zusammen-
arbeit) gegeben hat. Eine solche 
Konkurrenzsituation ist keineswegs 
hilfreich, sodass eine Forderung seit 
Jahren darin besteht, dass es eine Ko-
härenz in den verschiedenen außen-
politischen Aktivitäten geben müsse. 

Ein zweites Problem liegt in den 
verschiedenen Zielen der auswärti-
gen Kulturpolitik. Zwar gibt es mit 
der Konzeption 2000 ein allgemein 
akzeptiertes Konzeptpapier, doch 
ist die Unabhängigkeit der verschie-
denen Ministerien in Rechnung zu 
stellen. Es kommt außerdem hinzu, 
dass jeder Außenminister aufgrund 
seiner Persönlichkeit verschiedene 
Schwerpunkte setzt. Joschka Fischer 
war etwa nicht sonderlich inte-
ressiert an auswärtiger Kulturpoli-
tik, sein Schwerpunkt waren Men-
schenrechte. Minister der Freien 
Demokraten wiederum zeigen eine 
starke Betonung der auswärtigen 
Wirtschaftsbeziehungen. Hier gilt 
das Motto: Wer deutsch spricht, 
kauft deutsch. Oder ein anderer be-
rühmter Spruch in diesem Kontext ist:  
Wirtschaft folgt Kultur. Auswärtige 
Kulturpolitik hat hier lediglich die 
Aufgabe, Türöffner für ökonomische 
Beziehungen zu sein. 

Es gibt zudem Probleme mit 
dem Verständnis von Kultur. Zwar 
gab es einen Wechsel von einem 
engen Verständnis von Kultur (als 
traditioneller Kunst) hin zu einem 
weiteren Konzept. Dieses erweiterte 
Konzept besteht in einer Addition von 
Jugend-, Bildungs-, Wissenschafts-, 
Medien-, Sport- und Kunstpolitik. Es 
ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
jedes dieser politischen Felder eigene 
Regeln, eine eigene Organisations-
kultur und eine eigene Mischung von 
Akteuren hat. In einigen Konzeptpa-
pieren ist davon die Rede, dass das 
Grundlagenkonzept von Kultur in der 

auswärtigen Kulturpolitik identisch 
sei mit dem UNESCO-Konzept, das 
während der Mexiko-Konferenz 1982 
verabschiedet wurde. Dieses Konzept 
kann als Addition von Kunst, Werten 
und alltäglicher Lebensweise verstan-
den werden. Es ist darauf hinzuwei-
sen, dass das „weite Kulturkonzept“ 
in der auswärtigen Kulturpolitik 
mit seiner Addition von Künsten, 
Bildung, Sprache, Wissenschaft und 
Medien keineswegs identisch ist mit 
diesem „weiten Konzept“ von Kultur 
der UNESCO. Das additive Konzept 
der UNESCO kann als pragmatischer 
Kompromis unterschiedlicher In-
teressenslagen verstanden werden. 
Es mussten die ethnologischen, die 
kunstorientierten, die wertebezo-
genen Sichtweisen unter ein einziges 
konzeptionelles Dach gebracht wer-
den. Zu der Konfusion rund um den 
Kulturbegriff trägt außerdem dazu 
bei, dass es geradezu eine Explosi-
on in der Debatte rund um Kultur 
gegeben hat. Jede Wissenschaft hat 
inzwischen einen cultural turn erlebt, 
sodass sich die 200 verschiedenen 
Definitionen, die kluge und fleißige 
Forscher in den 1950er-Jahren iden-
tifiziert haben, inzwischen um ein 
Mehrfaches vergrößert haben dürf-
ten. Nimmt man die innere Kultur-
politik als wichtiges Referenzfeld für 
die auswärtige Kulturpolitik, so muss 
man feststellen, dass man zwar über 
Kulturpolitik redet, aber letztlich nur 
Kunstpolitik betreibt. Dies zeigt sich 
schon bei einem ersten Blick auf ei-
nen Kulturhaushalt einer beliebigen 
Stadt: 90 Prozent des Budgets und 
mehr gehen in traditionelle Kultu-
reinrichtungen. Dies ist wichtig im 
Hinblick auf die auswärtige Kulturpo-
litik, weil Kunst in besonderer Weise 
den Schutz unseres Grundgesetzes 
(Art. 5), nämlich im Hinblick auf 
ihre garantierte Autonomie erfährt. 
Wenn man aber nunmehr liest, dass 
auswärtige Kulturpolitik Teil der Au-
ßenpolitik ist und diese Außenpolitik 
privilegiertes Recht der Regierung 
ist, die damit spezifische politische 
(nicht-kulturelle) Ziele verfolgt, dann 
fällt es schwer, im Hinblick auf die 
auswärtige Kulturpolitik noch von 
Autonomie zu reden. Dies ist ein 
offensichtlicher Widerspruch. Daher 
haben wir alle vier Jahre die Diskus-
sion in Deutschland, ob auswärtige 
Kulturpolitik (als Kunstpolitik) nicht 
besser bei dem Kulturstaatsmini-
ster ressortieren sollte. Ein anderer 
Problempunkt betrifft ebenfalls 

den Kulturbegriff: die UNESCO hat 
den Slogan: Celebrate the Diversity. 
Allerdings ist es auf nationaler Ebene 
offensichtlich nicht so leicht, mit kul-
tureller Vielfalt umzugehen. Kulturelle 
Vielfalt wird häufig in Sonntagsreden 
verwendet, doch wenn wir dann am 
Montag wieder zur Arbeit kommen, 
stellen wir fest, wie schwierig dieser 
Umgang mit Vielfalt ist. Ich erinnere 
nur daran, wie schwierig es ist, etwa 
mit den verschiedenen Migranten-
kulturen so umzugehen, dass diese 
sich auch anerkannt fühlen können. 
Daher gibt es alle Jahre wieder eine 
Debatte über „Leitkultur“, in der die
se Vielfalt künstlich im Hinblick auf 
ein verbindliches Konzept von Kultur 
eingeengt werden soll. Wie spezifisch 
deutsch diese Debatte ist, kann man 
etwa daran erkennen, wenn man ver-
sucht, für das Wort „Leitkultur“ einen 
angemessenen englischen Begriff zu 
finden. Am ehesten ist hierfür der 
Begriff „command culture“ geeignet, 
der möglicherweise ehrlicher ist 
als manche deutsche Debatte über 
Leitkultur. Wenn also eine Aufgabe 
der auswärtigen Kulturpolitik darin 
besteht, ein realistisches Bild auch der 
Vielfalt der Kulturen in Deutschland 
zu zeigen, so liegt das offensichtlich in 
einem Widerspruch zu der konserva-
tiven Sehnsucht nach einer deutschen 
Leitkultur.

In meiner Wahrnehmung gibt es 
oft ein harmonisierendes Verständnis 
von Kunst und Kultur, gerade in der 
auswärtigen Kulturpolitik. Die zen-
trale Idee besteht darin, Kunst und 
Kultur als Mittel der Kommunikation, 
als Möglichkeit der Harmonisierung 
vorhandener Konflikte zu nutzen. Es 
ist daran zu erinnern, dass bereits 
derjenige, der den Kulturbegriff in die 
deutsche Sprache eingeführt hat, der 
Philosoph Johann Gottfried Herder, 
Kultur als Begriff der Unterscheidung 
eingeführt hat und nicht als Begriff 
der Harmonisierung. Dieser Ansatz 
wurde später von dem französischen 
Kultursoziologen Pierre Bourdieu 
erheblich vertieft: Kunst und Kultur 
sind nicht bloß effektive Mittel der 
Unterscheidung, diese kulturell pro-
duzierte Unterscheidung ist auch von 
erheblicher politischer Bedeutung, 
etwa im Hinblick auf die Partizipation 
an der Macht. Kultur hat es also eher 
mit der Auseinandersetzung über 
Differenz als mit einer verbindenden 
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über den tellerrand

Kraft zu tun: Kultur bedeutet immer 
auch Streit um eine Hegemonie im 
politischen Kontext. 

Zwei Schlussbemerkungen

Es könnte sein, dass wir in der näch-
sten Zeit ein erhebliches Problem 
in der Europäischen Union auch im 
Hinblick auf die auswärtige Politik 
bekommen. Es gibt nunmehr eine 
hohe Repräsentantin für Außen- und 
Sicherheitspolitik. Bislang ist in dieser 
neuen Organisationseinheit nicht 
vorgesehen, auch eine Abteilung für 

auswärtige Kulturpolitik zu eröffnen. 
Doch gibt es nunmehr eine Initiative 
aus dem Europäischen Parlament, 
dass auch unsere europäische Au-
ßenministerin eine Abteilung für 
auswärtige Kulturpolitik haben sollte. 
Dies führt dazu, dass sich auf der 
Ebene der Mitgliedsstaaten Sorgen 
breit machen, dass es nunmehr eine 
Konkurrenz zwischen der jeweiligen 
nationalen auswärtigen Kulturpolitik 
und der gemeinschaftlichen auswär-
tigen Kulturpolitik der Europäischen 
Union geben könnte.

Ein zweites Problem klingt ein 
wenig seltsam für diejenigen, die 
noch nie davon gehört haben. In 
der Sprache von Brüssel hat dies mit 

„Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse“ zu tun. Hinter dieser For-
mulierung steckt die neoliberale 
Überzeugung, dass jedes politische 
Feld ausschließlich marktwirtschaft-
lich betrieben werden muss und dass 
staatliche Subventionen nur von Übel 
sind. Dies schließt auch die Felder 
Gesundheit, Medien und Kultur 
ein. Unterstützt wird diese Meinung 
durch das GATS-Abkommen (General 
Agreement on Trade with Services) 
der Welthandeslorganisation (WTO). 
Dieser Versuch einer Ökonomisie-
rung aller Lebensbereiche hat im 
Kulturbereich dazu geführt, dass es 
nunmehr auf der Ebene der UNESCO 
eine gleichwertige Konvention zur 

Erhaltung und Förderung der kul-
turellen Vielfalt gibt. Allerdings ist 
bislang noch nicht ermittelt, wer im 
Falle einer Konfrontation den Sieg 
davon tragen wird. Dieses Beispiel 
zeigt, dass nicht bloß Kulturpoli-
tik auf nationaler Ebene, sondern 
insbesondere internationale Kul-
turpolitik schon längst nicht mehr 
das Feld schöngeistiger Debatten 
über das Wahre, Schöne und Gute 
ist, sondern dass man nunmehr in 
dem Hardcore-Bereich der Politik, 
nämlich in der Wirtschaftspolitik an-
gekommen ist. Wer heute an Kultur-
politik interessiert ist, muss sich mit 
den rechtlichen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen von Kunst und 

Kultur auseinandersetzen. Dies hat 
erhebliche Konsequenzen auch für 
die Professionalisierung des Feldes, 
nicht zuletzt auch in der auswärtigen 
Kultur- und Bildungspolitik.

Gekürzte Übersetzung des Vortrages 
„German External Cultural Policy 
in a European Context. Key Issues 
and Trends” bei der Konferenz “Con-
temporary German-Irish cultural 
relations in a European Perspective: 
Exploring issues in cultural policy 
and practice” des Goethe-Instituts in 
Dublin am 6. und 7. Mai 2011.

Der Verfasser ist Präsident des  
Deutschen Kulturrates  

Meinungsfreiheit, Freiheit der Kunst, Freiheit der Künstler
Artikel 19 reloaded • Von Christine M. Merkel 

Zwei Nachrichten lösten Anfang April 
2011 weltweit Trauer und Empörung 
aus: Am 03.04. wurde der interna-
tional bekannte Künstler Ai Weiwei 
auf dem Flughafen von Peking fest-
genommen. Wochenlang wurden 
er und drei seiner Mitarbeiter an 
unbekanntem Ort festgehalten. – Am 
22.06. wurde Ai Weiwei gegen Kauti-
on entlassen. Wie es aussieht, darf 
Ai Weiwei aber Peking nicht verlas-
sen.  – Am 04.04. abends wurde der 
Schauspieler Juliano Mer-Khamis, 
Direktor des Freedom Theaters im 
palästinensischen Flüchtlingslager 
Jenin (Westbank) kaltblütig ermor-
det. „Ich bin hundert Prozent Palästi-
nenser und hundert Prozent Jude“, 
so die Selbstbeschreibung des 
politisch ambitionierten Regisseurs, 
der die Theaterarbeit in Palästina 
revolutionierte.

Ai  Weiwei und Juliano Mer-Khamis 
teilen damit das Schicksal vieler 

Künstlerinnen und Künstler. So wur-
de der persische Filmregisseur Jafar 
Panahi im Dezember 2010 im Iran zu 
sechs Jahren Haft und 20 Jahren Be-
rufsverbot verurteilt, kurz nachdem 
ihn die Berlinale in die Internationale 
Jury 2011 eingeladen hatte. Jafar 
Panahi setzt sich in seinen Filmen 
kritisch mit der sozialen Situation 
in seinem Heimatland auseinander. 
Die Berlinale zeigte Flagge für Mei-
nungsfreiheit und die Freiheit der 
Kunst und hielt am Jury-Platz für Jafar 
Panahi fest. Der ägyptische Pavillon 
bei der 54. Biennale Venedig 2011 
würdigt die künstlerischen Visionen 
Ahmed Basionys. Basiony wurde 
durch seine experimentellen Werke 
der Sound-Art und seine interaktiven 
Multimedia-Installationen bekannt. 
Am 28. Januar 2011 starb er an den 
Schusswunden, die ihm Scharfschüt-
zen der ägyptischen Polizeikräfte 
während des Beginns der Revolution 
auf dem Tahrir-Platz zugefügt hatten. 

Menschenrechte von Künstlern 
bei der Ausübung ihres Berufes 
sind Teil der Grundrechte der Ge-
sellschaft, formuliert im Artikel 
19 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, „jeder hat das 
Recht auf Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung; dieses Recht 
schließt die Freiheit ein, Meinungen 
ungehindert anzuhängen sowie über 
Medien jeder Art und ohne Rücksicht 
auf Grenzen Informationen und Ge-
dankengut zu suchen, zu empfangen 
und zu verbreiten.“

Nach Einschätzung der in London 
ansässigen Organisation „Article 19“ 
werden diese Grundrechte in der 
Hälfte der Länder dieser Welt nicht 
realisiert bzw. grob verletzt. 1987 als 
Globale Kampagne für Meinungsfrei-
heit gegründet, kooperiert „Article 
19“ international mit 80 Partnern. 
Seit Juli 2008 veröffentlicht „Article 
19“ mehrmals jährlich einen „Artist 
Alert“ zu Fällen von Künstlern aller 
Sparten und Länder deren Recht auf 
Meinungsfreiheit angegriffen wird. 
Zahlreiche Menschenrechts- und 
Künstlerorganisationen engagieren 

Ai Weiwei ist aus dem Gefängnis freigelassen, darf aber Peking nicht verlassen. Im Vorfeld gab es viele Aktionen, mittels derer für die Freilassung des chinesischen Künstlers 
protestiert wurde. Hier der Beitrag des Deutschen Kulturrates im Rahmen der Protestaktion der Künstlerin Barbara Schmitz-Becker.                             Foto: Andrea Wenger

sich hierzu dauerhaft und professi-
onell. So setzt sich das bereits 1960 
gegründete Komitee „Writers in 
Prison“ des PEN International für 
Schriftsteller ein. Zweimal jährlich 
veröffentlicht es eine Fall-Liste. 2010 
verzeichnete diese 733 Autoren, 
die ermordet, vor Gericht, mit dem 
Tode bedroht oder inhaftiert waren. 
Das Netzwerk „Städte der Zuflucht“ 
(ICORN, Stavanger) wurde 2006 
initiiert. Es ist vom Europarat und 
vom Europäischen Parlament aner-
kannt und arbeitet eng mit „Writers 
in Prison“ zusammen. Verfolgte 
Autorinnen oder Autoren werden 
für mindestens ein Jahr in einer der 
derzeit 39 Mitgliedsstädte aufge-
nommen, vorwiegend in Europa und 
neuerdings auch in den USA und 
Mexiko. Aus Deutschland beteiligen 
sich Hannover und Frankfurt. 

Festivalorganisatoren haben spe-
zifische Aktionsmöglichkeiten: So 
startete das internationale literaturfe-
stival berlin (ilb) 2011 einen Appell 
zur Freilassung des Friedensnobel-
preisträgers 2010, Liu Xiaobo, und rief 
zu öffentlichen Lesungen der Charta 
08 und von Lius Gedicht „Du wartest 
auf mich im Staub“ am 20. März auf. 
700 Autorinnen in 73 Städten in 30 
Ländern beteiligten sich. 
1998 gründete sich FREEMUSE mit 
Sitz in Kopenhagen. FREEMUSE do-

kumentiert die nach eigener Einschät-
zung stark wachsende Zensur von 
Musikern und Komponisten. Zensiert 
wird von Regierungen, im Namen 
von Religion, im Bildungswesen, in 
Familien, durch Handelsketten und 
Lobbygruppen. Im Bedarfsfall leistet 
FREEMUSE Musikern Prozessbei-
stand. Mehrmals wöchentlich tickern 
Meldungen, die der Internationale 
Musikrat (IMC, Paris) für seinen welt-
weiten e-newsletter übernimmt. Im 
Juni 2011 waren das die Entscheidung 
von US-Handelsketten, den Titel des 
neuen Album der Britischen Rock-
Band Arctic Monkeys („suck it and 
see“) mit einem Sticker unkenntlich 
zu machen; die derzeit in Moskau 
verhandelten vier Gerichtsprozesse 
gegen den russischen Rockkritiker und 
Kulturkommentator Art Troitsky sowie 
das Verbot der Musik von Lady Gaga 
im libanesischen Radio, da als belei-
digend für die Christenheit eingestuft. 

Die Initiative „Freedom to create“ 
wurde 2006 vom neuseeländischen 
Unternehmer Richard F. Chandler ins 
Lebens gerufen. Sie will Kreativität 
in der Gesellschaft stärken. Seit 2008 
wird jährlich der „Freedom to create“ 
Preis in drei Kategorien vergeben. 
2010 beteiligten sich 1.700 Künstler 
aus 127 Ländern. Der Hauptpreis 
ging an die Al-Bugaa Theatergruppe 
aus dem Sudan, die für Versöhnung 

wirbt. Auch der Jugendpreis ging 
mit United ACT (Gegen Kinder-
handel) an eine Theatergruppe, die 
jungen Künstler leben und spielen 
in Flüchtlingslagern an der Grenze 
Thailand-Myanmar (früher Burma). 
Der inhaftierte kasachische Autor 
und Dichter Aron Atabek, seit 2007 zu 
18 Jahren Gefängnis verurteilt, wurde 
für sein literarisches Werk gewürdigt. 
Für 2011 können noch bis zum 31.Juli 
Vorschläge eingereicht werden.

Diese Fülle von Initiativen zeigt 
Potenzial, gemeinsam noch wirk-
samer zu werden. Noch gibt es keine 
Plattform zur Menschenrechtssitu-
ation von Künstlern aller Sparten. 
Seit 2010 gibt es allerdings mit der 
„Coalition for Arts, Human Rights 
and Social Justice“ erstmalig einen 
Zusammenschluss 17 internatio-
naler Organisationen aus Europa, 
Afrika; Asien, Lateinamerika und 
den USA die sich mit Kunst und 
Menschenrechten befassen. Die Jour-
nalistenverbände sind hier weiter: 
Die gemeinsame Plattform IFEX, das 
„International Freedom Expression 
eXchange Network“ fungiert als Clea-
ring House. 1992 in Montreal vom 
Kanadischen Journalistenverband für 
Meinungsfreiheit gegründet, umfasst 
es heute 88 Organisationen, darunter 
z.B. das Internationale Netzwerk für 
die Rechte von Karikaturisten. IFEX 

ist Hauptfachpartner der UNESCO 
für leider fast wöchentliche Presse-
erklärungen der Generaldirektorin, 
wenn Journalisten bedroht oder getö-
tet werden. Grundlage dieser bemer-
kenswerten Praxis ist eine Resolution 
der UNESCO Generalkonferenz von 
1997, die Gewalt gegen Journalisten 
mit klaren Worten verurteilte (UN-
ESCO 29. GC, Resolution 29). Die 
UNESCO verfügt als einzige UN-
Organisation über das Mandat, das 
Menschenrecht auf Meinungs- und 
Pressefreiheit zu schützen. Dies gilt in 
besonderem Maße für Künstlerinnen 
und Künstler, die aufgrund ihres 
Werkes und/oder ihres öffentlichen 
Eintretens für Grundfreiheiten in 
Gefahr kommen. Eine Resolution 
der UNESCO-Generalkonferenz 2011 
zur „Verurteilung von Gewalt gegen 
Künstlerinnen und Künstler“, nach 
dem Vorbild von 1997 zu Journalisten, 
wäre hierfür ein wichtiges Signal. 

Die Verfasserin ist Leiterin des 
Fachbereichs Kultur, Memory of the 

World der Deutschen UNESCO-
Kommission und der Kontaktstelle 
für das UNESCO-Übereinkommen 
zum Schutz und zur Förderung der 

Vielfalt kultureller Ausdrucksweisen. 
Seit Mai 2010 ist sie Vorsitzende des 

Lenkungsausschusses Kultur des  
Europarats 
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Das wichtigste für einen Musiker ist, 
Musik zu machen. Wenn Angelika 
Niescier mit ihrem Saxophon auf 
der Bühne steht und alle Paletten 
der menschlichen Emotionen durch-
spielt, spürt man, was mit diesem 
Satz gemeint ist. Ihre Begeisterung 
für die Musik reißt das Publikum vom 
ersten Moment an mit, sie singt mit 
ihrem Saxophon von der Gier, sie 
neidet, leidet, wütet und schimpft. 
Dabei bebt ihr ganzer Körper, er 
zuckt, swingt und bleibt im nächsten 
Moment wieder ganz ruhig. 

Es waren erst fünf Wochen seit 
dem Sturz von Hosni Mubarak 

vergangen, da stand das „German 
Women Jazz Orchestra“ unter der 
Leitung der Kölner Komponistin 
und Saxophonistin Angelika Nies-
cier in Ägypten auf der Bühne und 
begeisterte das Publikum zuerst in 
der Bibliotheka Alexandrina und dann 
mit einem fulminanten Auftritt beim 
„Cairo Jazz Festival“. „Es ist ein unfass-
bares Erlebnis, kurz nach solch einem 
zeitgeschichtlichen Ereignis in diesem 
Land zu sein“, sagt Angelika Niescier. 

Es ist dem Goethe-Institut Kairo 
zu verdanken, dass die zwölf Musi-
kerinnen des „German Women Jazz 
Orchestra“ so kurz nach der Revolu-
tion in Ägypten auftraten. Und die 
Auftritte waren ein solcher Erfolg, 
dass das Goethe-Institut sie jetzt auf 
eine Tournee durch die arabische Welt 
schickt. Die Musikerinnen werden mit 
ihren Auftritten die Fußball-Weltmei-
sterschaft der Frauen in Deutschland 
begleiten. 

Das Musikprogramm des Goe-
the-Instituts Kairo ist nur einer der 
Schwerpunkte des Regionalinstituts 
Nordafrika/Nahost, das neben den 
beiden Instituten in Kairo und Ale-
xandria für weitere dreizehn Institute 
in der Region verantwortlich ist. „Wir 
steuern von Kairo aus die Arbeit der 
Institute in der Region – strategisch, 
inhaltlich und auch budgetär“, erklärt 
Gabriele Becker, Institutsleiterin Kai-
ro und Regionalleiterin Nordafrika/
Nahost. Die von der Region gesetzten 
Schwerpunktthemen werden län-
derübergreifend umgesetzt, in klar 
definierten Planungszyklen von drei 
Jahren. 

Zu den länderübergreifenden 
Projekten zählen unter anderem 
die „Arab Shorts“, eine Initiative zur 
Förderung unabhängiger arabischer 
Filmemacher. Seit 2009 organisiert 
das Goethe-Institut Kairo die Arab 
Shorts, bringt Filmemacher aus der 
arabischen Welt zusammen,  lädt sie 
wie im Mai dieses Jahres zu einer 
Reise nach Deutschland ein, um  bei 
den Internationalen Kurzfilmtagen 
Oberhausen und beim Internationa-

len Dokumentarfilmfest in München 
Kontakte zu knüpfen und sich mit 
anderen Filmemachern auszutau-
schen. Das Arab Shorts Festival wird 
dieses Jahr vom 28. bis 31. Oktober 
im Goethe-Institut Kairo stattfinden, 
Kuratoren aus der arabischen Welt 
werden das Filmprogramm zusam-
menstellen. „Das Ziel der Arab Shorts 
ist es, ein Netzwerk zu schaffen, mit 
dem unabhängige Filmemacher über 
die Landesgrenzen hinweg arbeiten 
können“, sagt Gabriele Becker. So 
könne zum Beispiel eine Organisation 
heranwachsen, die den Filmschaffen-
den hilft, Filme gemeinsam zu fördern 
und zu vermarkten. 

Ein weiterer, regionaler Schwer-
punkt ist seit Jahren die Förderung 
von Übersetzungen. Die Übersetzung 
deutscher, dramatischer Texte und 
eine neue Reihe mit sozialwissen-
schaftlichen deutschen Texten sind 
geplant. „Unsere Aufgabe besteht da-
rin, ein aktuelles Bild von Deutschland 
zu bieten“, sagt Gabriele Becker. Und 
wie lässt sich besser als über das The-
ater sinnlich zeigen, mit welchen The-
men sich die jungen Intellektuellen 
in Deutschland beschäftigen? Ganz 
gezielt sollen deutsche Theaterstücke 
ins Arabische übersetzt werden. Dann 

sind demnächst vielleicht „Die Diebe“ 
von Dea Loher, uraufgeführt am Deut-
schen Theater Berlin oder „Der gol-
dene Drache“ von Roland Schimmel-
pfennig, uraufgeführt am Burgtheater 
Wien, auf Bühnen in der arabischen 
Welt zu erleben. 

Es war im November 2010, als 
die Institutsleiterin Gabriele Becker 
nach Kairo kam, um ihren neuen Job 
anzutreten. Und in nur sechs Monaten 
änderte sich mit einem Schlag alles. 
Die Revolutionen in Tunesien und 
Ägypten brachten die Autokraten Ben 
Ali und Mubarak zu Sturz und stellten 
auch im Goethe-Institut alles auf dem 
Kopf. Kurz entschlossen wurde das 
Kulturprogramm geändert, um auf die 
neue Situation zu reagieren. Seit Mo-
naten geplante Veranstaltungen wur-
den kurzfristig abgesagt. „Stattdessen 
haben wir unseren  ägyptischen 
Partnern zugehört und geschaut, was 
jetzt nötig ist und gebraucht wird“, 
sagt Günter Hasenkamp, Leiter der 
kulturellen Programmarbeit Nordafri-
ka/ Nahost. 

Gebraucht wurde zum einen 
schnelle unkomplizierte Hilfe bei der 
Finanzierung von Projekten. Schon 
Ende Januar, kurz nach Ausbruch der 
Revolution, kam der erste Hilferuf 

von einem Filmemacher, der den 
Aufstand in seiner Heimatstadt Suez 
dokumentarisch umsetzen wollte. 
Einzig das Geld fehlte. „Ich habe keine 
andere Tür, an die ich klopfen kann“ 
waren die Worte, mit denen er sich 
an Günther Hasenkamp wandte. So 
entstand der „Artists Support Fund“ 
zur Unterstützung von Künstlern, die 
den revolutionären Prozess ästhetisch 
begleiten wollten. 

Die Revolution brachte auch eine 
ganz konkrete Veränderung in der 
alten Backsteinvilla in Downtown 
Kairo mit sich. Nur ein paar Meter von 
hier entfernt begann am 25. Januar 
auf dem Tahrir-Platz die Revolution. 
Als Gabriele Becker erfuhr, dass die 
Aktivisten Räume suchten, um zu 
recherchieren, zu diskutieren und 
sich zu informieren, kam ihr sofort 
der Gedanke: „Wir haben Platz hier“. 
Im Souterrain der Backsteinvilla liegt 
die ehemalige Galerie des Instituts, 
die selten genutzt wurde. Innerhalb 
eines Tages entstand gemeinsam 
mit der Deutschen Botschaft und der 
GIZ die Idee, und die Tahrir-Lounge 
war geboren. „Das Programm findet 
ganz unabhängig von uns statt“, 
erklärt Gabriele Becker. Eine junge 
Ägypterin ist verantwortlich für das 
Programm, das sich die politische 
Bildung und Bewußtwerdung sowie 
den Aufbau einer Zivilgesellschaft 
zum Ziel gesetzt hat.   

Als Reaktion auf die Revolution 
entstand auch „Transit“, ein Blog 
über und für die junge Generation 
in Ägypten, im Nahen Osten und in 
Nordafrika. In „Transit“ beschreiben 
junge Menschen, wie sie die Zeit des 
Umbruchs erleben und erzählen in 
ihren eigenen Worten, wie sich diese 
Zeit des Übergangs und der Neufin-
dung auf ihr Leben auswirkt. Es ist 
eine virtuelle Plattform zur freien Mei-
nungsäußerung, und die Jugendlichen 
schreiben über alles, was sie bewegt, 
nichts wird ausgelassen und so ist der 
Blog auch ein Spiegel der Befindlich-
keiten der jungen Generation in der 
arabischen Welt. 

Doch nicht nur in der Backstein-
villa im Zentrum der Stadt hat die 
Revolution einiges verändert. Auch 
in der Sprachabteilung des Goethe-
Instituts im Stadtteil Dokki, einige 
Kilometer westlich vom Tahrir-Platz 
gelegen, hat der Aufstand seine Spu-
ren hinterlassen. Zwei Tage nach 

dem Rücktritt Mubaraks wurden die 
Sprachkurse wieder aufgenommen. 
„Bei uns sind die Telefone heiß gelau-
fen“, erinnert sich Ingrid Köster, Lei-
terin der Spracharbeit. „Die Studenten 
wollten unbedingt wieder anfangen zu 
lernen.“ Das Programm wurde kurzer-
hand geändert und in den Klassen für 
Fortgeschrittene werden seitdem die 
Ereignisse thematisiert und darüber 
diskutiert, wie sich Ägypten weiter-
entwickeln wird und ob Ägypten aus 
der Geschichte Deutschlands lernen 
kann. 

Das Goethe-Institut Kairo ist eines 
der ältesten weltweit. Seit 52 Jahren 
können Ägypter in Kairo Deutsch 
lernen und mit fast 5000 Studenten 
jährlich ist die Sprachabteilung eine 
der größten weltweit. „Die Ägypter 
sind ausgesprochen interessiert an 
der deutschen Sprache“, sagt Ingrid 
Köster. Am Tag der Einschreibung 
ist es nicht ungewöhnlich, schon in 
den frühen Morgenstunden, lange 
bevor das Goethe-Institut öffnet, 
Menschenschlangen vor den Türen 
zu sehen. Doch den ausgesprochenen 
Hobbylerner gäbe es bei ihnen nicht, 
sagt Ingrid Köster. Stattdessen kom-
men die Studenten, um ihre Chancen 
im Beruf zu verbessern oder weil sie 
als Deutschlehrer noch Lernbedarf 
haben. „Der Weg ist eher umgekehrt, 
dass durch die Sprache das Interesse 
an Deutschland geweckt wird.“ 

Interesse für Deutschland und 
die deutsche Sprache wecken – daran 
arbeitet die Sprachabteilung auch 
zum Start der Frauenfußball-Welt-
meisterschaft in Deutschland. Eine 
Ausstellung über den Frauenfußball 
sowie Public-Viewing-Events, Film-
vorführungen und Workshops sollen 
neugierig machen auf das moderne 
Deutschland, seine Sprache, Kultur 
und seine Menschen. 

Fußball, Musik, Theater – mit 
Leidenschaft und Emotionen gefüllte 
Themen. Nichts kann der arabischen 
Welt Deutschland spannender und 
schöner erklären. 

Die Verfasserin lebt und arbeitet als 
Journalistin in Kairo. Unter anderen 

war sie für GEO und als Auslands-
korrespondentin des SPIEGEL-

Magazins tätig. Seit 2008 berichtet 
sie unter anderem für die Deutsche 

Welle, GEO und Die Welt von den  
Ereignissen im Nahen Osten 

Mommert meint
Seit dem Berliner Mauerbau vor 50 
Jahren am 13. August 1961 sind 
Mauern wieder gefallen und neue 
auch errichtet worden, aus Beton, 
hohen Zäunen oder in den Köpfen 
der Menschen in verfeindeten Lagern. 
Natürlich hat niemand die Absicht, eine 
Mauer zu bauen, aber die Umstände... 
So kommt es doch immer wieder zu 
Versuchen, Minderheiten auszugren-
zen, Andersdenkende und Künstler 
zu verfolgen oder gar pleitegegangene 
EU-Staaten aus dem „Klub der feineren 
Gesellschaft“ auszuschließen. Nicht 
zuletzt die EU-Krise wird zeigen, ob es 
in Europa wieder Bestrebungen geben 
wird, neue Mauern zu errichten.

Dass traditionelle Mauern wie zum 
Beispiel beim Thema Atomkraft fal-
len können, erleben wir Deutsche 
im eigenen Land in diesen Tagen 
zur allgemeinen Verblüffung – und 

entsprechender Verunsicherung auf 
der einen oder anderen Seite früherer 
Energie-„Mauern“. Auch woanders 
werden Mauern eingerissen. Die Ent-
wicklungen in Nordafrika mit ihren 
jugendlichen revolutionären Bestre-
bungen ohne religiösen Dogmatismus 
oder gar Fanatismus geben Hoffnung 
auf den Abbau sozialer Mauern und 
Menschenrechtsschranken mit neuen 
kulturellen Freiheiten in Regionen, die 
wir Westeuropäer bislang eher „links lie-
gen“ ließen oder nur als Tourismusziele 
wahrgenommen haben. Von gewissen 
Ölinteressen ganz zu schweigen. 

Andere Entwicklungen wie in China oder 
dem Iran geben wieder Anlass zur Sor-
ge, zum Beispiel der dortige Umgang mit 
freien Geistern auch in der Kulturszene. 
Dort und auch in anderen Fällen spielt 
das Internet eine immer größere Rolle 
als Freiraum, in dem Mauern zu errich-

ten weitaus schwieriger ist. Dass diese 
Freiräume aber auch bei uns nicht 
nur „kultureller Segen“ sind, sondern 
auch zu neuen gesellschaftlichen 
Spannungen und Problemen führen 
können, vom Jugendschutz bis zur 
Krise althergebrachter Medien, ist die 
andere Seite der Medaille. 

Summa summarum haben die neuen 
Medien den neuen Generationen aber 
auch Möglichkeiten zu mehr Mitspra-
che (und auch mehr Kontrolle) in die 
Hand gegeben und damit auch die 
Chance, alte, nicht mehr zeitgemäße 
Mauern einzureißen, Missbrauch nicht 
ausgeschlossen, dem zeitgemäße und 
wirkungsvolle Kontrollmechanismen 
auf die Finger klopfen müssen, denn 
der Mensch bleibt fehlbar, meint 
Mommert.

Wilfried Mommert 
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Stellungnahme des Deutschen Kulturrates 
zum Grünbuch der EU-Kommission über die Zukunft der Mehrwertsteuer Wege zu einem einfacheren, robusteren 

und effizienteren Mehrwertsteuersystem KOM (2010) 695 endgültig

Berlin, den 31.05.2011. Mit Inte-
resse hat der Deutsche Kulturrat, 
der Spitzenverband der Bundeskul-
turverbände, das Grünbuch über die 
Zukunft der Mehrwertsteuer. Wege zu 
einem einfacheren, robusteren und 
effizienteren Mehrwertsteuersystem 
zur Kenntnis genommen. Ein kultur-
freundliches Steuerrecht kann dazu 
beitragen, dass sich mehr Menschen 
in Kulturorganisationen engagieren, 
dass Kulturorganisationen unkom-
plizierter ihren steuerlichen Pflichten 
nachkommen können, dass der 
Kulturaustausch unbürokratischer 
abläuft, dass der Kauf von Kulturgü-
tern breiten Bevölkerungsschichten 
möglich ist und vieles andere mehr.

Der Deutsche Kulturrat ist der Auffas-
sung, dass im Mehrwertsteuersystem 
den EU-Mitgliedsstaaten im Bereich 
der Kultur soweit als möglich ein Ge-
staltungsspielraum verbleiben sollte. 
In den verschiedenen europäischen 
Verträgen, zuletzt im Vertrag von 
Lissabon, wurde der EU in Fragen 
der Kulturpolitik stets eine subsi-
diäre Funktion zugewiesen. Zuerst 
sind die Mitgliedstaaten gefordert, 
kulturpolitisch aktiv zu werden. Da 
laut den Europäischen Verträgen 
die anderen Politikfelder auf ihre 
Wirkungen auf den Kulturbereich 
hin überprüft werden müssen (Kul-
turverträglichkeitsprüfung), ist der 
Deutsche Kulturrat der Überzeugung, 
dass im vorliegenden Fall die Kultur-
verträglichkeitsprüfung zwingend zu 
dem Schluss führen wird, die Gestal-
tung des Mehrwertsteuersystems im 
Bereich der Kultur soweit als möglich 
in der Hand der EU-Mitgliedstaaten 
zu belassen, damit sie auch mittels 
steuerlicher Vorschriften, die Kultur 
stärken und fördern können.

Diese Auffassung wird durch das von 
den EU-Mitgliedstaaten sowie der EU 
selbst ratifizierte UNESCO-Überein-
kommen über den Schutz und die 
Förderung der Vielfalt kultureller Aus-

drucksformen zusätzlich unterstützt. 
In Art. 1 h wird das souveräne Recht 
der Staaten bekräftigt, Maßnahmen 
beizubehalten bzw. zu ergreifen, die sie 
für den Schutz und die Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen in 
ihrem Hoheitsgebiet für angemessen 
erachten. In Art. 6 (2) werden diese 
Maßnahmen näher beschrieben. 
Der Deutsche Kulturrat sieht sich 
nicht zuletzt durch das UNESCO-
Übereinkommen über den Schutz und 
die Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen darin bestärkt, dass 
die Gestaltung und die Verwaltung des 
Mehrwertsteuersystems vor allem in 
der Hand der Nationalstaaten bleiben 
sollen.

Der Deutsche Kulturrat wird im Fol-
genden zu zwei ausgewählten Fragen 
aus kulturpolitischer Sicht Stellung 
nehmen.

Frage 6: 
Welche Mehrwertssteuerbefreiungen 
sollen abgeschafft werden? Erklä-
ren Sie bitte, weshalb Sie diese Be-
freiungen für problematisch halten. 
Welche Steuerbefreiungen sollen 
beibehalten werden? Führen Sie bitte 
Gründe an.

Der Deutsche Kulturrat setzt sich auf 
nationaler Ebene bereits seit längerem 
dafür ein, Kultureinrichtungen ein 
Optionsrecht einzuräumen, mit dem 
ihnen der Verzicht auf eine Umsatz-
steuerbefreiung für kulturelle Dienst-
leistungen ermöglicht wird. Bereits die 
Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestags, Kultur in Deutschland 
hat in ihrem Schlussbericht (Bundes-
tagsdrucksache 16/7000) ein solches 
Optionsrecht empfohlen, um dem 
Umstand Rechnung zu tragen, dass es 
sowohl öffentlich-rechtliche als auch 
privatrechtliche Kultureinrichtungen 
gibt, die entgegen dem eigentlichen 
Sinn und Zweck einer Entlastung der 
Kosten kultureller Dienstleistungen 
von der Umsatzsteuer de facto um-

satzsteuerlich belastet werden, weil 
sie aufgrund einer Umsatzsteuerbe-
freiung nicht mehr zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind. Aktuell stehen insbe-
sondere privatwirtschaftliche Kulturein-
richtungen vor dem Problem, dass die 
Finanzbehörden von sich aus für eine 
Umsatzsteuerbefreiung votieren und 
die entsprechenden Schritte bei den 
zuständigen Kulturbehörden einleiten, 
ohne zuvor mit den Kultureinrichtungen 
Rücksprache genommen zu haben. 
Für die Kultureinrichtungen hat dieses 
Vorgehen negative Auswirkungen, da 
oftmals in beträchtlichem Umfang 
bereits erstattete Vorsteuern wieder 
zurückgezahlt werden müssen.

Bislang kann der nationale Gesetzgeber 
aufgrund der bestehenden EU-Mehr-
wertsteuer-Systemrichtlinie ein solches 
Optionsrecht wie es zum Beispiel bei 
bestimmten Finanzumsätzen und im 
Bereich der Immobilienwirtschaft be-
reits bestehen nicht einräumen. Der 
Deutsche Kulturrat appelliert an die 
EU-Kommission ein solches Options-
recht auch für den Kulturbereich vorzu-
schlagen, damit im oben beschriebenen 
Sinne die Nationalstaaten die Möglich-
keit erhalten, kulturpolitisch sinnvolle 
Maßnahmen zu ergreifen.

Frage 19: 
Verursacht die derzeitige Struktur der 
Mehrwertsteuersätze Ihrer Ansicht 
nach größere Beeinträchtigungen des 
Binnenmarktes (Wettbewerbsverzer-
rungen), eine Ungleichbehandlung 
vergleichbarer Produkte (insbeson-
dere von Online-Diensten gegenü-
ber Produkten mit ähnlichem Inhalt) 
oder höhere Befolgungskosten für 
Unternehmen? Wenn ja, in welchen 
Situationen?

Frage 20: 
Würden Sie es vorziehen, wenn es 
keine ermäßigten Sätze (oder nur sehr 
wenige) gäbe, so dass die Mitglied-
staaten einen niedrigeren Normalsatz 
anwenden könnten? Oder würden Sie 

eine Liste verbindlicher, einheitlich 
angewandter ermäßigter Mehrwert-
steuersätze in der EU befürworten, 
etwa um bestimmte politische Ziele 
zu verwirklichen, die insbesondere in 
Europa 2020 ausgeführt sind?

Im Grünbuch selbst nimmt die Kom-
mission auf die kulturpolitische Be-
deutung der ermäßigten Mehrwert-
steuersätze für einen einfacheren 
Zugang zu Kultur und Bildung Bezug. 
Auch führt die Kommission aus, dass 
weder die Variationen beim Normal-
satz in der EU noch die ermäßigten 
Mehrwertsteuersätze einiger Mitglied-
staaten den Binnenmarkt stören. 
D.h., dass das bestehende System 
der unterschiedlichen Mehrwertsteu-
ersätze, der Ermäßigungen wie auch 
in einigen Fällen der Befreiungen zu 
keinen Beeinträchtigungen führen.

Der Deutsche Kulturrat unterstrei-
cht noch einmal die Bedeutung der 
Mehrwertsteuerermäßigungen und 
-befreiungen für den Kulturbereich. 
Er appelliert sowohl an die EU-
Kommission als auch den nationalen 
Gesetzgeber an den bestehenden Tat-
beständen festzuhalten und sie den 
neuen technischen Gegebenheiten 
wie z.B. bei E-Books, dem künstle-
rischen Siebdruck und künstlerische 
Fotografie, der Videokunst und an-
deren anzupassen sowie bestehende 
Ungleichbehandlungen mit Blick auf 
die positiven wirtschaftlichen und 
kulturellen Anreize, die mit einer 
solchen Privilegierung einhergehen, 
zu beseitigen.

Die Aufstellung einer neuen ver-
bindlichen Liste von Mehrwertsteu-
erermäßigungen beziehungsweise 
-befreiungen hält der Deutsche Kul-
turrat für nicht sachgerecht, da eine 
solche Liste den Entwicklungen des 
Kulturbereichs nicht gerecht werden 
könnte und voraussichtlich überdies 
zu einem Mehr statt einem Weniger 
an Bürokratie führen würde. 

Vom Galerist zum Chronist einer ganzen Künstlergeneration 
Stefanie Ernst im Gespräch mit dem Fotografen Benjamin Katz 

Benjamin Katz avancierte in den 
vergangenen Jahrzehnten zu einem 
der bedeutendsten Fotografen in 
Deutschland. Zu Anfang der 1960er-
Jahre gründete er mit Michael Wer- 
ner eine gemeinsame Galerie. Schon 
bald trennten sich ihre Wege. In 
der letzten Ausgabe von politik und 
kultur (03/2011) gab Michael Werner 
Einblicke in sein Lebenswerk.  Nun 
kommt sein einstiger Kompagnon 
zu Wort.

politik und kultur: Herr Katz, Sie 
gelten als einer der wichtigsten Fo-
tografen, vornehmlich der west-
deutschen Künstlergeneration, seit 
den 1970er Jahren. Wie sind Sie zum 
Chronisten einer ganzen Künstlersze-
ne geworden? 
Benjamin Katz: Kunst fasziniert mich 
seit frühster Kindheit und meine 
erste Kamera habe ich mit 14 Jahren 
erworben. Schon 1956, während 
meines Studiums an der Hochschule 
für Bildende Kunst, habe ich einige 
meiner Freunde fotografiert. Durch 
einen glücklichen Zufall bin ich 1976 
zu einer neuen Kamera gelangt, mit 
der ich dann täglich gearbeitet habe. 
Mir war unter anderem wichtig die 
Kunstszene zu dokumentieren, vor 
allem aber Freunde wie Baselitz zum 
Beispiel zu begleiten, von dem ich 
bereits 1958 ein Bild erworben hatte. 
Später arbeitete ich einige Jahre für 
die Kunstzeitschrift „Wolkenkratzer“ 
oder begleitete größere Ausstel-
lungen wie „Westkunst“ 1981, „von 
hier aus“ 1984, „Bilderstreit“ 1989, 
„documenta 9“, 1992 und viele mehr. 
Auf diese Art wuchs ein sehr umfang-
reiches Fotoarchiv heran.
puk: Nachdem Sie den Entschluss 
gefasst hatten Künstler zu werden, 
wie verliefen anschließend Ihre Aus-
bildungs- und Anfangsjahre? 
Katz: Ich habe schon während meiner 
Internatszeit in Tournai länger damit 
geliebäugelt die dortige Kunstakade-
mie zu besuchen und das Gymnasium 
zu verlassen, was ich schließlich auch 
getan und Malerei studiert habe. 1956 
bin ich mit meiner Mutter nach Berlin 
übergesiedelt und konnte dort mein 
Studium an der Hochschule für Bil-
dende Kunst fortsetzen. Zunächst Ma-
lerei und später dann Gebrauchsgra-
fik. Nebenbei wurde ich Schauspiel-
mitglied des Jugendensembles Berlin 
unter Thomas Harlan und spielte im 
Theater an der Kongresshalle. In die-
ser Zeit gaben wir auch ein Gastspiel 
am Schiffbauerdamm-Theater. Ich 
besuchte regelmäßig Galerien wie 
„Diogenes“ von Gunther Meissner, 
mit dem ich eng befreundet war oder 
war Assistent von Otto Piene bei der 
Vorführung des „Lichtballetts“. 1960, 
während eines 18-monatigen Aufent-
haltes im Santaorium Havelhöhe in 
Berlin, machte ich viele Aufnahmen 
von Mitpatienten, Ärzten und der 
Umgebung.
puk: Wie kam es zu Ihrer ersten Ga-
leriegründung? 
Katz: Der Gedanke eine Galerie zu 
gründen und Künstler wie Baselitz 
oder Yu Kun Yang auszustellen, reifte 
eigentlich während meines Sanato-
riumaufenthaltes. Einige Freunde 
empfahlen mir, die Galerie gemein-
sam mit jemandem zu führen, der 
schon etwas Erfahrung mitbringen 
würde. So entstand 1963 die Zusam-
menarbeit mit Michael Werner, der 
zuvor bei Rudolf Springer gearbeitet 
hatte. Die gemeinsame Tätigkeit war 
allerdings nicht von langer Dauer. Die 
Charaktere waren zu unterschiedlich 
und auch sonst gab es so manche 
Ungereimtheit. Werner gründete eine 
eigene Galerie und ich blieb zunächst 
am Kurfürstendamm. Später setzte 
ich in verschiedenen Häusern wie 
dem Maison de France, bei Bassenge 
oder in München im Modern Art Mu-
seum und der Galerie Onnasch meine 
Galeristentätigkeit fort. Die Künstler, 

die ich ausstellte, waren unter ande-
rem Baselitz, Schoenebeck, Lüpertz, 
Hoeckelmann, Attersee, Uwe Lausen, 
Marcel Broodthaers, Arroyo, Arnulf 
Rainer und Martial Raysse. 
puk: Michael Werner erwähnte in 
dem Interview in der letzten Ausga-
be von politik und kultur, dass der 
Skandal um die Baselitz Bilder und 
den Berliner Staatsanwalt arrangiert 
gewesen war. War diese Aktion tat-
sächlich ein gelungener PR-Coup? 
Katz: Mich hatte dieser Skandal 
überrascht. Mag sein, dass dieser von 
einer bekannten Journalistin lanciert 
wurde. Skandale in der Kunst sind 
nicht selten und manche Künstler 
profitieren davon, wie schon Marcel 
Duchamp in einem Gespräch mit 
Dore Ashton im Studio International 
1966 feststellte. Sinngemäß fügte er 
aber auch hinzu, dass man leider 
nicht jedes Jahr einen Erfolgsskandal 
haben könne.
puk: Was sich wie ein roter Faden 
durch Ihr Leben zieht, ist die Nähe 
zu den Künstlern. Nach Ihrer Galeri-
stentätigkeit scheinen Sie sogar noch 
näher an die Künstler herangerückt 
zu sein.
Katz: Das scheint nur so. Eine große 
Distanz zu den Künstlern bestand 
eigentlich nie.

puk: Es heißt, Sie hätten mehr als 
20.000 Fotos alleine von Baselitz. 
Katz: Mag sein. Es können mehr, aber 
auch weniger sein. Hauptsache die 
Fotos sind gelungen.

puk: Wie kommt es, dass Künstler-
persönlichkeiten Sie so nah an sich 
heranlassen?
Katz: Vielen Künstlern begegne ich 
seit vielen, vielen Jahren immer wie- 

Benjamin Katz					                 Foto: Charly Leske

interview

der. Es hat sich eine gegenseitige 
Wertschätzung entwickelt und Ver-
trauen ist entstanden.
puk: Welche Pläne haben Sie für Ihren 
künstlerischen Nachlass? 
Katz: Noch nichts Konkretes. Eine 
Zusammenarbeit mit einer großzü-
gigen Museumstiftung wäre denk-
bar, aber ich lasse mir mit diesen 
Gedanken Zeit. Meine erste Aus-
stellung mit meinen fotografischen 
Arbeiten ist in der Galerie Tanja 
Grunert in Köln 1985 und dann in der 
kestnergesellschaft Hannover 1986 
sowie anschließend in Galerien und 
Museen im In- und Ausland gezeigt 
worden. Seit 2004 beteilige ich mich 
an dem Archiv der Künstlerischen 
Fotografien der Rheinischen Kunst-
szene am Museum Kunstpalast in 
Düsseldorf, eine Gründung von Ste-
phan von Wiese. 2006 bis 2008 hatte 
ich einen Lehrauftrag für Fotografie 
an der Kunstakademie Düsseldorf. 
Zurzeit arbeite ich an einem Projekt 
für das Gerhard Richter Archiv im 
Museum Dresden.
puk: Vielen Dank für das Gespräch.

Benjamin Katz ist Fotograf.
  Stefanie Ernst ist Referentin für 

Öffentlichkeitsarbeit beim 
Deutschen Kulturrat 
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Das Unsichtbare sichtbar machen 
9. Treffen der „Bundesweiten Koalition Kulturelle Vielfalt“ in Potsdam • Von Kristin Bäßler

Foto: Sylke Hartmann © Deutsche UNESCO-Kommission e.V.

Kulturpolitische Akteure stehen 
häufig vor dem Problem, für etwas 
zu kämpfen, was oftmals eher im 
Verborgenen liegt bzw. so abstrakt 
erscheint, dass es schwer zu ver-
mitteln ist. Der „Schutz und die För-
derung Kultureller Vielfalt“ gehören 
dazu. Die Mechanismen zu durch-
leuchten, warum manche kulturelle 
Ausdrucksformen bedroht sind bzw. 
mit welchen Markteinflüssen sie 
zu kämpfen haben, ist oft ein kom-
plexes Netz aus politischen, ökono-
mischen und kulturellen Fragen. Ha-
ben Sie sich beispielsweise einmal 
gefragt, warum in deutschen Kinos 
so viele Filme aus den USA laufen, 
aber verhältnismäßig wenige aus 
den Philippinen, dem Senegal oder 
Ecuador? Gemeinhin könnte man 
glauben, dass in diesen Ländern 
einfach nicht so viele Filme produ-
ziert werden. Richtig ist aber, dass 
es viele Filme aus diesen Ländern 
aus ökonomischen Gründen nicht 
auf den internationalen Filmmarkt 
schaffen. 

Wie u. a. die kulturelle Vielfalt 
des Films im Zeitalter der Di-

gitalisierung gefördert werden kann, 
wurde bei der diesjährigen „Bundes-
weiten Koalition Kulturelle Vielfalt“ in 
Potsdam debattiert. Am Beispiel des 
World Cinema Funds diskutierte man, 
wie der Film und die Filmindustrie aus 
Entwicklungs- und Schwellenländern 
von deutscher Seite aus präsentiert 
und gefördert, wie das Urheberrecht 
im Zeitalter des Internets geschützt 
werden kann und welche Möglich-
keiten bestehen, auf der einen Seite 
Kreativität zu fördern und Zugänge 
zu schaffen und auf der anderen Seite 
eine angemessene Vergütung für die 
Rechteinhaber sicherzustellen. 

Die Tücke steckt im Detail

Bereits zum 9. Mal hat sich die Bun-
desweite Koalition nun schon ge-
troffen. Zunächst ging es bei den 
Konsultationen um die Erarbeitung, 
jetzt um die Umsetzung der UNESCO-
Konvention zum Schutz und zur För-
derung kultureller Ausdrucksformen.

Deutlich wurde wieder einmal, 
dass es sowohl für die Vertreter der 
zivilgesellschaftlichen Organisati-
onen als auch für Bund, Länder und 
Kommunen schwer zu definieren 
ist, welche kulturelle Ausdrucks-
formen konkret gemeint sind, durch 
welche politischen oder rechtlichen 
Einflüsse sie bedroht werden und 
wie Deutschland darüber hinaus die 
kulturelle Vielfalt im Ausland schüt-
zen und fördern kann. Die Tücke der 
Konvention steckt also im Detail. 
Wenn Politiker erklären, dass die UN-
ESCO-Konvention bereits integraler 
Bestandteil ihrer politischen Arbeit 
sei, indem beispielsweise bei der 
Förderung von Kulturprojekten da-
rauf geachtet wird, dass die kulturelle 
Integration von Zuwanderern in insti-
tutionell geförderten Einrichtungen 
intensiviert wird, dann ist dies sicher 
ein wichtiger Aspekt, er verkennt aber 
auch die weitreichende Dimension 
der UNESCO-Konvention.

Vielfalt aus dem  
Verborgenen holen

Was also ist zu tun, damit die kultu-
relle Vielfalt aus dem Verborgenen ins 
Rampenlicht des gesellschaftlichen 
Bewussteins gestellt wird? Es geht 
um die Förderung von Sprachen und 
Mundarten, um Brauchtum und die 
Laienkultur; es geht um die Dyna-
miken der Kulturwirtschaft, bei der 
es letztlich immer ausschlaggebend 
ist, wer am schnellsten und effek-
tivsten seine Produkte auf den Markt 
bringen kann; es geht aber auch 
um die öffentliche Kulturförderung, 
die einen wesentlichen Bestandteil 

beispielsweise der deutschen Kultur-
politik ausmacht und die nicht durch 
den freien und uneingeschränkten 
weltweiten Zugang von privaten 
Wettbewerbern und Unternehmen 
bedroht werden darf. 

In Potsdam wurde daher darüber 
beraten, wie die UNESCO-Konven-
tion noch besser umgesetzt werden 
kann. Einige Vorschläge in Kürze:
·· Die UNESCO-Konvention sollte wie 
eine Kulturverträglichkeitsklausel 
von Bund, Ländern, Kommunen und 
der Zivilgesellschaft als Querschnitts-
aufgabe verstanden werden. Um dies 
sicherzustellen wäre es denkbar, 
Beauftragte für kulturelle Vielfalt auf 
Verwaltungsebene von Bund, Län-
dern und Kommunen einzusetzen. 

·· Zur Sichtbarmachung der bedroh-
ten kulturellen Vielfalt sollte ein 
sogenanntes „Schwarzbuch“ erstellt 
werden, in der aufgelistet wird, wel-
che kulturellen Ausdrucksformen 
durch welche Gesetzgebungsmaß-
nahmen vor allem auf Bundes- und 
europäischer Ebene bedroht sind. 
(vgl. dazu den Artikel „Neuordnung 
der Funkfrequenzen – Zahlreiche 
Amateurtheatergruppen stehen 
vor dem Aus“ in politik und kultur 
03/2011).

·· Die soziale Lage von Künstlern, 
die der maßgebliche Motor für 
Kreativität und kulturelle Aus-
drucksformen sind, sollte durch 
gesetzliche Rahmenbedingungen 
verbessert werden. Neben Fragen 
der sozialen Absicherung durch die 
Künstlersozialversicherung geht es 
dabei u. a. auch um die Frage, wie 
das Urheberrecht im Internet besser 
geschützt werden kann. Politisch 
sei es erforderlich, so die Experten, 
Antworten auf den Spagat zwischen 
flächendeckendem Zugang zu digi-
talen Inhalten auf der einen und der 
Rechtwahrnehmung der Künstler 
auf der anderen Seite zu finden.

·· Zudem sollte die Mobilität von 
Kunstwerken und Künstlern gestär-
kt werden z.B. durch eine verein-
fachte Visa-Vergabe oder verbes-
serte Ein- und Ausfuhrregelungen 
von Kunstwerken. 

·· Personen mit Zuwanderungsge-
schichte sollten bei der Besetzung 
von Leitungsstellen in Kulturinstitu-
tionen besonders beachtet werden. 

Abschließend wurde gefordert, 
dass die organisierte Zivilgesellschaft 
politisch stärker an der Umsetzung 
der Konvention beteiligt werden 
müsste, um aus der praktischen Ar-

beit vor Ort Handlungsbedarfe an die 
Politik zu kommunizieren.

„Kick-Off“ zum  
Staatenbericht

Fünf Jahre nach Inkrafttreten der 
UNESCO-Konvention wird nun die 
Bundesregierung, der Vertragsstaaten-
partner der UNESCO, einen ersten 
Zwischenbericht vorlegen, in dem 
aufgeführt wird, welche Umsetzungs-
maßnahmen auf deutscher Seite ins 
Leben gerufen wurden. Dafür wird 
die Deutsche UNESCO-Kommission 
Ergebnisse der Potsdamer Arbeits-
konsultation auswerten. Im Herbst 
2011 beginnt dann die Arbeit an dem 
deutschen Staatenbericht unter der 
Federführung des Auswärtigen Amtes. 
Weitere Akteure sollen u. a. das BKM, 
die KMK, der Deutsche Städtetag 
sowie die Deutsche UNESCO-Kom-
mission sein. Im April 2012 wird der 
Bericht dann der UNESCO übergeben. 

Auf den deutschen Staatenbericht 
darf man gespannt sein. Nicht nur, 
weil es der erste Bericht seit Inkraft-
treten der Konvention ist, sondern 
auch, weil nun die Politik gefragt ist, 
Farbe zu bekennen. Ein einfaches: 
„Kulturelle Vielfalt wird geschützt, in-

dem Kultur in Deutschland gefördert 
wird“, kann dabei nicht mehr gelten. 
Zum anderen wird man gespannt 
sein dürfen, welche Rolle die Zivilge-
sellschaft bei der Erarbeitung dieses 
Berichtes spielen wird. In einer Studie 
des Europäischen Parlaments zur 
Umsetzung der UNESCO-Konven-
tion in der Europäischen Union aus 
dem Jahr 2010 wird daher gemahnt: 
„Ohne die aktive Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft und der Politiker, die 
für die praktische Umsetzung des 
Übereinkommens sorgen, läuft dieses 
Instrument Gefahr, zum Gegenstand 
von Sonntagsreden in wohlhabenden 
und demokratischen Sozialstaaten zu 
verkommen und schließlich für alle 
Vertragsparteien nur noch auf dem 
Papier zu bestehen.“

Bisher haben 115 Länder die 
UNESCO-Konvention ratifiziert. Von 
ihnen sind über die Hälfte Schwellen- 
bzw. Entwicklungsländer. Sie werden 
ein besonderes Interesse daran ha-
ben, dass die UNESCO-Konvention 
insbesondere in den wohlhabenden 
Staaten umgesetzt wird.

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin des Deutschen  

Kulturrates 
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Kultur gehört in die Mitte der Gesellschaft
Stefanie Ernst im Gespräch mit Theresia Bauer

Theresia Bauer					                                 Foto: MWK

In Baden-Württemberg regiert nach 
58 Jahren einmal nicht die CDU. Das 
bedeutet auch für die Kulturpolitik 
einen Einschnitt. politik und kultur 
fragte die neue grüne Kulturministe-
rin nach ihren Vorhaben.

politik und kultur: Inhaltlich domi-
nieren momentan verkehrspolitische 
und atompolitische Themen die Lan-
despolitik in Baden-Württemberg. 
Wie wollen Sie für kulturpolitische 
Belange begeistern? 
Theresia Bauer: Wenn wir mehr Men-
schen für die Kultur begeistern, steigt 
auch das Interesse an der Kulturpoli-
tik. Wir legen großen Wert darauf, die 
Teilhabe an den kulturellen Angebo-
ten zu steigern. Kultur ist ein zentrales 
Thema, das alle angeht; das werden 
wir verdeutlichen. Unsere Kulturpo-
litik werden wir im Dialog entwickeln 
und umsetzen – mit den Kunst- und 
Kulturschaffenden, mit den Kommu-
nen und mit anderen Akteuren. 
puk: Baden-Württemberg zählt zu den 
wirtschaftsstärksten Bundesländern 
in Deutschland. Welchen Stellenwert 
hat für Sie die Kultur- und Kreativwirt-
schaft vor diesem Hintergrund? 
Bauer: Zunächst einmal bin ich davon 
überzeugt: Die kulturelle Entwicklung 
eines Landes ist Schrittmacher und 
Gradmesser für seine wirtschaftliche 
Entwicklung. Wirtschaftliche Blüte 

gibt es auf Dauer nur dort, wo auch 
das kulturelle Leben floriert – das be-
trifft die öffentlich geförderte Kultur 
ebenso wie die privatwirtschaftlich 
organisierte Kultur. Letztere hat ei-
nen hohen Stellenwert; die baden-
württembergischen Unternehmen der 
Kultur- und Kreativwirtschaft erzielen 
überdurchschnittlich hohe Umsätze. 
In den vergangenen Jahren haben 
neben Software/Games insbesondere 
der Markt für darstellende Kunst und 
der Kunstmarkt beachtliche Zuwächse 
verzeichnet. In Baden-Württemberg 
arbeiten rund 160.000 Erwerbstätige 
in der Kultur- und Kreativwirtschaft 
– das ist vergleichbar mit dem Kredit- 
und Versicherungsgewerbe. Der Anteil 
an der Gesamtwirtschaft des Landes 
liegt bei beachtlichen 6,6 Prozent. 
puk: Die Grünen in Baden-Württ-
emberg fordern seit Längerem, der 
kulturellen Bildung einen höheren 
Stellenwert beizumessen sowie einen 
eigenen Lehrstuhl für Kultur- und 
Theaterpädagogik einzurichten. Wer- 
den Sie diese beiden Ideen nun um-
setzen? 
Bauer: Wir haben die Stärkung der 
kulturellen Bildung sowie die Grün-
dung einer Hochschuleinrichtung 
für Kulturpädagogik in der Koali-
tionsvereinbarung verankert. Ein 
ressortübergreifender Fachbeirat 
für Kulturelle Bildung hat bereits 

die Arbeit aufgenommen und wird 
konkrete Vorschläge machen. Wir 
werden bei der Zusammenarbeit der 
Kultureinrichtungen mit Schulen 
und Kinderbetreuungseinrichtungen 
ansetzen und die kulturelle wie auch 
die interkulturelle Bildung durch ge-
zielte Programme stärken. Die Idee, 
einen Lehrstuhl oder ein Institut für 
Kulturpädagogik einzurichten, wurde 
bei der Erarbeitung von „Kultur 2020“ 
beraten. Wir werden diese Perspektive 
aufgreifen und die Überlegungen 
konkretisieren. 
puk: Gibt es einen Bereich, in dem Sie 
sich in den nächsten Jahren beson-
ders engagieren möchten?
Bauer: Wir wollen Kultur noch stärker 
in die Mitte der Gesellschaft bringen. 
Sie muss für alle erlebbar sein – un-
abhängig von sozialem Hintergrund, 
Bildung und Herkunft. Und sie muss 
überall erlebbar sein – auch in den 
Vorstädten, auch in den sozialen 
Brennpunkten, auch in den Schulen, 
auch in den Kinderbetreuungsein-
richtungen und auch in den Vereinen. 
Kultur darf nicht nur denen vorbehal-
ten sein, die ohnehin bereits kulturin-
teressiert sind. Deshalb müssen wir 
die Initiativen in der kulturellen und 
interkulturellen Bildung weiter stär-
ken. Baden-Württemberg hat eine 
lebendige Kulturszene, die an Dichte, 
Vielfalt und Qualität beispielgebend 

ist. Wir wollen diesen Reichtum aber 
nicht nur erhalten und verwalten, 
sondern ihn auch gestalten und 
mehren – zum Beispiel, indem wir 
Chancen für Neues eröffnen und 
mehr Raum für experimentelle Un-
ternehmungen schaffen. Wir streben 
dazu einen Innvovationsfonds an. 
puk: Mit Bilkay Öney hat Baden-
Württemberg erstmals eine Inte-
grationsministerin. Im Bereich der 
interkulturellen Bildung gibt es viele 
Überschneidungen mit Ihrem Mini-

sterium. Ist eine enge Zusammenar-
beit sinnvoll und geplant?
Bauer: Natürlich. Wir werden an 
einem Strang ziehen und gut zusam-
menarbeiten. 
puk: Vielen Dank für das Gespräch. 

Theresia Bauer ist Ministerin für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 

in Baden-Württemberg. Stefanie 
Ernst ist Referentin für Öffentlich-

keitsarbeit beim Deutschen  
Kulturrat 

Mit dem Kreativpakt zur Modellregion
Stefanie Ernst im Gespräch mit Doris Ahnen 

Doris Ahnen                  Foto: Heike Rost

Aus den Ländern
In diesem Jahr wird in sieben Bun-
desländern, also fast der Hälfte aller 
Länder, gewählt. Ein Grund für den 
Deutschen Kulturrat ganz besonders 
die Lage in den Ländern in den Blick 
zu nehmen und nach aktuellen Ent-
wicklungen zu fragen. Dies geschieht 
u.a. durch Fragen an die jeweiligen 
Landesparteien vor den Landtags-
wahlen. Ihnen werden sogenannte 
Wahlprüfsteine mit Fragen zur den 
kulturpolitischen Vorhaben der näch-
sten Legislaturperiode vorgelegt. Die 
Fragen können Sie auf der Website 
des Deutschen Kulturrates in der Kate-
gorie „Sieben Fragen zu sieben Wahl-
en“ einsehen. Die Antworten zu den 
Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern 
und Berlin folgen im September.

Für diese Ausgabe wurden kurze Inter-
views mit Theresia Bauer, Ministerin 
für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst in Baden-Württemberg sowie 
Doris Ahnen, Ministerin für Bildung, 
Wissenschaft, Weiterbildung und Kul-
tur in Rheinland-Pfalz geführt. Zudem 
führte Gabriele Schulz ein Gespräch 
mit dem Kulturpolitischen Sprecher der 
SPD-Fraktion in NRW, Andreas Bialas, 
über das geplante Kulturfördergesetz in 
Nordrhein-Westfalen. Im Anschluss an 
die Politikerinneninterviews wird Klaus 
Nerlich als Präsident des Kulturrates 
in Thüringen über die Ziele des neu 
gegründeten Verbandes sprechen. 
Diese Reihe soll in der nächsten puk 
fortgeführt werden. 

Die Redaktion 

finanziell gestärkt werden. Das ist der 
feste Wille beider Koalitionsparteien 
und darüber freue ich mich. Dabei gilt 
es, Bestehendes weiterzuentwickeln 
und zugleich Rahmenbedingungen 
für neue Initiativen und Ideen zu 
schaffen. Wir wollen beispielsweise 
„Junge Kunst“ zu einem Markenzei-
chen des Landes machen, indem wir 
dem künstlerischen Nachwuchs ein 
attraktives Umfeld für seine Arbeit 
bieten. Aber wir werden natürlich 
auch so erfolgreiche Konzepte wie 
den „Kultursommer Rheinland-Pfalz“ 
weiter fördern und unterstützen.
puk: Vor wenigen Wochen fand erst-
mals der Aktionstag „Kultur gut stär-

verfügbar und nutzbar. Eine gewisse 
Chance haben wir allenfalls dann, 
wenn alle Kreativbereiche und deren 
Nutzer durch strikte Gesetzesan-
wendungen immer wieder an die 
Bedeutung des Urheberrechts erin-
nert werden.
puk: Die SPD in Rheinland-Pfalz 
macht sich für eine „Offensive Kul-

turelle Bildung“ stark. Wie genau soll 
diese ausgestaltet sein?
Ahnen: Kulturelle Bildung war be-
reits in der letzten Legislaturperiode 
ein Schwerpunkt der Landespolitik 
in Rheinland-Pfalz. Wir haben bei-
spielsweise ein Netz von Jugend-
kunstschulen landesweit aufgebaut 
und Initiativen für mehr Musik 
in Kindergärten und Grundschu-
len gestartet. Seit dem Schuljahr 
2010/2011 gibt es zudem das sehr 
gut angenommene Landeskunst-
gymnasium in Alzey, das das andere 
Spezialangebote wie das schon 
länger bestehende Landesmusik-
gymnasium ergänzt. Dieser Kurs 
wird nun in der Koalition mit den 
Grünen fortgesetzt, unter anderem 
mit dem Projekt „Jedem Kind seine 
Kunst“, das in einer Modellregion 
zu einer intensiven Vernetzung von 
Kindertagesstätten, Schulen und 
Kulturschaffenden aus den verschie-
densten Bereichen führen soll.
puk: Vielen Dank für das Gespräch. 

Doris Ahnen ist Ministerin für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in 

Rheinland-Pfalz. Stefanie Ernst ist 
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit 

beim Deutschen Kulturrat. 

Streitfall 
Computerspiele 
Computerspiele zwischen 
kultureller Bildung,  
Kunstfreiheit und  
Jugendschutz 

Hg. v. Olaf Zimmermann 
und Theo Geißler. 
140 Seiten,  
ISBN 978-3-934868-15-1, 
ISSN: 1865-2689, 

2. überarbeitete und erweiterte Auflage
Preis: 9,00 Euro 
(+ 2,50 Euro für Porto und Verpackung)
Zu bestellen beim Deutschen Kulturrat, 
post@kulturrat.de 
oder im Online-Shop unter www.kulturrat.de

In Rheinland-Pfalz steht mit Doris Ah-
nen eine erfahrene Kulturpolitikerin 
an der Spitze des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur. 
puk fragt nach, welche neuen Ak-
zente sie setzen will.

politik und kultur: Welche Akzente 
wollen Sie in der nächsten Legislatur-
periode in der Kulturpolitik setzen? 
Was ist, gerade auch mit Blick auf die 
finanziellen Möglichkeiten, realisier-
bar? Was muss hinten anstehen? 
Doris Ahnen: Die Kulturförderung des 
Landes soll ungeachtet der schwie-
rigen Situation der öffentlichen Haus-
halte in dieser Legislaturperiode auch 

ken“ statt,  an dem sich auch viele 
Kulturschaffende aus Rheinland-Pfalz 
beteiligten. Welche Rolle spielen 
für Sie die kulturelle Vielfalt und ihr 
Erhalt? 
Ahnen: Sie spielt eine sehr große Rolle. 
Wir müssen uns immer wieder vor 
Augen führen, dass kulturelle Vielfalt 
kennzeichnend ist für eine freiheit-
liche und pluralistische Gesellschaft. 
Und das impliziert die Notwendigkeit 
eines offenen und nicht ausgren-
zenden Umgangs mit unterschied-
lichen Lebensstilen, Traditionen und 
künstlerischen Ausdrucksformen. 
Kulturelle Vielfalt bereichert das Leben 
der oder des Einzelnen und sie ist ein 
Garant für die Weiterentwicklung der 
Gesellschaft.
puk: Im Rahmen der sozialen Siche-
rung von Künstlern und Kreativen 
plant die SPD einen Kreativpakt zwi-
schen Politik, Wirtschaft und Kultur-
schaffenden. Wie hat man sich einen 
solchen Kreativpakt vorzustellen?
Ahnen: Kreative brauchen gleicherma-
ßen Freiheit und soziale Absicherung. 
Der Kreativpakt zeigt auf, was dafür 
getan werden muss: vom Schutz des 
geistigen Eigentums bis hin zu einer 
gerechten Entlohnung. Als ein bei-
spielhaftes Element gerade für die 
bessere soziale Absicherung kann die 
in Rheinland-Pfalz etablierte Auffüh-
rungsförderung angeführt werden. Mit 
Hilfe dieser Förderung werden freien 
Theatergruppen mehr Auftritte im 
Land zu fairen Honoraren ermöglicht. 
Durch die Einbindung der Wirtschaft 
wird zudem nicht nur die potenzielle 
finanzielle Basis größer, damit wird 
auch deutlich: Kultur ist ein echter 
Standort- und Wirtschaftsfaktor.
puk: Soziale Sicherung und Einhal-
tung des Urheberrechts sind eng 
miteinander verwoben. Kreative 
Leistungen müssen entsprechend 
entlohnt werden. Wie kann es gelin-
gen, das Bewusstsein der Öffentlich-
keit für die Bedeutung des Urheber-
rechts zu stärken?
Ahnen: Gerade in Zeiten des Inter-
net ist es sicher nicht einfach, die 
Bedeutung des Urheberrechts stär-
ker im kollektiven Bewusstsein zu 
verankern. Zu stark ist der Eindruck, 
alles sei immer und für jedermann 
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Ein Kulturfördergesetz für NRW
Gabriele Schulz im Gespräch mit Andreas Bialas

Im NRW-Landtag brachte zuerst die 
CDU-Fraktion einen Antrag für ein 
Bibliotheksgesetz ein, jetzt will die 
SPD mit einem Entschießungsantrag 
die Landesregierung auffordern, ein 
Kulturfördergesetz zu verabschie-
den. puk fragt, wie es dazu kam.

politik und kultur: Wie kam es zu 
dem Entschließungsantrag für ein 
Kulturfördergesetz für NRW?
Andreas Bialas: Wir haben das Vor-
haben eines „Gesetzes zur Förderung 
von Kunst, Kultur und kultureller 
Bildung“ in der SPD bereits vor der 
Wahl diskutiert und diese Idee in den 
Koalitionsvertrag mit den Grünen 
eingebracht. Der aktuelle Anlass war, 
dass die CDU-Fraktion im Landtag 
von NRW einen Gesetzesentwurf für 
ein Bibliotheksgesetz eingebracht 
hat. Wir halten es zwar für sinnvoll, 
dass Bibliotheken gestärkt werden, 
sind aber der Meinung, dass nicht nur 
eine Sparte geregelt, sondern sich mit 
allen Bereichen von Kunst und Kultur 
beschäftigt werden sollte. 
puk: Soll das Kulturfördergesetz so 
formuliert werden, dass auch neue-
re Entwicklungen, die wir vielleicht 
noch gar nicht kennen, gefördert 
werden können oder soll es eine 
abschließende Aufzählung der zu 
fördernden Bereiche geben?
Bialas: Beides ist zutreffend. Es geht 
zum einen um die Festlegung, was 
überhaupt die Fördergrundlagen 

Andreas Bialas       Foto: Landtag NRW

sind. Dabei muss auch geprüft wer-
den, was und auf welcher Grundlage 
gefördert wird, was also aktuell 
gefördert wird. Zum anderen geht 
es darum, festzulegen, wo die För-
derung perspektivisch hingehen 
soll. Wenn wir sagen, dass wir Kultur 
für eine individuelle Entwicklung, 
für die Persönlichkeitsentwicklung 
wie auch für die gesellschaftliche 
Entwicklung erforderlich erachten, 
müssen wir Grundlagen schaffen. 
Also beispielsweise die Stärkung der 
kulturellen Bildung oder die Verbes-
serung der Zugänge für Menschen, 
die bislang noch nicht kulturaffin 
sind. 
puk: Soll das Kulturfördergesetz auch 
einen Beitrag dazu leisten, dass das 
Land förderpolitisch aktiver werden 
kann? Denn NRW nimmt mit seinem 
hohen Kommunalisierungsgrad bei 
der Kulturfinanzierung eine Sonder-
rolle in Deutschland ein.
Bialas: In NRW haben wir die Situ-
ation, dass die Kulturförderung des 
Landes in erster Linie eine Förderung 
der Kommunen ist. Über das Ge-
meindefinanzgesetz übergeben wir 
im Vergleich zu anderen Ländern den 
Kommunen wesentlich mehr Mittel. 
Die Kommunen haben die Aufgabe 
vor Ort über die Mittelverwendung, 
unter anderem auch die Kulturför-
derung, zu entscheiden. Nun haben 
wir eine kommunale Finanzkrise und 
infolgedessen auch eine Krise der 

kommunalen Kulturfinanzierung. 
Darum gelten die Kommunen für 
die Kulturinstitutionen und -organi-
sationen oftmals nicht mehr als die 
sicheren Partner. Folglich wenden 
sich die Kulturakteure an das Land, 
damit es einspringen kann, was in 
dieser Form aber nicht möglich ist. 
Es geht vielmehr darum, in anderen 
Politikfeldern aufzuzeigen, was po-
litische Entscheidungen bedeuten. 
Wenn etwa Leistungen vom Bund an 
die Kommunen gegeben werden, sin-
ken deren Spielräume, um Kultur zu 
finanzieren. Gleiches gilt für die ak-

tuell diskutierten Steuersenkungen. 
Wer so etwas will, muss wissen, dass 
er damit die Spielräume der Kommu-
nen weiter beschneidet. 
puk: Wollen Sie dennoch den Kom-
munen, die bereits in der Haushalts-
sicherung sind und das sind in NRW 
ja nicht wenige, mit dem Kulturför-
dergesetz helfen?
Bialas: Wir sehen das Problem der 
Kommunen und haben daher zwei 
Aktionspläne aufgelegt, um sie zu 
unterstützen. Diese Aktionspläne 
haben ein Volumen von ca. 650 Mil-
lionen Euro und sollen gerade jenen 
Kommunen helfen, die besonders 
gebeutelt sind. Dabei ist allerdings 
nicht vorgegeben, dass ein Teil der 
Mittel für Kultur verwendet werden 
muss. Ingesamt sehen wir die Heraus-
forderung, dass in den Kommunen 
ein Teil der Mittel für die sogenannte 
freiwillige Leistung Kultur verwendet 
werden darf, ohne dass die Kommu-
nalaufsicht dieses verbietet. 
puk: Wie geht es jetzt konkret weiter? 
Bialas: Der Entschließungsantrag 
wurde von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen verabschiedet. Wie bekannt 
ist, regiert in NRW eine Minderhei-
tenregierung, so dass ich jetzt in den 
anderen Fraktionen, vorrangig in der 
CDU, für den Entschließungsanträge 
werbe. Ich würde mich sehr freuen, 
wenn sie diesen Entschließungsantrag 
mit stützen würde. Zumal ich denke, 
dass es jetzt darauf ankommt, dass 

die Kulturpolitiker zusammenstehen 
und sich mit einer breiten Mehrheit 
für die Kultur einsetzen. Der Antrag 
soll Anfang Juli im Kulturausschuss 
des Landtags von NRW beraten und 
möglichst verabschiedet werden. Mit 
dem Votum des Ausschusses könnte 
er dann noch vor der Sommerpause 
in das Plenum eingebracht werden. 
Wenn alles optimal läuft, ist dann die 
Landesregierung am Zug ein Gesetz 
für Kultur, Kunst und kulturelle Bil-
dung vorzulegen. Dieses Gesetz soll 
anschließend in einem sehr breiten 
und offenen Diskussionsprozess mit 
den Akteuren aus dem Kulturbereich 
debattiert werden.
puk: Was meinen Sie, wie lange wird 
dieser Diskussionsprozess ungefähr 
dauern?
Bialas: Mit Sicherheit kann man 
sich auf ein oder anderthalb Jahre 
einstellen. Ich denke, wir sollten den 
Diskussionsprozess dazu nutzen, 
nicht nur die Anregungen aus dem 
Kulturbereich in dem Gesetz auf-
zugreifen, sondern gleichzeitig die 
Chance ergreifen, die Themen Kunst, 
Kultur und kulturelle Bildung immer 
wieder in die Debatte zu bringen. 
puk: Vielen Dank für das Gespräch.

Andreas Bialas, MdL ist Kulturpoli-
tischer Sprecher der SPD-Fraktion 

im Landtag von NRW. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates 

Der Kulturrat Thüringen wurde gegründet
Bericht zur Gründungsveranstaltung in Erfurt • Von Klaus Nerlich

Etwa 100 Gäste aus allen Bereichen 
der Kunst, Kultur und Politik waren 
zur öffentlichen Gründungsveran-
staltung des Kulturrates Thüringen 
am 31. März 2011 im Erfurter Haus 
Dacheröden anwesend. Christoph 
Matschie, Thüringer Minister für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur, hielt 
das Grußwort der Landesregierung. 
Mit einem sehr überzeugenden Im-
pulsreferat war auch der Präsident 
des Deutschen Kulturrates, Profes-
sor Max Fuchs, zu Gast. 

Der Kulturrat Thüringen e.V. 
wurde bereits im Februar 2011 

aus der Ständigen Konferenz der kul-
turellen Fachverbände Thüringens 
heraus gegründet, in welcher die 
Verbände bis dahin intensiv und mit 
einem jährlichen Rotationsverfahren 
im Vorsitz zusammenarbeiteten. Die 
Ständige Konferenz agierte über die 
nicht zu ersetzende Arbeit der ein-
zelnen Verbände und Vereinigungen 
hinaus und etablierte sich als ernst 
genommener Partner der Landespo-
litik. Schon von Anfang an stand die 
Förderung der Kultur in Thüringen im 
Mittelpunkt der Arbeit und spiegelte 
sich in gemeinsam erarbeiteten Prüf-
steinen zur Landtagswahl oder auch 
in Projekten wie dem „Kulturpass 
Thüringen“ wieder. 

Der neu gegründete Kulturrat 
Thüringen war eine logische Kon-
sequenz der engen gemeinsamen 
Arbeit und versteht sich als starke 
Stimme dieser Kulturverbände, wel-
che sich in Zukunft konstruktiv, 
kompetent und kritisch in die öf-
fentliche Diskussion über Wege und 
Ziele der Kultur und die Gestaltung 
einer vielfältigen Kulturlandschaft 
in Thüringen und darüber hinaus 
einbringen wollen. 

Die acht Gründungsmitglieder 
sind: der Deutsche Bühnenverein, 
Landesverband Thüringen, die Lan-
desarbeitsgemeinschaft Soziokultu-
relle Zentren und Kulturinitiativen in 
Thüringen e.V., der Landesmusikrat 
Thüringen e.V., der Landesverband 
Thüringen im Deutschen Bibliotheks-
verband e.V., die Landesvereinigung 

Kulturelle Jugendbildung Thüringen 
e.V., der Museumsverband Thürin-
gen e.V., der Thüringer Literaturrat 
und der Verband Bildender Künstler 
Thüringen e.V. Zum Präsidenten 
wählten die Gründungsmitglieder 
Prof. Klaus Nerlich, Sprecher des 
Verbandes Bildender Künstler Thü-
ringen. Die Vizepräsidenten sind 
Prof. Dr. Eckart Lange, Präsident des 
Landesmusikrates Thüringen und 
Dr. Lutz Unbehaun, Vizepräsident 
des Museumsverbandes Thüringen.

Zu den wichtigsten Aufgaben ge-
hört gegenwärtig, den von der Lan-
despolitik formulierten Begriff des 
„Kulturlandes Thüringen“ mit kon-
kreten Inhalten, Zielen und Visionen 
zu füllen. Wir beteiligten uns mit 
vielfältigen Aktionen, die gebündelt 
auf der Webseite veröffentlicht wur-
den, zum bundesweiten Aktionstag 
„Kultur gut stärken“. Weiterhin sol-
len Themen der Kulturförderung, der 
Verteilungs- und Belastungsgerech-
tigkeit, der Kulturfinanzierung sowie 
der Austausch mit Kulturräten und 
-senaten in Mitteldeutschland im 
Mittelpunkt unserer Arbeit stehen.

Auf der Grundlage des Anfang 
2011 vom Kabinett verabschiedeten 
„Leitbildes Kulturland Thüringen“ 
geht es seither um konkrete Aus-
sagen der Landesregierung, wie 
die Kulturlandschaft künftig ent-
wickelt und finanziert werden soll. 
Wir sind uns einig, dass in diesem 
begonnenen Dialog die Politik die 
Positionen des Kulturrates in ih-
ren Entscheidungen berücksich-
tigen muss. Dringend notwendig 
erscheint uns eine Diskussion über 
das Konzept zum Kulturtourismus 
in Thüringen. Für problematisch 
und zu kurz gedacht halten wir die 
beabsichtigte Konzentration auf 
kulturelle „Leuchttürme“ und die 
einseitige Fokussierung auf „Kultur 
und Städte“. Der kulturelle Reich-
tum Thüringens ist nicht nur auf die 
bekannten Städte und kulturellen 
Institutionen begrenzt, sondern 
auch in den ländlichen Regionen 
vorhanden und bedarf gerade hier 
einer stetigen Förderung.

Eine tragfähige Kulturförderung 
muss das Kulturland Thüringen aus 
dem Erbe der in Deutschland ein-
zigartigen Residenzkultur begreifen 
und in die Zukunft führen. Ein wich-
tiger Schritt auf diesem Weg ist die 
Erarbeitung eines aussagekräftigen 
Kulturkonzepts, das zugleich Vision 
und konkreter Handlungsleitfaden 
für die Arbeit der kommenden Jahre 
sein muss und nicht nur eine wohl-
gemeinte Absichtserklärung ohne 
Konsequenzen sein darf. Dazu gehört 
die Etablierung eines zeitgemäßen 
Kulturbegriffs, der Kultur nicht auf 
die schwarz-weiß-zeichnenden Be-
griffe „Hochkultur vs. Breitenkultur“ 
festschreibt, sondern Kultur als die 
Gesamtheit kultureller Artikulationen 
begreift.

Viel mehr als die viel gepriesenen 
„Leuchttüme“ benötigen wir Schiffe, 
die täglich und zuverlässig verkehren, 
beispielsweise für jeden erreichbare 
Bibliotheken, Theater, Musikschulen, 
eine landesweite Leseförderung und 
Museen wie Galerien, die mit dem 
Erbe und der aktuellen Bildenden 
Kunst vertraut machen und somit 

eine gelebte Kultur darstellen, die 
Vergangenheit und Gegenwart mitei-
nander verbindet und nicht gegenei-
nander aufrechnet.

Kultur ist kein kurzfristig ver-
zichtbares Konsumgut, sondern 
eine andauernde Investitionspflicht 
für Staat und Kommunen, aber auch 
für Bürger und Wirtschaft. Kultur 
und Wirtschaft stehen in vielfältiger 
Wechselwirkung zu einander. Um 
so mehr fordern wir als Kulturrat 
Thüringen speziell für das von Wirt-
schaftsminister Machnig angekün-
digte Kulturtourismuskonzept die 
Qualität und Einmaligkeit kultureller 
Angebote in den Städten und Regi-
onen angemessen zu berücksichti-
gen, wie das unverwechselbare und 
ganzjährige Angebot der Museen, 
das reiche Musikleben und attraktive 
Kunstausstellungen in Thüringen, die 
Tausende von Gästen anlocken.

Im Bereich Kunst und Kultur ver-
dient aus Sicht des Kulturrates primär 
eine öffentliche Förderung: was der 
Bildung dient, was innovativ ist, was 
hohe künstlerische Qualität aufweist, 
was hohen lokalen Identitätswert be-

sitzt, und sekundär – je nach örtlicher 
Situation – was darüber hinaus den 
Tourismus stimuliert.

Aus unserer Sicht – und dies ist 
unsere Vision – darf die öffentliche 
Förderung von Kunst und Kultur kei-
ne freiwillige Leistung sein, sondern 
muss zu einer Pflichtaufgabe des 
Landes und der Kommunen werden. 
Öffentliche Zuschüsse zur Finanzie-
rung von Künstlern, Kultureinrich-
tungen und Kulturveranstaltungen 
sind daher nicht pauschal als Sub-
ventionen zu brandmarken. Sie sind 
vielmehr Investitionen in Köpfe und 
in die Entwicklung von Begabungen, 
in Kreativität und Innovation, d.h. in 
immaterielle Güter von dauerhaftem 
Wert. Sie sind Investitionen zur stän-
digen Regeneration unseres Kultur-
bodens, auf dem auch die Wirtschaft 
gedeiht, und sie sind dringend nötig 
zur Fortsetzung und Weiterentwick-
lung einer Kulturtradition, die unsere 
Identität in Thüringen weitgehend 
ausmacht. 

Der Verfasser ist Präsident des 
Kulturrates Thüringen 

Das Präsidium des Kulturrates Thüringen (v.l.n.r.): Dr. Lutz Unbehaun (Vizepräsident), Prof. Klaus Nerlich (Präsident) und 
Prof. Dr. Eckart Lange (Vizepräsident)	  					                                Foto: Dirk Urban
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Kleine Kulturratschronik (Teil IV)
1999
·· im Januar Verabschiedung der „Stel-
lungnahme des Deutschen Kulturrates 
zur Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Harmo-
nisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsge-
sellschaft“

·· im Februar Verabschiedung der „Stel-
lungnahme zum Diskussionsentwurf 
für ein 5. Gesetz zur Änderung des 
Urheberrechts“ sowie der Stellung-
nahme „Neuer Stellenwert, neue 
Offenheit auch im Steuerrecht“

·· im Juni Podiumsdiskussion zur Frage 
der Kulturpolitik in Europa sowie Ver- 
abschiedung der Resolution „Kultur-
politik in Europa stärken! Deutscher 
Kulturrat fordert die Entwicklung einer 
eigenständigen Kulturpolitik in Europa“ 
der Deutsche Kulturrat veranstaltet 
sein letztes Sommerfest in Bonn

·· Klaus Staeck wird mit dem Kultur
groschen des Deutschen Kulturrates 
für sein künstlerisches und kulturpoli-
tisches Wirken ausgezeichnet

·· im August Einrichtung eines Büros in 
Berlin, das Büro Bonn bleibt mit dem  
Cultural Contact Point (CCP) zunächst 
bestehen.

·· im September Verabschiedung der 
Stellungnahme „Verbesserungen 
im Stiftungsrecht sind erforderlich!“ 
sowie der Resolution „Bedeutung 
der Mittlerorganisationen in der Aus-
wärtigen Kulturpolitik muss erhalten 
bleiben!“

·· im Dezember Verabschiedung der 
Stellungnahme „Europäische Kultur-
politik verbessern! Zweite Stellungnah- 
me des Deutschen Kulturrates zum  
Entwurf für ein Erstes Rahmenpro- 
gramm der Europäischen Gemeinschaft 
zur Kulturförderung (2000-2004)“

2000
·· im März Verabschiedung der „Stel-
lungnahme des Deutschen Kulturrates 
zur Reform des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes“

·· im Juni Verabschiedung der Stellung-
nahme „Kulturelle Bildung im digitalen 
Zeitalter. Standortbestimmung des 
Deutschen Kulturrates zu Kultur und 
Bildung“

·· im Juni Diskussionsveranstaltung „Wirt-
schaftsförderung für Kunst und Kultur“

·· im September Verabschiedung der 
„Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Künstlerso-
zialversicherungsgesetzes und anderer 
Gesetze“

·· Auszeichnung von Bundestagspräsiden-
tin a.D. Prof. Dr. Rita Süßmuth mit dem 
Kulturgroschen des Deutschen Kultur-
rates, die Verleihung fand erstmals in 
Berlin in Kooperation mit der Stiftung 
Brandenburger Tor statt

·· im Oktober Verabschiedung der Stel-
lungnahme des Deutschen Kulturrates 
zur EU-Grundrechtecharta „EU-Grund-
rechtecharta weiterentwickeln – Charta 
erst nach öffentlicher Diskussion ver-
abschieden“

·· im Dezember Verabschiedung der Re-
solution „Den Kulturaustausch sichern – 
die Ausländersteuer reformieren. Deut-
scher Kulturrat fordert grundlegende 
Reform der Besteuerung ausländischer 
Künstler“

2001
·· im Januar Vorstellung des Positions-
papiers „Hochschulbibliotheken bluten 
aus – Deutschland verliert international 
den Anschluss. Deutscher Kulturrat 
fordert die Bundesregierung und die 
Landesregierungen auf, Hochschulbi-
bliotheken ausreichend auszustatten“

·· im Februar Verabschiedung der Stel-
lungnahme „Besteuerung auslän-
discher Künstler angemessen und 
unbürokratisch gestalten! Deutscher 
Kulturrat unterbreitet Vorschläge zur 
grundlegenden Reform der Besteue-
rung ausländischer Künstler“

·· im Mai Verabschiedung des Positions-
papier „Zum Gestaltungsauftrag der 
Kulturpolitik“ 

·· im Juni Verabschiedung der „Stellung-
nahme des Deutschen Kulturrates zu 
den GATS 2000-Verhandlungen der 
WTO über bestimmte audiovisuelle 
Dienstleistungen und über Kulturdienst-
leistungen“

·· im September Verabschiedung der „Re-
solution: Bemessungsgrundlage für so-
genannte Ausländersteuer anpassen!“ 

·· im September Fest zum 20-jährigen 
Bestehen des Deutschen Kulturrates 

in der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie der Wissenschaften

·· Diskussionsveranstaltungen zu den 
Auswirkungen von 09/11 auf Kultur und 
Gesellschaft

·· Karl Ganser lehnt aus Protest gegen 
den Abriss eines Schornsteins des 
Baudenkmals Vockenrode die Annahme 
des Kulturgroschens des Deutschen 
Kulturrates ab

·· im Oktober Verabschiedung der Stel-
lungnahme „Reform des Stiftungspri-
vatrechts zügig umsetzen!“

·· intensiver Einsatz zur Gründung einer 
Bundeskulturstiftung

·· im Dezember Verabschiedung der Stel-
lungnahme „Deutscher Kulturrat fordert 
Artikelgesetz Steuerliche Behandlung 
von Kunst und Kultur“

2002
·· im März Erscheinen der ersten Ausgabe 
von politik und kultur

·· im April Verabschiedung der Stellung-
nahme des Deutschen Kulturrates 
zum Referentenentwurf für ein „Gesetz 
zur Regelung des Urheberrechts in der 
Informationsgesellschaft“ 

·· im Juni Verabschiedung der Stellung-
nahme „Kulturelles Engagement stärkt 
Zivilgesellschaft – Netzwerk bürger-
schaftlichen Engagements staatsfern 
aufbauen!“

·· Herausgabe von Wahlprüfsteinen zur 
Bundestagswahl 2002

·· im September Verabschiedung der 
„Resolution: Deutscher Kulturrat fordert 
aktive Kulturpolitik des Bundes“

·· im September Verabschiedung der 
Stellungnahme „Europäischer Eini-
gungsprozess auf gemeinsamer kultu-
reller Basis“

·· im September Verleihung des Kultur-
groschens des Deutschen Kulturrates 
an Dr. Freiherr von Loeffelholz für sein 
Engagement in der Verbindung von 
Kultur und Wirtschaft in Kooperation mit 
der Stiftung Brandenburger Tor in Berlin

2003
·· Wechsel der Geschäftsführung beim 
Cultural Contact Point; die operative 
Geschäftsführung geht an die Kulturpoli-
tische Gesellschaft, Deutscher Kulturrat 
bleibt Träger

·· Abbruch der Zelte in Bonn, der Deut-

sche Kulturrat unterhält nur noch die 
Geschäftsstelle in Berlin

·· Verabschiedung der Stellungnahme 
„Resolution des Deutschen Kulturrates 
zu den GATS-2000 Verhandlungen der 
WTO über bestimmte audiovisuelle 
Dienstleistungen und über Kulturdienst-
leistungen vom 31.01.2003“

·· im März Verabschiedung der Resolu-
tionen „Der Deutsche Kulturrat zum 
Irak-Krieg“ sowie „Die Deutsche Spra-
che stärken“ 

·· im Juni Verabschiedung der „Resolution: 
Deutsche Kulturstiftung als Chance?!“ 
und der Resolution „Bürgerschaftliche 
Engagierte nicht mit unangemessenen 
Haftungsrisiken belasten“

·· im September Verabschiedung des 
„Positionspapier des Deutschen Kultur-
rates zum Grünbuch der Europäischen 
Kommission zu Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse (KOM 2003 
(270) endg.)“ 

·· im September Verabschiedung der 
Stellungnahmen „Bürgerschaftliches 
Engagement in der Kultur stärken!“ 
und „Nicht an der Nachwuchsförderung 
sparen!“ 

·· Auszeichnung von William Forsythe mit 
dem Kulturgroschen des Deutschen 
Kulturrates in Kooperation mit der Stif-
tung Brandenburger Tor in Berlin

·· im Dezember Verabschiedung der 
„Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zur Vorbereitung eines Zweiten 
Gesetzes zur Regelung des Urheber-
rechts in der Informationsgesellschaft 
(„Zweiter Korb“) 

·· im gesamten Jahr intensive Debatte zu 
den Auswirkungen der Ganztagsschule 
auf die außerschulische kulturelle 
Bildung

·· im gesamten Jahr intensive Beglei-
tung des Bewerbungsprozesses zur 
deutschen Kulturhauptstadt Europas 
2010; Ausrichtung von Treffen der 
Bewerberstädte

2004
·· im März Verabschiedung der Stel-
lungnahme „Chancen der Kulturellen 
Bildung nutzen! Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates zum Ausbau der 
Ganztagsschulen“ 

·· im April Veröffentlichung der Stellung-
nahme „Kulturelle und kulturpolitische 

Herausforderungen der europäischen 
Erweiterung“

·· im Juni Verabschiedung der Stel-
lungnahmen: „Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates zur Mitteilung 
der Kommission an den Rat, das 
Europäische Parlament und den 
Europäischen Wirtschafts- und So-
zialausschuss „Die Wahrnehmung 
von Urheberrechten und verwandten 
Schutzrechten im Binnenmarkt“, 
„Deutscher Kulturrat fordert Politik 
auf, die soziale Sicherung der Künst-
lerinnen und Künstler zu stärken!“, 
Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Entwurf des „Gesetz 
zur Änderung des Deutsche-Welle-
Gesetzes“ (Drucksache 15/3278) 
sowie „Kulturzuständigkeit ist mehr 
als Kulturförderung!“

·· in der gesamten ersten Jahreshälfte 
intensive Debatte zur Frage Kultur als 
Daseinsvorsorge

·· im September Veranstaltung der 
Tagung „Kulturelle Bildung in der 
Bildungsreformdiskussion“ in der 
Archenhold-Sternwarte in Berlin

·· im September Verabschiedung der 
Stellungnahme „Kultur als Daseins-
vorsorge!“ und der „Stellungnahme 
des Deutschen Kulturrates zum Vor-
schlag der Europäischen Kommission 
für einen Beschluss des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das 
Programm ‚Kultur 2007‘ (2007-
2013)“

·· erstmalige Vergabe des puk-Jour-
nalistenpreises in Kooperation mit 
Deutschlandradio; Preisträgerin ist 
Birgit Walter, Berliner Zeitung

·· im November Verabschiedung der 
„Stellungnahme des Deutschen Kul-
turrates zum Referentenentwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Regelung des 
Urheberrechts in der Informationsge-
sellschaft“ 

·· im Dezember Verabschiedung der 
Stellungnahme „Deutscher Kultur-
rat begrüßt Bundesstiftung Bau-
kultur – Stellungnahme des Deut-
schen Kulturrates zur Bundesstiftung 
Baukultur“und der Stellungnahme  
„Deutscher Kulturrat warnt vor Ver-
abschiedung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie“           

  Fortsetzung folgt

Von Anfang an für eine starke Lobby in der Kultur
Gabriele Schulz im Gespräch mit Gerhart R. Baum

Vor nunmehr 30 Jahren wurde im Sep-
tember des Jahres 1981 der Grund-
stein zur Gründung des Deutschen 
Kulturrates gelegt. politik und kultur 
spricht in den sechs Ausgaben dieses 
Jahres mit Personen, die eng mit der 
Gründung des Deutschen Kulturrates 
verbunden sind und die Arbeit des 
Verbandes über Jahre hinweg beglei-
tet haben und weiterhin begleiten.

politik und kultur: In der letzten 
Ausgabe von politik und kultur hat 
Gerhard Pfennig davon gesprochen, 
dass das damalige Innenministerium 
auf die Gründung eines Deutschen 
Kulturrates gedrängt hat. In den 
Unterlagen habe ich noch einmal 
nachgelesen, dass gleich nach dem 
ersten Treffen von Verbänden, die 
einen Deutschen Kulturrat etablieren 
wollten, Sie als Innen- und damit 
auch Kulturminister die Verbände 
empfangen haben. Eigentlich ein 
eher ungewöhnlicher Vorgang. Be-
stand der Bedarf nach einem An-
sprechpartner wie dem Deutschen 
Kulturrat?
Gerhart R. Baum: Ja, genau so war es. 
Ich hatte als Innenminister für sehr 
verschiedene Bereiche Verantwor-
tung, daher bestand auch Kontakt zu 
sehr unterschiedlichen Lobbyverbän-
den. Da gab es die Lobby im Sport, die 
Vertriebenenlobby und andere mehr. 
Aber vor allem der Sport hat mir ge-
zeigt, dass durch Lobbyarbeit sehr viel 

erreicht werden kann. Dann haben 
wir im Ministerium überlegt, welche 
schlagenden Argumente der Sport ins 
Feld führt. Und da fiel uns sofort die 
Mitgliederzahl ein. Im Kulturbereich 
konnten wir da Schritt halten, weil 
die Musikverbände eine sehr hohe 
Mitgliederzahl hatten. Durch die 
anderen künstlerischen Sparten wird 
diese weiter erhöht. Wir wussten, dass 
diese Zahlen – dahinter standen ja 
Wähler – unsere Politikerkollegen be-
eindrucken würden. Wir haben daher 
als Kulturpolitiker im Innenministe-
rium gesagt, wir brauchen einen gut 
organisierten Ansprechpartner in der 
Kultur ähnlich dem Sportbereich, der 
uns helfen würde, kulturpolitische 
Anliegen durchzusetzen. Sieghart 
von Köckritz, einer der besten Kul-
turpolitiker dieser Republik, hatte 
sich dieser Sache angenommen. Wir 
wollten die Verbände ermutigen, sich 
zusammenzuschließen. Von Beginn 
an wurde den Verbänden eine finan-
zielle Unterstützung für einen neu ge-
gründeten Spitzenverband zugesagt. 
Neben der finanziellen Sicherheit war 
uns sehr wichtig, dass die Unabhän-
gigkeit einer solchen Organisation 
gewährleistet wurde. Bei allen An-
fangsschwierigkeiten zwischen den 
verschiedenen Verbänden, gerade 
auch den sich gegenüberstehenden 
wie z.B. den Künstlerverbänden und 
den Galeristen, ist das Projekt erfolg-
reich ungesetzt worden.

puk: Warum haben Sie bereits von 
Beginn an eine Förderung zugesagt?
Baum: Um eine Grundlage für die 
Arbeit zu schaffen und vor allem 
auch als Anreiz, damit sich die Ver-
bände zusammenschließen. An-

fangs waren nicht alle von der Idee 
begeistert. Uns ging es darum, mit 
der Finanzierungszusage den Start 
zu ermöglichen.
puk: War es für Sie wichtig, dass 
die unterschiedlichen Bereiche des 

kulturellen Lebens, also Künstler, 
Kultureinrichtungen, Verwerter und 
Kulturvereine, dabei waren?
Baum: Ja. Wir haben zwar gesehen, 
dass es unterschiedliche Positionen 
im Kulturbereich gibt, unser Anliegen 
war aber, dass ein Austausch über die-
se kontroversen Positionen stattfindet. 
Gerade von dem Diskussionsprozess 
in einem Verband haben wir uns viel 
versprochen. Uns ging es nicht so sehr 
um die Partikularinteressen, sondern 
um den Kulturbereich als solchen. 
Neben dem Wunsch eine Lobby zu 
haben, kam noch hinzu, dass die Ver-
antwortung des Bundes für die Kultur 
deutlich verstärkt werden sollte. Es 
war mein persönliches Anliegen, zu 
verdeutlichen, dass der Bund Verant-
wortung im Kulturbereich trägt. Es 
gab zu dem Zeitpunkt keine kultur-
politischen Debatten im Bundestag. 
Dass sich der Deutsche Bundestag mit 
der Kultur im Gesamtstaat befasste, 
war Neuland. An so etwas wie eine 
Kultur-Enquête war damals gar nicht 
zu denken. Heute ist auch die Rolle des 
Kulturstaatssekretärs unbestritten. 
Die Länder waren eifersüchtig und 
versuchten, unseren Spielraum zu 
begrenzen. Für uns war es in dieser 
Situation wichtig, deutlich zu machen, 
dass es eine Reihe von Feldern gibt, in 
denen der Bund die Kompetenz hat. 

Gerhart Rudolf Baum                                                                                   Foto: Susanne Kern
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Denken Sie nur an das Steuerrecht, 
das Urheberrecht, das Europarecht 
und andere Rechtsgebiete. Wir haben 
gespürt, es entwickelt sich etwas, das 
weit über die Länderzuständigkeit der 
in erster Linie die Kulturförderkompe-
tenz zusteht, hinausgeht.
puk: Was waren Ihre Erwartungen an 
einen Deutschen Kulturrat?
Baum: Die verschiedenen Interessen 
sollten gebündelt und die Gemein-

samkeiten gesucht werden. Bei allen 
Unterschieden im Kulturbereich sollte 
das Gemeinsame herausgearbeitet 
und kraftvoll vertreten werden. Das 
war für uns wiederum hilfreich, wenn 
wir den Abgeordneten, also den Kol-
legen, sagen konnten, dass sie sich 
damit auseinandersetzen müssen, da 
eine große Gruppe kulturengagierter 
Menschen hinter diesen Forderungen 
steht. Das konnte ganz anders wirken, 
als wenn ich als Innenminister oder 
ein Verband allein für Kulturinteressen 
eingetreten ist. Durch den Deutschen 

Kulturrat ist die Bundeskulturpolitik 
stärker geworden. Das war unser Ziel. 
puk: Hat es auch die Aufmerksam-
keit für verschiedene Problemlagen 
geweckt?
Baum: Das würde ich ganz klar bestä-
tigen. Zum Beispiel bei der Durchset-
zung des Bundeszuschusses für die 
Künstlersozialversicherung.
puk: Sie sind jetzt Vorsitzender des 
Kulturrates NRW. Würden Sie es be-
grüßen, wenn es in allen Bundeslän-
dern Kulturräte gäbe?
Baum: In Thüringen hat sich jetzt 

ein Kulturrat gegründet, was ich sehr 
begrüße. Ich habe einen Meinungs-
austausch zwischen Thüringen und 
NRW angeregt. Als Kulturrat NRW 
kümmern wir uns um die spezi-
fischen Anliegen in NRW und haben 
hier unsere Ansprechpartner, also 
den Landtag, die Landesregierung, 
den WDR. Wir transportieren unsere 
kulturpolitische Sicht hin zu den 
Entscheidungsträgern in NRW. Ich 
denke, Landeskulturräte sind eine 
gute Ergänzung zum Deutschen 
Kulturrat, der ja auf Bundesebene 

arbeitet. Unsere Interessen gehen ja 
in die gleiche Richtung. 
puk: Vielen Dank für das Gespräch.

Gerhart R. Baum gehörte von 1972 
bis 1994 dem Deutschen Bundes-
tag an. Er war von 1978 bis 1982 

Bundesinnenminister und in dieser 
Eigenschaft auch für die Kultur zu-

ständig. Er ist heute Vorsitzender des 
Kulturrates NRW. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 

Kulturrates.  

Gott ist für die Finanzen zuständig
Die Künstlerin Sarah Haffner über Malen und Geld • von Julia Illmer

Sarah Haffner					                  Foto:David Brandt

Sarah Haffner wurde 1940 in Cam-
bridge, England, geboren, wohin ihre 
Eltern 1938 emigriert waren. Ihr 
neun Jahre älterer Halbbruder Peter, 
der Sohn aus der ersten Ehe der 
Mutter, habe sie „darauf gebracht“, 
Malerin zu werden, erzählt sie rück-
blickend. 1954 zog die Familie nach 
West-Berlin. „Ich habe mich in der 
Schule unwohl gefühlt und nach zwei 
Jahren hatte ich es satt. Ich sah nur 
zwei Möglichkeiten: Entweder gehe 
ich nach England zurück aufs Inter-
nat oder ich bleibe in Deutschland, 
gehe von der Schule ab und studiere 
Kunst. Es gab darüber immer wieder 
Auseinandersetzungen mit meinem 
Vater. „Kunst, da wirst du nie von 
leben können. Malerei ist kein Beruf! 
Mach Grafik oder Restauration“, 
meinte er. Ich habe mich schließlich 
durchgesetzt. Die Auseinanderset-
zung hat Monate gedauert. Aber 
dann bin ich runtergegangen von der 
Schule.” Bereits mit 17 Jahren nahm 
sie ihr Kunststudium an der Hoch-
schule für bildende Künste (später 
HdK) auf. „Dummerweise bin ich mit 
19 schwanger geworden, sagt Sarah 
Haffner und lacht. „Und damals ging 
man dann wieder runter von der Uni.“ 
1960 wurde ihr Sohn David geboren. 
„Dann habe ich nachts bis ein oder 
zwei Uhr gearbeitet, und um sieben 
stand ich wieder auf, um meinen 
Sohn zu versorgen.“ 13 Jahre später, 
1973, holte sie ihren Abschluss an 
der Kunsthochschule nach, gemalt 
hat sie immer.

Mit dem Ziel, Geld zu verdienen 
und Abstand zur dogmatisch 

gewordenen Studentenbewegung zu 
bekommen, beschloss Sarah Haffner 
1969, wieder nach England zu ziehen. 
An der Londoner Watford School of 
Art nahm sie einen Lehrauftrag an 
und blieb 15 Monate. Dann kehrte sie 
mit ihrem Sohn nach Berlin zurück. 
„Ich war zu sehr von der Studenten-
bewegung geprägt, um mich mit der 
Dinner-Party-Kultur zurechtzufinden. 
Ich weiß nicht, ob ich in England 
von der Malerei hätte leben können. 
Es gibt dort keine Tradition, dass 
die Bürger die Kunst unterstützen 
wie etwa durch die Kunstvereine. In 
Deutschland hatte fast jeder Architekt, 
Zahnarzt oder Psychologe, der was auf 
sich hielt, Originale oder Grafiken in 
seinem Wartezimmer hängen.“

Ihre Erfahrung in der Lehre ver-
half Sarah Haffner kurz nach der 
Rückkehr nach Deutschland 1971 zu 
einer Anstellung bei der 1. Staatlichen 
Fachschule für Erzieher. Lehre und 
sonstiges Engagement in Schule und 
Gewerkschaft waren jedoch schwer 
mit regelmäßigem Malen vereinbar, 
weswegen sie nach sieben Jahren 
begann, ihre Stelle dort zu reduzieren. 
1975 arbeitete sie an einer Fernsehdo-
kumentation über Frauenmisshand-
lung und englische Frauenhäuser, was 
die Finanzierung des bundesweit er-
sten Frauenhauses in Berlin nach sich 
zog. In Bezug auf die Studentenbewe-
gung sagt die Künstlerin heute: „Wir 
hatten alle das Gefühl, gesellschaftlich 
etwas tun zu müssen. Nachdem ich 
das Frauenhaus in Bewegung gesetzt 
hatte, konnte ich mit gutem Gewissen 
malen.“

Mit 41 Jahren gab sie ihre Tätigkeit an 
der Fachschule für Erzieher ganz auf. 
Erleichtert wurde diese Entscheidung 
durch den Lehrauftrag, den sie ein 
Jahr zuvor an der HdK bekommen 
hatte. „Der Lehrauftrag finanzierte 
die Miete. Und so habe ich es gewagt, 
die feste Stelle aufzugeben. Es war ein 
Sprung ins kalte Wasser. 

Sarah Haffner malt großformatige 
Bilder, die sie selbst fast immer über-
ragen. „Nicht sehr markttauglich“, 
wie sie bemerkt. „1985 war ich auf 
ein Hausboot in Norddeutschland 
eingeladen. Kurz bevor ich abfuhr, 
dachte ich, es könnte auch regnen, 
und packte Gouachefarben und Öl-
kreiden ein. Tatsächlich hat es un-
unterbrochen geregnet und ich hab 
immerzu das Wasser in dieser zufällig 
zustande gekommenen Mischtechnik 
gemalt. Nach zehn Tagen kam ich mit 
sechs Bildern zurück nach Berlin und 
die gingen weg wie warme Semmeln. 
Anfangs kosteten sie 1.500 Mark, 
zum Schluss 4.000 Mark und wurden 
immer noch sehr gut gekauft. Wenn 
es gut ging, verkaufte ich außerdem 
ein bis zwei von den großen Ölbildern 
im Jahr.“

Etwa 2.000 Mark netto monat-
lich brauchte Sarah Haffner für ih-
ren Lebensunterhalt. Sie habe sich 
eingeschränkt, sagt sie, auch mal 
eine Versicherung gekündigt. „Große 
Sprünge“ konnte sie keine machen, 
aber sie habe auch nicht schlecht 
gelebt. Die meisten Bilder hat Sarah 
Haffner privat verkauft, da sie nicht 
von einem Galeristen abhängig sein 
wollte. Trotzdem gelang es ihr, ihre 
Arbeiten in drei bis fünf Ausstellungen 
im Jahr zu zeigen.

„Wenn man Freiberufler ist, muss 
man an Gott glauben. Gott ist für die 
Finanzen zuständig”, sagt Sarah Haff-
ner und lacht. „Die 14.000 Mark, die 
ich von dem Schuljob noch auf der 
Kante hatte, habe ich als meine stille 
Reserve betrachtet. Die laufenden 

Kosten musste ich verdienen. Einmal 
dachte ich, jetzt musst du doch an 
deine Reserve gehen, da rief eine Frau 
aus Wien an und sagte: ‚Ich habe einen 
Katalog von Ihnen gesehen und bin 
bald in Berlin. Kann ich vorbeikom-
men?‘ Und dann hat sie drei Bilder 
gekauft. Und als so etwas zwei, drei 
Mal passiert war, wusste ich, du kannst 
dich darauf verlassen, dass irgendwas 
passiert. Das ist die einzige Einstel-
lung, mit der man als freie Künstlerin 

arbeiten kann. Wenn man Sicher-
heit braucht, hat es keinen Zweck.“
Existenzangst hatte Sarah Haffner, 
nachdem die Mauer gefallen war. 
„Plötzlich waren etwa 2.000 Künstler 
aus dem Ostteil zu den etwa 4.000 
Künstlern in West-Berlin dazuge-
kommen. Die Zeiten waren unsicher 
geworden, da gleichzeitig der zweite 
Kunstmarkt, also der, der Ärzte, An-
wälte und Architekten, zusammen-
brach.“ Sie selbst verdiente 1992 nur 

7.000 Mark netto. Ein Jahr später 
passierte „ein Wunder“. Sie stellte im 
Foyer der Berliner Zeitung aus. Zur 
Eröffnung erschien ein halbseitiger 
Artikel in der Zeitung. „Das hat ein 
Schweizer Sammler im Flugzeug 
gelesen und neun Bilder gekauft. So 
was gibt es einfach nicht! 1992 habe 
ich 7.000 Mark verdient, 1993 170.000 
Mark, und damit konnte ich mehrere 
Jahre leben.“

Sarah Haffner ist 2010 siebzig Jahre 
alt geworden. Als ihr Vater 1999 starb, 
machte sie eine Erbschaft, und war 
nicht mehr auf Verkäufe ihrer Bilder 
angewiesen. Das sei „ein enormes 
Glück“. Sie erzählt von Kollegen in 
ihrem Alter, die „nicht mehr so leicht 
an Ausstellungen rankommen“ und 
resigniert das künstlerische Arbeiten 
aufgegeben haben. Sarah Haffner, die 
noch immer Anerkennung für ihre 
Kunst bekommt, findet es schade, 
dass in der Öffentlichkeit „vor allem 
die jungen Künstler interessant sind. 
Ich finde, ältere Künstler haben es oft 
nicht leicht.“

Mit ihrem Eintritt in die Selbstän-
digkeit, wurde Sarah Haffner Mitglied 
der Künstlersozialkasse. „Wenn ich 
davon leben müsste, sähe es schlimm 
aus“, sagt sie. „Ich kriege jetzt etwa 
700 Euro eigene Rente, und aus einer 
Lebensversicherung, die ich angelegt 
habe, noch mal 500 Euro. Das wäre 
das, wovon ich jetzt leben müsste, 
wenn ich nichts geerbt hätte, aber 
auch diesmal konnte ich mich auf eine 
höhere Instanz verlassen“, sagt Sarah 
Haffner und lacht.

„Es war nicht einfach, aber es war 
doch schön. Die Malerei gab mir die 
Kraft, mit allen möglichen Unbilden 
des Lebens fertig zu werden.“

Die Verfasserin ist Absolventin des 
Studiengangs „Kulturwissenschaften 

und ästhetische Praxis“ an der Uni-
versität Hildesheim und als freie Au-

torin und Journalistin in Berlin tätig 

Gerüstet für die Bildung der Zukunft
Zur Zukunft der Musikschulen • Von Barbara Haack

„Musikschule – Bildung mit  Zukunft!“ 
Unter diesem Titel veranstaltete der 
Verband deutscher Musikschulen 
(VdM) seinen diesjährigen Musik-
schulkongress in Mainz. Die kultur- 
und bildungspolitische Botschaft des 
Verbands lautet: „Musikschulen sind 
in der aktuellen Bildungsdiskussion 
in Deutschland ein wichtiger Partner. 
Nicht allein die sogenannten MINT-
Fächer dürfen innerhalb dieser Dis-
kussion Beachtung finden, vielmehr 
müssen auch musisch-kulturelle 
Themen eine zentrale Rolle spielen.“ 

Bereits einen Tag vor Kongressbe-
ginn hatte die Bundesversamm-

lung des VdM einstimmig die „Main-
zer Erklärung“ verabschiedet, die 
sich mit den Folgen von G 8 und der 
Ganztagsschule auf die Musikschular-
beit beschäftigt. Unter der Überschrift 
„Die Schulzeitverdichtung darf mu-
sikalische Entfaltung nicht verhin-
dern – Musikalische Bildung braucht 
Zeiten und Räume in der Schule!“ 

fordert der VdM, dass musizierende 
Schülerinnen und Schüler nicht auf 
die Verliererstraße der Schulreform 
geraten dürfen. Durch die Verdichtung 
des Regelunterrichts der allgemein 
bildenden Schulen bleibt für den In-
strumental- oder Gesangsunterricht 
an den Musikschulen immer weniger 
Zeit. Gleichzeitig verengt sich die 
Raumkapazität, die allgemein bil-
dende Schulen den Musikschulen zur 
Verfügung stellen können. Verlangt 
werden in der „Mainzer Erklärung“ 
Rahmenbedingungen, die einen 
Instrumental- oder Gesangsunter-
richt sowie ausreichende Übezeiten 
ermöglichen. „Vor dem Hintergrund 
der Entwicklung kommunaler Bil-
dungslandschaften und der sich 
verändernden schulischen Strukturen 
müssen die öffentlichen Musikschu-
len durch wirksame ordnungspo-
litische und infrastrukturelle Maß-
nahmen in ihrem Engagement durch 
eine verantwortungsvolle Schul- und 
Bildungspolitik gestärkt werden.“ In 

vielen Kooperationsmodellen haben 
Musikschulen in den vergangenen 
Jahren Pionierarbeit geleistet. Das 
Zusammenrücken darf aber nicht zu 
Engpässen führen, die den Musik-
schulunterricht beschränken, fordern 
die Musikschulvertreter. 

In seiner Eröffnungsrede zum Kon-
gress ging Ministerpräsident Kurt Beck 
ebenfalls auf die Schulzeitverdichtung 
ein. Mit Hinweis auf die Tatsache, dass 
in Rheinland-Pfalz nur in besonderen 
Fällen G8-Gymnasien realisiert wur-
den, erklärte Beck seine Sorge, dass 
mit der Verkürzung der Schulzeit „die 
zeitliche Luft und die Kraft“ leiden, „die 
soziale und kulturelle Dimension in 
der Erziehung und auch im Leben des 
Menschen ausreichend auszubilden.“ 
Der Wunsch, möglichst früh ins Be-
rufsleben einsteigen zu können, müsse 
ausbalanciert werden mit Fragestel-
lungen wie: „Wie befähigen wir junge 
Menschen dazu, die Bestimmenden 
in einer freiheitlichen Gesellschaft zu 
sein und sich nicht fremdbestimmen 

zu lassen?“ „Menschen sind mehr als 
eine Ansammlung von Wissen, das 
aus ökonomischen Gründen einge-
setzt wird. Deshalb gehört die soziale 
und die kulturelle Dimension zur 
menschlichen Natur und zu unserer 
Gesellschaft unverzichtbar dazu“, so 
Beck. Im Übrigen bewies das Kon-
gressgeschehen, dass sich Musikschu-
len selbstbewusst in der derzeitigen 
und künftigen Bildungslandschaft 
behaupten können. Drei Tage lang 
informierten sich 1.500 Teilnehmer 
über erfolgreiche Unterrichtsmodelle, 
aktuelle pädagogische Themen, über 
Fragen der Integration und Inklusion 
ebenso wie über das „Musizieren von 
Anfang an“ und die Musikschule für 
Senioren. Die Musikschulen sind für 
die Bildung der Zukunft gerüstet. Die 
komplette „Mainzer Erklärung“ findet 
sich im Internet unter www.musik-
schulen.de. 

Die Verfasserin ist  Redakteurin von 
politik und kultur 
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Lucas Cranach d. Ä. (Werkstatt), Öl auf Holz, 1528. Das Original ist im Luther-
haus Wittenberg zu sehen.      © Stiftung Luthergedenkstätten in Sachsen-Anhalt

Heute würde Luther twittern 
Reformation und Neue Medien • Von Johannes Süßmann 

Auf den ersten Blick erscheinen Lu-
thers Äußerungen als Inbegriff von 
Authentizität. Wenn jemand „amo-
re et studio elucidande veritatis“ 
spricht, „aus Liebe zur Wahrheit und 
dem Eifer, sie erscheinen zu lassen“ 
(so die ersten Worte der 95 Thesen 
von 1517), dann verpflichtet er sich 
selbstlos auf höhere Werte. Wenn 
er seine Ausführungen mit „Jesus“ 
beginnt und mit „Amen“ beendet, 
(so in „Von der Freiheit eines Chri-
stenmenschen“ von 1520), dann 
adressiert er den Allerhöchsten mit, 
vor dem nichts verborgen bleibt. Und 
wenn jemand unter Lebensgefahr 
sagt, er könne nicht gegen sein 
Gewissen sprechen, „Gott helfe mir, 
Amen!“ (so in dem Bericht über das 
Verhör vor dem Wormser Reichstag 
1521), dann ist dies existenziell 
beglaubigt. Jeder Hintergedanke 
wird durch solche Rahmungen aus-
geschlossen. Als unmittelbare Be-
kenntnisrede kommt Luthers Spra-
che uns entgegen. So hat sie im 
Deutschen stilprägend gewirkt.

Zu diesem Eindruck von Unmittel-
barkeit trägt bei, dass wir Luther 

immer sprechen sehen. Vor den 
Thesen steht eine persönlich gehal-
tene Einladung. Die Freiheit eines 
Christenmenschen ist eine Vorlesung, 
der Auftritt vor dem Wormser Reichs-
tag eine Verteidigungsrede. All diese 
Äußerungen (und viele weitere) sind 
als Sprechakte gestaltet, in denen uns 
Luther als Person gegenüberzutreten 
scheint. Als Kommunikation unter 
Anwesenden stellt Mündlichkeit 
Nähe und Vertraulichkeit her. Damit 
beglaubigt sie Aussagen und lässt sie 
als direkten Ausdruck für die Gedan-
ken des Sprechenden erscheinen.

Erst auf den zweiten Blick merken 
wir, dass es sich um eine fingierte 
Mündlichkeit handelt. Denn die Ein-
ladung zur Disputation erging schrift-
lich. Die Vorlesung wurde gedruckt. 
Die Verteidigungsrede lesen wir in 
einem sorgfältig redigierten Bericht. 
Zwischen Luthers Sprechakt und 
uns liegt die Schrift. Der Eindruck 
von Unmittelbarkeit, heißt das, ist 
in Wirklichkeit medial vermittelt. Er 
entsteht durch die Art, wie Luther die 
Schrift handhabte. Mit anderen Wor-
ten: Er entsteht als medialer Effekt.

Wir können die Medialität von Lu-
thers Äußerungen präzisieren. Luther 
bediente sich des Drucks und zwar in 
allen Formen, am wirkungsvollsten 

aber in denen, die zu seinen Lebzei-
ten neu waren: der Flugschrift, auch 
des Flugblatts und des gedruckten 
Bildes (Luther war der erste, der sein 
Porträt zum Markenzeichen machte). 
Es ist oft gesagt worden, daß er mit 
Hilfe der damals neuen Druckmedi-
en viel mehr Menschen erreichte als 
jeder Kirchenreformer zuvor. Selten 
festgestellt und wenig untersucht 
hat man hingegen bisher, wie er die 
neuen Medien eigentlich gebrauchte. 

Wer so fragt, stößt auf einen para-
doxen Befund. Die neuen Druckme-
dien erweiterten die Kommunikation 
über die Menschen hinaus, die in 
einer Situation anwesend waren. 
Und die gedruckten Texte und Bilder 
befreiten die Kommunikation von 
der Kontrolle, die man noch über 
Handschriften ausüben konnte. Wer 
an einen Luther-Druck gelangte und 
wo und wie man damit umging (allein 
oder in der Gruppe, in der Gelehr-
tenstube oder auf dem Markt, in der 
Gemeinde, der Gebetsbruderschaft 

oder bei der Hausandacht), das war 
jetzt offen. Nur deshalb konnte jene 
„reformatorische Öffentlichkeit“ 
entstehen, die soviel zum Erfolg von 
Luthers Neuerungen beigetragen hat. 
Das heißt, die gedruckten Schriften 
und Bilder erreichten nicht nur viel 
mehr Menschen, sie ließen auch 
ein anonymes und heterogenes 
Publikum entstehen. An dieses Pu-
blikum aber wandte Luther sich, als 
spräche er jede und jeden einzeln 
an. Viele seiner Flugschriften sind 
als „Sendschreiben“ gestaltet, als – 
offene! – Briefe, denen ein persönlich 
gehaltener Freundschaftsgruß an 
einen realen Adressaten vorange-
stellt ist. Oder Luther kleidet seine 
Belehrungen in einen „Sermon“, eine 
gedruckte Predigt, in der er als Seel-
sorger wie zu einer Gemeinde spricht. 
Die fingierte Mündlichkeit seiner 
Schriften stellte also künstlich jene 
Nähe und Vertraulichkeit wieder her, 
die das neue Medium Druck gerade 
zum Verschwinden brachte.

Man wird nicht fehlgehen, wenn 
man darin einen Schlüssel für Lu-
thers Erfolg erblickt. So verstreut 
seine Leserinnen und Leser sein 
mochten, so fern sie sich standen, 
durch die Art und Weise, wie Luther 
sich an sie wandte, vermittelte er 
ihnen den Eindruck, zu einer ver-
trauten Gemeinschaft zu gehören. 
Ein Medium für die Kommunikation 
von räumlich, zeitlich und ständisch 
Getrennten nutzte Luther, indem er 
die Kommunikation wie eine un-
mittelbare zwischen Anwesenden 
gestaltete. Und ein Medium für die 
Kommunikation mit vielen unbe-
kannten, unberechenbaren Rezipi-
enten gebrauchte Luther, indem er 
sie als Zuhörerschaft und Verbünde-
te ansprach. Luthers Gebrauch der 
neuen Druckmedien bestand darin, 
dass er sie vergessen machte.

Wie gekonnt dies geschah, lässt 
sich an Luthers Wahl seiner Text
sorten zeigen. Ob die Disputation, 
zu der er mit seinen Thesen einlud, 
wirklich stattfinden sollte, wissen 
wir nicht. Klar ist jedoch, indem Lu-
ther diese Form der Einladung wähl-
te, konnte er seinen Angriff auf die 
Ablassprediger als ergebnisoffene 
Wahrheitssuche erscheinen lassen. 
Von der Freiheit eines Christen-
menschen sollte der päpstlichen 
Seite ein theologisches Verständi-
gungsangebot unterbreiten – dafür 
schien die Form einer dialektisch-
vielstimmigen Vorlesung geeignet. 
Und wie immer Luther in Worms 
wirklich aufgetreten sein mag, seine 
Flugschrift mit der vermeintlich 
sachlich-dokumentarisch wieder-
gegebenen Wechselrede legte sich 
über das reale Ereignis und hat 
dessen Wahrnehmung erfolgreich 
bestimmt. In der Wahl der Textsorte 
steckt also Kalkül. Die Mündlichkeit 
ist medial fingiert. Der Eindruck von 
Authentizität beruht auf Rhetorik.

Man sollte diese beiden Dimensi-
onen von Luthers Äußerungen nicht 
gegeneinander ausspielen. Dass 
Luthers Äußerungen medial vermit-
telt und rhetorisch kalkuliert sind, 
nimmt ihnen nichts von ihrer Radi-
kalität. Es gibt ihnen vielmehr eine 
historische Signatur. Es weist Luther 
durch seine Medienkompetenz als 
einen Menschen der Neuzeit aus.

Der Verfasser ist Professor für Ge-
schichte der Frühen Neuzeit an der 

Universität Paderborn 

Schöpfer Mensch?
Von schönen neuen Menschen und Klonen in der Literatur. III. und letzter Teil • Von Georg Ruppelt

In der Science Fiction-Literatur der 
80er und 90er Jahre des 20. Jahr-
hunderts werden zukünftige Gesell-
schaften beschrieben, in denen der 
Körper austauschbar wird, in denen 
Technik und Biotechnik jeden Teil 
des Körpers reproduzieren können. 
In dem Roman „Biochips“ von 1986, 
dem zweiten Teil der sogenann-
ten Neuromancer-Trilogie, mit der 
William Gibson eine literarische 
Bewegung begründete, ist den Bio-
technikern nahezu alles an lebens-
erhaltenden oder -reproduzierenden 
Eingriffen möglich. „In Neu-Delhi 
setzten sie auf Turner einen Killer-
hund an, der auf seine Pheromone 
und seine Haarfarbe programmiert 
war. [...] Da er einen guten Agenten 
hatte, hatte er einen guten Vertrag. 
Da er einen guten Vertrag hatte, war 
er eine Stunde nach der Explosion 
in Singapur. Zum größten Teil zumin-
dest. Der holländische Chirurg [...] 
und sein Team brauchten drei Mo-
nate, um Turner wieder zusammen-

zustoppeln. Sie klonten ihm einen 
Quadratmeter Haut, die sie mit Hilfe 
von Collagenplättchen und Haiknor-
pel-Polisacchariden heranzüchteten. 
Augen und Genitalien kauften sie 
auf dem freien Markt.“ (Neuausg., 
2. Aufl. Dt. Übers. Reinhard Heinz 
u. Peter Robert. München: Heyne, 
2000. S. 337.)

Am Ende des 21. Jahrhunderts ist 
in Bruce Sterlings 1996 erschie-

nenem Roman „Heiliges Feuer“ die 
Erde im Wesentlichen von Krank-
heiten befreit. Die Macht liegt in 
Händen einer Welt umfassenden 
Gesundheitspolizei und einer geron-
tokratischen Elite. Die Geschichte des 
Gesundheitswesens in nahezu allen 
Teilen der Welt gestaltete sich nach 
Sterling ab 2050 wie folgt: 

„Früher einmal war ein Vermö-
gen nahezu eine Garantie für gute 
Gesundheit oder zumindest gute 
medizinische Versorgung gewesen. 
Heutzutage garantiert Reichtum weit 

weniger. Menschen, die öffentlich 
ihre Gesundheit zerstörten, hatten es 
sehr schwer, vermögend zu bleiben 
– nicht weil Gesundheit erforderlich 
gewesen wäre, um reich zu werden, 
sondern weil man das Vertrauen an-
derer Menschen brauchte, um Geld 
zu verdienen und es zu behalten. 
War öffentlich bekannt, dass man 
sich gegen die eigene Gesundheit 
versündigte, so genoss man heutzu-
tage kein Vertrauen mehr. Man war 
ein Kreditrisiko und ein schlechter 
Geschäftspartner. Man bekam Punkte 
abgezogen und erhielt eine billige 
medizinische Versorgung.

Auch die billigen Behandlungs-
methoden wurden ständig radikal 
verbessert, daher konnte man ziem-
lich sicher sein, nach historischen 
Maßstäben gut abzuschneiden. Doch 
wer seine Gesundheit zerstörte, starb 
im Vergleich zur Elite noch immer 
jung. Es stand jedem frei, seine Ge-
sundheit zu zerstören. Hatte man sich 
erst einmal ruiniert, ermutigte einen 

die Politas [eine Art Gesundheitspo-
lizei] zum Sterben [...].

Natürlich gab es auch Leute, die 
das ganze Konzept der technischen 
Lebensverlängerung für moralisch 
fragwürdig hielten. Ihre moralische 
Entscheidung wurde respektiert, und 
es stand ihnen frei, auf der Stelle tot 
umzufallen.“ (Übers. Norbert Stöbe. 
München: Heyne, 2001. S. 77–79.)

Die Heldin des Romans wird im 
Alter von 94 monatelang einer totalen 
Rundumerneuerung in einem „Jung-
brunnen“, einem Flüssigkeitstank, 
unterzogen, der ihren alten Körper 
auslöscht und ihr in Analogie zum 
fötalen Wachstum einen neuen wach-
sen lässt.

Die Frage, wie kann der Mensch 
Unsterblichkeit erlangen oder zu-
mindest ein vielfach längeres Leben 
als nur eines von 70, 80 oder maximal 
100 Jahren, beschäftigt die Wissen-
schaft und die Literatur seit jeher. 
Seit Anfang der 60er-Jahre des 20. 
Jahrhunderts werden in Kalifornien 

klinisch Tote eingefroren (Kryonik). 
Dies geschieht in der Hoffnung, dass 
die Menschheit irgendwann einmal 
in der Lage sein wird, sie wieder zum 
Leben zu erwecken. Die Science Fic-
tion hat sich diesen Stoff natürlich 
nicht entgehen lassen und entspre-
chende Szenarien entworfen von 
Eingefrorenen, die in einer fernen 
Zukunft wieder erwachen. Bei all 
diesen literarischen Spekulationen 
und Gedankenspielen geht es immer 
um die Lebensverlängerung des ein-
zelnen Menschen, des Individuums.

Klone

Seitdem realiter die Grundlagen für 
die künstliche Reproduzierbarkeit 
von Leben durch die Gentechnik 
gelegt wurden, beschäftigten sich 
Philosophie und Literatur aber auch 
mit der Tatsache, dass der Mensch 
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zu einem „Dividuum“ geworden war. 
Die Rede ist vom Klonen. Seit den 
70er Jahren des 20. Jahrhunderts ist 
dieses Thema aus der einschlägigen 
Literatur und aus Filmen nicht mehr 
wegzudenken. Es lassen sich vor dem 
Hintergrund dieser Thematik alle 
Aspekte des Lebens im Zeitalter sei-
ner technischen Reproduzierbarkeit 
literarisch behandeln. 

In dem bedeutenden Roman 
„Hier sangen früher Vögel“ von Kate 
Wilhelm, der 1976 erschien, ist das 
Klonen zunächst die einzige Mög-
lichkeit, menschliches Leben in einer 
entsprechend geschützten Kolonie 
trotz einer globalen Katastrophe 
überdauern zu lassen. In dieser 
Klon-Welt gibt es keine Individualität 
mehr. „[...] natürlich, die Miriam-
Schwestern waren allesamt schön, 
wie fast alle Schwestern. Und fast 
alle Brüder sahen gut aus. Das war 
selbstverständlich – und bedeutungs-
los.“ (Übers. René Mahlow. München: 
Heyne, 1978. S. 130.) Die Menschen-
klone der Kolonie werden, obwohl 
sexuelle Aktivitäten zur täglichen 
Unterhaltung in allen nur erdenk-
lichen Formen praktiziert werden, 
in zunehmendem Maße unfruchtbar. 
Schließlich wird das menschliche Le-
ben auf der Erde durch einen indivi-
dualistischen Ausreißer gerettet, der 
auch den Untergang der Klonkolonie 
verursacht.

Schöne neue Welt

Während alle diese Erzählungen, 
Romane und Filme, die sich mit 
Reproduktionsmedizin, Gentechnik 
und Klonen beschäftigen, in den 
vergangenen 30 Jahren entstanden 
sind, zu einer Zeit mithin, in der 
nahezu täglich über theoretische wie 
praktische Fortschritte auf diesen Ge-
bieten berichtet wird, konnte Aldous 
Huxley, als er Anfang der 30er Jahre 
des 20. Jahrhunderts seine „Brave 
New World“ schrieb, von Gentechnik 
und Kloning noch nichts wissen. Und 
dennoch wird sein Romantitel auch 
heute immer wieder zitiert, wenn es 
um die Gefahren der Erforschung und 
Anwendung moderner Biotechnolo-
gie geht. Damals wie heute wird die 
Diskussion nicht nur im naturwis-
senschaftlichen Raum geführt. Auch 
Philosophen, Geisteswissenschaftler 
und Feuilletonisten setzen sich mit 
der Frage auseinander, ob die schran-
kenlose Anwendung biologischer Er-
kenntnisse geradewegs in den Him-
mel einer Gesellschaft neuen Typs 
mit höherwertigen Menschen führen 
werde oder aber in die Hölle einer 
totalitären, menschenverachtenden 
und unmenschlichen Technokratie.

Aldous Huxley kannte die natur-
wissenschaftlichen Diskussionen 
seiner Zeit durch seinen Bruder 
Julian, einen Biologen, und J. B. S. 
Haldane, mit dem er befreundet war, 
sehr gut. Seine „Brave New World“ 
ist im Grunde eine Entgegnung auf 
eine optimistische Utopie Haldanes, 
die dieser 1924 publiziert hatte. Da-
rin blickt ein Naturwissenschaftler 
im in jeder Hinsicht gesunden Jahr 
2075 auf 150 Jahre Wissenschaftsge-
schichte zurück und stellt fest, dass 
nur durch konsequente Anwendung 
der Selektion von Menschen, die ihr 
Erbgut weitergeben durften, und die 
ebenso konsequent durchgeführte 
Ektogenese – übrigens gegen erheb-
lichen Widerstand der Katholischen 
Kirche und des Islam – eine von 
individuellen wie gesellschaftlichen 
Krankheiten befreite Menschheit 
geschaffen werden konnte. (Daeda-
lus oder Wissenschaft und Zukunft. 
Dt. von Ernst Frey. München: Drei 
Masken Verlag, 1925.) 

Aus dieser relativ knappen ge-
danklichen Vorlage entwickelte Hux-
ley seinen Roman, der irgendwann im 
26. oder 27. Jahrhundert spielt und 
in dem Haldanes Gedanken konse-
quent, freilich unter bestimmten 

Vorzeichen weitergeführt werden. 
1959 fasste Huxley selbst den wesent-
lichen Inhalt seines Romans wie folgt 
zusammen:

„In der ‚wackeren neuen Welt’ 
meiner Phantasie wurden Eugenik 
und Dysgenik systematisch durch-
geführt. In der einen Gruppe von 
Flaschen erhielten biologisch hoch-
wertige Ova, von biologisch hoch-
wertigem Sperma befruchtet, die 
bestmögliche vorgeburtliche Be-
handlung und wurden schließlich 
als Betas, Alphas und sogar Alphas-
plus abgefüllt. In einer andern, viel 
zahlreicheren Gruppe von Flaschen 
wurden biologisch minderwertige 
Ova von biologisch minderwertigem 
Sperma befruchtet, dem Bokanows-
ky-Verfahren unterworfen (96 iden-
tische Zwillinge aus einem Ei) und 
pränatal mit Alkohol und andern 
Proteingiften behandelt. Die schließ-
lich abgefüllten Geschöpfe waren 
beinahe untermenschlich; sie waren 
aber fähig, die Arbeit ungeschulter 
Arbeiter zu verrichten, und wenn 
sie ordentlich konditioniert, durch 
freien und häufigen Zugang zum 
andern Geschlecht entspannt, durch 
kostenlose Unterhaltung beständig 
abgelenkt und in ihren guten Verhal-
tensweisen durch tägliche Gaben von 
Soma bestärkt wurden, konnte man 
sich darauf verlassen, dass sie ihren 
Oberen keine Scherereien bereiten 
würden.“ (Dreissig Jahre danach oder 
Wiedersehen mit der wackeren neuen 
Welt. Übers. von Herberth E. Her-
litschka. München: Piper, 1960. S. 24.)

Die Menschen dieser wohlgeord-
neten Welt werden übrigens konse-
quent in der Ablehnung von Kultur 

Akademie postmigrantischer Theaterkunst 
Ein Plädoyer für mehr Teilhabe • Von Azadeh Sharifi

„Postmigrantismus für alle“ (Der 
Freitag), „Das Wunder von Kreuz- 
berg“(Kulturzeit, 3sat) oder „Der Hit 
der Saison“ (Der Spiegel) lauteten 
in den letzten Monaten manche 
Überschriften in Feuilletons oder 
Kultursendungen im deutschen 
Fernsehen. Das postmigrantische 
Theater im Ballhaus Naunynstraße 
und mit ihm die künstlerische Arbeit 
der Theaterleiterin Shermin Lang-
hoff werden zahlreich diskutiert. Das 
Theaterstück „Verrücktes Blut“ ist 
zu dem diesjährigen Theatertreffen 
in Berlin eingeladen worden. Eine 
längst überfällige Anerkennung, die 
Akteuren, Geschichten und einer Äs-
thetik zuteil wird, derer es noch viel 
mehr in den deutschen Theatern be-
dürfte. Denn wenn über das Ballhaus 
Naunystraße hinaus andere Bühnen 
in Deutschland betrachtet werden, 
bleibt die Frage offen, wo dort die 
Theatermacher mit sogenanntem 
Migrationshintergrund sind und wo 
das Publikum bleibt, das mögli-
cherweise nicht nur mit Schiller und 
Goethe aufgewachsen ist? 

In diesem Zusammenhang wird in 
letzter Zeit auch viel über soge-

nannte Postmigranten in der deut-
schen Theaterlandschaft diskutiert. 
Postmigranten sind Deutsche, deren 
Familien nach Deutschland einge-
wandert sind, die jedoch selbst in 
Deutschland geboren oder zumin-
dest den großen Teil ihres Lebens in 
Deutschland verbracht haben. Die 
zentralen Fragen bei den Debatten 
lauten: Wie können sich deutsche 
Theater für die „interkulturelle Ge-
sellschaft“ öffnen und was ist dann 
ein interkulturelles Theater? Dabei 
wird aber zu wenig mit postmigran-
tischen Akteuren und postmigran-
tischen Theatermachern gesprochen. 
Es gilt jedoch zunächst herauszufin-
den, ob und was Postmigranten am 
Theater interessieren. 

In meiner Dissertation „Theater 
für alle? Partizipation von Postmi-
granten am Beispiel der Bühnen 
der Stadt Köln“, die ich am Institut 

für Kulturpolitik an der Universität 
Hildesheim bei Wolfgang Schnei-
der geschrieben habe, beschäftige 
ich mich mit dem Theaterinteres-
se und der Theaternutzung von 
Postmigranten. In biographischen 
Interviews wurden Postmigranten 
zu ihrer Migrationsgeschichte, zu 
ihrem Kulturinteresse und speziell 
Theaterinteresse und zu ihrer The-
aternutzung befragt. Bei der Befra-
gung wurde im Vorfeld die Wahl der 
Gesprächspartner auf Personen mit 
einer hohen, meist akademischen 
Ausbildung und einem expliziten 
Interesse für Kultur bzw. Theater ein-
geschränkt, um soziale Kriterien und 
eine gewisse Willkür auszuschließen. 
Schließlich sind auch Postmigranten 
keine heterogene Bevölkerungsgrup-
pe, sondern haben verschiedene 

kulturelle Hintergründe. Einzig die 
Migrationsgeschichte der Familie 
und das Leben in zwei Kulturen, die 
deutsche und die Kultur der Familien, 
lässt eine Vergleichbarkeit entstehen. 

Die interviewten Personen hatten 
unterschiedliche Lebensgeschichten 
und verschiedene Zugänge zu Kultur 
und Theater. Manche bezeichneten 
sich als Deutsche, manche aber auch 
als „Türken“ oder „Italiener“. Aber sie 
alle haben sich zu einem gewissen 
Zeitpunkt in ihrem Leben mit ihrer 
Migrationsgeschichte auseinander-
gesetzt. Sie haben diese immer als 
Bereicherung für ihr Leben und ihre 
kulturellen Interessen beschrieben. 
Das Leben in zwei Kulturen hat einen 
starken Einfluss auf ihr kulturelles 
Interesse. Sie wurden zu ihren Er-
fahrungen mit Theater befragt und 

berichteten dabei von Geschichten, 
die ihnen fremd waren, weil sie sich 
nicht identifizieren konnten. Sie be-
richteten von Geschichten, in denen 
sie ihre Lebenswelt wiederfanden. 
Sie haben von Theaterproduktionen 
gesprochen, in denen verschiedene 
Sprachen verwendet wurden. Und 
sie identifizierten sich teilweise mit 
den Schauspielern auf den Bühnen, 
die einen „sichtbaren“ Migrations-
hintergrund haben. 

Drei wichtige Erkenntnisse kön-
nen aus den Gesprächen gezogen 
werden. Die befragten Postmigranten 
wünschen sich auf den Theaterbüh-
nen einen stärkeren Bezug zu ihrer 
eigenen Lebenswelt. Sie fordern ei-

Illustration von Ernst Lübbert aus: Die Welt in 100 Jahren. Hrsg. von Arthur Breh-
mer. Mit einem einführenden Essay „Zukunft von gestern“ von Georg Ruppelt. 
4. Nachdruck der Ausg. Berlin 1910. Hildesheim, Zürich, New York: Olms, 2010. 

und Geschichte erzogen; dies gilt im 
besondern für die Unterschichten, 
die „Gammas“ und „Deltas“. Um 
Deltas die Freude an Bildung und 
Natur von Anfang an auszutreiben, 
werden sie im Säuglingsalter durch 
Elektroschocks auf panische Ableh-
nung von Büchern und Rosen kon-
ditioniert. Man hält sich allgemein 
an einen Satz „Fords des Herrn“, 
nach dem Geschichte Mumpitz sei 
und warnt vor Büchern, weil diese 
konsumfeindlich seien, denn man 
verbrauche nicht viel, wenn man 
stillsitze und Bücher lese.

Aldous Huxley, der Verfasser ei-
ner bedeutendsten Antiutopien der 
Literaturgeschichte, war gegen Ende 
seines Lebens (er starb 1963) noch 
pessimistischer gestimmt. In seinem 
eben erwähnten Buch schrieb er 
1959: „Im Jahre 1931, als ich ‚Wackere 
neue Welt’ schrieb, war ich über-
zeugt, dass noch reichlich lange Zeit 
sei. [...] Fast dreißig Jahre danach [...] 
fühle ich mich beträchtlich weniger 
optimistisch denn damals [...]. Die 
Prophezeiungen von 1931 werden 
viel früher wahr, als ich dachte.“ (S. 
9/10.) 

(Die drei Teilbeiträge in „politik und 
kultur“ basieren auf dem Buch: Georg 
Ruppelt: Nachdem Martin Luther 
Papst geworden war und die Alliierten 
den Zweiten Weltkrieg verloren hatten. 
Literarische Alternativen zur besten 
der Welten. Hannover: Wehrhahn, 
2007.)

Der Verfasser ist Direktor der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Bibliothek in 

Hannover 

Szenenfoto Verrücktes Blut, Koproduktion Ballhaus Naunynstrasse und Ruhrtriennale 2010
Foto: Ute Langkafel/MAI.FOTO
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Brückenbauer und Zirkusdirektor
Karl Köckenberger im Porträt • Von Andreas Kolb

Karl Köckenberger, Geschäftsführer GrenzKultur gGmbH    									                   Foto: Andrea Wenger
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nen anderen Blick auf Geschichten 
und Theaterstücke wie auch eine 
neue Ästhetik. Schließlich sind ihnen 
Akteure vor und hinter der Bühne 
wichtig, die mit ähnlichen Lebensge-
schichten die geforderten Inhalte und 
dramatischen Formen möglicherwei-
se finden könnten. 

In den deutschen Theatern, vor 
allem in den Stadt- und Staatsthea-
tern, sind postmigrantische Künstler 
und Kulturschaffende unterrepräsen-
tiert. Zwar sind mittlerweile einige 
postmigrantische Kulturschaffende 
an den deutschen Stadt- und Staats-
theatern vertreten, trotzdem ist ihre 
Zahl verschwindend gering. Die 
inhaltliche Auseinandersetzung auf 
den deutschen Bühnen geht noch 
immer nicht ausreichend auf die 
neue gesellschaftliche Realität in 
Deutschland ein. 

Auf Grundlage der wissenschaftlich 
gewonnenen Ergebnisse habe ich 
kulturpolitische Handlungsempfeh-
lungen formuliert, die eine stärkere 
Förderung von jungen postmigran-
tischen Akteuren und Theaterschaf-
fenden empfehlen. Durch eine ge-
zielte Förderung von postmigran-
tischen Theaterschaffenden in den 
deutschen Theaterhäusern kann eine 
strukturelle Teilhabe und Einbindung 
gewährleistet werden. 

Daher plädiere ich für eine „Aka-
demie postmigrantischer Theater-
kunst“, bei der junge postmigran-
tische Theaterschaffende gefördert 
werden sollen. Ziel der Akademie ist 
die Öffnung der Theaterlandschaft 
für postmigrantische Künstler, die 
gerade ihre künstlerische und akade-
mische Ausbildung beendet haben, 
durch ein Stipendienprogramm. 

In Zusammenarbeit mit Stadt- und 
Staatstheater, aber auch der freien 
Theaterszene sollen angehende post-
migrantische Theaterschaffende ein 
Stipendium erhalten, um den Zugang 
zum künstlerischen Arbeitsprozess 

und zu Theaterstrukturen zu erhal-
ten. Die freie Theaterszene ist dabei 
insofern entscheidend, da wichtige 
ästhetische Entwicklungen zunächst 
dort entstehen und mit der Zeit in den 
städtischen Bühnen Eingang finden. 
Zudem lassen sich viele migrantische 
und postmigrantische Künstler in der 
freien Theaterszene finden, die in der 
Entwicklung gerade junger Künstler 
entscheidend sein können.

Die postmigrantischen Theater-
schaffenden sollen mit dem Stipendi-
um als Assistenten von Regisseuren, 
Dramaturgen, Bühnenbildnern, Thea- 
terautoren und künstlerischen Lei-
tungen tätig werden, aber auch eige-
ne künstlerische Arbeiten umsetzen 
dürfen. Denn durch eigene Produk-
tionen können sie eine künstlerische 
Handschrift entwickeln und sich 
langfristig als Künstler und Kul-
turschaffende etablieren. Mit der 
Förderung junger postmigrantischer 
Theatermacher kann ein postmigran-
tisches und letztendlich auch ein in-
terkulturelles Theater entstehen, wie 
sie in den aktuellen Debatten gefor-

dert werden. Aber ein interkulturelles 
Theater benötigt Akteure mit neuen 
Geschichten, mit einer neuen Sicht-
weise und einer eigenen Ästhetik. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass alte 
Geschichten und das Repertoire der 
deutschen Theater ihre Berechtigung 
verloren haben. Aber sie sollten und 
können auch von postmigrantischen 
Theatermachern auf ihre Aktualität 
und ihren Bezug zur aktuellen deut-
schen Realität überprüft werden. Ein 
gelungenes Bespiel ist das eingangs 
erwähnte Stück „Verrücktes Blut“. 
In „Verrücktes Blut“ bedient sich 
der Regisseur Nurkan Erpulat unter 
anderem zweier Theaterstücke von 
Schiller, „Die Räuber“ und „Kabale 
und Liebe“, um die scheinbare Un-
überbrückbarkeit von Kulturen in 
einem deutschen Klassenzimmer 
darzustellen. Dabei gelingt es ihm 
sehr eindrucksvoll, diese als Vorur-
teile und Stereotypen zu entlarven 
und überkulturelle Macht- und Ge-
waltmechanismen vorzuführen. 

Die kulturellen und ästhetischen 
Ressourcen von Postmigranten sind 

ein wichtiger Teil der gegenwärtigen 
und zukünftigen deutschen Gesell-
schaft. Sie bereichern nicht nur die 
deutsche Hochkultur, sondern reprä-
sentieren die kulturelle Vielfalt der 
in Deutschland lebenden Bevölke-
rungsgruppen. Mit einer Förderung 
von postmigrantischen Akteuren und 
postmigrantischen Theaterkünstlern 
können neue Geschichten entste-
hen, ein anderer Blick auf klassisch-
europäische Theaterstücke geworfen 
werden und möglicherweise neue 
Gesellschaftsgruppen für das Theater 
gewonnen werden, die bisher in den 
deutschen Theatern nicht vorhanden 
sind. 

Die Dissertation „Theater für alle? 
Partizipation von Postmigranten am 
Beispiel der Bühnen der Stadt Köln“ 
wird voraussichtlich im Herbst 2011 
beim Peter Lang oder Alexander Verlag 
erscheinen.

Die Verfasserin ist promovierte Kultur- 
wissenschaftlerin und bei den Ufer - 
hallen Wedding als Vorstand tätig 

Akademie postmigran-
tischer Theaterkunst
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Artist, keiner den man sich im Schein-
werferlicht in der Manege vorstellt. 
Und dennoch ist er das Kraftfeld des 
ganzen Unternehmens: Von 1994 bis 
2007 war Karl Köckenberger Vorstand 
von Cabuwazi. 2007 trennte er sich 
von Cabuwazi, baute drei Jahre lang 
das Zirkusprojekt Shake! auf und 
führte es 2010 unter dem Dach von 
GrenzKultur gGmbH wieder mit 
Cabuwazi zusammen. Seither ist er 
festangestellter Geschäftsführer und 
Zirkusdirektor. 

Köckenberger ist aber auch der 
Mann der ersten Stunde. Begon-
nen hat alles im Jahr 1992: Damals 
schenkte  Köckenberger seinen bei-
den neun- und siebenjährigen Kin-
dern David und Leila ein Einrad. Als 
die Nachbarkinder auch Interesse 
am Einradfahren zeigten, kaufte er 
nochmals Räder  und plötzlich waren 
es zwölf Kinder aus verschiedenen 
Milieus aus dem Kreuzberger Hin-
terhof. Köckenberger erinnert sich: 
„Daraus ist die erste Einradgruppe, 

inzwischen fest angewachsen und 
trägt einige wenige Früchte – im sym-
bolischen Sinne fällt die Ernte aber 
deutlich reicher aus. Denn Cabuwazi 
hat sich halten können im Areal vor 
dem Postbahnhof. Nach dem Rund-
gang durch das weitläufige, grüne, 
wildromantische Zirkusgelände folgt 
im Wagen des Zirkusdirektors das 
Gespräch fürs puk-Porträt.

Die Profession „Zirkusdirektor“ 
war Köckenberger nicht in die Wie-
ge gelegt worden. Die Eltern übten 
bürgerliche Berufe wie Lehrerin und 
Arzt aus. Der Sohn ging nach dem 
Studium der Theologie in Würzburg 
und Fribourg nach Berlin, wo er 1983 
auch seine Frau kennenlernte. Sein 
Weg führte ihn über Tätigkeiten im 
Baugewerbe, bei einer Putzfirma und 
bei einer Gießerei in die Industrie: 
Bei Krupp Stahlbau Berlin arbeitete 
er zuerst als Stahlbauschlosser und 

porträt

„Cabuwazi“, der „Chaotisch Bunte 
Wanderzirkus“, ist ein großer Ber-
liner Jugend-Kulturbetrieb, den es 
seit 1994 gibt. Bis zu 700 Kinder 
kommen regelmäßig zu den fünf 
Berliner Standorten in Kreuzberg, 
Treptow, Marzahn, Altglienicke und 
dem ehemaligem Ostberliner Post-
bahnhof. Über 40 festangestellte 
Mitarbeiter, 50 Honorarkräfte be-
ziehungsweise Künstler und viele 
Freiwillige arbeiten an diesem au-
ßergewöhnlichen Projekt mit.  

Zwischen dem alten Postbahnhof 
und dem repräsentativen O2-

Neubau liegt das scheinbar von  allen 
Spekulanten vergessene Cabuwazi-
Areal mit zwei Zelten, Werkstätten, 
Trainingsräumen, Artistenwagen und 
Baracken. Geht man durch das Tor 
in das Zirkusareal, dann betritt man 
eine andere Welt. Schulklassen sind 
zu Gast und trainieren Akrobatik, Ba-
lancierkünste oder auch Clown- und 
Tanznummern. In einem Kostümfun-
dus verwandeln sich normale Schüler 
in Clowns, Zirkusdirektoren, Tänzer
innen, Tiere und Fantasiewesen. In 
Holz- und Metallwerkstätten produ-
zieren sie ihre Requisiten selber. Ar-
tisten aus Palästina, Israel und vielen 
anderen Nationalitäten fungieren als 
Trainer und Pädagogen. Und nur ein 
paar Schritte entfernt vom Zirkuszelt 
studieren in den ehemaligen Räumen 
des alten Postbahnhofs junge Lehrer 
und Pädagogen die Kunst der Zir-
kuspädagogik.

Mein Führer durch diese ge-
heimnisvolle Berliner Zirkuswelt ist 
Karl Köckenberger. Er selber ist kein 

das ‚Kreuzberger Einradchaos‘, ent-
standen. Bei einem Auftritt trafen sie 
auf den französischen Artisten Jean-
Marie Desavis und dessen Tochter 
Natalie, später stieß der Artist Ranulfo 
Cansino aus Mexiko dazu. Wir sind 
in den Park gezogen und haben dort 
Training gegeben. Gleichzeitig haben 
wir in Ost-Berlin, in Treptow, Training 
gegeben und damit zwei Kinder- und 
Jugendzirkusse gehabt. Wir fragten 
den Senat um Unterstützung und 
erhielten zwar zunächst kein Geld, 
aber den hilfreichen Tipp, große 
ABM-Anträge zu stellen. Wir suchten 
uns zwei Dachvereine  und starteten 
1994 an den Standorten Wiener Stra-
ße in Kreuzberg und Bouchéstraße in 
Treptow. Das war die Geburtsstunde 
von Cabuwazi.“

Im Zentrum eines Labyrinths am 
zentralen Zirkusplatz zwischen den 
Zelten des Shake!pflanzte Köcken-
berger vor zwei Jahren allen Begehr-
lichkeiten der Berliner Spekulanten 
zum Trotz ein Apfelbäumchen. Es ist 
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StiftungsWelt ist das Magazin 
des Bundesverbandes Deutscher 
Stiftungen. In dem vierteljährlich 
erscheinenden Heft werden um-
fassende Informationen rund um 
das Thema Stiftungen geboten. Auf 
circa 80 farbigen Seiten enthält das 
Magazin Interviews, Kurzmeldungen 
und Veranstaltungshinweise. Es 
werden Hintergrundberichte zu 
aktuellen Themen aus dem Stif-
tungswesen geliefert. In Beiträgen 
und Interviews kommen Experten 
aus der Stiftungsszene, Wirtschaft 
und Politik zu Wort. Neue Stiftungen 
werden vorgestellt und Literatur- 
und Rechtshinweise aus der Stif-
tungslandschaft geliefert.

Jede Ausgabe widmet sich einem 
thematischen Schwerpunkt aus 

der Stiftungsarbeit oder dem Stif-
tungsmanagement. So wird bei-
spielsweise das Heft zum Thema 
„Familie“ mit der Aussage von Hel-
mut Mader: „Kinder stellen keinen 
Streitwert dar.“ eingeleitet. Mader 
ist Gründer der „Helmut Mader 
Stiftung“, die eine „Lobby für Tren-
nungskinder“ sein soll. In dieser 
Ausgabe werden weitere Stiftungen 
vorgestellt, die es sich zur Aufgabe 
gemacht haben, Kinder und benach-
teiligte Familien zu unterstützen. 
Es wird der Frage nachgegangen, 
welche Rolle sowohl das staatliche 
als auch das bürgerschaftliche En-
gagement bei der Förderung junger 
Menschen spielen. Weiter äußert 
sich die Bundesministerin für Ar-
beit und Soziales, Dr. Ursula von 
der Leyen, in einem Interview zum 
Bildungspaket und der Zusammen-

arbeit mit Stiftungen zur Unterstüt-
zung von Kindern und Jugendlichen. 
Das Schwerpunktheft mit dem Titel 
„Urban mit Plan“ macht sich das 
Stiftungswirken in der Stadt zum 
Thema. Hier werden unter anderem 
Chancen, Potentiale und Heraus-
forderungen der Dynamik globaler 
Urbanisierung eruiert, ein Beispiel 
für eine gelungene Vernetzung von 
Städten und Stiftungen porträtiert 
und Praxistipps für Vernetzung von 
Stiftungen in der Stadt gegeben.

Unter der Rubrik „Dokumen-
tation“ werden Leitfäden und Er-
klärungen des Bundesverbands 
Deutscher Stiftungen veröffentlicht, 
wie zum Beispiel Empfehlungen für 
Stiftungen zum Klimaschutz, die 
Genshagener Erklärung des Bünd-
nisses für Gemeinnützigkeit zum 
bürgerschaftlichen Engagement 
oder die Präambel und das Selbst-
verpftlichtungsformular der Initiative 
Transparente Zivilgesellschaft, die 
sich für einen einheitlichen Trans-
parenz-Mindeststandard im gesam-
ten Dritten Sektor einsetzt. In dieser 
Rubrik wird deutlich, wie sich der 
Bundesverband Deutscher Stiftungen 
in die politischen Debatten einmischt 
und in einem Netzwerk zusammen 
mit anderen Dachverbänden der 
Zivilgesellschaft für die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für bürger-
schaftliches Engagement eintritt.

Das Magazin richtet sich an die 
Mitglieder des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen, an Entschei-
der und Führungskräfte in Stif-
tungen, Stifter und Stiftungsberater 
sowie Multiplikatoren aus Politik 
und Gesellschaft. Auch an die in-

teressierte Öffentlichkeit kann sich 
ein umfassendes Wissen zum Stif-
tungswesen aneignen und sich einen 
guten Überblick über die deutsche 
Stiftungslandschaft und deren Akti-
onsfelder verschaffen.

Die vier Ausgaben der Stiftungs-
Welt im Jahr 2011 werden sich mit 
den Schwerpunktthemen Stiftungen 
und Unternehmen, Personalma-
nagement, Hospizarbeit und Palli-
ativmedizin sowie Tieren auseinan-
dersetzen. 

Die Verfasserin ist Volontärin beim 
Deutschen Kulturrat 

später in der Kalkulation. Danach 
war er dort viele Jahre Betriebsrats-
vorsitzender. Den Zirkus machte er 
nebenbei, indem er den Kindern die 
Schulter reichte. „Ich merkte, welche 
Freude sie durch Zirkus und Artistik 
hatten. Es war mehr als nur Sport, je-
des einzelne Kind konnte entdecken, 
was es kann und wie es mit anderen 
zusammenarbeitet. Alle Kinder ha-
ben immer Beifall bekommen, auf 
der Straße oder bei kleinen Auftritten. 
Diese drei Komponenten waren mir 
von Anfang an sehr wichtig.“

Das Interesse am sozialen Enga-
gement bekam Köckenberger von 
Seiten des Elternhauses mit. Er ar-
beitete eine Zeit in Indien bei Mutter 
Teresa mit Leprakranken. Jean Marie 
oder Ranulfo, die Trainer der ersten 
Stunde, trugen das soziale Engage-
ment von Anfang an mit. Köcken-
berger verstand und versteht sich bis 
heute im realen wie im übertragenen 
Sinn als Brückenbauer. Etwa wenn 
man an den Kinderzirkus in Kreuz-
berg und Treptow Anfang der neun-
ziger Jahre denkt: West und Ost sind 
sich da begegnet. Oder wenn man 
an die internationalen Beziehungen 
denkt, die Cabuwazi pflegt: mit Israel, 
Palästina, Marokko und Ägypten und 
vielen europäischen Ländern.

Viele Jahre war der Zirkus Ehren-
amt und Hobby: „Ich mache das seit 
1992“, erinnert sich Köckenberger, 
„1994 hatte ich die ersten 34 Mitar-
beiter und leitete zwei  Jugendkultu-
reinrichtungen. Das waren 30 bis 40 
Stunden die Woche zusätzlich und 
meine Frau sagte immer: ‚Das ist 
dein 2. Beruf‘“. Nachdem der Betrieb 
Krupp Stahlbau geschlossen wurde, 
ging Köckenberger als Berater für 
kleine und mittelständische Betriebe 
ins Berliner Umland  – irgendwann 
kam der Moment, da sagte er sich: 
„Warum berate ich nicht meinen 
eigenen Betrieb?“
Köckenbergers ältester Sohn David 
starb 1995 mit fast 12 Jahren tragisch 
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beim Spielen in einer Sandgrube. 
Ein starker Einschnitt für die Familie 
Köckenberger: „Wir haben damals 
gelernt: Leben und Tod gehören 
zusammen – jeden Tag.“ Die Lei-
denschaft Davids für Artistik teilen 
seine Geschwister Leila und Mirko 
bis heute: Beide machen dieses Jahr 
den Abschluss als Artisten, Mirko in 
der staatlichen Artistenschule Berlin 
und Leila an der ACaPA, der Schule 
für „Circus and Performance Art” in 
Holland.

Für den Brückenbauer Köcken-
berger gehörte die Kooperation, 
die Zusammenarbeit mit anderen 
Gruppierungen und Zirkussen seit 
jeher zum erfolgreichen Ermöglichen 
dazu. So lag es nahe, dass er sich 
auch verbandspolitisch engagierte: 
Er war Mitgründer der Landesar-
beitsgemeinschaft Zirkus und 2005 
der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Zirkuspädagogik. Der Vorstand der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Zir-
kuspädagogik hat beschlossen, die 
Verhandlungen mit dem Deutschen 
Kulturrat aufzunehmen mit dem Ziel 
einzutreten. 2005 entstand auch das  
Netzwerk  NICE („Network of Inter-
national Circus Exchange“), und aus 
diesem Netzwerk ist 2009 ein europä-
ischer Dachverband mit Sitz in Paris 
entstanden. „Wir haben also im Ge-
gensatz zu vielen anderen Verbänden 
einen europäischen Dachverband, 
in dem wir in der Artistik und in der 
künstlerischen Arbeit zusammenar-
beiten, aber auch in der Pädagogik. 
Ein Frage, die uns da beschäftigt, ist 
auch, wie wir Zirkuslehrer ausbilden 
können, etwa nach dem Vorbild von 
Belgien oder Frankreich. Wir machen 
das seit dem letzten Jahr hier in Ber-
lin, der zweite Kurs fängt in diesen 
Tagen an.“

Zirkus werde immer stärker nach-
gefragt, erläutert Köckenberger. 600 
Zirkusse in Deutschland würden 
heute Kinder- und Jugendarbeit oder 
Zirkusprojekte in Schulen machen. 
Zirkusse würden von Krankenhäu-
sern angefragt, von Kitas, selbst von 
Gefängnissen. Sehnsüchtige Blicke 

wirft der deutsche Zirkusmacher 
nach Frankreich: „Dort sind sie schon 
ein Stück weiter, dort werden die 
Zirkuskünstler viel stärker gefördert.“

Cabuwazi arbeitet stadtteilbezo-
gen mit Schulen und Kitas zusam-
men, aber auch im Sozialraum mit 
den Kindern aus der Umgebung. Eine 
internationale Kooperation existiert 
mit dem Europäischen Freiwilligen-
dienst: Zur Zeit sind acht Europä-
ische Freiwillige da, aus Luxemburg, 
aus Polen, aus Belgien, Israel, Palä-
stina und Rumänien.

Dieses Jahr werden sich für zwei 
intensive Wochen junge Artisten aus 
Israel, Palästina, Marokko, Ägyp-
ten, Italien, Spanien, Frankreich, 
Finnland und Deutschland unter 
dem Cabuwazi-Dach versammeln. 
Erfahrene Clownslehrer oder Co-
medylehrer („Master of Comedy“) 
werden die jungen Artisten unter-
richten. Das Ergebnis reicht für 
Köckenberger über das Artistische 
selbst weit hinaus: „Es ist Friedensar-
beit, Kulturarbeit und Kunst!“ Nach 
seinen Plänen, ja vielleicht Träumen 
gefragt, meint Köckenberger: „Was 
fehlt in Deutschland, wäre ein großes 
Festival oder ein Wettbewerb wie 
Jugend musiziert oder Jugend jazzt.“ 
Und natürlich, dass die Kooperation 
mit Schulen nicht mehr nur von Jahr 
zu Jahr, sondern endlich längerfris
tig gefördert wird: „Die Schulen 
müssen ins Zirkuszelt kommen, so 
lange, bis die Schulen so schön sind 
und so faszinierend wie ein Zirkus.“ 
Köckenberger ist überzeugt davon, 
dass Zirkusarbeit ein wichtiger Bei-
trag zur kulturellen Bildung ist: „Wir 
müssen allen Menschen die Chance 
geben, ihre künstlerische Energie 
gemeinsam mit anderen Menschen 
zu entdecken. Das ist die treibende 
Kraft, die wir brauchen, um Frie-
den miteinander zu haben, um die 
Welt gemeinsam zu gestalten, über 
kulturelle und nationale Grenzen 
hinweg.“

Der Verfasser ist Redakteur von 
politik und kultur 

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

Letztes Jahr ist Dieter Schnebel 80 geworden. Aus diesem Anlass 
erhielt er einen Kompositionsauftrag durch „Spektrum Villa Musi-
ca“, eine Fördermaßnahme des „Netzwerk Neue Musik“. Für die 
„Villa Musica Rheinland-Pfalz“ die Gelegenheit, das Stück durch 
ihre Stipendiaten uraufführen zu lassen. Das Bianco Quartett unter 
der Leitung des Dozenten und Cellisten Gustav Rivinius konnte 
so in ihrem Kammermusikkurs nicht nur Schuberts C-Dur Quintett 
einstudieren, sondern auch mit Dieter Schnebel persönlich dessen 
neues Werk „Sonanzen“ erarbeiten.

Europa InTakt 2010
Kulturarbeit und Menschen mit Behinderung

Von Schubert bis Schnebel
Kammermusikkurs auf Schloss Engers am Rhein

Dass es nicht automatisch um Therapieansätze gehen muss, wenn 
Menschen mit Behinderung Musik machen, zeigt der internationale 
Kongress „Europa InTakt“ in Dortmund. Fast 300 Teilnehmer aus sie-
ben Ländern zeigen in Workshops und Konzerten, was alles möglich 
ist, wenn sich Menschen auf diesem Gebiet besonders engagieren: 
Von der integrativen Rockband bis zur Tanzperformance, von der 
Bodypercussion Gehörloser bis hin zum Sinfonieorchesterkonzert 
- der komplette Film zum Kongress demnächst auf nmzMedia.de.    

Am 30. Juni um 23:40 im Bayerischen Fernsehen und am 25. Sep-
tember 2011 um 21:15 auf BR-alpha: das 45-minütige Feature von 
nmzMedia zum Musik-Projekt „sounding D“. Mit O-Tönen von Kom-
ponisten, Musikern und Publikum wird anhand von „sounding D“, 
dem großen Sommerprojekt 2010 des Netzwerk Neue Musik, der 
unverstellte Blick auf die Gegenwartsmusik in Deutschland gerichtet.

sounding D
Neue Musik in Deutschland
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Sommerlektüre
Von Kristin Bäßler, Max Fuchs und Gabriele Schulz

Einmal jährlich möchten wir Ihnen 
Büchervorschläge ans Herz legen. 
Rezensionen finden sich in den 
übrigen Ausgaben von politik und 
kultur nicht. Für all jene, die auch im 
Urlaub nicht ganz abschalten können 
oder möchten, seien nachstehend 
einige Bücher zur Sommerlektüre 
empfohlen.                 

Die Redaktion

Schöne Kunst im Kontext 
der Gewerkschaften
„Stadtteilbezogene, Gewerkschaft-
liche Kulturarbeit“: Was nament-
lich so sperrig daher kommt, ist in 
Stuttgarts Osten 18 Jahre lang eine 
fruchtbare Liaison eingegangen. Mit 
dem Kunstprojekt WERK wurde der 
Mikrokosmos Stadtteil in ein Labor 
künstlerischer Experimente verwan-
delt, in dem sich Arbeitswelt (Ge-
werkschaften) und Kultur (Künstler) 
einander annährten. So wurden in 
den Jahren 1982 - 2000 zahlreiche 
Kunstprojekte durchgeführt, die die 
Spannungsfelder „Betrieb – Stadt-
teil“, „Gewerkschaft – Familie“, „Er-
wachsene – Kinder“, „Erwerbsarbeit 
– Erwerbslosigkeit“, „Mann – Frau“ 
sowie „Deutsche – Nichtdeutsche“ 
thematisierten. Die Zusammenstel-
lung dieser Projekte hat nun Wolfram 
Isele in der Publikation „Das WERK. 
Stadtteilbezogene gewerkschaftliche 
Kulturarbeit“ zusammengefasst. 

Die Publikation dokumentiert 
die Entstehung und Entwicklung 
von Graffiti-Aktionen, Theater-Auf-
führungen, kulturellen Bildungsan-
geboten für Kinder und Jugendliche, 
sowie den interkulturellen Austausch 
zwischen türkischen und deutschen 
Stadtteilbewohnern, die die Viel-
falt der in Stuttgart organisierten 
Kulturprojekte und Initiativen ver-
deutlichen. Darüber hinaus gibt die 
Publikation einen spannenden Über-
blick über die Entwicklung des in den 
1980er-Jahren entwickelten weiten 
Kulturbegriffs, der sich aus der Enge 
eines elitären Kunstgedankens freige-
kämpft hatte. So erklärt Wolfram Isele: 
„Die Erweiterung des Kunstbegriffs in 
gesellschaftliche Felder hinein war für 
die Künstler zunächst vor allem poli-
tisch motiviert […]. Zum einen sollte 
das eigene Berufsfeld erweitert und so 
eine aktive Position der Künstler in der 
Gesellschaft gefunden werden, zum 
anderen sollte die Kunst eine eman-
zipatorische Funktion gerade für die 
Bevölkerungsgruppen übernehmen, 
die der Kunst weniger nahe standen.“

Die Publikation WERK ist eine 
Zeitreise in die Anfänge der po-
litischen Kulturarbeit der frühen 
1980er-Jahre bis heute sowie ein Be-
leg für die vielfältigen und funktionie-
renden interkulturellen Aktivitäten 
schon lange vor dem Nationalen 
Integrationsplan. (KB)

Wolfgang Isele (Hrsg.): Das WERK. 
Stadtteilbezogene gewerkschaftliche 
Kulturarbeit“. Peter-Grohmann-Verlag, 
2009

Kunst als kulturelle Praxis

Kunst als kulturelle Praxis, Kunstthe-
orie und Ästhetik für Kulturpolitik 
und Pädagogik ist der Titel des neuen 
Buches von Max Fuchs. Ausgangs
überlegung ist eine Betrachtung der 
Künste und der Kunstdiskurse in der 
Geschichte. Max Fuchs rekurriert 
hier auf sein breites und tiefes philo-
sophisches Wissen und bahnt damit 
auch Nichtkennern der Materie einen 
Weg durch die Thematik. Vertieft wird 
die Fragestellung in vier weiteren 
Kapiteln, in denen sich Fuchs mit 
„Philosophischen Zugängen: Kunst 
und der Diskurs des Schönen“, „Ethik 
und Ästhetik – eine unheilige Alli-
anz“, „Kunst und Gesellschaft – So-
zialgeschichtliche und soziologische 

Aspekte“ sowie „Kunsttheorie und 
Ästhetik in Pädagogik und Kultur-
politik“ auseinandersetzt. Das Buch 
schließt mit einer Schlussbemerkung 
„Zur Rolle der Künste und der Ästhe-
tik in der Kultur der Moderne“. Erhel-
lend sind wie immer die Schaubilder 
und Schemata, in denen Fuchs die 
Materie verdichtet, die Bezüge her-
stellt und damit die Zusammenhänge 
verdeutlicht. (GS)

Max Fuchs: Kunst als kulturelle Praxis, 
Kunsttheorie und Ästhetik für Kultur-
politik und Pädagogik. München 2011

Schöne digitale Welt

Facebook, YouTube, schülerVZ und 
Twitter bestimmen zunehmend die 
Welt von Kindern und Jugendlichen. 
Aufgrund der digitalen Vernetzung 
und den vielfältigen Zugängen zu 
Neuen Medien, müssen sich daher 
auch die Vermittler kultureller Bil-
dung verstärkt fragen, welche Rolle 
das Internet sowie die sozialen Netz-
werke für ihre Arbeit spielen. In der 
Publikation „Kulturell-Ästhetische 
Medienbildung 2.0“ versucht der 
Autor  Wolfgang Zacharias dieses Feld 
auszuleuchten. In einzelnen Kapiteln 
zu den Themen Medienbildung, Cul-
tural Turn, der Mediale Mensch sowie 
Aufwachsen in und mit medienkul-
turellen Welten und Räumen unter-
sucht der Autor die Handlungsfelder 
von Kunst, Kultur und Medien als 
ästhetische Zwischenräume der Le-
benswirklichkeiten insbesondere von 
Kindern und Jugendlichen. Zacharias 
macht deutlich: die schönen, neuen 
digitalen Welten verändern Erziehung 
und Bildung. Darauf zu reagieren wird 
verstärkt die Aufgabe der Akteure der 
kulturellen Bildung sein.  (KB)

Wolfgang Zacharias: „Kulturell-ästhe-
tische Medienbildung 2.0. Sinne – 
Künste – Cyber“. In: Kulturelle Bildung 
Band 18, kopaed 2010

Migration und Alltag

Was so oft unter dem politischen Be-
griff „Integration“ subsumiert wird, 
ist eigentlich ein ganzes Tableau 
an Fragen und Herausforderungen. 
Dabei geht es nicht nur um Integra-
tionskurse oder die Frage, wie viel 
Vielfalt die deutsche Gesellschaft 
verträgt, sondern vor allem darum, 
dass Deutschland durch Zuwande-
rung geprägt ist und sich dadurch 
politischen Veränderungen stellen 
muss. Dazu gehören neben Fragen 
nach einem kommunalen Wahlrecht 
für Drittstaatenangehörige oder 
die Einbürgerung von Zuwander-
ern auch die politische Bildung im 
Zeitalter von Migration und Globa-
lisierung. Kurz gesagt: „Bürgerinnen 
und Bürger des 21. Jahrhunderts 
benötigen komplexe Konzepte über 
die Diversität und Pluralität der 
Gesellschaft“, so die Herausgeber 
des Buches „Migration und Alltag“, 
das im vergangenen Jahr erschienen 
ist. In einzelnen Artikeln wird sich 
den Themen Bürgerbewusstsein, 
Integrationskonzepte in Politik und 
Wissenschaft sowie Konzepte und 
praktische Erfahrungen aus der po-
litischen Bildung genährt. 

Die Autorin Nevim Cil beispiels-
weise wagt den Blick zurück in die 
Anfänge der 1990er-Jahre und be-
schreibt, wie die türkischen Migran-
tinnen und Migranten in Deutschland 
den Mauerfall erlebten und welche 
Konsequenzen sich daraus für sie er-
geben haben. Canan Topçu erläutert, 
was für sie Heimat in Deutschland 
bedeutet und die Journalistin Mely 
Kiyak berichtet über die politische 
Sozialisation von türkeistämmigen 
Mandatsträgern.  

Darüber hinaus wird aufgezeigt, 
welche Potentiale die politische wie 

auch die kulturelle Bildung für die 
Vermittlung interkulturelle Kompe-
tenzen bergen, so beschreiben An-
gelika Stadt und Marcela Herrera die 
Theaterpädagogik als Methode der 
politischen Bildung. In ihrem Beitrag 
erklären sie, wie Kinder und Jugend-
liche einen selbstverständlichen 
Umgang mit kultureller, sozialer und 
ethnischer Vielfalt in der Theaterpä-
dagogik erlernen können.

Wie weit aber die Meinungen 
zwischen dem selbstverständlichen 
Umgang mit kultureller Vielfalt und 
der kulturellen Anpassung von Zu-
wanderern noch auseinander lie-
gen, zeigt anschaulich das Gespräch 
zwischen dem heutigen hessischen 
Ministerpräsidenten Volker Bouffier 
und der Kölner SPD-Politikerin Lale 
Akgün aus dem Jahr 2008. Bouffiers 
Äußerungen, dass Deutschland kein 
Einwanderungsland, dass Options-
recht „ein juristischer Krüppel“ und 
er ein entschiedener Anhänger einer 
deutschen Leitkultur sei, lassen darauf 
schließen, dass es noch einiges zu tun 
gibt, um die Komplexität unserer Ge-
sellschaft im Rahmen einer auf  Vielfalt 
ausgerichteten politischen Bildung zu 
vermitteln.  (KB)

Dirk Lange / Ayça Polat (Hrsg.): Migra-
tion und Alltag. Unsere Wirklichkeit ist 
anders. Reihe Politik und Bildung, Band 
61, Wochenschau Verlag 2010

Report darstellende Künste

Report Darstellende Künste, so lautet 
die Überschrift des umfänglichen 
Werks zur wirtschaftlichen, sozialen 
und arbeitsrechtlichen Lage der 
Theater- und Tanzschaffenden  in 
Deutschland, ein hehrer Anspruch 
des Fonds darstellende Künste. Der 
Fonds darstellende Künste hat mit 
dem Werk eine Referenz für weitere 
Arbeiten zur sozialen und wirtschaft-
lichen Lage in den verschiedenen 
künstlerischen Sparten geschaffen. 
Bezugspunkt ist der im Jahr 1975 
erschienen Künstlersozialreport, der 
Anlass für die Schaffung der Künst-
lersozialversicherung war. In einer 
im vorliegenden Band veröffentli-
chten Studie von Susanne Keuchel 
zur wirtschaftlichen Lage von Thea-
ter- und Tanzschaffenden wird sogar 
der Fragekatalog vom Anfang der 
1970er-Jahre noch einmal für eine 
Erhebung benutzt, um Vergleiche 
anzustellen. Gerade diese Vergleiche 
sind besonders spannend, zeigen sie, 
dass trotz aller Bemühungen zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen 
für Kunst und Kultur die soziale und 
wirtschaftliche Lage in diesem Seg-

ment sich teilweise verschlechtert 
hat. Neben der erwähnten Studie 
von Susanne Keuchel sind weitere 
Untersuchungen und Erhebungen in 
diesem Sammelband enthalten, die 
sich alle um die Frage drehen, wie es 
den Theater- und Tanzschaffenden 
derzeit geht und was getan werden 
muss, um ihre Lage zu verbessern. 
Diese Vielfalt an Studien ist die Stärke 
und Schwäche des Bandes zugleich. 
Stärke, weil die Komplexität der Ma-
terie deutlich wird, Schwäche, weil 
teilweise der rote Faden verloren geht 
und bei der Fülle an Material Redun-
danzen unvermeidlich sind. Diese 
kleine Schwäche schmälert den Wert 
dieses Band überhaupt nicht, denn 
Richtiges kann nicht oft genug gesagt 
werden. (GS)

Report Darstellende Künste. Wirtschaft-
liche, soziale und arbeitsrechtliche Lage 
der Theater- und Tanzschaffenden in 
Deutschland. Hg. für den Fonds Darstel-
lende Künste von Günter Jeschonnek in 
Kooperation mit der Kulturpolitischen 
Gesellschaft. Berlin 2010

Auf dem Weg zur  
Kulturschule
Wenn sich nach den Sommerferien 
die ersten Kulturagenten anschi-
cken, um Kinder und Jugendliche 
in den Schulen in Baden-Württem-
berg, Berlin, Hamburg, Nordrhein-
Westfalen und Thüringen für Kunst 
und Kultur zu begeistern, können 
sie nicht nur auf Erfahrungen von 
Modellvorhaben des Bundes zu 
Künstlern in den Schulen zurück-
greifen, sondern auch auf aktuelle 
Beiträge zu Kultur und Schule. Auf 
dem Weg zur Kulturschule war ein 
Diskussionsprozess der Bundesver-
einigung Kulturelle Kinder- und Ju-
gendbildung wie sich Schulen durch 
Kunst verändern können. In dem 
vorliegenden Band „Auf dem Weg zur 
Kulturschule“ wird dieser Prozess in 
drei Etappen nachgezeichnet und 
vertieft. Im ersten Beitrag befasst 
sich Max Fuchs mit dem Spannungs-
feld von Schule, Subjektentwicklung 
und Kultur. Im zweiten erläutert 
Tom Braun, inwiefern kulturell-
ästhetische Praxis ein Schlüssel zu 
einer inklusiven Schulentwicklung 
sein kann. Abschließend zeigt Viola 
Kelb an fünf Beispielen auf, wie sich 
Schulen auf den Weg zur Kulturschu-
le verändern. (GS)

Tom Braun, Max Fuchs, Viola Kelb: Auf 
dem Weg zur Kulturschule. Bausteine 
zu Theorie und Praxis der kulturellen 
Schulentwicklung. München 2010

Was heißt das eigentlich, 
Deutsch-Sein?
Integrationskonzepte stoßen häufig 
an ihre Grenzen, wenn es darum geht 
zu erläutern, worin sich Einwanderer 
denn eigentlich integrieren sollen. 
Schnell stellt sich die Frage: Was ist 
denn deutsch? Mit der Definition, 
was Deutsch-Sein bedeutet, wird 
sich häufig schwer getan. Viele – vor 
allem Politiker – versuchen es über 
eine deutsche Leitkultur oder den 
Verweis auf die freiheitlich demo-
kratische Grundordnung zu erklären. 
Reicht das? Der Autor Zafer Senocak 
glaubt nein. 

In  s e i n e m  a k t u e l l e n  Bu c h 
„Deutschsein – eine Aufklärungs-
schrift“ nähert sich Senocak der 
deutschen Identität und versucht 
zu erklären, was sich hinter dem Ko-
loss „Deutsch-Sein“ verbirgt. Dafür 
nimmt er den Leser mit auf eine klei-
ne Reise in die deutsche Geschichte, 
denn „Geschichte ist wie ein Filter, 
durch den man schauen muss, um 
sich selbst zu erkennen.“ 

Mittels der Sprache fühlt der Au-
tor sich in die deutsche Seele hinein 
und versucht Brüche und Wider-
sprüche in der deutschen Identität 
aufzuspüren und dabei immer wieder 
die Frage zu beantworten, warum 
die Deutschen Integrationskonzepte 
erarbeiten, die mehr auf Abgren-
zung als auf wirkliche kultureller 
Einbeziehung beruhen. Um sich in 
Deutschland zu integrieren oder bes-
ser, um in Deutschland eine Heimat 
zu finden, muss man die deutsche 
Sprache erlernen, so der Autor. Wer 
aber glaubt, Senocak würde das Er-
lernen des Deutschen als Garant für 
gelungene Integration verstehen, der 
irrt. Sein Fazit lautet: Nur wer sich in 
eine Sprache emotional hineinfühlt, 
kann sie auch beherrschen. „…die-
ser Lernprozess ist nicht funktional, 
sondern emotional. Er erfordert das 
Eindringen in den deutschen Identi-
tätsraum, das Sichhineindenken in 
eine verborgene Sprache, die genau 
jenen Zusammenhalt in Deutschland 
ausmacht, den man national nennen 
könnte.“ Und weiter schreibt er: 
„Bildungspolitikern ist das Sprechen 
eines akzentfreien und korrektem 
Deutsch mehr als genug. Für jenen 
aber, der in Deutschland zu Hause 
sein möchte, kann das nicht genug 
sein, denn er sehnt sich nach Heimat, 
die ihm nur das Sprachgefühl geben 
kann.“ Seinem Buch ist daher auch 
ein Zitat von Paul Celan vorangestellt: 

Weiter auf Seite 27

Ein  idealer Ort zum Lesen						                               Foto: www.pixelio.de/Thomas Meyer
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„Ins offene, dorthin, wo Sprache auch 
zur Begegnung wird“.
Senocak schafft es, in seinem Buch 
existentielle politische Fragen auf-
zuwerfen und das in einer so wun-
derbaren Sprache, dass sich selbst 
die größten Sprachverfechter ein-
gestehen müssen, dass das sture 
Reinpaucken einer Sprache nicht 
automatisch zu einem erfolgverspre-
chenden Einleben führt. „Integration 
ist keine mechanische Anpassung. Sie 
ist, wenn sie Erfolg versprechen soll, 
ein Einfühlen, ein Hineindenken. 
Das ist das ungeschriebene Gesetz 
jeglicher Migrationserfahrung“, so 
Senocak. (KB)

Zafer Senocak: Deutschsein. Eine Auf-
klärungsschrift, edition Körber-Stiftung 
2011

Wenn Kultur auf Konflikte 
stößt 
Im Rahmen der auswärtigen Kul-
tur- und Bildungspolitik wird häufig 
darüber diskutiert, welche Rolle die 
Kulturarbeit der Mittlerorganisati-
onen wie dem ifa oder dem Goethe-
Institut spielen und wie Konflikte, 
beispielsweise im Nahen Osten, durch 
Kultur gelöst werden können. Dies 
verkennt aber häufig, dass Kultur in 
manchen Regionen der Welt gerade 
der Motor für Konflikte ist. Welche 
Streitplätze dies sind, beleuchtet das 
Buch „Konfliktkulturen. Texte zu Po-
litik, Gesellschaft, Alltag und Kunst“, 
das von Ronald Grätz vom Institut 
für Auslandsbeziehungen und  Hans-
Georg Knopp vom Goethe-Institut 
herausgegeben wurde. Die Autoren 
dieses Bandes, mit dem eine neue 
populärwissenschaftliche Reihe des 
Goethe-Instituts und des Instituts 
für Auslandsbeziehungen begrün-
det wird, hinterfragen, inwiefern 
Konfliktkulturen gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, historische Entwick-
lungen, wirtschaftliche Bezüge sowie 
das menschliche Zusammenleben 
prägen. Internationale und deutsch-
sprachige Autorinnen und Autoren 
wie der Islamwissenschaftler Hamed 
Abdel-Samad, die Aktivistin Naomi 
Klein, der Schriftsteller György Dalos, 
die Historiker Faisal Devji und Bodo 
Mrozek sowie die Choreografin He-
lena Waldmann erläutern, inwiefern 
Konflikte kulturell beschreibbar sind 
und wie sich durch sie bestimmte 
gesellschaftliche Kulturen herausge-
bildet haben. 

Bodo Mrozek beispielsweise 
beleuchtet in seinem Artikel, wie Me-
dien und Politik die Jugendkulturen 
der 1950er-Jahre systematisch kri-
minalisierten, indem die kulturellen 
Ausprägungen der britischen Teds, 
Rude Boys oder Punks mit Rebellion 
und Gewalt gleichgesetzt wurden. 
Diese Jugendkulturen aber waren 
mehr, als der rebellische Ausdruck 
einer ganzen Generation. Erst die 
britischen Cultural Studies arbei-
teten in den 1970er-Jahren heraus, 
dass das Ziel dieser Subkulturen in 
erster Linie ein Versuch war, sich mit 
ihrem ganz eigenen signifikanten 
Stil gegenüber einer „restriktiven 
Hegemonialkultur“ abzugrenzen, 
so Mrozek. 

Helena Waldmann wiederum geht 
in ihrem Beitrag auf die Kulturarbeit 
als Form der Konfliktprävention ein. 
Sie erläutert, zu welchen Missver-
ständnissen es in der interkulturellen 
ästhetischen Erziehung kommen 
kann. Auf die Frage, ob ästhetische Er-
ziehung in Krisenregionen sinnvoll ist, 
antwortet sie: „Besser nicht“. Warum 
sie so denkt und was sie stattdessen 
vorschlägt, das kann in der Publikati-
on „Konfliktkulturen. Texte zu Politik, 
Gesellschaft, Alltag und Kunst“ nach-
gelesen werden. (KB)

Ronald Grätz, Hans-Georg Knopp (HG.): 
Konfliktkulturen. Texte zu Politik, Gesell-
schaft, Alltag und Kunst, Steidl 2011

Fortsetzung von Seite 26
Bürgerkrieg Global

Eine Weile schien es so, als ob sich 
eine neue (Pop-)Literatur durchsetzen 
könnte, bei der der eigene Bauchnabel 
nicht bloß Zentrum, sondern auch 
der einzige Erfahrungshorizont der 
Schriftsteller sein könnte. Vor diesem 
Hintergrund überrascht uns Paul 
Michael Lützeler, angesehener Ger-
manist an der Washington-University 
in St. Louis, mit einem völlig entge-
gengesetzten Bild des deutschspra-
chigen Gegenwartsromans: Dieser 
ist politisch hochsensibel, lässt sich 
auf Krisenherde und vor allem Men-
schenrechtsverletzungen weltweit 
ein und steht in Hinblick auf den 
ethisch-moralischen Gehalt und eine 
humanistische Perspektive den groß-
en Schriftstellern früherer Jahre in 
nichts nach. Eher im Gegenteil. John 
Dos Passos, Virginia Woolf, Thomas 
Mann, Robert Musil oder Hermann 
Broch wollten zwar mit ihren großen 
Werken die „Totalität einer Epoche“ 
erfassen (S. 20), doch taten sie dies in 
einer ausbalancierten Weise, in der 
alle Positionen zu Wort und zu ihrem 
Recht kommen. Dies ist nicht mehr 
das Interesse der nunmehr Aktiven: 
Zwar kein „Objektivitätspostulat“, 
aber eine exakte politische und zeit-
geschichtliche Positionierung in den 
Schilderungen; keine Präsentation 
von Totalität, sondern vielmehr die 
anspruchsvolle Erwartung an den 
Leser, die Hinweise und Anspielungen 
als Aufforderung zu begreifen, sich 
selber mit den Ereignissen vertieft zu 
befassen. All dies mit dem klaren Be-
mühen, die weltweit vorzufindenden 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
aufzuzeigen und anzuprangern. Lütze-
ler spannt dabei den Bogen – auf der 
Basis der vorgestellten Beispiele – von 
den 1960er-Jahren bis zur Gegenwart. 
Es geht um gut etablierte SS-Schergen 
wie Klaus Barbie in Bolivien („Vor 
der Regenzeit“ von Gert Hofmann) 
oder Josef Mengele („Vati“ von Peter 
Schneider). Es geht um Unabhängig-
keits- und Bürgerkriege in Dhofar oder 
im Libanon (Dieter Kühn und Nicolas 
Born); es geht um Jugoslawien und 
Ruanda (Juli Zeh, Lukas Bärfuss). All 
dies wird mit enormer Belesenheit ein-
gebettet in gründliche Darstellungen 
der jeweiligen politischen Situation 
der behandelten Krisen- und Kriegs-
gebiete, sodass das Buch von Lützeler 
durchaus als Skandalgeschichte der 
verschiedenen Menschenrechtsver-
stöße und Völkermode gelesen werden 
kann. Ebenso werden sorgsam poli-
tische und philosophische Theorien 
der Gewalt und des Krieges vorgestellt 
(H. Arendt, Agamben, Münkler u.a.). 
Und natürlich zeigt der engagierte 
Literatur- und Kulturwissenschaftler 
die Bezüge zu den großen Romanen 
und ihren Theorien der Mann, Broch 
und Musil.

Die ethisch-moralische Verpflich-
tung der Literatur war immer schon 
Anliegen von Lützeler. Dies zeigt sich 
schon beim „Gegenstand“ seiner 
Dissertation, Hermann Broch, der 
zu einem der Schwerpunkte seiner 
gesamten wissenschaftlichen Arbeit 
werden sollte. Der Schriftsteller und 
Dichter als Zeitdiagnostiker, als Mo-
ralist, als Analytiker der Pathologie 
der Moderne, als jemand, der Ästhe-
tik und Ethik zusammen denkt: Es 
kann hierbei kaum ein geeigneteres 
Studienobjekt als Hermann Broch 
geben – gerade im Vergleich und 
durchaus auch in Kontrast zu dem 
Großbürger Thomas Mann. Lützeler 
zeigt, dass gerade der postcoloniale 
und postmoderne Roman, der die 
Globalisierung als entscheidende Rah-
menbedingung hat, in Hinblick auf 
sein humanistisches Anliegen kaum 
hinter den großen Namen zurückste-
hen muss. Dies, so die Überzeugung 
von Lützeler, ist eine entscheidende 
Kulturfunktion der Künste. (MF)

Paul Michael Lützeler: Bürgerkrieg Glo-
bal. Menschenrechtsethos und deutsch-
sprachiger Gegenwartsroman. München: 
Fink 2009

Kulturpolitik aus dem 
Kanzleramt
Der Titel lässt bereits aufhorchen 
„Kulturpolitik aus dem Kanzleramt“, 
hier schickt sich jemand an, die Wir-
kung des seit 1998 neu geschaffenen 
Amtes des Staatsministers für Kultur 
und Medien beim Bundeskanzler 
zu analysieren. Die Einrichtung 
dieses Amts und auch die ersten 
Jahre waren von einer Aufgeregtheit 
und Spannung geprägt, die denje-
nigen, für die das Amt heute eine 
Selbstverständlichkeit ist, kaum 
mehr nachvollziehbar darzulegen 
ist. Sowohl in den Kulturverbänden 
als auch im Feuilleton gab es rege 
Streitgespräche. Im Sommer 1998 
mussten sich Vertreter des Deutschen 
Kulturrates als Verfassungsfeinde 
bezeichnen lassen, weil sie für die 
Bündelung kulturpolitischer Kompe-
tenzen des Bundes eingetreten sind. 
Bei den im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien gab es durchaus 
differenzierte Positionen. Insgesamt 
also viel spannendes Material. Leider 
wird das Buch den Erwartungen nicht 
gerecht und das liegt teilweise daran, 
dass die Literaturauswahl doch als 
durchaus bescheiden gelten kann 
und sich bei den Interviews vor allem 
auf Gesprächspartner von Seiten der 
SPD gestützt wurde. Eine Einbezie-
hung der Vertreter anderer Parteien 
hätte dem Buch sicherlich gut getan 
und die Perspektiven geweitet.  (GS)

Fabian Leber: Kulturpolitik aus dem 
Kanzleramt. Die Kulturpolitik der Regie-
rung Schröder 1998-2002. Marburg 
2010

Leitformeln und Slogans in 
der Kulturpolitik
Slogans in der Kulturpolitik, ist das 
nicht ein Widerspruch? Slogans 
vermitteln auf den Punkt gebracht 
eine Botschaft. Slogans sind eher in 
der Sprache der Werbung zu Hause 
als in der Kulturpolitik, die sich mit 
dem vermeintlich Wahren, Guten 
und Schönen sowie der Gestaltung 
der Rahmenbedingungen von Kunst 
und Kultur befasst.  Max Fuchs ent-
zaubert in seinem Buch „Leitformeln 
und Slogans in der Kulturpolitik“ 
die Slogans der Kulturpolitik und 
zeigt zugleich deren Relevanz auf. Er 
macht deutlich, dass Kulturpolitik 
wie andere Politikfelder auch von 
Leitformeln und Slogans lebt. Er 
entmystifiziert die Leitformeln der 
Kulturpolitik, verdeutlicht ihre Rele-
vanz für kulturpolitische Entschei-
dungsprozesse. Die Stärke des Buches 
liegt in der historischen Einordnung. 
Fuchs verdeutlicht, dass Leitformeln 
und Slogans eben kein Kind der 
Werbewelt sind, sondern auch in 
früheren Jahrhunderten notwendig 
waren, um Positionen zu markieren. 
Der besondere Ertrag des Buches 
liegt in der Auseinandersetzung mit 
Leitformeln bundesrepublikanischer 
Kulturpolitik angefangen von „Kultur 
für alle“ bis zu Leitformeln im Koali-
tionsvertrag von 2009. (GS)

Max Fuchs: Leitformeln und Slogans in 
der Kulturpolitik. Wiesbaden 2011

Deutschland erfindet sich 
neu
„Deutschland erfindet sich neu“, 
wenn das keine Ansage ist. Das Ma-
nifest der Vielen, herausgegeben von 
Hilal Sezgin ist eine Zusammenstel-
lung von Beiträgen zum Themenfeld 
Integration sowie dem Leben von 
Muslimen in Deutschland. Wer erle-
sen will, was kulturelle Vielfalt heißt, 
dem sei dieses Buch wärmstens ans 
Herz gelegt. In 29 Beiträgen wird sich 
teils spielerisch, teils amüsant, teils 
wissenschaftlich, teils verletzt, teil 
differenziert, teils pointiert mit den 
Erfahrungen von Migranten bzw. von 
Muslimen in Deutschland auseinan-
dergesetzt. In der Zusammenschau 
entsteht ein Bild von der Vielfalt in 

Deutschland, das alle Thilo Sarrazins 
widerlegt. (GS)

Manifest der Vielen. Deutschland erfin-
det sich neu. Hg. v. Hilal Sezgin. Berlin 
2011

Bertelsmann Republik 
Deutschland
Wer hatte nicht schon einmal ein 
mulmiges Gefühl bei den Rankings 
und den weltverbesserischen Rat-
schlägen der Bertelsmann-Stiftung? 
Stets glatt, Widersprüche meidend 
werden Vorschläge zu mehr Wett-
bewerb unterbreitet und dieses mit 
dem Mäntelchen der Menschen-
freundlichkeit versehen. Allein ihr 
Kapital macht die Bertelsmann-
Stiftung zu einem begehrten An-
sprechpartner. Thomas Schuler geht 
in seinem Buch „Bertelsmann Repu-
blik Deutschland“ der Frage nach 
wie eine Stiftung Politik macht. Er 
zeigt auf, welchen Einfluss die Ber-
telsmann Stiftung in Deutschland 
hat, wie sie Mitarbeiter und Berater 
in Ministerien und in der Politik 
platziert, wie – teils willfährig – die 
Vorschläge von der Politik aufge-
nommen werden. Alles in allem eine 
lohnenswerte Lektüre, wenn nicht 
ein kleiner negativer Beigeschmack 
wäre. Mitunter mutet das Buch wie 
eine persönliche Abrechnung an. 
Der Leser hat den Geifer spuckenden 
Autor geradezu bildlich vor Augen. 
Ein bisschen mehr Distanz hätte 
dem Buch sicherlich gut getan. (GS)

Thomas Schuler: Bertelsmann Republik 
Deutschland. Eine Stiftung macht Politik. 
Frankfurt/Main 2010

Außenkulturpolitik

Außenkulturpolitik, allein der Titel ist 
bereits eine Aussage der Dissertati-
onsschrift von Patrick Schreiner, die 
2011 minimal bearbeitet bei Tran-
script erschienen ist. Mut braucht 
derjenige schon, um die gut 390 eng 
bedruckten Seiten Lektüre in Angriff 
zu nehmen. Eine Lektüre, die sich aber 
lohnt. Im ersten Teil klärt Schreiner 
die begrifflichen und theoretischen 
Ausgangspunkte und setzt sich dabei 
u.a. mit Theorien der internationalen 
Beziehungen oder auch Theorien zur 
Entstehung von Nationalstaaten aus-
einander. Im zweiten Teil befasst er 
sich mit der Methoden und Begriffen 
der Außenkulturpolitik-Analyse und 
hinterfragt diese. Darauf aufbauend 
befasst er sich mit der Kultur in der 
Staatenwelt am Beispiel des Sports 
sowie der Künste. Gestreift werden 

sommerlektüre

auch die Bereiche Wissenschaft sowie 
Personentausch. Insgesamt bietet das 
Buch eine Auseinandersetzung mit 
den Begriffen und der Umsetzung der 
Außenkulturpolitik. (GS)

Patrick Schreiner: Außenkulturpolitik. In-
ternationale Beziehungen und kultureller 
Austausch. Bielefeld 2011

Land der Möglichkeiten

Rheinland-Pfalz als Land der Mög-
lichkeiten, da mag der eine oder 
andere Fragezeichen setzen. Der von 
Karin Drda-Kühn und Joe Weingarten 
herausgegebene Band „Land der Mög-
lichkeiten. Kunst-, Kultur- und Krea-
tivwirtschaft in Rheinland-Pfalz“ be-
lehrt die Skeptiker eines besseren. Im 
Buch wird ein anderhalbjähriger Dis-
kussionsprozess in Rheinland-Pfalz zu 
Kunst und Kulturwirtschaft dokumen-
tiert. Dieser Diskussionsprozess fand 
im Rahmen der Zukunftsinitiative 
Rheinland-Pfalz statt und sollte aus-
loten, welche Potenziale im Bereich 
Kunst und Kultur bestehen. Zweierlei 
gilt es gleich zu Beginn festzuhalten: 
Rheinland-Pfalz hat nicht nur Po-
tenziale, sondern bereits jetzt eine 
beeindruckende kulturelle Infrastruk-
tur. Und Rheinland-Pfalz bleibt bei 
seinen Leisten. Die Kulturministerin 
Doris Ahnen schreibt in ihrem Beitrag 
„Wir können nicht mit brodelnden ur-
banen Zentren wie Berlin, Hamburg, 
München oder Köln konkurrieren. Wir 
müssen damit leben, dass Malerinnen 
und Maler, Literatinnen und Literaten 
und Designerinnen und Designer 
zumindest zeitweise in diese Metro-
polen ziehen, um sich vom dortigen 
Getümmel inspirieren zu lassen. Aber 
wir lassen den Kontakt zu ihnen nicht 
abreißen und profitieren auch von 
ihren Erfahren“. Diese Aussage ist 
paradigmatisch für die insgesamt 107 
Beiträge in dem Sammelband. Sehr 
pragmatisch wird der Wechselwir-
kung der unterschiedlichen Sektoren 
im Kulturbereich nachgegangen und 
ebenso pragmatisch wird ausgelotet, 
welche Potenziale in Rheinland-Pfalz 
gehoben werden können. (GS)

Land der Möglichkeiten. Kunst-, Kultur- 
und Kreativwirtschaft in Rheinland-Pfalz. 
Hg. v. Karin Drda-Kühn und Joe Wein-
garten. Idar-Oberstein 2010

Kristin Bäßler (KB) ist Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin des Deutschen 

Kulturrates. Max Fuchs (MF) ist 
Präsident des Deutschen Kulutrrates. 

Gabriele Schulz (GS) ist stellvertre-
tende Geschäftsführerin des 

Deutschen Kulturrates 
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Kurz-Schluss
Wie ich einmal schuldlos ins Zentrum einer griechischen Tragödie geriet

Theo Geißler, Herausgeber von  
politik und kultur und Moderator von 
„taktlos“                             Foto: C. Oswald       

Karikatur: Dieko Müller

das Letzte

Als bereits gymnasial durchtrai-
nierter Humanist ist mir die Kern-
substanz der antiken griechischen 
Tragödie natürlich stets präsent. 
Auch weil sie sich wie ein roter 
Faden durch mein elendes Jour-
nalisten- und Informanten-Leben 
zieht: Der Protagonist befindet sich 
meist unschuldig in einer ausweg
losen Situation. Nach meiner un-
gerechtfertigten Inhaftierung durch 
die CIA (puk 3/11) und der schmerz-
haften Entfernung eines i-Phones 
aus meinem Oberschenkel erreich- 
te mich soeben ein Top-Secret-Auf- 
trag aus dem Hause meines Ex-Ar- 
beitgebers Wolfgang Schäuble. 

Nun liegt das Immobilien-Makeln 
nicht unbedingt im Zentrum 

meines üppigen Kompetenz-Ge-
füges. Insofern betrachte ich die-
sen allerdings bestens honorierten 
Job als kleine Kompensation für all 
die mir widerfahrene Unbill. Die 
Ausgangssituation ist schlüssig: Um 
wenigstens ein paar besonders be-
schränkte Bürger noch zur Wahl ihrer 
Parteien zu bewegen, plant die Re-
gierungskoalition Steuersenkungen. 

Mein mit pragmatischer Restver
nunft gesegneter Ex-Chef und Fi-
nanzminister checkt natürlich, dass 
dafür gar keine Kohle vorhanden ist, 
zumal wir Griechenland mal eben 
erneut so um die 70 Milliarden zu-
schustern müssen. Allerdings hat sich 
der alte Fuchs schon vor der Überwei-
sung des ersten Hundert-Milliarden-
Kredites die Eigentumsrechte an 
sämtlichen antiken Baudenkmälern 
und Weihestätten in Hellas sicher-
heitshalber übertragen lassen. Und 
dieses griechische Tafelsilber soll ich 
nun unauffällig aber meistbietend 
verscheuern, um die Steuererleich-
terungen bei uns halbwegs solide 
gegenzufinanzieren.

Prima Idee: Ich starte mit der Ver- 
steigerung dreier relativ wenig baufäl-
liger Amphitheater in Athen, Aspen-
dos und Epidaurus. Den Zuschlag 

erhält für 600 Millionen Euro TUI-
Neckermann. Die wollen diese Rui-
nen in die Dominikanische Republik  
und nach Malle transferieren, um ihr 
Publikum auch mit „Bildungsurlaub“  
locken zu können. 

Ganz rasch vertickt ist das Ori-
ginal-Olympia-Stadion (400 Mio.). 
Garmisch-Partenkirchen will es auf 
dem Zugspitz-Gipfel wiederaufbau-
en, um seine Chancen für die Win-
terspiel-Bewerbung anzuhübschen. 
Und im Nu ging auch das Orakel von 
Delphi über den Tresen (1,5 Milliar
den). Im Auftrag der Gesellschaft 
Deutscher Kernkraftwerks-Produ-
zenten sind Bauwerke, Mutterboden 
samt Brunnen und Hainen schon 
auf dem Weg nach Fukushima. Das 
Käufer-Konsortium  verspricht sich 
von dieser Translokation endlich 
schlüssige Auskunft über die tatsäch-
lichen Strahlungswerte der dortigen 
Reaktorblöcke. 

Wie nicht anders zu erwarten, 
gestaltete sich die Verwertung der 
Akropolis etwas schwieriger. Das 
Teil ist doch  international relativ be-
kannt – und mit dem alten Standort 
identifiziert. Ich aber wäre nicht ich, 

hätte ich nicht fast augenblicklich die 
zündende Idee gehabt. Im schönen 
Donautal, nahe meiner Heimatstadt 
Regensburg, befindet sich die relativ 
marode „Walhalla“ König Ludwig des 
Ersten. Sie ist eine (dürftige) Kopie der 
Original-Akropolis und Heimat teils 
geschmackloser, teils überflüssiger 
Marmorbüsten deutscher Dichter, 
Denker und sonstiger Gutmenschen. 
Über und neben ihr gibt’s viel Platz – 
ein idealer Ort für eine angemessene 
Würdigungs- und Weihestätte der be-
sten Köpfe unseres Großkapitals und 
des Bankwesens – der echten Helden 
unseres Jahrhunderts. Ein kurzes 
Café-Latte-Gespräch mit Deutsche-
Bank-Chef Josef Ackermann (dem 
klugen Schweizer!) genügte, um den 
Deal (zwei Milliarden) perfekt zu ma-
chen. In der „Hall of Airbubble-Fame“ 
gibt’s die Köpfe der Broker und Trader 
dann aus purem Gold gegossen. (Die 
letzte halbe Tonne der griechischen 
Edelmetall-Reserven befindet sich 
gottlob in den Tresoren der Deut-
schen-Bank-Filiale in Athen).

Was für ein Schock nach meinem 
stolzen Erfolgs-Rapport ans Minis
terium: Das sei alles Pfusch und ein 
Tropfen auf den heißen deutschen 
Steuererleichterungs-Mühlstein – so 
die Antwort. Ich solle schleunigst vier 
Millionen alte Bier- und Weinfässer 
besorgen, sie auf verlassenen grie-
chischen Inseln deponieren, damit die 
Gesamtbevölkerung von Athen, die 
man dorthin deportieren wolle – ein 
Dach über dem Kopf habe. Jetzt hülfe 
nur noch das Diogenes-Projekt – ein 
Konzept des Bundesrechnungshofes: 
die Umwandlung Mittelgriechenlands 
in ein Eon-Vattenfall-Solar-Kraftwerk 
mit entsprechendem Platzbedarf. 

Wo, bitte, kann ich binnen eines 
Monats vier Millionen leere Fässer 
auftreiben?  Das ist doch – sagt mir 
mein in der Wolle gefärbtes huma-
nistisches Bewusstsein – eine reine 
Sisyphos-Arbeit…

Theo Geißler 
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Neukölln 2009. Foto: Loredana Nemes

Am 30.10.1961 schloss die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Regierung der Türkischen 
Republik ein Abkommen über die „Anwerbung 
und Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer“ 
ab. Im Jahr 2011 jährt sich dieses Datum zum 
50. Mal. Viele Veranstaltungen, Ausstellungen 
und Podiumsdiskussionen werden daran 
erinnern und den Einfluss der türkischen 
Zuwanderung auf Deutschland beleuchten. 
Die Anwerbeabkommen mit der Türkei und 
anderen Ländern wie Italien (1955), Spanien 
(1960), Griechenland (1960), Marokko (1963) 
und dem damaligen Jugoslawien (1968) zielten 
zunächst auf die Gewinnung von Arbeitskräften 
ab. Heute sprechen wir von einer Zuwande-
rungsgesellschaft. Mit den Etappen der Debat-
ten um Zuwanderung, um Integration und um 
kulturelle Vielfalt befasst sich diese Beilage.  

Illustriert werden die Texte mit Bildern aus 
der Ausstellung „Beyond – Berliner Männer-
welten“ der Künstlerin Loredana Nemes. Die 
Berlinerin, geboren 1972 in Sibiu Rumänien, 
hat sich mit ihrer Fotokamera im nächtlichen 
Berlin auf die Suche begeben, um Einblicke in 
die türkischen, orientalischen und arabischen 
Lokale in Kreuzberg, Neukölln und im Wed-

ding zu erlangen. In der Beilage Interkultur 
werden zwölf ihrer Arbeiten gezeigt. Mit ihren 
klar komponierten Aufnahmen der Außenan-
sichten dieser geheimnisvollen Orte, die durch 
die schwarz-weiß Bilder im nächtlichen Berlin 
wie große Leuchtkästen wirken, versucht sich 
Nemes diesen Orten sowie ihren Besuchern 
künstlerisch zu nähern. Entstanden sind u. a. 
ausdrucksstarke Nahansichten der Cafébesu-
cher. Das Ergebnis dieses Dialogs sind Bilder, 
die dem Betrachter zum einen kulturelle und 
visuelle Grenzen aufzeigen, zum anderen aber 
auch eine Nähe zu den fotografierten Personen 
entstehen lassen, in dem sie als Individuen aus 
ihrer Anonymität und Kollektivität herausge-
hoben werden. 

Für die Arbeiten „Beyond – Berliner Männer-
welten“ im Museum Neukölln hat Loredana 
Nemes im April dieses Jahres den Förderpreis 
des Europäischen Monats der Fotografie Berlin 
2010 erhalten. Ein Interview mit Loredana 
Nemes ist in dem Dossier Islam · Kultur · Po-
litik, der Beilage zu politik und kultur 01/2011 
nachzulesen.

Die RedAktion 

50 Jahre Migration aus der Türkei
Von Vural Öger

Als an einem Frühlingstag im Jahre 1960 
die türkischen Medien berichteten, dass 
Deutschland 15.000 Arbeiter aus der Türkei 
anwerben wollte, um bei den Ford-Werken 
in Köln zu arbeiten, war die Nachricht eine 
Sensation. Damals erschien den Türken, 
einen Pass zu haben, ins Ausland zu fahren 
und überhaupt in Deutschland zu arbeiten, 
einfach unvorstellbar. Ganze 2.500 Men-
schen türkischer Herkunft lebten zu diesem 
Zeitpunkt in der Bundesrepublik. Es waren 
meistens Studenten, Geschäftsleute und ein 
paar hundert Arbeiter, die als Tourist ein-
gereist waren und gleich nach der Ankunft 
eine Arbeitserlaubnis bekommen hatten.

Im Jahre 1960 herrschte in Deutschland Voll-
beschäftigung. 150.000 Arbeitslosen standen 

650.000 offene Stellen gegenüber. Das deutsche 
Wirtschaftswunder war voll im Gange. Wachsen-
der Arbeitskräftebedarf veranlasste den Staat, in 
südlichen Ländern am Mittelmeer Arbeitskräfte 
anzuwerben. Die Bundesanstalt für Arbeit un-
terhielt in den wichtigsten Herkunftsländern 
Anwerbestellen; zunächst in Italien, dann in 
Spanien und Griechenland. Schließlich wurde 
mit der Türkei im Jahr 1961 das Anwerbe-
abkommen abgeschlossen. Bei anhaltendem 
Wirtschaftswachstum reichte das einheimische 
Arbeitskräfteangebot nicht mehr aus. Die Bun-
desregierung handelte entsprechend dem Inte-
resse der Wirtschaft, immer mehr ausländische 
Arbeitnehmer anzuwerben. Sie wurden nun 
„Gastarbeiter“ genannt. Die Bundesregierung, die 
Bundesanstalt für Arbeit, der Arbeitgeberverband 
und die Gewerkschaften betrachteten die Aus-
länderbeschäftigung als mittelfristig notwendige 
Übergangserscheinung. Das „Rotationsprinzip“, 
das am Anfang angedacht war, um ausländisches 
Arbeitspotenzial mobil und verfügbar zu halten, 
scheiterte an dem Unwillen der einzelnen Ar-
beitgeber. Sie monierten, immer wieder neue 
Arbeitskräfte einzustellen, wäre nicht wirtschaft-
lich, die Einarbeitungskosten wären zu hoch. Die 
Gastarbeiter, damals ohne Familie, wurden in 
Wohnheimen untergebracht. 
Deutschland ist im Laufe der letzten 50 Jahre 
wider Willen ein Einwanderungsland geworden. 
Die Politik hat jedoch Jahrzehnte diese Tatsache 
nicht akzeptieren wollen und lehnte ab, die Rea
lität anzuerkennen. Die konservativen Parteien 

haben sich in der Fiktion festgebissen, Deutsch-
land sei kein Einwanderungsland. 
Gern zitiere ich dazu den Journalisten Heribert 
Prantl von der Süddeutschen Zeitung: „Die deut-
sche Politik hat grausam lange die Augen davor 
verschlossen, dass aus Gastarbeitern Einwanderer 
geworden sind. Als sie merkte, dass man – so Max 
Frisch – Arbeitskräfte gerufen hatte und Men-
schen gekommen waren, wollte sie aus ihnen 
Rückkehrer machen; man wollte sie also wieder 
loswerden. Statt intensiver Integrationsmaß-
nahmen, wie sie schon 1979 Heinz Kühn, der 
erste Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, 
gefordert hatte, flüchtete sich sowohl die Regie-
rungspolitik von Helmut Schmidt als auch die 
von Helmut Kohl in Rückkehrprogramme; man 
proklamierte den Anwerbestopp, produzierte 

Rückkehrförderungsgesetze, zahlte Handgelder 
und hielt das für ein Patentrezept.“
Nach 50 Jahren der Migration wird immer noch 
über Sprach- und Integrationskurse diskutiert. 
Unten wuchs die Angst vor Fremden, oben wuchs 
die Angst der Regierenden vor den Wählern. 
Deutschland fehlte eine in sich geschlossene, 
überzeugende und dem Volk realistisch und ehr-
lich vermittelte, transparente Zuwanderungs- und 
Integrationspolitik. Und all die Alice Schwarzers, 
Ralph Giordanos, Peter Scholl-Latours und vor 
allen Dingen Thilo Sarrazins dieser Welt mit 
ihren Überspitzungen, Übertreibungen und 
Untergangsszenarien erschwerten den Integra-
tionsprozess. Weitgehend unbekannt ist die Tat-
sache, dass in Deutschland mittlerweile 70.000 
türkischstämmige Unternehmen existieren, die 
insgesamt einen Jahresumsatz von 70 Milliarden 
Euro erreichen und 350.000 Arbeitsplätze schaf-
fen. Mit zunehmender Migration werden auch die 
Aufnahmegesellschaften ethnisch heterogener. 
In kultureller Hinsicht wird die Gesellschaft 
vielfältiger. Auf diesen unaufhaltbaren Wandel 
sind viele Staaten und Gesellschaften noch längst 
nicht vorbereitet. 
Die Islam-Debatte, die seit dem 11. September 
2001 teilweise irrationell verläuft, erschwert den 
Integrationsprozess zusätzlich. Die „vier Millionen 
Muslime“, die in Deutschland angeblich leben 
sollen, gibt es als Gruppe überhaupt nicht. Wer 
gläubige, fromme, säkulare oder extremistische 
Menschen aus der Türkei in den gleichen Topf 
wirft, muss damit rechnen, dass dies von den 
Betroffenen als „Abgrenzungsdiskurs“ empfun-
den wird. Die verallgemeinerte Abwertung des 
Islams in der Mehrheitsgesellschaft verstärkt sich 
und in deren Konsequenz wird dies von Teilen 
der Muslime zum Anlass genommen, notwendige 
und differenzierte kritische Fragen abzuwehren 
und sich in die Moscheengemeinde zurückziehen.
Die Migration hat Deutschland verändert. Jo-
hannes Rau sagte in seiner Berliner Rede im 
Mai 2000: „Zunächst ist eine schlichte Tatsache 
anzuerkennen: Dass Menschen unterschiedlicher 
Herkunft und Kultur in unserem Land zusam-
menleben, wird sich nicht mehr ändern. Inte-
gration ist daher die Aufgabe, die wir gemeinsam 
anpacken müssen, wenn wir das Zusammenleben 
erfolgreich und friedlich gestalten wollen.“
Die Einwanderer erwarten, dass ihre Kultur an-

erkannt, ihre Arbeits- oder Integrationsleistung 
gewürdigt wird. Einwanderung ist eben auch 
eine Gefühlssache. Immer wieder wird über die 
„Bringschuld“ der Migranten geredet, ohne ein-
mal mit ihnen gesprochen zu haben. Wer fordern 
will, muss zugleich eine Kultur der Anerkennung 
pflegen. Der potentielle Mitbürger steht in der 
Integrationspolitik nicht im Mittelpunkt der In-
tegrationsbemühungen; es geht hier mittlerweile 
um den Muslim. Die Integrationspolitik dreht 
sich fälschlicherweise um Religion, Kultur und 
Emotion.
29 Prozent der Deutschen haben türkische Nach-
barn, das Gefühl von Fremdheit ist den meisten 
geblieben. Heute, nach 50 Jahren Migration der 
Türken nach Deutschland stelle ich fest, dass sie 
mittlerweile ein eigenes Selbstverständnis entwi-
ckelt haben, wobei sie der deutschen Gesellschaft 
aufgeschlossen gegenüber stehen. Sie haben eine 
eigene Identität hervorgerufen, die über ihre 
türkischen Wurzeln hinausgeht. Ihre Großeltern 
waren Gastarbeiter, ihre Eltern Migranten; heute 
verstehen sie sich als Deutschtürken. Sie verste-
hen sich als Teil dieser Gesellschaft. Bester Beweis 
dafür waren die tausenden deutschen Flaggen 
an ihren Balkonen während der letzten Fuß-
ballweltmeisterschaft. Nach einem Fußballsieg 
der deutschen Nationalmannschaft schmückten 
zehntausende junge Deutschtürken mit ihren 
deutschen Fahnen an ihren Autos die deutschen 
Straßen! Diese jungen Deutschtürken setzen sich 
differenziert mit den Werten und Normen ihrer 
Elterngeneration auseinander. Die Traditionen 
und Kulturelemente werden dann akzeptiert, 
wenn sie zur eigenen Lebensplanung in der 
deutschen Gesellschaft passen. Die politischen 
Dramatisierungen über Parallelgesellschaften 
schaffen unnötig Probleme. Es gibt sicherlich 
Schwierigkeiten, Konflikte und manche Pro-
bleme der Integration. Es gibt jedoch auch milli-
onenfach gelebte und täglich gelungene Integra-
tion in Schulen, Betriebsstätten, Stadtteilen und 
auf Sportplätzen. Der Spielmacher der deutschen 
Nationalmannschaft Mesut Özil lässt grüßen!

Der Verfasser ist geschäftsführender 
Gesellschafter der „Öger Türk Tour 
GmbH“ und Gründer von Öger Tours 
sowie ehemaliger Abgeordneter des 
Europäischen Parlaments (2004-2009) 
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Türkische Migranten
Teilhabe an Kunst und Kultur und die Last der deutschen Geschichte / Von Olaf Zimmermann

Türken, türkischstämmige Deutsche, 
Menschen mit türkischem Migrations-
hintergrund, türkische Zuwanderer der 
ersten, zweiten, dritten bis zur x-ten Ge-
neration, Deutsch-Türken, Berlin-Türken,  
Frankfurt-Türken... Allein die sprachlichen 
Verrenkungen und die immer mitschwin-
gende „Political Correctness“ bei dieser  
Aufzählung lassen einen fast schwindelig 
werden, wenn es darum geht, Menschen zu 
benennen, die in Deutschland leben, viel-
leicht auch  deutsche Staatsbürger sind, in 
jedem Fall aber einen Herkunftsbezug zur 
Türkei haben.

Wer ist eigentlich ein Migrant?

In der zweiten Stellungnahme des Deutschen 
Kulturrates, die wir gerade gemeinsam mit 

Migratenverbänden erarbeiten, werden die 
Begriffe „Migranten“, „Zuwanderer“, „Person 
mit Zuwanderungsgeschichte“ und „Person mit 
Migrationshintergrund“ synonym und in der 
Definition des Statistischen Bundesamtes ver-
wendet. Als Personen mit Migrationshintergrund 
werden demnach definiert „alle nach 1949 auf 
das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land Zugewanderten sowie alle in Deutschland 
geborenen Ausländer und alle in Deutschland 
als Deutsche Geborenen mit zumindest einem 
nach 1949 zugewanderten oder als Ausländer in 
Deutschland geborenen Elternteil“. Schön ist die 
Definition nicht gerade, aber zumindest praktisch 
und eine (wirklich nur) erste Annäherung an die 
Frage, wer ein Migrant ist und wer nicht.
In Deutschland leben etwa 3 Millionen Men-
schen, die bzw. deren Vorfahren aus der Türkei 
stammen. Sie stellen damit die größte Gruppe 
der Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland. Wird sich mit den kulturpo-
litischen Fragen der Integration und des  Zu-
sammenlebens in Deutschland befasst, muss 
man sich zunächst  eingestehen, dass die Bun-
desrepublik Deutschland in den 1960er Jahren 
keine Mitbürger suchte, sondern Arbeiter, die 
schwere und teilweise auch unattraktive Ar-
beiten in Industriebetrieben, bei der Müllabfuhr 
und anderswo verrichteten sollten. Es wurden 
Menschen gesucht, die jung waren, klaglos hart 
arbeiteten und bald in ihre Heimat zurückkeh-
ren würden. Weder wurden ein  Schulabschluss 
noch Sprachkenntnisse oder gar ein Interesse 
an der Kultur und an dem Zusammenleben mit 
Deutschen in Deutschland erwartet. Ebenso we-
nig wurde sich für die Kultur der sogenannten 
Gastarbeiter oder auch deren Religion interes-
siert. Die im Laufe der Jahre entstehenden ab-
geschotteten Hinterhofmoscheen sind nicht 
nur, wie oftmals behauptet wird, ein Symbol 
für mangelnde Integrationsbereitschaft der Zu-
wanderer, sondern stehen auch wie ein Fanal 
für das fehlende Interesse der deutschen Politik 
an den kulturellen und religiösen Bedürfnissen 
der Menschen, die kamen, und für viele damals 
absolut überraschend, auch blieben.

Teilhabe an Kunst und Kultur

Nach fünfzig Jahren Migration aus der Türkei 
muss es darum gehen, dass  die Menschen mit 
einem türkischen Hintergrund stärker an Kunst 
und  Kultur teilhaben. Auch sie finanzieren mit 
ihren Steuergeldern die öffentlich geförderten 
Kultur- und Bildungseinrichtungen. Insofern 
sind es keine Almosen und auch keine besonders 
gute Tat, wenn überlegt wird, wie Menschen, ob 
mit oder ohne Migrationshintergrund, die bislang 
öffentlich finanzierte Kultur- und Bildungsein-
richtungen kaum nutzen, stärker einbezogen 
werden können. Es ist schlicht und einfach eine 
Frage der Gerechtigkeit. Eine Gesellschaft kann es 
sich auf Dauer  nicht erlauben, einen erheblichen 
Teil der Bevölkerung von der Partizipation an den 
öffentlichen Kultureinrichtungen auszugrenzen.  
Viele Kultur- und Bildungseinrichtungen sind 
glücklicherweise sehr daran interessiert, sich 
interkulturell zu öffnen. Sie überlegen, inwie-
weit sich ihr  Programm ändern muss, um auch 
für Migranten attraktiv zu sein. An dem vom 
Deutschen Kulturrat initiierten Runden Tisch, an 
dem Vertreter aus Migrantenorganisationen und  
Vertreter aus den Mitgliedsverbänden des Deut-
schen Kulturrates  gemeinsam Empfehlungen zur 
interkulturellen Öffnung von Kultur- und Bil-
dungseinrichtungen debattieren, werden solche 
Fragen intensiv erörtert. Ein wichtiges Thema ist 
in diesem Kontext die Frage der  Kulturfinanzie-
rung. Wenn sich die Bevölkerungszusammen-

setzung ändert, liegt auf der Hand, dass auch 
die Verteilung an Mitteln sich verändern muss. 
Gerade Migrantenorganisationen bzw. künstle-
rische Initiativen von Migranten sind zumeist 
unzureichend finanziert. Die Anforderungen,  
die an sie gerichtet werden, gehen über die zur 
Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen 
weit hinaus. Insofern liegt es auf der Hand, in den 
kommenden Jahren auch über die Verteilung 
der finanziellen  Ressourcen zu debattieren. Bei 
knapper werdenden Mitteln ist dies keine ein-
fache Herausforderung.
Über die Verteilung von Mitteln und die Partizi-
pation von Menschen an  kulturellen Angeboten 
hinaus ist aus meiner Sicht die Sichtbarmachung  
von Künstlern mit Migrationshintergrund eine 
zentrale Herausforderung. Es gibt in Deutschland  
viele Gegenwartskünstler mit Migrationsge-
schichte aus den unterschiedlichen künstle-
rischen Sparten, die hier leben und arbeiten. 
Bekannte Künstler mit türkischen  Wurzeln sind 
Fatih Akin, Feridan Zaimuglu, Zafer Senuçak, 
Shermin Langhoff, um nur einige wenige zu nen-
nen. Immer noch haftet ihnen aber das Etikett 
des Exotischen an. Als sei es etwas besonderes, 
dass Künstler mit türkischen Wurzeln hervorra-
gende Kunst machen. 
Die in Deutschland lebenden Türken bzw. Men-
schen mit türkischem Migrationshintergrund 
gehören inzwischen unterschiedlichen Schichten  
und Milieus an. Viele Kinder der sogenannten 
Gastarbeiter haben in Deutschland die Schule 
besucht, haben Abitur gemacht, haben studiert.  

Sie gehören zur Elite und zu den Meinungsma-
chern. Der entscheidende nächste Schritt der 
Integrationspolitik ist meines Erachtens, diese  
Menschen stärker an Deutschland zu binden. 
Es ist bemerkenswert, dass zurzeit mehr Men-
schen Deutschland in Richtung Türkei verlassen 
als aus der Türkei nach Deutschland kommen. 
Darunter sind viele sehr gut Ausgebildete. Diese 
Menschen für Deutschland zu begeistern, ist eine  
Zukunftsaufgabe.

Deutsche Geschichte behindert 
Integration
Und vielleicht ist ein Grund für die schwierige 
Identifikation mit Deutschland unsere jüngere 
Vergangenheit, mit Holocaust und „Drittem 
Reich“. Dieser Teil der Geschichte Deutschlands 
ist mit Scham und Schuld verbunden, auch 
wenn die  Generation derer, die entweder aktiv 
in die Verbrechen des  Nazi-Regimes involviert 
waren oder aber dazu geschwiegen haben, immer  
kleiner wird. Auch wir Nachgeborenen sind mit 
der Scham und der Schuld  groß geworden und 
sind daher oftmals befangen, wenn es um das 
Verhältnis  zu den Nachbarstaaten und insbeson-
dere auch zu Israel und Palästina geht. Wie geht 
es aber den Menschen, die einen türkischen  Mi-
grationshintergrund haben? Erben sie die Scham 
und Schuld mit der  Übernahme der deutschen 
Staatsbürgerschaft? Und wie ist bei jenen,  deren 
Eltern bereits Deutsche geworden sind, deren 
Großeltern also aus der Türkei stammen? 

Aber auch unsere jüngste Geschichte, die Verei-
nigung der beiden  deutschen Staaten, birgt erin-
nerungspolitischen Sprengstoff. Ende der  1980er 
Jahre war in Westdeutschland ein Aufbruch in 
der  Integrationspolitik zu spüren. Das Schlag-
wort „Multi-Kulti“ beschreibt unzureichend, 
die seinerzeit unternommenen Anstrengungen 
des  Ernstnehmens der kulturellen Erfahrungen 
und Hintergründe der Zuwanderer, markiert aber 
präzise einen gesellschaftlichen  Diskussionspro-
zess. Der Fall der Mauer und die Vereinigung der 
beiden  deutschen Staaten ließen diesen Diskurs 
in den Hintergrund treten. Es ging nunmehr 
um die gemeinsame Geschichte der  Deutschen. 
Über den Einheitstaumel gerieten jene Menschen 
in Vergessenheit, die bereits Jahrzehnte beson-
ders in Deutschland-West wohnten und keine 
deutsche Abstammung hatten. Wie  haben sie 
die Vereinigung erlebt? Ist es auch ihre Wieder-
vereinigung? 
Mit Blick auf die jüngere deutsche Geschichte 
lohnt es sich meines Erachtens einmal mehr 
kulturpolitisch zu reflektieren, welche  Implika-
tionen die deutsche Staatsbürgerschaft für Zu-
wanderer hat. Übernehmen sie mit der deutschen 
Staatsbürgerschaft auch all die Schattenseiten der 
deutschen Geschichte oder nicht? Ich denke, eine  
Diskussion hierzu würde die Integrationsdebatte 
in einem neuen Licht erscheinen lassen.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates und  Heraus
geber von politik und kultur 
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Etappen der türkischen Migrationsgeschichte
Von Gülay Kizilocak

2011 jährt sich der Abschluss des deutsch-
türkischen Anwerbeabkommens zum 50. 
Mal. Zwar haben die deutsch-türkischen 
Beziehungen eine darüber hinausreichende 
Tradition, doch erhalten sie durch die Mi-
gration eine besondere Bedeutung.

In den 1950er und 1960er Jahren herrschte 
in der Bundesrepublik Deutschland ein Man-

gel an Arbeitskräften. Um diesen zu beheben, 
schloss die Bundesregierung am 31.10.1961 ein 
bilaterales Abkommen mit der Türkei über die 
Anwerbung von Arbeitskräften ab. Im Hinblick 
auf die defizitäre Situation auf dem Arbeitsmarkt 
wurden vorwiegend jüngere sowie männliche 
türkische Arbeiter für eine Beschäftigung in der 
verarbeitenden Industrie angeworben.
Seit dem Anwerbeabkommen ist die Zahl tür-
kischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in Deutschland kontinuierlich angestiegen, ihre 
Zahl lag nach zehn Jahren, 1971, bereits deutlich 
über einer halben Million. Die geschichtliche 
Entwicklung der Migration aus der Türkei nach 
Deutschland lässt sich an bestimmten Phasen und 
Etappen festmachen: Die erste Phase der Arbeits-
migration begann mit dem Anwerbeabkommen 
1961 und dauerte bis zum Anwerbestopp 1973. 
Der Anwerbestopp und die darauffolgend einset-
zende Familienzusammenführung im Jahr 1974 
änderte die Sozialstruktur der türkeistämmigen 
Bevölkerung in Deutschland durch den Nachzug 
von Frauen und Kindern und der Verlängerung 
der Aufenthalte. Mit diesem Prozess wandelten 
sich auch die gesellschaftlichen, politischen und 
sozialen Dimensionen der Migration, die sich 
nun – in der zweiten Phase – von einer Arbeits- in 
eine Familienmigration verwandelt hatte. Diese 
Veränderungen wurden jedoch von den poli-
tischen Entscheidungsträgern nicht ausreichend 
wahrgenommen. Schließlich glaubten sowohl die 
deutsche Seite als auch die Betroffenen selbst, 
dass ihr Aufenthalt in Deutschland nach wie vor 
nur von befristeter Dauer sein würde. 
Die 1980er-Jahre kennzeichnen den Wandel 
vom befristeten Aufenthalt mit sicherer Rück-
kehrabsicht zum dauerhaften Verbleib der 
türkischen Migranten in Deutschland, der sich 
vor allem in einer Änderung des Bewusstseins 
der Migranten niederschlug. Die von der dama-
ligen Bundesregierung beschlossene Förderung 
der Rückkehr der Arbeitsmigranten führte 
zwar dazu, dass in den Jahren 1983-1985 etwa 
300.000 Türken Deutschland verließen. Für die 
in Deutschland verbliebenen Türken begann 
nach der aus Perspektive der Regierung insge-
samt enttäuschend verlaufenen Rückkehrwelle 
eine neue Bewusstseins-Ära. Nicht zuletzt die 
Enttäuschungen der Rückkehrer, denen es oft 
nicht gelang, in der Türkei sozial und wirtschaft-
lich wieder Fuß zu fassen, führten bei den in 
Deutschland verbliebenen Türken mehr und 
mehr dazu, den Rückkehrgedanken aufzugeben 
oder in die ferne Zukunft zu schieben und von 
einem doch längeren Aufenthalt in Deutschland 
auszugehen. 
Die Integration der Zuwanderer – die ja bis dahin 
nicht als solche gesehen wurden – war in den 
achtziger Jahren kein Thema der politischen 
Agenda. Es wurde Ausländerpolitik gemacht, 
die sich weitgehend auf rechtliche Aspekte 
bezog, jedoch keine Politik betrieben, um die 
soziale Gleichstellung oder das gesellschaftliche 
Zusammenleben zu beeinflussen. Lediglich 
auf kommunaler Ebene insbesondere in den 
Großstädten mit hohen Anteilen von Arbeitsmi-
granten wurde aufgrund zunehmend sichtbarer 
Probleme ausländischer Kinder an den Schulen 
damit begonnen, soziale Projekte zur besseren 
Einbindung zu etablieren.
Die Änderung des Ausländergesetzes vom 1991 
kennzeichnet eine weitere Etappe der türkischen 
Migrationsgeschichte. Mit dieser Änderung 
wurde erstmals für Ausländer ein Recht auf 
Einbürgerung verankert. Aber erst mit dem 
neuen Staatsangehörigkeitsgesetz, das Anfang 
2000 in Kraft trat, wurde das Abstammungs-
prinzip durchbrochen und das Geburtsprinzip 
mit Optionsmodell für in Deutschland geborene 
Kinder von ausländischen Eltern eingeführt. 
Dennoch blieb das neue Staatsangehörigkeits-
gesetz hinter den Erwartungen der türkischen 
Migranten zurück, denn es schließt nach wie vor 
die Beibehaltung der ursprünglichen Staatsange-
hörigkeit aus, für viele Ausländer ein zentraler 
Grund, sich nicht einbürgern zu lassen. Die 
grundlegende Änderung des Staatsangehörigen-
gesetztes im Jahr 2000 mit dem Wechsel vom 
Abstammungs- zum Geburtsprinzip markiert 

eine weitere Etappe der Migrationsgeschichte 
und zugleich die erste Etappe der Integrations-
politik. Bereits im Jahr 1998 hatte die damalige 
rot-grüne Bundesregierung Deutschland zum 
Einwanderungsland erklärt und damit den Wan-
del von der Ausländer- zur Integrationspolitik 
eingeläutet, die in eine institutionelle Umstruk-
turierung und der Erarbeitung eines Nationalen 
Integrationsplans mündeten.

Transformation einer  
Arbeiterkultur
Im Laufe dieser 50-jährigen Geschichte der Mi-
gration aus der Türkei nach Deutschland haben 
sich die Lebensumstände und die Struktur der 
türkeistämmigen Bevölkerung stark verändert, 
unterscheiden sich aber immer noch deutlich 
von der der Deutschen. Von den heute rund 16 
Millionen Personen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland stammen rund 2,5 Millionen aus 
der Türkei. Zu diesen 2,5 Millionen werden nicht 
die Personen gezählt, die durch Geburt Deutsche 
sind aber türkeistämmige Eltern haben, die wie-
derum – ein oder beide Elternteile – eine deutsche 
Staatsbürgerschaft haben oder es aufgrund des 
neuen Staatsangehörigengesetzes geworden sind. 
Rechnet man diese mit ein, kann die Gesamtzahl 
der türkeistämmigen Zuwanderer in Deutschland 
auf mehr als 2,9 Millionen geschätzt werden. Ihre 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer liegt bei 26 
Jahren und rund ein Viertel der erwachsenen 
Türkeistämmigen sind bereits in Deutschland 
geboren. Die Mehrheit der türkeistämmigen 
Migranten ist mittlerweile in Deutschland hei-
misch geworden.
In der ersten Phase des Migrationsverlaufs 
dominierte die Arbeitsmigration mit deut-

licher Verwurzelung in der Türkei und fester 
Rückkehrabsicht, die das Leben in Deutsch-
land weitgehend bestimmte. Heute hat sich 
die türkische Community in Deutschland in 
viele Facetten ausdifferenziert, wie die seit 
mehr als zehn Jahren durchgeführte jährliche 
Mehrthemenbefragung der Stiftung Zentrum für 
Türkeistudien und Integrationsforschung (ZfTI) 
zeigt. Insbesondere im Generationenvergleich 
werden in den verschiedenen Dimensionen, 
von der Bildungssituation bis zur beruflichen 
Stellung, langsame Verbesserungen bei den 
Nachfolgegenerationen im Vergleich zur ersten 
Generation und eine Angleichung an die Mehr-
heitsgesellschaft sichtbar, wobei insbesondere 
im Bildungsbereich und der Integration in den 
Arbeitsmarkt nach wie vor erhebliche Defizite im 
Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung bestehen. 
Doch auch die erste Generation hat hohe Inte-
grationsleistungen erbracht. Die Mehrheit fühlt 
sich inzwischen in Deutschland heimisch und 
hat keine Rückkehrabsichten mehr, was bei der 
Nachfolgegeneration noch häufiger der Fall ist 
als bei der ersten. Doch bleibt die Verbundenheit 
mit der Türkei neben der Verbundenheit mit 
Deutschland auch in der Nachfolgegeneration 
bestehen, ohne dass man sich von der Mehr-
heitsgesellschaft abgrenzen möchte. 
Die gesellschaftliche Einbindung, die in der 
Öffentlichkeit als der zentrale Bereich der In-
tegration wahrgenommen wird, nimmt eben-
falls zu, immer mehr Migranten unterhalten 
Freundschaften zu Deutschen. Durch die ZfTI-
Befragungen wird jedoch deutlich, dass fehlende 
Kontakte zur einheimischen Bevölkerung und 
geringe Einbindung nicht immer eine beabsich-
tigte Folge des Verhaltens der Zuwanderer ist, 
sondern auch aus Mangel an Gelegenheiten oder 

aber auch aufgrund von Ablehnung seitens der 
Deutschen resultieren. 

Das Zusammenleben von  
Türken und Deutschen
Die Jahrzehnte lange Weigerung der politischen 
Entscheidungsträger, die De-fakto-Zuwanderung 
als solche anzuerkennen und entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen, hat dazu geführt, 
dass Migranten nicht als legitimer und gleich-
berechtigter Teil der Gesellschaft betrachtet 
werden. Dies wirkte sich nicht nur negativ auf 
das Zugehörigkeitsgefühl und die Identität der 
Zuwanderer aus, sondern auch auf die Haltung 
der einheimischen Bevölkerung gegenüber Men-
schen anderer Kultur und Religion. 
Die türkeistämmige Migrantenbevölkerung in 
Deutschland hat die Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland mitgestaltet. In Anbetracht 
der Migrationsrealität von Zuwanderern in 
Deutschland ist die offene Auseinandersetzung 
über die Gestaltung des Zusammenlebens von 
Deutschen und Zuwanderern überfällig. Eine 
grundsätzliche Anerkennung der Migranten als 
integraler Bestandteil der bundesdeutschen Ge-
sellschaft ist die Basis eines wechselseitigen Ver-
ständigungsprozess und somit eines weitgehend 
konfliktfreien Zusammenlebens von Migranten 
und Einheimischen. Es ist endlich an der Zeit, das 
„Wir-Gefühl“ zu stärken, anstatt mit pauschalen 
und polarisierenden Aussagen die Spaltung der 
Gesellschaft zu betreiben. 

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin bei der Stiftung Zentrum 
für Türkeistudien der Universität 
Duisburg Essen 
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Die Potenziale der Zuwanderung nutzen
Von Andreas Damelang

Die Integration von zugewanderten Per-
sonen ist eines der zentralen Themen mo- 
derner Gesellschaften. Neben dem Bil-
dungssektor gehört der Arbeitsmarkt zu 
den Schlüsselbereichen, in denen sich der 
Erfolg oder Misserfolg der Integration von 
Zuwanderern in eine Aufnahmegesell-
schaft entscheidet. Eine existenzsichernde 
Beschäftigung ist der zentrale Baustein für 
eine nachhaltige Integration in die Auf-
nahmegesellschaft. Auf dieser aufbauend 
scheint erst die Integration der zugewan-
derten Bevölkerung in andere für die 
Lebensführung relevante gesellschaftliche 
Teilbereiche wie Bildung, Wohnung und 
Gesundheit zu gelingen.

Entgegen der weithin verbreiteten Vorgehens-
weise, Migranten als defizitäre Akteure zu 

analysieren und ihre Integrationsschwierigkeiten 
in den Vordergrund zu stellen, wird der Blick-
winkel in diesem Beitrag neu justiert und richtet 
sich auf die ökonomischen und gesellschaftlichen 
Potenziale der Zuwanderung. Versteht man 
dieses Potenzial in wirtschaftlichen Prozessen 
zu nutzen, so kann Zuwanderung und die damit 
induzierte kulturelle Vielfalt einer Gesellschaft 
das wirtschaftliche Wachstum stimulieren und 
positive Impulse für den Arbeitsmarkt aussenden.

Potenziale der Zuwanderung: 
kulturelle Vielfalt
Die kulturelle Vielfalt einer Gesellschaft wird als 
Vielfalt an unterschiedlichen Kulturen und Na-
tionen definiert. Kulturelle Vielfalt wirkt sich auf 
die Produktivität, die Innovationsfähigkeit und 
den Konsum einer Gesellschaft aus und erhöht 
in der Folge das Integrationspotential des Arbeits-
marktes. Ein ökonomischer und sozialer Nutzen 
für die Gesellschaft kann in diesem Zusammen-
hang insbesondere aus folgenden Gründen re-
sultieren: Zunächst kann sich kulturelle Vielfalt 
positiv auf die Produktivität auswirken. Dieser 
Fall tritt ein, wenn Individuen unterschiedlicher 
Herkunft aufgrund kulturspezifischer Charakte-
ristika in bestimmten Produktionsprozessen in 
einem komplementären Verhältnis zueinander 
stehen, d.h. sich in ihren Fähigkeiten ergänzen. 
Ein weiterer Aspekt von kultureller Vielfalt ist 
ihr Einfluss auf den Innovationsprozess. In einer 
Gesellschaft, die sich aus Menschen mit verschie-
denen kulturellen und ethnischen Hintergrün-
den zusammensetzt, existiert eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Werten und Ideen. Findet 
zwischen den einzelnen Gruppen eine offene 
Kommunikation statt, können sich neue Denk-
muster und Vorstellungen entwickeln. Zum Bei-
spiel können Zuwanderer im Wissenschaftssektor 
zur Entwicklung neuer Ansätze beitragen oder 
neue Strömungen in der ursprünglichen Kultur 
begründen. Des Weiteren kann kulturelle Vielfalt 
über den Konsum den individuellen Nutzen der 
Bürger steigern. So zeichnet sich eine Gesellschaft 
mit einem hohen Grad an kultureller Vielfalt 
durch eine Vielzahl verschiedenartiger Güter 
und Dienstleistungen aus. Als Beispiel sei hier 
das gastronomische Angebot genannt, welches 
durch italienische, chinesische und griechische 
Restaurants oder türkische Kaffeehäuser erwei-
tert wird. Ebenso können japanische Dirigenten 
oder russische Pianisten das Kulturleben einer 
Gesellschaft bereichern. Schließlich reduzieren 
regelmäßige interkulturelle Kontakte Diskrimi-
nierung und Vorurteile und schaffen ein offenes 
und tolerantes soziales Klima – ein wesentlicher 
Standortfaktor im globalen Wettbewerb um 
talentierte Fachkräfte.
Die grundlegende Voraussetzung dafür, dass sich 
die potenziellen positiven ökonomischen Effekte 
kultureller Vielfalt entfalten können, ist die Teil-
nahme von Zuwanderern am Wirtschaftsleben, 
insbesondere ihre Arbeitsmarktintegration sowie 
ihre Partizipation an der Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen. Im Gegensatz hierzu 
können die meisten der potentiellen negativen 
Effekte kultureller Vielfalt, wie erhöhte Trans-
aktionskosten, auch mit einer unzureichenden 
Arbeitsmarktpartizipation von Zuwanderern 
eintreten. Deshalb nimmt die Integration am 
Arbeitsmarkt eine Schlüsselrolle ein.

Internationalität der  
Bevölkerung
Die ethnisch-kulturelle Heterogenität der Be-
völkerungen in den westlichen EU-Staaten hat 
im Verlauf der letzten Jahrzehnte, aufgrund von 

innereuropäischer Mobilität und Zuwanderung 
aus nichteuropäischen Ländern, deutlich zu-
genommen. Derzeit leben etwa 16 Millionen 
Menschen mit Migrationshintergrund (ca. 
20 Prozent der Bevölkerung) in Deutschland, 
davon sind etwa 7,2 Millionen (ca. 8 Prozent 
der Bevölkerung) ausländische Staatsbürger. 
Die multikulturelle Gesellschaft stellt somit in 
Deutschland wie auch in zahlreichen anderen 
europäischen Ländern einen bedeutsamen As-
pekt der gesellschaftlichen und ökonomischen 
Zukunft dieser Länder – mit entsprechenden 
Chancen und Risiken – dar. Die gegenwärtigen 
demografischen Trends zeigen deutlich, dass 
die Internationalisierung der Bevölkerung in 
Deutschland zudem weiter zunehmen wird. 
Der Grad an kultureller Vielfalt in Deutschland ist 
jedoch regional sehr ungleich verteilt. Insbeson-
dere Großstädte weisen eine hohe Konzentration 
von Menschen unterschiedlicher Herkunft auf. 
So lebt in den sechs größten deutschen Städten 
ein Fünftel der gesamten ausländischen Bevölke-
rung Deutschlands, während dort nur knapp ein 
Zehntel aller deutschen Staatsbürger angesiedelt 
sind. Vor dem Hintergrund regional ungleich 
verteilter Arbeitsmarktchancen – günstige Bedin-
gungen in den süddeutschen Städten, erschwerte 
Bedingungen in Berlin und Köln – variieren auch 
die Voraussetzungen, um den positiven Einfluss 
kultureller Vielfalt nutzen zu können. Allerdings 
sind Ausländer in allen Städten deutlich schlech-
ter am Arbeitsmarkt platziert als die deutsche 

Erwerbsbevölkerung, was bedeutet, dass ein 
erheblicher Teil des Potentials kultureller Vielfalt 
generell nicht genutzt wird. 
Dies liegt auch in der Struktur der ausländischen 
Beschäftigung in Deutschland begründet. Diese 
ist noch immer von der sogenannten Gastarbei-
termigration der 1960er Jahre geprägt, als formal 
schlecht qualifizierte Akteure aus dem europä-
ischen Ausland für besonders arbeitsintensive 
Tätigkeiten angeworben wurden. Zwar sind inzwi-
schen deren Nachfahren im Zentrum wirtschaft-
licher Prozesse, ungleiche Beschäftigungschancen 
werden jedoch weiterhin festgestellt. Aufgrund 
der sozialen Vererbung von Bildungschancen und 
dem technologisch bedingten wirtschaftlichen 
Wandel sowie der Verlagerung produktionsinten-
siver Tätigkeiten in sogenannte Billiglohnländer 
sind die Arbeitsmarktoptionen der zweiten und 
dritten Generation als ungünstig einzuschätzen. 
Für die Zukunft bedeutet dies, dass zum einen 
durch gezielte Integrationspolitik Chancengleich-
heit, vor allem in der Ausbildung, gewährleistet 
werden muss bzw. durch maßgeschneiderte 
Förderangebote Fehlentwicklungen ausgeglichen 
werden müssen. Zum anderen kann das Quali-
fikationsniveau potenzieller Zuwanderer durch 
eine Steuerung der Migration nach sogenannten 
Humankapitalkriterien positiv beeinflusst werden. 
Somit lässt sich festhalten, dass ethnische Diffe-
renzierungslinien auf dem deutschen Arbeits-
markt weiterhin fortbestehen und die Potentiale 
kultureller Vielfalt nur unzureichend genutzt 

werden. Vor dem Hintergrund des demogra-
fischen Wandels und der Freizügigkeitsverein-
barung innerhalb der Europäischen Union sind 
gesellschaftliche Anstrengungen notwendig, um 
Chancengleichheit herzustellen, denn Integration 
impliziert gleiche Chancen. Die gesellschaftliche 
und ökonomische Integration von Ausländern 
und Menschen mit Migrationshintergrund ist eine 
der größten Herausforderungen der deutschen 
Gesellschaft und wird auch in Zukunft nicht an 
Aktualität verlieren. Sie sollte daher nicht von 
tagesaktuellen Geschehnissen beeinflusst, son-
dern langfristig und gezielt vorangetrieben wer-
den. Dazu sind Offenheit und Entgegenkommen 
sowohl von Seiten der Zuwanderer als auch von 
Seiten der Aufnahmegesellschaft erforderlich.

Der Verfasser hat einen Lehrstuhl für 
Soziologie und empirische Sozialfor-
schung an der Universität Erlangen-
Nürnberg mit dem Schwerpunkt 
Arbeitsmarktsoziologie inne 

Dieser Beitrag entstammt im Wesentlichen aus zwei 
Quellen: Damelang, A. (2011): Arbeitsmarktintegra-
tion von Migranten. Die Potenziale kultureller Vielfalt 
nutzen, (IAB-Bibliothek, 327) Bielefeld: Bertelsmann-
Verlag.
Damelang, A., Steinhardt, M., Stiller, S. (2010): Die 
ökonomischen Potentiale kultureller Vielfalt. Eine 
Standortbestimmung deutscher Großstädte, Sozialer 
Fortschritt, Jg. 59, Duncker & Humblot Verlag, S. 7-16.
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Herzlichen Glückwunsch
Von Didem Yüksel

„Herzlichen Glückwunsch liebe erste Ge-
neration türkische Einwanderer! Sie leben 
nun 50 Jahre hier in Deutschland! Sie sind 
Teil dieser Gesellschaft!“, das wäre doch mal 
ein schöner Titel für eine Wertschätzungs-
kampagne in der Öffentlichkeit mit der sich 
die ehemaligen „Gastarbeiter und Gastar-
beiterinnen“ und heutige erste Generation 
türkischer Einwanderer angesprochen und 
willkommen fühlen könnte. 

Kaum eine der Türkinnen und Türken, die 
zum damaligen Zeitpunkt kamen, um ein 

wenig Geld zu verdienen und sich anschließend 
in ihrer Heimat, mit ihrem hier ersparten Geld 
eine neue Existenz aufbauen zu können, hätte 
es sich träumen lassen, dass sie ein Leben lang 
in Deutschland bleiben würden. Insbesondere 
Arbeitsmigrantinnen nahmen in dieser Zeit 
einen hohen Stellenwert als Pioniere ein, da 
sie sich alleine ohne ihre Familien auf den Weg 
nach Deutschland gemacht hatten. Die Berliner 
Elektroindustrie suchte in den 1960er Jahren 
vor allem Frauen für ihre Präzisionsarbeit, daher 
wurden sie bevorzugt angeworben – auch weil 
sie für weniger Lohn arbeiteten.
Heute, nach 50 Jahren Anwerbeabkommen, 
befinden sich die meisten von ihnen im Renten
alter. Einige von ihnen leben hier und gleichzei-
tig in der Türkei. Sie pendeln zwischen ihrem 
ehemaligen und neuen Heimatland. Wiederum 
andere haben sowohl die deutsche als auch die 
türkische Staatsbürgerschaft oder nur die tür-
kische Staatsbürgerschaft – sie leben einige Mo-
nate im Jahr in der Türkei, kehren um oder leben 
hier bei ihren Kindern und/oder Enkelkindern. 
Und manche von ihnen sind bereits verstorben. 
Die Frage von Verbleib oder Rückkehr wird von 
der ersten Generation häufig offen gelassen. Viel-
leicht könnte es auch daran liegen, dass es noch 
nicht genügend kultursensible Seniorenpflege- 
oder Wohneinrichtungen für sie in Deutschland 
gibt. Fakt ist, sie sind hierher gekommen, um 
hier zu arbeiten. Mit dem Rentenalter müssen 
sie ihrem Leben in Deutschland einen neuen 
Sinn geben. Viele haben jahrelang nur darauf-
hin gearbeitet, ihren Lebensabend in der Türkei 
verbringen zu können. Für einige bleibt dies 
nur ein Traum. Aber was wünscht sich die erste 
Generation?  

Türkische Gemeinde in 
Deutschland
Aus der ersten Generation der Türkinnen 
und Türken hat sich am 2. Dezember 1995 in 
Hamburg die Türkische Gemeinde in Deutsch-
land (TGD) gegründet, um die Interessen und 
Belange der Menschen türkischer Herkunft 
gegenüber staatlichen Instanzen und in der 
Öffentlichkeit zu vertreten. Die TGD ist eine 
der größten Migrantenselbstorganisationen in 
der Bundesrepublik Deutschland. Sie ist ein 
Dachverband, dessen Mitgliedsverbände bun-
desweit rund 270 Einzelvereine organisieren. 
Die TGD versteht sich als eine pluralistische 
und weltpolitisch neutrale Interessenvertretung 
der in Deutschland lebenden Menschen aus der 
Türkei. In den vergangenen Jahren ist die Tür-
kische Gemeinde gewachsen, auch in Hinblick 
politischer Mitsprache und Projekte. So ist sie 
anerkannter Träger verschiedener Projekte mit 
partizipatorischem Charakter – darunter auch 
Freiwilligendienste für Menschen mit Migrati-
onshintergrund. Auch zu anderen Themenge-
biete, wie zum Bürgerschaftlichen Engagement, 
Umwelt, Diversity, Bildung, Mehrsprachigkeit, 
Elternmotivierung und -aktivierung, Jugend, 
Demokratieentwicklung, Netzwerkaktivierung 
und Mobilität hat die TGD bundesweit zahl-
reiche Projekte umgesetzt. Des Weiteren sind 
für die Türkische Gemeinde ihre Mehrspra-
chigkeitskampagnen sehr wichtig. Die Mutter-
sprache türkisch sollte genauso wertgeschätzt 
werden wie andere Muttersprachen. 

Jubiläum 50 Jahre  
Anwerbeabkommen
Aus aktuellem Anlass bereiten sich in Deutsch-
land und in der Türkei zahlreiche Organisationen 
auf das Jubiläum 50 Jahre Anwerbeabkommen 
vor. Am 31. Oktober 1961 kam es zu dem Anwer-
bevertrag zwischen der Türkei und Deutschland. 
Daher wird ein besonderes wissenschaftliches 
und kulturelles Programm dargeboten, das ins-
besondere von vier Migrantenorganisationen in 
enger Kooperation entwickelt wurde. Diese vier 

Organisationen, das Dokumentationszentrum 
und Museum über die Migration in Deutschland 
(DOMiD), das Kulturforum Türkei-Deutschland, 
die Türkische Gemeinde in Deutschland (TGD) 
und das Zentrum für Türkeistudien und Integra-
tionsforschung Essen (ZfTI) haben in den letzten 
Jahrzehnten durch unzählige Projekte ihren 
Stellenwert in der deutschen Zivilgesellschaft 
eingenommen. Bei gemeinsamen Treffen in Ber-
lin und Köln wurde diese Projektidee ins Leben 
gerufen. Kenan Kolat, Bundesvorsitzender der 
Türkischen Gemeinde in Deutschland, betonte 
die besondere Rolle dieser Organisationen als 
Stellvertreter von Migrationsgeschichte. Prof. 
Dr. Haci Halil Uslucan, der wissenschaftliche 
Direktor des Zentrums für Türkeistudien und 
Integrationsforschung, hob die geplanten Akti-
vitäten, wie wissenschaftliche Symposien, Aus-
stellungen, verschiedene Kulturveranstaltungen 
und Wettbewerbe, hervor. Der Geschäftsführer 
von DOMiD Aytac Eryilmaz und Osman Okan, 
der Sprecher des Kulturforums, unterstrichen 
die Wichtigkeit der Zusammenarbeit, in der die 
„demokratische Vielfalt der Migrationsgeschich-
te“ hervorgehoben werde. In Essen findet am 

14.09.2011 ein Symposium mit dem Titel: „Zur 
Erinnerung an den 50. Jahrestag der Gastarbei-
teranwerbung aus der Türkei“ statt. Es wird vom 
Zentrum für Türkeistudien und Integrationsfor-
schung organisiert und in der Zeche Zollverein 
in Essen durchgeführt. Das Dokumentations-
zentrum und Museum über die Migration in 
Deutschland e.V. (DOMiD,) wiederum zeigt im 
Deutschen Historischen Museum in Berlin vom 
31.10.2011–14.11.2011 eine Ausstellung zum 
Thema „50 Jahre Migration aus der Türkei. Ge-
schichte Gegenwart, Zukunft“. 
Aus Sicht der Türkischen Gemeinde in Deutsch-
land hat sich das Leben in Deutschland in den ver-
gangenen 50 Jahren verändert. Die in Deutsch-
land lebenden Menschen türkischer Herkunft 
sind vielfältig. Was sie miteinander verbindet ist, 
dass sie ein Teil dieser Gesellschaft sind, mit all 
ihren Facetten und unabhängig von Sprache oder 
Kultur, hier mitsprechen und teilhaben wollen. 
Sie sind ein Teil dieser Gesellschaft. Sie haben 
in den letzten 50 Jahren „unser Deutschland“ 
„bizim Almanya“ mitgeprägt und beeinflusst. 
Sie alle wollen innerhalb dieser Gesellschaft, 
Normalität, Selbstverständlichkeit, Teilhabe und 

Chancengleichheit. Die Chancengleichheit für 
alle Menschen in allen Bereichen ist unabdingbar, 
unabhängig ihrer Sprache, Herkunft, Religion, 
Behinderung, sexueller Orientierung etc. genau 
wie die Merkmale im Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) festgelegt sind.
Wichtig ist dabei auch zu unterstreichen, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund nicht 
automatisch Experten im Bereich Migration 
sind, sie können auch in anderen Ressorts 
eine Expertenrolle einnehmen. Beispielsweise 
im Bereich Sport, insbesondere im Fußball 
werden Menschen wie Mesut Özil geehrt und 
mit einem Integrationspreis im Fernsehen 
ausgezeichnet. Noch mehr allerdings würde 
es uns als Türkische Gemeinde in Deutschland 
freuen, wenn Mesut Özil einen Sportpreis für 
seine Leistungen im Fußball bekommen hätte. 
Denn dann würde seine Herkunft eine Neben-
sache sein und sein sportliches Können in den 
Vordergrund gerückt.

Die Verfasserin ist Mitglied des Bundes-
vorstandes der Türkischen Gemeinde in 
Deutschland 
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Ein Koffer voller Hoffnungen 
50 Jahre Arbeitsmigration aus der Türkei / Von Sidar Demirdögen

Die Zuwanderung aus der Türkei in die 
Bundesrepublik Deutschland wird 2011 
50 Jahre alt. Mit der Unterzeichnung des 
Anwerbeabkommens zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Türkei 
am 31. Oktober 1961 wurde der Grundstein 
für eine weltweit einzigartige Migrations-
geschichte gelegt. Es ist eine Geschichte 
von Trennung und Wiederbegegnung, von 
Fremde und Heimat. Sie ist aber vor allem 
eine Geschichte des Zusammenlebens und 
Zusammenwachsens von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft, mit all ihren Proble-
men und gelungenen Beispielen. Das „Land 
der Arbeit“ wurde von Generation zu Gene-
ration zum „Land des Lebens“. Der Zug, der 
an der Station „Deutschland“ nur für eine 
kurze Zeit halten sollte, fuhr nicht mehr 
zurück, sondern immerzu landeinwärts in 
ein neues Leben. Mit der Zeit verschwan-
den die Koffer auf den Kleiderschränken 
und landeten in dunklen Kellerecken. Die 
mitgebrachten Träume und Hoffnungen 
wurden in der neuen Heimat ausgepackt 
und von Hand zu Hand an die Nachfolge-
generationen weitergereicht. 

D ie aktive Anwerbepolitik der Bundesre-
gierung förderte in den 1960er Jahren die 

massenhafte Zuwanderung südeuropäischer 
Arbeitskräfte in die Bundesrepublik. 1955 mit 
Italien, 1960 mit Griechenland und Spanien, 
1964 mit Portugal und 1968 mit Jugoslawien. 
Die Migration türkischer Arbeiter und Arbeiter-
innen in Deutschland fand ihren Anfang mit 
dem deutsch-türkischen Anwerbeabkommen 
von 1961.

Pionierinnen der  
Arbeitsmigration
Ende 1970 lebten ca. 2 Millionen nichtdeutsche 
Beschäftigte in Deutschland. Davon stellten 
Frauen mit rund einem Drittel einen nicht un-
beträchtlichen Teil. Zwischen 1960 und 1973 
versechzehnfachte sich die Zahl ausländischer 
Arbeitnehmerinnen von rund 43.000 auf über 
706.000. Ihr Anteil an der Gesamtzahl auslän-
discher Arbeitskräfte stieg in diesem Zeitraum 
von 15 auf rund 30 Prozent, nicht zuletzt als 
Folge der forcierten Anwerbung von Migran-
tinnen. „Ihre Arbeitswanderung war in der Regel 
in ein familiäres Migrationsprojekt eingebunden. 
Mehrheitlich handelte es sich dabei um nachzie-
hende Ehefrauen, zu einem kleinen Teil waren 
verheiratete Arbeitsmigrantinnen jedoch auch 
Pionierinnen, die vor ihren Ehemännern nach 
Deutschland gingen. (…) Die geschlechtsspezi-
fische Arbeitsmarktstruktur trug entscheidend 
dazu bei, dass es sich bei der Wanderungsbewe-
gung der 1960er Jahre um eine Gemengenlage 
unterschiedlicher Migrationsprozesse handelte, 
die gleichermaßen solitäre Arbeitsmigration, 
Ehepaar- und Familienmigration umfasste.“ 
(Monika Mattes: „Gastarbeiterinnen in der BRD“, 
S. 316)
Die Arbeitsmigration von Frauen erfolgte im 
Kontext differenzierter Entwicklungen und 
Motive: Die geschlechtsspezifische Aufteilung 
des Arbeitsmarktes, der spezifische Bedarf 
nach weiblichen Arbeitskräften – besonders 
in der Textil- und Nahrungsindustrie –, sowie 
familiäre und individuelle Motive haben ihre 
Zuwanderung maßgeblich geprägt. Es kamen 
junge Frauen, Pionierinnen, Mütter, Ehefrauen 
und Töchter. (vgl. Monika Mattes: ebd.) Und 
mit ihnen der Weg voller Veränderungen – 
mit vielen Erfolgen aber auch einer Reihe von 
Hürden.

Aktuelle Integrationspolitik in 
Deutschland
Die Gastarbeitermigration in Deutschland 
ist mehr als fünfzig Jahre alt. Heute leben in 
Deutschland rund 15 Millionen Menschen mit 
einem Migrationshintergrund. Ursprünglich als 
Gäste angeworben, leben heute Migranten in der 
zweiten, dritten und sogar vierten Generation in 
Deutschland. 
Während die Zahl der Migranten in Deutschland 
wuchs und Migranten immer mehr zu einem 
natürlichen Bestandteil der Gesellschaft wur-
den, beschäftigte sich die Bundesregierung bis 
zum Ende der 1990er Jahre mit der Frage, ob 
Deutschland ein Einwanderungsland sei oder 
nicht. De facto war es dies schon seit langem. Der 
politische Umgang mit Zuwanderern entwickelte 

sich in den vergangenen Jahrzehnten konjunk-
turell unterschiedlich: „Seit dem Anwerbestopp 
1973 war die deutsche Ausländerpolitik darauf 
gerichtet, Zuwanderungen soweit wie möglich zu 
begrenzen. Die Möglichkeiten der Zuwanderung 
nach Deutschland zur Arbeitsaufnahme wurden 
weitestgehend reduziert“. (BMFSFJ: Sechster 
Familienbericht 2000, S. 9)
Die deutsche Ausländerpolitik wurde als re-
striktive Zuwanderungs- und Sicherheitspolitik 
verstanden und praktiziert. Statt einer aufnah-
mewilligen Integrationspolitik dominierte eine 
ablehnende Haltung gegenüber Zuwanderern, 
die sich in den 1990er Jahren aufgrund sozialer 
und wirtschaftlicher Probleme weiter verstärkte. 
Mit dem Regierungswechsel durch die rot-grüne 
Koalition im Jahr 1998 kam es jedoch zu einem 
Bruch in der bislang restriktiven Einbürgerungs-
politik. Mit dem neuen Staatsbürgerschaftsrecht 
zum 1. Januar 2000 wurde die Aufenthaltsdauer 
für die Einbürgerung von siebzehn auf acht 
Jahre verkürzt sowie das „Abstammungsrecht“ 
(ius sanguinis) durch das „Geburtsrecht“ (ius 
soli) ersetzt. 
Trotz dieser historischen Wende in der Zuwan-
derungspolitik kann dennoch nicht die Tatsache 
außer Acht gelassen werden, dass einerseits bis 
heute die Integration von Migranten und Mi-
grantinnen unzureichend gefördert wird und 
andererseits die Stimmen lauter wurden, die 
eine fehlende Integrationsbereitschaft seitens der 
Migranten und Migrantinnen beklagen: „Inte-
gration wurde somit zu einem Instrument neu-

erlicher Zuwanderungsblockade“. (Oberndörfer, 
D. 2006, S. 33) 

Heute…

50 Jahre türkische Arbeitsmigration in Deutsch-
land ist vor allem eine Geschichte der soziokul-
turellen Veränderungen in den Lebenslagen von 
Migrantinnen und der gegenseitigen Annäherung 
von Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund über drei, vier Generationen hinweg. 
Migrantinnen und Migranten sind keine sozio-
kulturelle homogene Gruppe, sondern zeichnen 
sich durch unterschiedliche und differenzierte 
Lebensformen und Milieulandschaften aus. Dies 
gilt vor allem insbesondere für Migrantinnen. 
Sie hinterfragen tradierte Rollenverständnisse 
und sie suchen nach „eigenen“ Wegen für ein 
selbstbestimmtes und gleichberechtigtes Leben 
in dieser Gesellschaft. 50 Jahre nach Beginn der 
sogenannten Gastarbeitermigration, leben heu-
te offiziell 2,6 Millionen Menschen türkischer 
Herkunft in Deutschland und stellen die größte 
Gruppe der Migranten in Deutschland. In vie-
len Großstädten leben Menschen unterschied-
lichster Nationalitäten. 50 Jahre türkische Migra-
tion bedeutet heute vor allem auch zu erkennen, 
welche Eigenleistungen die Migrantinnen und 
Migranten für ihre eigene Integration und für 
das Zusammenleben erbracht haben. Trotz vieler 
Schwierigkeiten und Hindernisse, haben sich 
im Alltag, in den Schulen und in den Berieben, 
Migranten und Deutsche angenähert. 

Eine Biografie im Bundes- 
verband der Migrantinnen  
in Deutschland
Die Migrationsgeschichte von Sahnur Yurtsever 
(38 Jahre) beginnt im Alter von drei Jahren. In 
einem Dorf nahe der türkischen Provinzstadt 
Bingöl (östliches Anatolien) geboren, zieht sie 
im Jahr 1974 mit ihrer Mutter und ihrer kleinen 
Schwester nach Koblenz. Ihr Vater war 1973 als 
Gastarbeiter nach Deutschland gekommen. Heute 
lebt sie mit ihrer Tochter in Frankfurt/Main. 
Die Zuwanderung der Eltern entspricht der klas-
sischen Gastarbeitermigration. Der Vater verließ 
bereits im Jahr 1973 das Dorf, seine Familie 
zog ein Jahr später nach. Die Integration ihrer 
Eltern beschreibt sie im Kontext ökonomischer 
Verhältnisse und Arbeitsbedingungen, die eine 
sprachliche Entfaltung ihrer Mutter verhinderte: 
„Ich glaube, dass war alles zu fremd für sie, erst 
einmal. Die ganze Kultur der Deutschen, die 
Sprachschwierigkeiten. Denn wenn wir heute 
meine Mutter fragen, „Was hättest Du als er-
stes gemacht, früher, als Du nach Deutschland 
kamst?“, dann sagt sie „Deutsch lernen“. Das ist 
ihr erstes Ziel. Das war aber damals nicht so. Sie 
war zuhause für ihre Kinder da. Meine Mama ist 
auch sehr spät erst arbeiten gegangen. Nachdem 
wir eine Eigentumswohnung gekauft haben. 
Weil das Gehalt dann nicht mehr gereicht hat. 



Seite 7



	 	  politik und kultur    •  juli – August 2011  •  Seite 7inter  kultur
• • • • • • • •

Oriental Temple, Kreuzberg 2009. Foto: Loredana Nemes

Das Arbeitsumfeld meiner Mutter war auch nur 
türkisch. Hinzu kommt noch, dass sie eh nicht 
lesen und schreiben konnte. Das hat sie erst hier 
gelernt, weil sie sehr großes Interesse hatte.“ 
Sahnur bricht mit den traditionellen Vorstellungen 
ihrer Eltern und dem sozialen Umfeld, was be-
sonders in der Erziehung ihrer Tochter auffällt. 
Anstatt überlieferte Normen und Werte in die 
Erziehung einzubinden und weiter zu tragen, ist 
sie bemüht, ihrer Tochter all die Möglichkeiten zu 
eröffnen, die ihr verwehrt wurden. Sie distanziert 
sich vom traditionellen Rollenbild der Frau zugun-



Fortsetzung von Seite 6
sten eines emanzipatorischen Frauenbilds. Dieses 
emanzipatorische Potenzial setzt sie schließlich 
gezielt bei der Erziehung ihrer Tochter ein: „Ich 
habe eine Tochter bekommen. Und ich habe sehr 
viel mit Frauen in meinem Alter gesprochen. 
Über ihre Schwierigkeiten, die sie in der Familie 
hatten, und über die Vorstellungen, die sie für ihre 
Kinder haben. Es war immer sehr verblüffend. Bei 
der Unterhaltung kam immer wieder heraus, dass 
sie immer das machen, was ihre Eltern mit ihnen 
gemacht haben. Ich wollte das eigentlich nicht, 
… und ich versuche, meiner Tochter auch das 
zu geben, das was ich nicht hatte. Sie bekommt 
also ihre Rechte. Dass sie einen Freund hat, dass 
sie eine Ausbildung haben soll, Kurse besucht, 

irgendwie ihre Fähigkeiten entfaltet. Weil das 
bei uns nicht der Fall war. Und das wünsche ich 
allen Mädchen.“
Von Generation zu Generation wurden eine Reihe 
von Veränderungen in den Einstellungen und Le-
bensweisen bei Migranten und Migrantinnen ge-
lebt, die nicht selten konfliktreich verliefen. Tatsa-
che bleibt aber, dass die gegenseitige Annäherung 
von Deutschen und Migranten auch Spuren in der 
Identitätsbildung hinterlassen hat. Es ist kein ent-
weder – oder, sondern ein „Mix aus beiden“: „Ich 
könnte jetzt nicht sagen „Meine Wurzeln sind in 
Deutschland“. Oder ich bin türkisch oder kurdisch. 
Es sind Wurzeln, die überall hinführen. Nicht nur 
eine, sondern wirklich verzweigt. Es ist eigentlich 

ein Mix von allem. Wirklich ein Gemisch, wo die 
Wurzeln überall hinführen. Ja, so würde ich mich 
sehen“, so Sahnur Yurtsever.
Integration ist keine Einbahnstrasse, sondern ein 
gegenseitiges Aufeinanderzugehen auf Grundla-
ge von Solidarität und Freundschaft. Es gilt aber 
noch vieles zu tun, vor allem in der Politik, die 
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für 
die gleichberechtigte Teilhabe von Migrantinnen 
und Migranten herstellen und effizienter Diskri-
minierung und Benachteiligung bekämpfen muss. 

Die Verfasserin ist Vorsitzende des 
Bundesverbands der Migrantinnen in 
Deutschland 

Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen
Von Ergun Can

Vor 50 Jahren war die deutsche Wirtschaft 
im Wachstum begriffen. Um den Arbeits-
kräftemangel auszugleichen, waren bereits 
in den 1950er-Jahren italienische, grie-
chische und spanische Gastarbeiter nach 
Deutschland gekommen. In der Türkei 
dagegen herrschte Arbeitslosigkeit. Viele 
Menschen sahen im Anwerbeabkommen 
mit Deutschland eine Chance, für eine 
begrenzte Zeit die Existenzgrundlage für 
ihre Familien in der Türkei durch Arbeit 
in Deutschland zu sichern. Interessenten, 
Männer und Frauen, mussten sich einer  
gründlichen medizinischen Untersuchung 
unterziehen, denn man wollte gesunde 
Arbeitskräfte ins Land holen.

Zunächst kamen Bewerber aus bildungsnahen 
Kreisen, die vornehmlich aus dem großstäd-

tischen Bereich stammten. Erst später kamen 
auch Menschen aus abgelegenen ländlichen Re-
gionen der Türkei, die entweder keine oder nur 
eine eingeschränkte Schulbildung mitbrachten. 
Es zeichnete sich ab, dass die Arbeitsverhältnisse 
in Deutschland längerfristig Bestand haben wür-
den. Deshalb holten die sogenannten „Gastar-
beiter“ ihre Familien zu sich nach Deutschland, 
da ihr Lebensmittelpunkt nach einigen Jahren 
immer stärker Deutschland wurde.
Nach den Wirtschaftskrisen in den 1970er Jahren 
und dem Aufkommen der Massenarbeitslosigkeit 
bemühte sich die Bundesregierung verstärkt 
darum, die „Gastarbeiter“ zur Rückkehr in ihre 
Herkunftsländer zu bewegen. Rückkehrwilligen 
wurde eine Prämie angeboten und auch eine 
Rückerstattung des Eigenanteils an der gezahlten 
Sozialversicherung. Viele türkische Mitarbeiter 
der ersten Zuwanderer-Generation haben diese 
Angebote angenommen und sind in ihre Heimat 
zurückgekehrt. Die Kinder dieser Gastarbeiter 
jedoch, die hier die Schule absolviert oder eine 
Berufsausbildung gemacht hatten, fühlten sich 
in der Türkei nicht zu Hause und wollten in 
Deutschland bleiben.
So wurde es zunehmend wichtig, in Deutschland 
eine Art Willkommens-Kultur zu entwickeln. 
Leider gab und gibt es diesbezüglich immer 
noch Defizite. Die ersten Ansprechpartner für 
Zuwanderer sind häufig die Ausländerbehörden, 
die praktische Integrationshilfen vor Ort leisten. 
Leider sind aber die dortigen Mitarbeiter oft 
nicht genügend auf diese Aufgabe vorbereitet. 
Ihr Verhalten wird von Zuwanderern immer 
wieder als „herablassend“ empfunden und die 
Zuwanderer fühlen sich als Bittsteller behandelt. 
Um eine Willkommens-Kultur zu etablieren, ist 
es wichtig, dass die öffentlichen Verwaltungen 
Mitarbeiter beschäftigen, die interkulturelle 
Kompetenzen besitzen. In Stuttgart ist man ge-
rade dabei, in den Abschlussklassen der Schulen 
auf die Möglichkeit hinzuweisen, dass junge 
Menschen mit Migrationshintergrund eine Stelle 
bei der Verwaltung antreten können. Das ist ein 
positives Beispiel. 
Stuttgart ist überhaupt ein positives Beispiel für 
eine gute Integrationspolitik: Dort gibt es eine 
Stabsstelle für Integration, die beim Oberbürger-
meister angesiedelt ist, damit also zur Chefsache 
erklärt wurde. Das Team ist nicht groß, aber 
doch eine harmonische Gruppe mit einem sehr 
engagierten Leiter. Ihm geht es um die Sache 
und nicht um das Bürokratisch-Technologische. 
Er schaut eher, wie er die Menschen in Stutt
gart zusammenbringen und Netzwerke schaffen 
kann. Das ist die Stärke von Stuttgart, immerhin 
leben dort ca. 40 Prozent Einwohner mit einem 
Migrationshintergrund. Die Stabsstelle initiiert 
zahlreiche Projekte. Dazu gehören z.B. die inter-
kulturelle Öffnung der Moscheen, Hilfestellung 
für Zuwanderer bei Gängen zu Behörden oder 
Hilfen bei der Erstellung von Anträgen. Der Leiter 

der Stuttgarter Stabsstelle wirkt auf die jungen 
Migranten motivierend und zeigt ihnen, wo sie 
Aufstiegsmöglichkeiten haben und gewisse Po-
sitionen erreichen können.
Was hat die deutsche Gesellschaft für Vorteile, 
wenn sie offener auf die aus dem Ausland Zuge-
wanderten zugeht? Dass wir unseren Wohlstand 
halten und weiter vermehren können.Wir bedin-
gen einander. Die Alterspyramide schlägt immer 
mehr zu. Wir haben zu wenig junge Leute. Wenn 
diejenigen jungen Migranten, die gut ausgebildet 
sind, das Land verlassen, weil sie bei der Arbeits-
platzsuche wegen ihres ausländischen Namens 
benachteiligt werden, dann ist das für unsere 
Gesellschaft eine Katastrophe. 

Öffnung der politischen  
Parteien
In diesem Zusammenhang ist auch eine andere 
Frage wichtig: Inwieweit öffnen sich die poli-
tischen Parteien? Ich denke, dass alle demo-
kratischen Parteien gefragt sind, sich stärker zu 
öffnen. Es kann nicht sein, dass die Parteien ein 
Parteimitglied mit Migrationshintergrund in ih-
ren Reihen haben, das dann das ganze politische 
Feld abdeckt. Wenn wir tatsächlich politische 
Teilhabe anstreben wollen, ist das nicht genug.
Wichtig sind daher positive Vorbilder. Das „Netz-
werk türkeistämmiger Mandatsträger“, das die 
Stiftung „Mitarbeit“ gemeinsam mit der Körber-
Stiftung bis 2009 koordinierte, ist ein offener 
Zusammenschluss türkeistämmiger Mitglieder 
deutscher Parlamente. Das Netzwerk ist partei-
übergreifend und will ein Forum der Diskussion 
und des parteiübergreifenden Erfahrungsaus-
tauschs sein. Das Ziel des Netzwerkes ist es, 
gemeinsam politische Positionen und Vorschläge 

zur Verbesserung der Integration türkeistäm-
miger Migranten in Deutschland zu entwickeln 
und zu fördern. Durch die Arbeit des Netzwerkes 
soll auch das Engagement von Mandatsträgern 
mit Migrationshintergrund stärker transparent 
gemacht und andere Zuwanderer zur politischen 
Partizipation in Deutschland motiviert werden. 
Bisher hat das Netzwerk ca. 80 Mandatsträger 
in Großstädten, Landtagen und im Deutschen 
Bundestag, die ausländischer Herkunft sind. Das 
ist nicht viel, aber mit dem Netzwerk türkeistäm-
miger Mandatsträger wird doch gezeigt, dass auch 
Menschen mit türkischen Wurzeln in der Bun-
desrepublik Deutschland derartige Positionen 
erreichen und besetzen können.

Gesellschaftliche Teilhabe

Politische und gesellschaftliche Teilhabe von 
Zuwanderern ist wichtig und so kommt nicht 
nur den Parteien, sondern auch den Vereinen 
vor Ort eine besondere Rolle zu. In Sportverei-
nen beispielsweise sind viele junge Zuwanderer 
aktiv und absolut gleichgestellt. In anderen 
Vereinen aber, z.B. in Wandervereinen, findet 
man leider bisher nur sporadisch Migrantinnen 
und Migranten. Alle Vereine sollten sich daher 
deutlich weiter öffnen. In den Vereinen kommen 
Menschen jeden Hintergrundes zusammen, dort 
findet gesellschaftlicher Austausch statt.
Auch wenn es im privaten Bereich immer noch 
sogenannte „Parallelgesellschaften“ gibt und viele 
Familien privat eher unter sich bleiben, kann dort 
eine zunehemende Öffnung wahrgenommen 
werden. In immer mehr sogenannten „Misch
ehen“ nähern sich die jeweiligen angeheirateten 
Familien aneinander an. Sie kochen und essen 
gemeinsam und feiern miteinander Familienfeste 

oder religiöse Feiertage. Dadurch beginnen sie, 
sich gegenseitig kennenzulernen. Das Gemein-
same wird da erkannt, nicht das Trennende.    

Unbefangende Integration

Heute ist es vor allem die Jugend, die mit der 
Integration völlig unbefangen umgeht. Die 
heutigen Schülerinnen und Schüler knüpfen 
Freundschaften. Sie, und auch die Enkel der Ein-
wanderer von vor 50 Jahren, fühlen sich oft als 
Deutsche, nennen Deutschland ihre Heimat und 
freuen sich, wenn sie in den Ferien ihre Groß-
eltern in der Türkei besuchen können. Deshalb 
ist es so wichtig, dass das deutsche Schulsystem 
allen Kindern, egal welcher Herkunft ihre Eltern 
sind oder welchen Bildungshintergrund sie ha-
ben, ermöglicht, mit gleichen Chancen gefördert 
zu werden. 
Leider fehlt dafür noch ein Stück weit die Sen-
sibilität in der Bevölkerung, da beim Thema 
Migration und Integration nach wie vor viel 
mit Ängsten gearbeitet wird. Beispielsweise 
hört man immer noch den Satz: „Die Muslime 
werden mehr werden, sie übervölkern uns“. 
In der Bundesrepublik ist Religionsfreiheit 
aber ein im Grundgesetz verankertes Grund-
recht. Die Religionen müssen sich gegenseitig 
achten und respektieren und dafür sorgen, 
dass Fundamentalisten in den eigenen Reihen 
bekämpft werden. Dann ist auch in religiöser 
Hinsicht Vielfalt eine Bereicherung für unsere 
Gesellschaft. 

Der Verfasser ist Sprecher des Netz-
werkes türkeistämmiger Mandatsträ-
ger sowie Mitglied des Stuttgarter 
gemeinderates 
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Eine Erfolgsgeschichte
Von Mehmet Çalli

Am 31. Oktober 1961 wurde in Bad Godes-
berg das Anwerbeabkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Türkei unterzeichnet. Diesem vorangegan-
gen waren bzw. folgten ähnliche Abkom-
men mit Italien, Spanien, Griechenland, 
Portugal, dem damaligen Jugoslawien, 
Marokko u.a.. Allein aus der Türkei wur-
den im Rahmen des Abkommens bis zum 
Anwerbestopp im Jahre 1973 knapp 900.000 
Arbeiterinnen und Arbeiter nach Deutsch-
land geholt. Aus den einstigen „Gastarbei-
tern“ wurden „ausländische Mitbürger“ 
(also keine vollwertigen Bürger mit ent-
sprechenden Bürgerrechten), und heute, 
ein halbes Jahrhundert später „Menschen 
mit Migrationshintergrund“. 

Heute leben rund sieben Millionen Menschen 
ohne deutschen Pass in diesem Land – rund 

zwei Drittel von ihnen mit einer durchschnitt-
lichen Aufenthaltsdauer von 20 Jahren. Schenkt 
man der Politik Glauben, so ist der Versuch, sie in 
die sogenannte Aufnahmegesellschaft zu integrie-
ren, größtenteils gescheitert. Zum Beweis dieser 
Behauptung werden Integrationsindikatoren wie 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit ins 
Felde geführt, angebliche Parallelgesellschaften 
konstruiert, Begriffe wie Integrationswilligkeit 
oder -bereitschaft erfunden, mit denen man in 
seit Jahrzehnten andauernden, ausgrenzenden 
Integrationsdebatten argumentiert.
Allerdings gibt es auch hier die berühmte 
Rückseite der Medaille, die das Gegenteil dieser 
Beweisführungsbemühungen widerspiegelt. 
Darauf sind die gegenseitige Annäherung und 
das Zusammenwachsen von Menschen mit und 
ohne deutschen Pass zu sehen. Sie zeigt uns, 
dass die Geschichte der Arbeitsmigration in das 
Nachkriegsdeutschland trotz aller Defizite und 
Probleme aus der Sicht der Objekte der diskri-
minierenden und ausgrenzenden Debatten doch 
eine Erfolgsgeschichte ist.
Denn die anfänglichen Rückkehrabsichten der 
ersten Gastarbeiter-Generation hielten nicht lan-
ge. Mit den nachfolgenden Generationen – heute 
ist die Rede von der 4. Generation – verstärkten 
sich die endgültigen Bleibeabsichten. Migran-
tinnen und Migranten fanden in Deutschland 
ihren neuen Lebensmittelpunkt und machten 
die „Fremde“ zu ihrer neuen Heimat. Heute 
sind sie ein nicht mehr wegzudenkender, fester 
Bestandteil der Gesellschaft. So belegte z.B. 
die SINUS-Millieu-Studie von 2009, dass der 
soziale Hintergrund und der Bildungsstand das 
Handeln und die Möglichkeiten der Menschen 
wesentlich stärker bestimmen als ihr ethnischer 
Hintergrund. 
Laut der SINUS-Studie sind die von Politik gern 
zitierten Integrationsindikatoren wie Zugang 
zum Arbeitsmarkt oder Bildungserfolg Fragen der 
sozialen Herkunft, die für Deutsche ohne Migra-
tionshintergrund ganz ähnlich gelten. Die Studie 
räumt mit vielen, in der Integrationsdebatte 
verbreiteten Vorurteilen auf, die in Deutschland 
nach wie vor das Bild von Migranten bestimmen. 
Den Stammtischparolen vieler Politiker, die das 
Schreckensszenario von der „Gefährdung der 
inneren Sicherheit durch Migranten islamischen 
Glaubens“ an die Wand malen und somit neue 
Mauern zwischen Menschen unterschiedlicher 
Herkunft und Religion hochzuziehen versuchen, 
setzt die Studie entgegen, dass z.B. die Mehrheit  
der Migranten einer christlichen Konfession 
angehört (56 Prozent) und 22 Prozent sich zum 
Islam bekennen. Die Ergebnisse belegen, dass 
von Integrationsunwilligkeit nicht die Rede sein 
kann, sondern von der großen Bereitschaft, sich 
in die deutsche Gesellschaft zu integrieren. Dazu 
gehört auch, die deutsche Sprache zu beherr-
schen. So bestätigten laut der Studie 85 Prozent, 
ohne die Sprache könne man in Deutschland 
keinen Erfolg haben. 68 Prozent schätzten die 
eigenen Sprachkenntnisse als sehr gut bis gut ein.
Es ist festzuhalten, dass dieser Integrationsstand 
erreicht werden konnte, obwohl die dafür 
erforderlichen rechtlichen und sozialen Rah-
menbedingungen unzureichend waren. Eine 
Politik, die den Erfordernissen der Feststellung 
von Max Frisch aus den frühen 1970er Jahren 
Rechnung trüge, dass die gerufenen Arbeitskräfte 
auch Menschen waren, lässt auch heute noch 
auf sich warten. Zentrale Forderungen nach 
gleichen Rechten und politischen und sozialen 
Teilhabemöglichkeiten, die der erste Ausländer-
beauftragte der Bundesregierung, Heinz Kühn 
im Jahre 1979 für unumgänglich hielt, sind bis 
dato nicht realisiert. Stattdessen werden immer 

Café Esto, Neukölln 2008. Foto: Loredana Nemes
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mehr Versuche unternommen, die Spaltung 
zwischen Menschen unterschiedlicher Herkunft 
voranzutreiben. Migrantinnen und Migranten 
werden weiterhin als Sündenböcke und „Inte-
grationsverweigerer“ für rassistische Debatten 
und Wahlkampfzwecke instrumentalisiert. In 
diesem Sinne änderte sich der Kern dieser Politik 
im zurückliegenden halben Jahrhundert nicht.
Und dennoch: Der Prozess der gegenseitigen 
Annäherung und des Zusammenlebens konnte 
nicht aufgehalten werden. Er setzte sich trotz 
politisch forcierter Ausgrenzung und Diskrimi-
nierung durch. Trotz alledem ist die Nachkriegs-
geschichte auch im Bereich der Integration eine 
Erfolgsgeschichte. Sie ist die Geschichte des 
Miteinanders von Deutschen und Migrantinnen 
und Migranten. Sie ist vor allem die gemeinsame 

Geschichte von Arbeiterinnen und Arbeitern un-
terschiedlicher Herkunft, die für den Erhalt ihrer 
Arbeitsplätze kämpfen. Sie ist die gemeinsame 
Geschichte von Jugendlichen und Eltern mit und 
ohne deutschen Pass, die sich für eine Bildung 
und Zukunft einsetzen. Die Integration findet 
im Alltag, in den Betrieben, an Schulen und in 
Stadtteilen statt – im Aufeinanderzugehen und 
im gemeinsamen Einstehen für politische und 
soziale Rechte.
Es ist Zeit für eine Politik, die das Zusammenleben 
fördert und nicht zur Spaltung der Gesellschaft 
führt. Daran orientiert sich die �Föderation De-
mokratischer Arbeitervereine (DIDF). Sie möchte 
nicht das Trennende, sondern das Verbindende, 
das gemeinsam Erreichte stärker in den Vor-
dergrund rücken. Unter dem Motto „50 Jahre: 

Gemeinsam sind wir stark“ führen DIDF und ihre 
Mitgliedsvereine in diesem Jahr Veranstaltungen 
in über 30 Städten durch, die den Grundgedan-
ken der Solidarität und Freundschaft verfolgen. 
Dazu gehören Informationsveranstaltungen 
aber auch Literaturtage, Film- und Theaterfe-
stivals, Konzerte u.v.m. Der 50. Jahrestag der 
Arbeitsmigration aus der Türkei bietet uns einen 
neuen Anlass, zurückzublicken auf das, was wir 
gemeinsam erreicht haben und nochmals zu 
bekräftigen, wofür wir weiterhin gemeinsam 
streiten wollen: Für gleiche Rechte, für Solidarität 
und Freundschaft.

Der Verfasser ist Pressesprecher der 
Föderation Demokratischer Arbeiter-
vereine (DIDF) 

Viel wurde erreicht
Von Max Fuchs

Der 50. Jahrestag des Anwerberabkommens 
ist in der Tat ein Grund zum Feiern. Bei 
aller Kritik an dem, was noch nicht so gut 
funktioniert im Hinblick auf das Zusam-
menleben, muss man doch feststellen: Es 
ist viel erreicht worden in diesen 50 Jahren. 

Ich möchte zu 50 Jahren Migration aus der 
Türkei aus der Perspektive der Kultur oder 

besser der Kulturpolitik einige Überlegungen 
vortragen. Eine erste Feststellung: Es gibt ein 
Menschenrecht auf Kultur, genauer: auf kultu-
relle Teilhabe aller Menschen. Und dies ist nicht 
nur ein gut klingendes Völkerrecht, das in New 
York beschlossen worden ist und ansonsten we-
nig mit uns zu tun hat: Dies ist geltendes Recht 
in Deutschland. Es gilt für alle, d.h. insbesondere: 
Es gilt unabhängig vom Alter, vom Geldbeutel, 
vom Geschlecht, von der Hautfarbe oder der 
Herkunft. Dieses Menschenrecht wird im Prinzip 
auch umgesetzt in Deutschland. Ich will zwei 
Beispiele geben. In der Jugendpolitik heißt das 
zentrale Gesetz Kinder- und Jugendhilfegesetz. 
Dieses sprach bis 1990 von „deutschen Kindern 
und Jugendlichen“, für die dieses Gesetz Gültig-
keit hat. Seit dieser Zeit spricht es von „Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland“, d. h. es hat 
Gültigkeit für alle Kinder, die in Deutschland 

leben. Ein zweites Beispiel: Es gab über einige 
Jahre eine Enquête-Kommission im Deutschen 
Bundestag, die sich mit Kultur und Kulturpolitik 
befasst hat. In früheren Jahren wäre der Name 
dieser Kommission sicherlich gewesen „Deutsche 
Kultur“. So hatte man diese Kommission jedoch 
nicht genannt. Sie hieß vielmehr „Kultur in 
Deutschland“, sie bezog sich also auf kulturelle 
Angebote und kulturelle Tätigkeiten aller Men-
schen, die in Deutschland leben.
Es gibt viele wichtige politische Gremien, die 
einen ähnlichen Weg eingeschlagen haben und 
die sehr gute Positionspapiere zur Interkultur 
oder zur Integration verabschiedet haben. 
Ich erinnere hier nur etwa an den wichtigen 
Zusammenschluss deutscher Großstädte, den 
Deutschen Städtetag. Das ist auch gut so. Denn 
in der UNESCO gibt es einen Slogan: „Vielfalt ist 
Reichtum“. Dieser Slogan wird fortgesetzt durch 
die Aufforderung: „Und diesen Reichtum sollten 
wir genießen“. Immer mehr Menschen haben 
sich diesen Slogan auch zum Leitmotiv ihres 
Lebens gemacht. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass nicht 
alle dies so sehen. So haben wir alle paar Jahre 
eine Debatte über eine deutsche Leitkultur, bei 
der es offenbar eine Sehnsucht danach gibt, sich 
abzuschotten gegenüber der Welt. Hier geht es 

um Bewahrung dessen, was man für „Deutsch“ 
hält und möchte vor allen Dingen keine fremden 
Einflüsse in der deutschen Kultur zulassen. Das 
Problem besteht hierbei darin, dass Kultur so 
überhaupt nicht funktioniert: Kultur ist immer 
in Bewegung. Kultur lebt davon, dass es ständig 
neue Einflüsse gibt, die verarbeitet werden: Kul-
tur funktioniert nur im Modus der Interkultur. 
Deshalb gibt es so viele Einflüsse der Migranten 
und ihrer Kulturen in Deutschland, sodass 
man überhaupt nicht mehr sagen kann, wo be-
stimmte kulturelle Artikulationen ursprünglich 
herkamen. Es gibt allerdings auch erhebliche 
Unterschiede zwischen den Migrantenkulturen 
in Deutschland und der kulturellen Entwicklung 
im ursprünglichen Herkunftsland.
Ich bin also überzeugt davon, dass es einen Fort-
schritt gibt, und ich kann sogar einen Maßstab 
für diesen Fortschritt angeben: Man kann inzwi-
schen sehr gut über kulturelle Unterschiede und 
vor allen Dingen über die eigenen und anderen 
Vorurteile lachen. Dies ist etwa die große Bedeu-
tung des Films „Almanya“, der zwar mit großer 
Ernsthaftigkeit auf das Thema Zuwanderung und 
der Erarbeitung einer neuen Heimat eingeht, dies 
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Beker, Neukölln 2009. Foto: Loredana Nemes

Türkische Migration heute
Von Kristin Bäßler

Das deutsch-türkische Anwerbeabkom-
men, das am 31.10.1961 von der Bundes-
republik und der Türkei unterzeichnet 
wurde, war sowohl für die Türkei als auch 
für Deutschland eine große Chance. Für 
viele Türkinnen und Türken gab es den 
Anstoß, in Deutschland Arbeit zu finden. 
Für Deutschland war es eine Möglichkeit, 
den Arbeitskräftemangel durch die gezielte 
Anwerbung von Arbeitskräften aus dem 
Ausland aufzufangen und so den deutschen 
Wohlfahrtsstaat langfristig zu sichern. So zo-
gen 910.500 Türken bis zum Jahr 1973 nach 
Deutschland. Trotz des Anwerbestopps 
1973 und dem „Gesetz zur Förderung der 
Rückkehrbereitschaft von Ausländern“ 
aus dem Jahr 1983 wurde Deutschland 
für viele der türkischen Einwanderer der 
ersten Generation zur zweiten Heimat. Für 
viele der zweiten und dritten Generation 
ist Deutschland zwar zur ersten Heimat 
geworden, heute zieht es aber immer mehr 
von ihnen zurück in die Türkei.

Seit der Ankunft der ersten türkischen Arbeit-
nehmer sind nun fast 50 Jahre vergangen. 

Heute liegt der Anteil der türkeistämmigen Bevöl-
kerung an der deutschen Gesamtbevölkerung bei 
3,1 Prozent. (Quelle: Statistisches Bundesamt, Mi-
krozensus 2009, Tabelle 5I, ZfTI Berechnungen).
Seitdem hat sich nicht nur Deutschland, son-
dern auch die Türkei verändert: die türkische 
Wirtschaft ist stark gewachsen, die Geburtenrate 
gesunken, der allgemeine Bildungsstand gestie-
gen. Längst ist die Türkei ein attraktives Einwan-
derungsland geworden, in das viele Deutsche 
türkischer Herkunft aus der zweiten und dritten 
Generation auswandern. Die Zuwanderung 
türkeistämmiger Personen nach Deutschland 
unterliegt aber immer noch vielen Vorurteilen. 
Wie der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration (SVR) untersuchte, 
glauben immer noch 30 Prozent der Befragten, 
dass die Mehrzahl der heutigen Einwanderer aus 
der Türkei kommen. Richtig aber ist, dass die Zahl 
der türkischen Einwanderer seit Jahren abnimmt. 
Während im Jahr 2009 112.027 Personen aus Po-
len nach Deutschland zogen, kamen im Vergleich 
nur 27.212 Personen aus der Türkei. 
Nachdem der Sachverständigenrat im ver-
gangenen Jahr seinen ersten Bericht unter dem 
Titel „Einwanderungsland 2010“ veröffentlichte, 
liegt nun das zweite Jahresgutachten zum The-
ma „Migrationsland 2011“ vor. Neben Daten 
zur deutschen Migrationspolitik werden unter 
anderem Migrationsdaten aus dem europäischen 
Raum sowie zur türkischen Migration erhoben 
und ausgewertet. Erstmals wurde darüber hinaus 
ein Migrationsbarometer durchgeführt, in dem 
die Einstellungen und Bewertungen von über 
2.450 Befragten zu den Themen Migration und 
Migrationspolitik ausgewertet wurden. 

Zuzug von Türken nach 
Deutschland
Wie der 8. Bericht der Beauftragten der Bun-
desregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration über die Lage der Ausländerinnen 
und Ausländer in Deutschland aus dem Jahr 
2010 belegt, bleiben türkische Zuwanderer im 
Schnitt 24,7 Jahre in Deutschland.
Wie aber sieht genau die Zuzugssituation von 
Türken nach Deutschland aus und welche Gründe 
sind für sie heute ausschlaggebend, 50 Jahre nach 
dem deutsch-türkischen Anwerbeabkommen 
nach Deutschland zu ziehen? Zugezogen nach 

Deutschland sind im Jahr 2009 27.212 türkische 
Staatsangehörige. Ihre Gründe sind ebenso vielfäl-
tig wie die der insgesamt 197.873 aus Drittstaaten 
Zugezogenen. Die häufigsten Gründe sind ein 
Studium, der Umzug zur Familie oder der Beginn 
eines Beschäftigungsverhältnisses in Deutschland. 
Im Jahr 2009 betrug die Zahl der nach Deutsch-
land zugezogenen Fachkräfte aus der Türkei 849. 
(Quelle: Parusel/ Schneider 2010: 111). 

Familiennachzug

Die Muster des Familiennachzugs aus der Türkei 
nach Deutschland sind wiederum vielseitig. So 
betrug beispielsweise die Zahl der türkischen 
Ehefrauen, die zu ihren in Deutschland lebenden 
ausländischen Ehemännern zogen, 28,4 Prozent; 
türkische Ehemänner, die zu ihren ausländischen 
Ehefrauen zogen 11,6 Prozent; türkische Ehe-
frauen, die zu ihren deutschen Männern zogen 
16,0 Prozent. Der Anteil türkischer Ehemänner, 
die zu ihren deutschen Frauen auswanderten, 
betrug 27,9 Prozent und der Prozentsatz tür-
kischstämmiger Kinder unter 18 Jahren, die nach 
Deutschland zogen, betrug im Jahr 2009 16,1 
Prozent. (Quelle: BAMF 2011b;153). 
Dennoch kann seit 2002 ein deutlicher Rück-
gang des Familiennachzugs aus der Türkei 
beobachtet werden. Reisten im Jahr 2002 noch 

25.068 Familienangehörige aus der Türkei nach 
Deutschland, so waren es 2009 nur noch 8.048 
Personen. (Quelle: Integrationsbeauftragte 2003; 
Zuwanderungsrat 2004; BAMF 2006; BAMF 2007; 
BAMF 2008b; BAMF 2010f; BAMF 2011b). Aus 
Deutschland fortgezogen in die Türkei sind im Jahr 
2009 insgesamt 35.410 Personen. Das entspricht 
einem Saldo von -8.198 Personen (Quelle: Desta-
tis 2011b). Zwar ist die Türkei für viele deutsche 
Auswanderer nicht die erste Wahl, aber immerhin 
über 30 Prozent der in der Türkei lebenden 25- bis 
50-jährigen Ausländer kommen aus Deutschland. 

Auswanderungsland  
Deutschland
De facto ist Deutschland seit einigen Jahren kein 
Einwanderungs-, sondern ein Auswanderungs-
land. Der Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration erklärt dazu, 
dass die Türkei „auch Rück- oder Auswanderern 
aus Deutschland in zunehmendem Maße eine 
Perspektive“ bietet. Und weiter heißt es: „Auch 
wenn in den Wanderungsstatistiken nicht nach 
Qualifikation unterschieden wird (vgl. Aydin 
2010), spricht einiges dafür, dass ein nennens-
werter Teil der aus- und rückwandernden Deut-
schen türkischer Herkunft gut qualifiziert ist“.
Neudeutsch nennt man so etwas „Braindrain“. 50 

Jahre nach den Anwerbeabkommen mit Italien, 
Spanien, Griechenland, der Türkei, Marokko und 
dem damaligen Jugoslawien sieht sich Deutsch-
land in der Situation, seinen Fachkräftemangel 
erneut auszugleichen. Die Bundesregierung 
versucht darauf zu reagieren, indem derzeit 
beispielsweise ein sogenanntes „Anerkennungs-
gesetz“ auf den Weg gebracht wird, durch das die 
beruflichen Qualifikationen und Abschlüsse für 
Ausländer schneller anerkennt werden.
Der Sachverständigenrat allerdings fordert mehr. 
Er kommt zu dem Schluss, dass Deutschland sei-
ne Migrationspolitik grundsätzlich neu ausrich-
ten müsse: „Die Vorstellung, Deutschland müsse 
sich vor Zuwanderung in größerem Umfang 
schützen, ist nicht nur empirisch falsch, sondern 
gerade zu kontraproduktiv im Blick auf ein an-
gestrebtes wirtschaftliches Wachstum und eine 
sozialverträgliche und langfristige Umgestaltung 
des Wohlfahrtsstaats.“

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche Mit-
arbeiterin des Deutschen Kulturrates 

Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Inte-
gration und Migration (SVR): Migrationsland 2011. 
Jahresgutachten 2011 mit Migrationsbarometer, Berlin 
2011. Abzurufen unter: http://www.svr-migration.de/
wp-content/uploads/2011/04/jg_2011.pdf
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aber mit großer Heiterkeit tut. Lachen über sich 
selbst und über die eigenen Vorurteile ist die beste 
Grundlage für ein gelingendes Zusammenleben.
Kern der Kultur sind die Künste. Man sagt 
oft, dass diese die Menschen verbinden. Das 
stimmt auch im Grundsatz, und man erlebt es 
selber, wenn man zusammen singt, tanzt und 
dabei zusammen isst und trinkt. Gleichzeitig 
sind die Künste aber auch sehr wichtig dafür, 
Unterschiede auszudrücken. Künste stehen 
für Differenzen und Vielfalt. Es gibt sogar eine 
eigenständige UNESCO-Konvention, die diese 
Vielfalt schützt und die formuliert: Vielfalt ist 
ein Menschenrecht. Es geht also gerade nicht 
darum, Einheitlichkeit zu erzwingen, sondern 
es geht vielmehr darum, in eine Situation zu 

kommen, wo man Genuss und Freude an der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen erleben 
kann. Zum Schluss komme ich auf meine ei-
gene Organisation zu sprechen, den Deutschen 
Kulturrat, den Dachverband aller Kultur- und 
Künstlerorganisationen in Deutschland. Auch 
hier müssen wir feststellen, dass es noch einige 
Defizite im Kulturbereich gibt. Deshalb arbeiten 
wir seit einiger Zeit mit zahlreichen Migranten-
organisationen zusammen, um entsprechende 
Empfehlungen zu erarbeiten. Diese Arbeit ist 
noch nicht abgeschlossen, aber ich kann bereits 
jetzt sagen, dass es Empfehlungen in zweierlei 
Richtungen gibt: Zum einen gibt es Empfehlungen 
an die Kultureinrichtungen, an die Theater, Mu-
seen, Opern- und Konzerthäuser, dass sie einiges 
tun müssen, um mit ihren Angeboten attraktiv 
zu werden für Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte. Denn der Anteil dieser Menschen an 

den Besucherinnen und Besuchern ist sehr viel 
kleiner als deren Anteil an der Bevölkerung. Es 
werden allerdings auch Empfehlungen entwickelt, 
die sich an die Migrantenorganisationen und an 
deren zahlreiche kulturellen Angebote wenden. 
Auch hier geht es darum, sie zu einer Öffnung 
ihrer Angebote für die Mitglieder der Mehrheitsge-
sellschaft zu ermutigen. Das Ziel ist also Öffnung, 
ist Begegnung, ist Abbau von Hemmschwellen. 
Schließen möchte ich mit einem türkischen Ge-
dicht, das vor 40 Jahren bei der Protestbewegung 
in Deutschland, also bei der Friedensbewegung 
oder der Bewegung gegen Atomkraft und Atom-
waffen eine wichtige Rolle gespielt hat. Ich bitte 
bereits im voraus um Entschuldigung dafür, was 
ich Ihrer Sprache antue, denn ich versuche das 
Gedicht auf türkisch vorzutragen. Es ist das Ge-
dicht „Davêt“ von Nazim Hikmet, das seine schö-
ne Vision für unser Zusammenleben formuliert:

Yasamak! Bir agaç gibi tek ve hür 
ve bir orman gibi kardesçesine, 
bu hasret bizim!
(Leben! Wie ein Baum, einzeln und frei 
und brüderlich wie ein Wald, 
diese Sehnsucht ist unser!)
(Übersetzt von Helga Dagyeli-Bohne und Yildirim 
Dagyeli. In: Hikmet, Nazim; Die Luft ist schwer 
wie Blei. Hava Kursun Gibi Agir. Gedichte. Über-
setzt und herausgegeben von Dagyeli-Bohne und 
Yildirim Dagyeli. Berlin 2000)

Der Verfasser ist Präsident des Deut-
schen Kulturrates 

Der Beitrag basiert auf dem Grußwort anlässlich  der 
zentralen Festveranstaltung der DIDF „50 Jahre Mi-
gration aus der Türkei“ am 18.6.2011 in der Gruga 
Halle in Essen.
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Neue Deutsche Medienmacher
Von Marjan Parvand 

Ünal, Neukölln 2009. Foto: Loredana Nemes

Ein Café in Kreuzberg, das Büro einer freien 
Kollegin im Wedding, der Konferenzraum 
der Initiative gegen Antisemitismus und das 
Bildungswerk beides in Kreuzberg, die Bü-
roräume der türkischen Unternehmer und 
Handwerker in Neukölln – die Geschichte 
der Neuen Deutschen Medienmacher ist 
eng verwoben mit Berlin und seinen von 
der Mehrheitsgesellschaft sogenannten Pro-
blembezirken. 

Wollte man also einen Gründungsmythos 
etablieren, müsste man von einer handvoll 

Journalisten mit Migrationshintergrund schrei-
ben, die sich regelmäßig in Kreuzberg, Wedding 
und Neukölln trafen und nach und nach merk-
ten, dass sich nur dann etwas an ihrer Situation 
in den Redaktionen sowie an der Berichterstat-
tung über Migranten ändern wird, wenn sie sich 
selbst zu Wort melden. Wollte man den Mythos 
ein wenig lüften, müsste man schreiben: Kemal, 
Özlem, Mina, Mely, Rana, Aziz, Eva, Maricel, 
Bernd, Ali, Madjid, Sineb, Aycan und Marjan 
haben sich getroffen, gut gegessen, leckeren Wein 
getrunken und viel geredet. Denn auch wenn wir 
heute zum Integrationsgipfel im Bundeskanzler-
amt eingeladen werden, als Experten auf Podien 
zum Thema Migration und Integration sitzen, 
oder diese selbst veranstalten, geplant war das 
nicht, zumindest nicht am Anfang! 

Lachen und lästern

In wechselnder Besetzung traf sich also die bun-
te Truppe in den herrlich vielfältigen Bezirken 
Berlins, redete, lachte, wunderte und beklagte 
sich über biodeutsche Kollegen und freute sich 
gleichzeitig endlich, andere gefunden zu haben, 
denen es in Redaktionen genauso erging wie 
einem selbst. Ausnahmslos alle freien Kollegen 
kannten beispielsweise die Erfahrung der „Mi-
grant vom Dienst“ zu sein. „Es geht um Türken, 
ruf‘ doch ‘mal den Fareed an!“ Dass Fareed ein 
studierter Politologe ist und seine Magisterarbeit 
über die Geschichte der konservativen Parteien 
in Deutschland geschrieben hatte, interessierte die 
biodeutschen Redakteure nicht. Die Festangestell-
ten unter uns erzählten wiederum davon, welche 
Kämpfe sie in Konferenzen kämpfen mussten, 
wenn es um die Bildauswahl für Fernsehbeiträge 
über Migration bzw. Integration ging. „Es müssen 
mehr Bilder von Kopftuch-Frauen in den Beitrag. 
Der Zuschauer braucht das, sonst weiß er nicht, 
dass wir über Migranten reden“, poltert der Blond-
schopf vom Dienst und zuckt nicht einmal mit der 
Wimper, obwohl sein Gegenüber eine Deutsch-
Libanesin ohne Kopftuch ist! Als wir uns diese und 
ähnliche Geschichten erzählten, war es nicht nur 
befreiend, sondern auch ernüchternd. Wollen wir 
dass es dabei bleibt? Wollen wir weiterhin, dass 
jeder als Einzelkämpfer gegen diese Vorurteile 
kämpft? Die klare Verneinung beider Fragen und 
die allmähliche Einsicht, dass es nichts nützt, ta-
tenlos zuzusehen, ermutigten uns zum Handeln. 
Es kristallisierte sich eine Erkenntnis heraus, wo-
ran wir als „Neue Deutsche Medienmacher“ nach 
wie vor fest glauben. Es bringt nichts zu schweigen 
und die Dinge hinzunehmen. Veränderungen gibt 
es nur dann, wenn wir das Einzelkämpfertum 
aufgeben und gemeinsam gegen die gängigen 
Vorurteile, Ressentiments und auch den Rassismus 
in den Redaktionen vorgehen.

Bloß kein Verein!

Doch auch wenn wir wussten, dass wir gemeinsam 
handeln mussten, waren die Vorbehalte, einen 
Verein zu gründen unter den Mitkämpfern der 
ersten Stunden sehr groß. Auf den bürokratischen 
Aufwand hatte keiner von uns Lust. Wir hatten 
auch alle keine Zeit dafür. Schließlich standen 
wir alle voll im Berufsleben. Sitzungsprotokolle, 
Geschäftsberichte, Antrag auf Gemeinnützigkeit, 
Jahresabrechnungen und nach den Vereinssta-
tuten ordentlich einberufene Mitgliederversamm-
lungen klangen in unseren Ohren wie Horrors-
zenarien. Außerdem war das alles so „deutsch“! 
Wir waren doch keine Vereinsmeier, sondern eine 
Truppe von Journalisten, die sich einmischen und 
wegen ihrer Vielfalt und ihres multikulturellen 
Wissens ein Plus für die Redaktionen der Repu-
blik sein wollte. Anstelle eines Vereins entstand 
also zunächst die Idee, einen losen Verbund von 
Journalisten mit Migrationshintergrund zu grün-
den, eine Art Netzwerk. Aber auch ein Netzwerk 
muss seine Ziele und Ideen benennen, sonst ist 
es schwer, andere für sich zu begeistern. Aber 
welche Ziele hatten wir genau? Wie wollten wir 

andere Kollegen von unseren Ideen überzeugen, 
wenn wir diese noch gar nicht formuliert hatten? 
Anekdoten und ähnliche Erfahrungen sind un-
terhaltsam und können Menschen miteinander 
verbinden, sie reichen aber nicht aus, um andere 
für die Sache zu gewinnen. Was wir brauchten 
waren politische Ziele, klar formuliert.

Ein Sommertag im Wedding

An einem heißen Sommertag im Juli 2008 traf 
sich der sogenannte harte Kern im Büro einer 
freien Kollegin in Berlin-Wedding. Wir hatten 
uns einen eintägigen Workshop verordnet und 
am Ende des Tages waren folgende Fragen 
beantwortet: Wer sind wir? Ein bundesweiter 
Zusammenschluss von Journalisten mit Mi-
grationshintergrund. Was meinen wir? Jeder 
fünfte Einwohner in Deutschland hat einen 
sogenannten Migrationshintergrund, aber nur 
jeder fünfzigste ist Journalist. In den Redaktionen 
der Republik fehlen oftmals die Perspektiven von 
Migranten und hinreichende Kompetenz für 
die Darstellung gesellschaftlicher Vielfalt. Was 
wollen wir? Wir wollen mehr Kolleginnen und 
Kollegen mit Migrationshintergrund nicht nur 
vor der Kamera und hinter dem Mikrophon, 
sondern auch in den Planungsstäben, Führungs-
etagen und Aufsichtsgremien. Wir wollen mehr 
interkulturelle Kompetenz und Sensibilität in der 
journalistischen Arbeit und Berichterstattung und 
in der Aus- und Fortbildung der Medienberufe. 
Und wir wollen uns einmischen: für eine sensible 
und faire Berichterstattung über Integration und 
Migration; uns wehren gegen diskriminierende 
und stereotype Berichterstattung. Was tun wir? 
Wir sind Ansprechpartner für interkulturellen 
Journalismus. Wir treten gezielt diskriminie-
render Berichterstattung entgegen. Wir bieten 
ein Forum für Information und Austausch und 
last but not least: wir fördern den journali-
stischen Nachwuchs mit Migrationshintergrund. 
Als die Antworten auf diese Fragen an diesem 

Sommertag im Juli 2008 formuliert und aufge-
schrieben waren, veränderte sich einiges. Wir 
hatten uns ein politisches Profil verpasst, nun 
ging es darum, dieses Profil auch nach Außen zu 
repräsentieren und dafür zu werben. Ein guter 
Freund erklärte sich bereit, uns einen neuen 
Internetauftritt zu verpassen – unentgeltlich. Die 
Tochter eines Mitstreiters entwarf als Grafikerin 
ein Logo für uns – umsonst. Parallel dazu gab es 
immer mehr Kollegen, die sich für die „Neuen 
Deutschen Medienmacher“ interessierten und 
im Netzwerk mitarbeiten wollten. Besonders 
geholfen hat uns dabei wohl auch unser Name. 
Werbefachleute haben uns inzwischen beschei-
nigt, dass der Name ein kleiner Geniestreich sei, 
weil wir mit ihm eine klare umrissene Marke 
geschaffen und etabliert hätten. Fest steht je-
denfalls, dass wir uns bei der Namenssuche sehr 
bewusst gegen Begriffe wie Migrant, Integration, 
Einwanderer oder Multikulti entschieden. Der 
Name sollte vielmehr verdeutlichen, dass wir 
Teil der deutschen Gesellschaft sind. An dieser 
Stelle möchte ich als Vorstandsvorsitzende auch 
entschieden dem Vorwurf entgegentreten, dass 
wir mit dem Namen eine Überidentifikation mit 
dem „Deutschsein“ oder „Deutschland“ an den 
Tag gelegt hätten. Die zündende Idee, sich „Neue 
Deutsche Medienmacher“ zu nennen, hing in 
erster Linie mit der deutschen Musikgeschichte 
zusammen. So wie die „Neue Deutsche Welle“ 
das miefige Volkslied und den peinlichen Schla-
ger verdrängte und deutsche Texte auch für die 
jüngere Generation hörbar machte, wollten und 
wollen wir mit den „Neuen Deutschen Medie-
machern“ eine Welle der Veränderung auslösen. 

Die Vereinsgründung oder 
ohne Moos nix los
Ohne Moos nix los. Diese Erkenntnis hat uns nicht 
gefallen, aber irgendwann mussten die Aktiven 
innerhalb des Netzwerkes einsehen, dass wir 
nur dann die vielen Ideen und das Engagement 

unserer Mitglieder in Taten umsetzen können, 
wenn wir Geld zur Verfügung haben. Bereits 
nach unserer ersten Pressekonferenz und der 
anschließenden Podiumsdiskussion im November 
2008 merkten einige Mitglieder an, dass wir als 
Netzwerk relativ wenig erreichen könnten. Wie 
sollten wir in Zukunft Podiumsdiskussionen ver-
anstalten, wenn kein Geld für die Bezahlung der 
Räume da war? Auch für Anträge an Stiftungen 
zwecks finanzieller Unterstützung war eine 
Rechtsform notwendig. Ähnlich verhielt es sich 
bei der Frage der Förderung des journalistischen 
Nachwuchses. Wir hatten als Netzwerk wenig 
Chancen, mit Bildungsträgern und Redaktionen 
in Kontakt zu treten. Schließlich waren es diese 
Einsichten, die uns dazu bewogen im März 2009 
beim Amtsgericht Charlottenburg den Antrag für 
eine Vereinsgründung zu stellen. Seitdem ergän-
zen die beiden bürokratischsten Buchstaben der 
Welt unseren Namen: „Neue Deutsche Medien-
macher e.V.“. 
Doch trotz aller Bürokratie und der zusätzlichen 
Arbeit, die die Vereinsgründung für die Mitglieder 
des Vorstandes mit sich gebracht hat, sind wir 
froh, diesen Weg gegangen zu sein. Denn die 
Reaktionen der Mitglieder und unserer bisherigen 
Kooperationspartner haben gezeigt, dass wir auf 
dem richtigen Weg sind. Mittlerweile sind über 
80 Personen dem Verein beigetreten und rund 
330 sind im Netzwerk registriert. Es gibt viel 
Enthusiasmus und Einsatz in den Reihen der 
Mitglieder. Viele Stiftungen wollen mit uns koo-
perieren und fragen nach unserem Rat, wenn es 
um Integrationsprojekte geht. Mit regelmäßigen 
Podiumsdiskussionen, Workshops und Mento-
renprogrammen tragen wir zu einem sehr viel 
sensibleren Umgang mit dem Thema Integration 
bei und gestalten so die deutsche Medienland-
schaft aktiv mit. 

Die Verfasserin ist Journalistin und 1. 
Vorsitzende des Vereins Neue Deutsche 
Medienmacher e.V. 



	 	  politik und kultur    •  juli – August 2011  •  Seite 11inter  kultur
• • • • • • • •

Prozesse der Veränderung journalistisch begleiten
Von medialer Segregation zu interkultureller und medialer Integration / Von Ercan Karakoyun

Vor 50 Jahren unterzeichneten die Türkei 
und Deutschland das Anwerbeabkommen. 
Die Initiative ging von der Türkei aus. Sie 
hatte dabei im Wesentlichen zwei Interes-
sen: Zum einen erhoffte man sich durch die 
Rückkehr der in Deutschland mit moder-
neren Produktionstechniken vertraut ge-
wordenen Arbeitskräfte einen Know-How-
Transfer. Zum anderen sollten durch die 
monetären Überweisungen der Gastarbeiter 
in die Türkei das Handelsbilanzdefizit der 
Türkei im Handel mit Deutschland durch 
Überschüsse in der Übertragungsbilanz 
kompensiert werden, um die türkische 
Leistungsbilanz Deutschland gegenüber 
auszugleichen. Seit einem halben Jahrhun-
dert also leben die damals sogenannten 
Gastarbeiter nun in Deutschland.

Entwicklungen im Bereich des materiellen 
Wohlstands können statistisch nachgewiesen 

werden. Aber auch in anderen Bereichen kann 
beobachtet werden, dass die Migranten sich 
strukturell immer besser integrieren. Vielfach 
beobachten wir, dass aus Gastarbeiterkindern 
erfolgreiche IT-Experten, Journalisten, Politiker, 
Ingenieure und Unternehmer geworden sind. 
Vor diesem Hintergrund spielen deutsche, tür-
kische und auch deutsch-türkische Medien eine 
immer bedeutendere Rolle. Medien stellen nicht 
nur den sozialen Wandel dar, sondern beeinflus-
sen gesellschaftliche Realitäten fundamental, 
aus denen eine gemeinsame Basis für soziales 
Handeln entstehen kann. Die Einwanderung 
von Türken in die Bundesrepublik Deutschland 
und ihre daraus resultierenden Konsequenzen 
für die Gesellschaft ist nach wie vor ein äußerst 
kontrovers diskutiertes Thema. Dabei folgen die 
Diskussionen zum Teil nicht den Regeln der Sach
ebene und rationaler Argumentation, sondern 
bedienen auch populistische Motive. Es werden 
Bedrohungsszenarien entworfen, die einer em-
pirischen Überprüfung meist nicht Stand halten. 
Innerhalb der öffentlichen Debatte über Risiken, 
Chancen und Aufgaben der Einwanderung sind 
statt wechselseitiger Akzeptanz und dialogischen 
Strukturen zwischen Aufnahmegesellschaft und 
Migrantengruppen mitunter auch deutliche 
Signale von latenter oder offener Xenophobie 
zu finden. 
In diesem Diskurs stellen die Medien einen 
eigenen, in seiner Wirkung nicht zu unterschät-
zenden Faktor dar. Betrachtet man die inhaltliche 
Berichterstattung deutscher Presseorgane zum 
Thema Integration fällt die Bilanz eher negativ 
aus. In Beiträgen über Menschen nicht-deutscher 
Herkunft wird nicht nur in den Boulevardblät-
tern diskriminiert, sondern nicht selten auch in 
den sogenannten Qualitätsmedien. Eine Grund-
lage für den Integrationsprozess in Deutschland 
bildet das Erlernen der Sprache der Mehrheits-
gesellschaft, die auch durch entsprechende Me-
dienrezeption vermittelt werden kann. Der Grad 
der Integration dürfte dementsprechend davon 
abhängen, dass auch durch die Art und Weise 
des Medienkonsums durch Deutsch-Türken in 
Deutschland ihre Willigkeit und ihre Fähigkeit zu 
Integrationsleistungen beeinflusst werden. Hier 
ist von Bedeutung, welche medienspezifischen 
Arrangements die Orientierung und Integration 
von Einwanderern begünstigen bzw. behindern.
Für die Mitglieder einer Gesellschaft stellen Medi-
en einen wichtigen Zugang dar, um den Wandel 
zu einer durch verschiedene Migrationshinter-
gründe geprägten multi-kulturellen Gesellschaft 
zu begreifen und dabei neue Formen der Identi-
tätsbildung und Integration zu eröffnen. 

Deutsch Türkische 
Nachrichten
Die Deutsch Türkischen Nachrichten (www.
deutsch-tuerkische-nachrichten.de) sind ein 
Internet-Portal für Türkei interessierte Deutsche, 
Türken und Deutsch-Türken. Sie positionieren 
sich in einer relevanten Zielgruppe. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass ca. 4 Millio-
nen Türken in Deutschland leben. Wenn man 
Familien, gemischte Ehen und andere Gruppen 
mit Migrationshintergrund hinzuzählt, kann man 
von einer Gruppe von ca. 6 Millionen ausgehen. 
Diese Gruppe von Deutsch-Türken in Deutsch-
land ist in den Mehrheitsmedien nur sporadisch 
vertreten und wird dort oft sehr eindimensional 
thematisiert. Türken in Deutschland informieren 
sich hingegen oft nur in sogenannten Ethno-
Medien, die am Herkunftsland orientiert sind und 
ausschließlich in türkischer Sprache erscheinen. Café Șelale, Neukölln 2008. Foto: Loredana Nemes

Nicht selten sind diese Medien ideologisch ge-
prägt. Die Deutsch Türkischen Nachrichten sind 
Ende 2010 gestartet und können nach kürzester 
Zeit auf eine bemerkenswerte Entwicklung 
verweisen: Im April 2011 verzeichnete die Seite 
über 300.000 Klicks. Einzelne Artikel wurden 
über 1.000 Mal auf Facebook verbreitet, nicht 
selten gibt es Beiträge mit mehr als hundert 
Kommentaren. Auch im Hinblick auf die journa-
listische Reputation sind die Deutsch Türkischen 
Nachrichten eine Erfolgsgeschichte: Von der Bild-
Zeitung über Spiegel Online bis zur New York 
Times wurden die exklusiven Geschichten zitiert. 
Die Deutsch Türkischen Nachrichten bauen auf 
einer sehr modernen Aggregationstechnologie 
auf. Inhalte aus türkischen Zeitungen und deut-
schen Publikationen, aber auch relevante Inhalte 
aus Zeitungen, Blogs sowie sozialen Medien 
werden auf das Wesentliche verdichtet. Darüber 
hinaus werden die Informationen von Journa-
listen in knapper und ansprechender Form auf 
Deutsch und Türkisch dargestellt. Zahlreiche 
Interviews, eigene Beiträge, Gastkommentare 
und Recherchen ermöglichen die Produktion von 
echtem Exklusiv-Material. Das Ergebnis ist ein 

Webportal – die Deutsch Türkischen Nachrichten 
–  mit tagesaktueller, unabhängiger und neutraler 
Berichterstattung über türkische Strömungen 
und Nachrichten aus der Türkei in Deutschland 
sowie wöchentlichen Zusammenfassungen 
der entscheidenden Themen. Die Zielgruppe 
umfasst alle „Entscheider“, die mit türkischen 
Themen in Berührung kommen. Das Spektrum 
reicht von türkischen Interessensverbänden und 
Unternehmern, die tagesaktuelle Nachrichten 
als Entscheidungsgrundlage benötigen, bis hin 
zu deutschen Entscheidungsträgern aus Politik, 
Wirtschaft, Kirche oder Kultur, die es als wichtig 
erachten, die türkische Kultur, die Menschen und 
deren Bedürfnisse besser zu verstehen.
Die türkischen Medien in Deutschland (Zaman, 
Hürryiet, Millyiet u.a.) erscheinen ausschließlich 
in türkischer Sprache. Insbesondere gut ausge-
bildete, in Deutschland geborene Türken sind an 
einer deutschsprachigen Berichterstattung über 
ihre ethnische Gruppe interessiert. Für „User Ge-
nerated Content“ mit redaktioneller Betreuung 
gibt es in Deutschland bisher keine Plattform. 
Behörden, Unternehmen, Verbände, Experten, 
Institute, Wissenschaftler oder einfach Privat-

personen als Blogger stellen neue Informationen 
und Meinungen als Individualisten ins Netz. Die 
große Menge an oft hochwertigen Informationen 
findet der durchschnittliche Medienkonsument 
– egal ob Türke oder Deutscher – nur über Such-
aktionen oder per Zufall.
Auf der Website www.deutsch-tuerkische-
nachrichten.de beabsichtigen wir, den Prozess der 
Veränderung journalistisch zu begleiten. Neutral, 
aber neugierig. Unabhängig, aber engagiert. Ob-
jektiv, aber offen für viele unterschiedliche Positi-
onen. Das Ziel ist eine tagesaktuelle, unabhängige 
und neutrale Berichterstattung über türkische 
Strömungen und Nachrichten aus der Türkei in 
Deutschland – für Türken und Nicht-Türken – 
und damit der Weg von medialer Segregation zu 
interkultureller und medialer Integration. Wenn 
Menschen voneinander wissen, verstehen sie 
sich besser. Die Deutsch Türkischen Nachrichten 
wollen dazu einen Beitrag leisten. 

Der Verfasser ist Herausgeber der 
Deutsch Türkischen Nachrichten sowie 
Vorsitzender des Forums für Inter
kulturellen Dialog e.V. 
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Nachhaltigkeit für das Stadttheater
Von Malte Jelden

Pünktlich zum 50. Jahrestag des Anwer-
beabkommens mit der Türkei werden die 
Münchner Kammerspiele im November 
2011 die Produktionen „Gleis 11“ und 
„München – Diyarbakir“ zeigen. Das Stück 
„Gleis 11“ setzt den historischen Empfang 
der Gastarbeiter in den sechziger und sieb-
ziger Jahren im Bunker unter dem Münch-
ner Hauptbahnhof in Szene. Die Zuschauer 
werden auf dem Bahnsteig mit Koffern 
und Taschen bepackt und dann mit dem 
Megaphon unter die Erde geleitet. Dort, 
in den stickigen Hallen des ehemaligen 
Luftschutzbunkers, treffen sie auf Zeitzeu-
gen der ersten Gastarbeitergeneration. Sie 
begegnen Frauen und Männern aus Italien, 
Griechenland, der Türkei und Tunesien, 
aber auch ehemaligen Reinigungskräften 
und Beamten des Arbeitsamtes, die damals 
die Ankommenden nach ganz Deutschland 
weiter verschickten. 

Zwei Dinge sind besonders eindrücklich: Die 
Kälte und Unwirtlichkeit dieses Ortes, an 

dem die Bundesrepublik Menschen empfing, 
die doch gebeten worden waren zu kommen. 
Und gleichzeitig die Wärme und Herzlichkeit, 
mit der diese Menschen auch heute noch über 
Deutschland reden. In einem anderen Stück, 
„München – Diyarbakir“, wird wiederum be-
leuchtet, was zwei Generationen später aus 
diesen ersten Begegnungen geworden ist. Wir 
suchen eine Familie, die sowohl in München, 
als auch in der Kurdenhauptstadt Diyarbakır 
lebt und fragen danach, wie sich Identitäten, 
Selbst- und Fremdbilder durch Trennung und 
Migration verändert haben. Türkische und 
deutsche Schauspieler werden versuchen, eine 
gemeinsame Theatersprache zu entwickeln bzw. 
Unterschiede auszuhalten. 
Bereits seit einigen Jahren befassen sich die 
Münchner Kammerspiele mit den Geschichten, 
Biografien und Träumen von Zuwanderinnen 
und Zuwanderern nach Deutschland. Neben dem 
Projekt „Munich Central“, einer mehrwöchigen 
Intervention im arabisch-türkisch geprägten süd-
lichen Münchner Bahnhofsviertel wurde in einer 
ganzen Reihe von Projekten versucht, sich den 
Wirklichkeiten unserer Einwanderungsgesell-
schaft zu stellen. Es begann mit dem Stadtprojekt 
„Bunnyhill“ im Münchner Hasenbergl und dem 
Stück „Ein Junge der nicht Mehmet heißt“. Es 
folgten das Festival „Doing Identity – Bastard“ 
München, die „Hauptschule der Freiheit“ und 
eben „Munich Central“. Im Mai 2011 wiederum 
trafen sich beim Format „Meet the Neighbours“ 
fast täglich unser Publikum und eine Gruppe 
von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
in der ehemaligen Bayern-Kaserne in München-
Freimann, die den Kammerspielen als Außen-
spielstätte und der Regierung von Oberbayern 
als Flüchtlingsunterkunft dient. 

Interkulturelle Öffnung der 
Theaterlandschaft
Bei all diesen Projekten der Münchner Kammer-
spiele stellt sich die Frage, ob sich die deutsche 
Theaterlandschaft durch den Zuzug der dama-
ligen „Gastarbeiter“ wirklich verändert hat. Ich 
muss leider sagen: Nein! Oder: Noch nicht. Wäh-
rend des Festivals „Doing Identity“ im März 2008 
hatten wir beispielsweise den Publizisten Mark 
Terkessidis eingeladen, der uns, also dem deut-
schen Stadttheater, fundamentale Versäumnisse 
im Umgang mit den veränderten gesellschaft-
lichen Strukturen vorwarf. Terkessidis forderte 
uns auf, den Zugang zu unseren Räumen – un-
seren heiligen Hallen – zu erleichtern, indem wir 
zum Beispiel auch Popkonzerte veranstalten, wo 
sonst Shakespeare gespielt wird, und uns in un-
serem Spielplan den Themen und Problemen der 
Zuwanderung zu stellen. Aber diese Öffnungs-
versuche hatten die Münchner Kammerspiele 
damals bereits seit einigen Jahren unternommen 
und unternehmen sie heute noch. In unserem 
Schauspielhaus wurden und werden immer 
wieder alle Stühle ausgebaut, um Konzerte zu 
veranstalten, Poetry Slams, Mammut-Lesungen 
oder Kongresse. Wir haben dort Orhan Pamuks 
„Schnee“ erstaufgeführt, genauso wie Mathieu 
Kassowitz’ „Hass“ oder Björn Bickers „Illegal“. 
Und trotzdem hat sowohl bei den Akteuren dieses 
Theaters (Schauspieler, Regisseure, Drama-
turgen, usw.), als auch bei seinem Publikum ein 
wirklicher Wandel noch nicht einmal begonnen: 
Der Anteil von Migrantinnen und Migranten 
auf beiden Seiten des Vorhangs ist nach wie vor 

verschwindend gering. Und das liegt daran, dass 
Terkessidis mit seiner grundsätzlichen Kritik und 
seiner grundlegenden Forderung nach einem 
„Intercultural Mainstreaming“ völlig richtig liegt. 
Denn dabei geht es gerade nicht um punktuelle 
Irritationen des Hauptprogramms durch gele-
gentliche Ausflüge in die Popkultur oder eine 
Multikulti-Inszenierung pro Spielzeit, sondern 
darum, dass eine Institution wie das Stadtthea-
ter ihr gesamtes künstlerisches, personelles und 
strukturelles Handeln unter der Maßgabe einer 
interkulturellen Gleichstellung versieht.
Das klingt wie eine nicht erfüllbare Forderung, 
aber ich habe in den letzten Jahren den Eindruck 
gewonnen, dass wir nur mit einem radikalen An-
satz wirkliche Veränderungen erreichen können. 
Denn wenn ich ehrlich bin, kann ich nicht erken-
nen, welche Fortschritte unsere Gesellschaft und 
unser Theater gemacht haben, seit ich als Kind in 
den siebziger Jahren der LP „Ein Fest bei Papa-
dakis“ vom Grips-Theater lauschte. Wir müssen 
uns immer noch bewusst gegenseitig einladen, 
miteinander zu leben, wobei die Bringschuld in 
dieser Sache eindeutig bei Familie Müller liegt 
und nicht bei den Papadakis. Teilhabe heißt 
das Zauberwort, in der Bildung genauso wie in 
Politik und Kunst. Und die Schlüssel zu all den 
Institutionen, die hierfür relevant sind und zu 
denen eben auch die Theater gehören, halten 
immer noch Herr und Frau Müller in Händen.
Das deutsche Stadttheater könnte bei diesen 
Türöffnungen und Schlüsselübergaben erho-
benen Hauptes vorangehen. Schließlich verfügt 
es dafür über unzählige Möglichkeiten: Es ist eine 
öffentliche Versammlungsstätte, Ort des künst-
lerischen, sozialen und politischen Diskurses, es 
vereint die unterschiedlichsten Berufsgruppen 
unter einem Dach, es untersucht immer wieder 
neue ästhetische Verfahren, probiert sich aus im 
Spannungsfeld zwischen Hochkultur und Trash 
und arbeitet zunehmend interdisziplinär in der 
Verbindung mit Musik und bildender Kunst. Aber 
viele Theater scheinen Angst zu haben vor einer 
interkulturellen Begegnung. Wahrscheinlich, 
weil eine echte Begegnung, also ein künstle-
risches und soziales Miteinander auf Augenhö-

he, natürlich ergebnisoffen sein muss. Und das 
würde bedeuten, dass eine Kunst entsteht, die 
wir noch nicht kennen, ein „Bastard“, der sich 
genauso schief zusammengesetzt anfühlt, wie 
heute das Leben in jeder deutschen Großstadt.
Wir haben an den Kammerspielen in den letzten 
Jahren mit einigen Projekten eine solch positiv 
besetzte sogenannte „Bastardisierung“ erreicht. 
Aber auch wir haben uns bisher immer wieder 
aus unseren selbstgebastelten Nischen zurück-
gezogen. Haben uns besonnen auf das „Kern-
geschäft“ und das „Kernpublikum“, haben die 
Ausnahme nie zur Regel gemacht und müssen 
uns deswegen manchmal auch zu Recht Exo-
tismus vorwerfen lassen und uns selbst fragen, 
ob wir die Ausflüge in die „echte“ Welt nur un-
ternehmen, um unser Dasein in der Kunstwelt 
zu rechtfertigen. Immerhin machen wir uns 
inzwischen Gedanken über die Nachhaltigkeit 
unserer Stadtprojekte. Wir bemühen uns, dass 
die Menschen, mit denen wir außerhalb des 
Theaters arbeiten oder die wir temporär zu uns 
ins Theater einladen, einen weiterführenden 
Nutzen aus diesen Projekten ziehen können. Wir 
haben Partnerschaften mit Schulen geschlossen, 
Räume und Strukturen etabliert, die auch nach 
unserem Weggang weiter genutzt und weiter 
gedacht wurden.
Auch wenn mit Projekten wie „München – 
Diyarbakir“ oder „Gleis 11“ der Versuch un-
ternommen wird, das Theater auch von innen 
her zu verändern, machen wir uns doch viel zu 
wenig Gedanken darüber, wie wir eine wirk-
liche Nachhaltigkeit für das Theater erreichen 
können. Wie wir es schaffen, dass Migrantinnen 
und Migranten das Theater kennenlernen und 
sich stärker dafür interessieren, dass sie anfan-
gen die Schauspielschulen zu bevölkern, so wie 
schon längst alle Casting-Shows, danach die 
Ensembles entern, und wir endlich in die Lage 
kommen, auf den Bühnen mit einem adäquaten 
Spiegelbild unserer Gesellschaft spielen zu kön-
nen. Das Theater muss sich verändern, will es 
nicht vergreisen und erstarren. Es muss sowohl 
den Kreis seiner Akteure als auch sein Publikum 
erweitern. Und nur, wenn wir die Begegnungen 

mit diesen zukünftigen Theatermenschen heute 
schon in den Vordergrund unserer Arbeit stellen, 
können wir diese Veränderungen nachhaltig 
ermöglichen.

Der Verfasser ist Dramaturg an den 
Münchner Kammerspielen 

Elif Café, Neukölln 2010. Foto: Loredana Nemes


